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Rechtsprechung
Zivilrecht

Bürgerliches Gesetzbuch
§§ 254, 276, 823 BOB. Zur Annahme eines 

stillschweigenden Haltungsverzichtes (wie 
auch zur Annahme eines Handelns aut 
eigene Gefahr) genügt nicht, daß der Mit­
fahrer eines Kraftfahrers mit einer Einwir­
kung des Alkohols auf die Fähigkeit des 
Fahrers zur sicheren Lenkung seines 
Wagens hätte rechnen müssen. Ein still­
schweigender Haftungsverzicht kann nur 
angenommen werden, wenn der Mitfahrer 
sich auch tatsächlich bewußt war, daß der 
Fahrer infolge des genossenen Alkohols 
nicht mehr in der Lage war, den im Kraft­
verkehr erforderlichen Aufgaben zu genü­
gen. RG.: DR. 1941, 1067 Nr. 1 

§823 BGB.; §185 StGB. Die sog. vor­
beugende Klage auf Unterlassung von Ein­
griffen in vom Gesetz geschützte Rechts­
güter, z. B. die Ehre, setzt keine unerlaubte 
Handlung, also kein Verschulden des Täters 
voraus; ein objektiv rechtswidriger Ein­
griff genügt. RG.: DR. 1941, 1068 Nr. 2 
(Herschel)

§839 BGB.; Art. 131 WeimVerf.; Ges. 
über die Reisekostenvergütung der Beam­
ten. Die Dienstfahrt eines Telegraphenober­
bauführers mit dem Kraftwagen von seinem 
Wohnsitz zu einer Baustelle fällt nicht nur 
dann in den Bereich der Ausübung hoheit-

wenn
behörc, nei^l'del1’ pe einen ł daIui,

beaneigenen
wenn el nR
fährt. RG.: gk o™. § iui»

§§ 1667, 1668, 6̂  |tung nacshhutz des>• Vermögensverwa zuni=cn ei"e
n.a ict das letzte wenigste^ |ii;l,e

winder 3 ^

...nB 1 V . 0̂

andere nach ngegangen feriegu«»

5S , gon.
1073 Nr Ab, %§§2300, 2̂ y  ~ - tz 1 
§§39 Abs. 2, tanientes 
Öffnung emei Tauch dann dem^ ^

,tö

2. 41 Satz ‘0der eines -
v - -'¡iliuuuuug — , „„pH u«***- nirhe

Ä ? , S d U S
rung nicht
den Al3. ob, wenn ^ o-nd ea ue=a , 

nicht die ,, Abs. 2 86 Nr, 5 
Abs“  1 BGBgJ V  l 941 
gewesen ist. {
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denen ihr ekeler gegründet\ a,
wesentlichen Te ie deS §52 tnje für 
mr die Anwendung wenn «j ei'
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: ?«r Fr;
desrasg54dp, außergewöhnlichen Nr'7 ímJPI EheG. RQ. dr kui

_____  Härte
¿ (M*ßfelIer)neÜ' RQ,: DR' 1941> 1078

V̂ ättunsS\7 EheG, fordert nur, daß die 
rii lthIulden&des ^  überw‘egend auf ein 
deniuführen ict jagenden Ehegatten zu- 
be,Älagten aber aucb> dab für
din5* °der aml* ein Seheidungsanspruch 
ein« muli iiemhr,nnr b?standen hat- Aller- 
£u Schulda\KQnek E Ehegatten, wenn er 
sn,;; erreich» pruch nach § 61 Abs. 2
4 « aus Ve’rsch.'u ein Scheidungsan- J h  2Ur e„r,rschulden nach §§ 47—49h&l ii
ten i '  för die^v s*eben . oder gestanden 
spr ,?c|i §55 r.a£e> ob dem bekl. Ehegat-
nicht̂ recht zusteht' l  Ehe°- ein wider'r Rn . no ’ h°mmt es aber darauf 
d>  nach « C R‘ 1941> 1079 Nr. 8 
iepiV^r 2u ,|L^bs-,.2 EheG, erhobenen,

fen6>  späteren prui"h
KarlS° er» Sie n- C 1 e n ilIn  
~ rlsruhe. l e- n icht aro-li»+;

Protokoll fal-m 1> n e „  e t l ic h e n ,  1 
Jen, " i> späteT‘derrspruFh kann die Bekl. 
Kark , n sie nick* erniln w'eder aufgrei- 
2oni)rube; DR f e r t i g  handelt. OLG. 

9 1941, 1079 Nr. 9 (v. Scan-

HGr .S ,Und Wirtschaftsrecht

:n,icht aifck eh.'nenes sich'" ailch -Ines Einzelkaufman-
delt "'i,..uni ein» p?r GmbH., selbst wenn 
Und’ y?naen nu,,'lnmanngesellschaft han- 
men , lllngsver,!n- ^ eiteres Außenstände 
M it te ln  le itungen herausgenom- 
w 'aber i’„ > nn andere Personen als
S '*»

jn «“ uuc i ci atmen ciio
o-i,n - sollen p S Geschäft aufgenommen 

eine” p^ch dennefi entsPrechenden Ver- 
Ist J|"hll or„,n. allemigen Gesellschafter 

«inj >  n iÄ A 181 BOB. entgegen. 
êfeit<Pn'hH. a,, „$er Gesellschaftsvertrag 

den a ĥ fäno-iicii1 .nur im Innenverhältnis 
einV >  ist daah Vollzug gesetzt wor- 
4en >nschaH^UrC 1 jedenfalls tatsächlich 

' V h  di» iSV.erhältnis begründet wor- 
ung eines solchen nur

tatsächlichen Gesellschaftsverhältnisses kann 
in aller Regel nur in. Wege der Auseinan­
dersetzung herbeigeführt werden. RG..
1941, 1080 Nr. 10 (Dietrich)

SS 105 ff. HGB. Da der Gesellschafter der 
OHG. — im Gegensatz zur stillen Gese 
schalt -  am GesellschafIsvermögen nn gan­
zen beteiligt ist, entspricht sein l.eweihger 
Kapitalanteil nicht ohne weiteres dem, was 
ihm im Falle der Auseinandersetzung n 
diesem Augenblicke zufallen wurde, son 
dern er bildet insoweit nur den Verteilungs- 
maßstab. .

Enthält der Gesellschaftsvertrag einer 
OHG. eine Bestimmung dahin, daß von den 
drei Töchtern einer Gesellschafterin im 
Falle ihres Ablebens nur eine in die Gesell­
schaft eintreten soll, alle drei aber zu glei­
chen Teilen den bis dahin auf ihrer Mutter 
jährlich entfallenden Reingewinn erhalten 
sollen so erwerben die Töchter einen un-

s r r »  Ä ä i na «.ä s  s

Ä Ä S . Ä Ä i '
88 5 Abs 4, 15 Abs. 3 GmbHG.; §133

BOB Ist im Gründungsvertrage einer
GmbH, festgesetzt worden, daß ein Gesell­
schafter einen ihm an einer anderen GmbH, 
zustehenden Geschäftsanteil als Sacheinlage 

SO ist es tatsächlich und rechtlich 
mödich darin bereits die Abtretung des 
einzubringenden Geschäftsanteils an > 
künftige Gesellschaft zu erblicken. KG.. DR 
1941, 1087 Nr. 12

8 1 UnlWG. Auch Veröffentlichungen in 
einer Fachzeitschrift, in denen zu einer zwei 
fiewerbezweige berührenden Streittrage, 
hier dem Streife zwischen der Fahrradindu­
strie und dem Fahrradgroßhandel ubei den 
Begriff „Markenrad“ , Stellung genomme 
w ird, können einem Wettbewerbszweck un­
terliegen, wenn sie von einer dem einen Ue-

werbezweig nahestehenden Person ausgehen 
und erkennbar für diesen Partei ergreifen. 
Daraus hergeleiteten Unterlassungsanspru- 
chen ist der ordentliche Rechtsweg nicht 
schon deshalb verschlossen, weil die Zeit­
schrift'Fachorgan eines Reichsinnungsver- 
bandes ist und dieser die Erörterung ucr 
Streitfrage angeregt hat. Eine vergleichende 
Heranziehung betriebswirtschaftlicher und 
sozialer Verhältnisse des bekämpften Ge- 
werbezweigs läßt sich weder unter dem Oe- 
sichtspunkte des Systemvergleiehs noch ge­
botener Abwehr rechtfertiger wenn die 
Heranziehung nicht erforderlich war und 
sich aui Umstände erstreckte, oie mit der 
7iir Erörterung stehenden Frage nichts zu 
tun hatte“ : DR. 1941, 1088 Nr. 13

Als Erteilungsbehörde ist das RPatA. be­
fugt, nicht nur den Gegenstand, sondern 
auSch den Umfang des Patentschutzes mit 
bindender Wirkung für den Verletzungs­
richter festzulegen. .

Hat das RPatA. in der Absicht, den 
Schutzumfang zu beschränken, bei dei t i  
teilung des Patents die von dem Anmelder 
geltend gemachte selbständige Schutzfahig- 
keit eines einzelnen Merkmals odei einer 
Untergruppe von Merkmalen der den Ge­
genstand cles Anspruchs bildenden Kombi­
nation verneint, so ist diese Entscheidung 
für den Verletzungsrichter verbindlich.

Die Wirksamkeit einer den I atentschütz 
unzweideutig einschränkenden Entschei­
dung des RPatA. im Erteilungsverfahren 
is mcht davon abhängig, ob es mit Recht 
das Einverständnis des Anmelders mit <
BScC«»k»»e DR“ «« .0«handen angesehen hat. RG.. DR. 1941,
Nr. 14 Preisbildung

8134 BGB.; PreisbildungsG. v. 29. Okt. 
10L  /poBl I 927); PreisstopVO. vom 1936 (KOd . , ; (Fortsetzung Seite 6)
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£  s l i e g e n  v o r :  S c h r i f t e n  z u m  J u g e n d  r e c h t

Band 2 lugcnöftrnfrcdit und Ijitler-lugcnÖ
Von Dr. jur. Gerhard Klemer

Werk behandelt Stellung und Aufgaben der Hitler-Jugend in der Jugendstrafrechtspflege Es geht aus von Wesen und 
Grundlagen des Erziehungswerkes der HJ einerseits und der Reform des Jugendstrafrechts andererseits. Sodann gibt es 
einen Überblick über den Einsatz der HJ auf dem Gebiete des Jugendstrafrechts, über die Ausgestaltung der neuartigen 
^echtsschulung der HJ sowie ihrer Disziplinargerichtsbarkeit und über den günstigen Einfluß der HJ-Zugehongkeit auf die 
Jugendkriminalität. Dieser Überblick wird allen Jugend- und Vormundschaftsrichtern, Jugendstaatsanwalten, Jugendämtern 
Uud sonstigen beteiligten Stellen willkommen sein. — Das Buch geht aber auch auf alle für die Neugestaltung in Betracht 
kommenden Fragen ein, insbesondere auf die Durchführung der Strafen, Zuchtmittel und Erziehungsmaßnahmen, sowie die 
Ausgestaltung von Jugendstrafverfahren und Gerichtsverfassung. Es zeigt dabei stets die Gesichtspunkte auf, die aus Stellung 
Und Aufgaben der HJ herzuleiten sind, und bringt Vorschläge zu der Frage, ob und wie weit dieHJ an den einzelnen 

Maßnahmen, am Verfahren und an der Gerichtsverfassung zu beteiligen ist. — Preis KW. 5.1Ü

Band 3 Die frjiehungsbeihilfe im Cehrperhältnis
Von Dr. jur. Siegfried Brieger

G'ese Arbeit wertet erstmalig die Ergebnisse sämtlicher Tarifordnungen bis Ende 1940 aus, die sich überhaupt mit der Er- 
J'ehungsbeihilfe — dieser neuartigen durch den Berufserziehungsgedanken begründeten Form der Lehrhngsvergutung — 
^schäftigen. Gleichzeitig ist die Rechtsprechung zu dieser Frage in erschöpfender Weise berücksichtigt. Nach Klarstellung 
des Wesens der Erziehungsbeihilfe werden zahlreiche praktische Einzelfragen erörtert: Entstehung und Beendigung des An­
wuchs auf Erziehungsbeihilfe, Formen und Methoden ihrer Berechnung, zulässige und unzulässige Abzüge Voraussetzungen 
Jlnd Höhe etwaiger Zuschläge, Mehrarbeitsvergütung usw. — Das Buch vermittelt so ein vollständiges Bild von den Rechts­
lagen der Erzichungsbeihilfe, deren Kenntnis für die Praxis, insbesondere die Betriebe, die mit dem Jugendarbeitsrecht be­
sten Dienststellen der DAF, der HJ und der staatlichen Arbeitsverwaltung sowie für die Arbeitsgenchte unerläßlich ist. 
trüber hinaus ist es ein wertvoller Ratgeber für alle Stellen und Organisationen, die sich mit der künftigen gesetzlichen 

und tariflichen Gestaltung der Erziehungsbeihilfe befassen. — Preis RM. 4.2U
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Das neue Grunderwerbsteuergesetz
vom 29. März 1940

unter Berücksichtigung sämtlicher Erlasse, Anweisungen und der neuesten L ite ra tu r

a. Auflage

Kommentar von Dr. jur. Otto Hartei
Umfang: 160 Seiten Preis: kart. RM. 5.70

Das Erscheinen des Buches fü llt eine Lücke in den Gesetzeshandbüchern aus.
Es wird vor allem dem Praktiker wertvolle Dienste leisten, da es eine systematische, 
nach einheitlichen Gesichtspunkten geordnete Darstellung des teils neu geschaffenen, 
teils erheblich umgeformten Rechtsstoffes in seiner Gesamtheit und die Angleichung 
an österreichisches und sudetendeutsches Recht nach dem neuesten Stande bringt.
Die Ausrichtung des Rechtsgebietes nach den Grundsätzen nationalsozialistischer 
Steuerrechtspraxis bedeutet einen neuen Schritt zur Rechtsvereinheitlichung.
Die seit langem gewünschte Gesamtdarstellung, die der Praktiker besonders auch 

wegen ihres niedrigen Preises begrüßen"wird!
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26. Nov. 1936 (RGBl. I, 955). Hat die zur 
Prüfung eines Grundstücksveräußerungs­
vertrags berufene Preisbehörde dahin ent­
schieden, daß der vereinbarte Preis volks­
wirtschaftlich nicht gerechtfertigt sei, und 
hat sie gleichzeitig einen geringeren Preis 
angegeben, zu dem die Veräußerung ge­
nehmigt werden solle, so ist der abgeschlos­
sene Vertrag in vollem Umfange nichtig. 
Er bleibt nicht etwa zu dem für angemessen 
erklärten niedrigeren Preise aufrechterhal­
ten. RG.: DR. 1941, 1093 Nr. 15 

§37 REG; PreisstopVO. v. 26. Nov. 1936 
(RGBl. I, 955). Hat die Preisbehörde in 
einem Vertrage über den Verkauf von Erb­
hofland unter Berufung auf die Preisstop­
VO. v. 26. Nov. 1936 den vereinbarten Kauf­
preis herabgesetzt, so bedeutet das nicht, 
daß der Vertrag ohne weiteres nichtig ge­
worden sei. Der beim AEG gestellte An­
trag, den Vertrag (mit dem herabgesetzten 
Preis) anerbengerichtlich zu genehmigen, 
ist daher nicht etwa mangels eines Rechts­
schutzinteresses unzulässig; das AEG hat 
vielmehr, indem es die Frage der Rechts­
gültigkeit des Vertrages offen läßt, über den 
Genehmigungsantrag sachlich zu entschei­
den. LErbhofGer. Celle: DR. 1941, 1096 
Nr. 16 (Vogels)

Reichsversicherungsordnung 
§§ 1542, 1524 RVO. Ein Sozialversiche­

rungsträger ist bei der Geltendmachung von 
Ersatzansprüchen aus § 1542 RVO. berech­
tigt, in derselben Sache für einen Teil des 
Schadens, z. B. Arzt- und Arzneikosten, die 
pauschalmäßige Berechnung nach § 1524 
RVO. anzuwenden und für einen anderen 
Teil (meist die Krankenhauspflege) die 
wirklichen Kosten zu verlangen. AG. Köln: 
DR. 1941, 1099 Nr. 17 (Wussow)

Bergrecht
§ 148 ABG.; §§ 2, 3 Ges. über die einst­

weilige Neuregelung des Straßenwesens 
und der Straßenverwaltung v. 26. März 
1934 (RGBl. I, 243). Ein vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes vom Eigentümer der Straße 
ausgesprochener Verzicht auf Ersatz künf­
tiger Bergschäden, der nicht in Ge­
stalt einer Grunddienstbarkeit verdinglicht 
wurde, steht demjenigen, der auf Grund 
dieses Gesetzes Träger der Straßenbaulast 
ist, bei einer Forderung auf Ersatz von 
Bergschäden, die zu seiner Besitzzeit an 
der Straße entstanden sind, nicht entgegen. 
RG.: DR. 1941, 1100 Nr. 18 

§§ 114, 120 PrAllgBergG.; §29 GBO. Soll 
auf Grund eines in notarisch beurkundeter 
Gewerkenversammlung gefaßten Beschlus­
ses die Umschreibung des Eigentums an 
dem Bergwerk im Grundbuche eingetragen 
werden, so beschränkt sich das Prüfungs­
recht des GBA. darauf, ob der Beschluß bei 
Zugrundelegung des beurkundeten Inhaltes 
ordnungsmäßig zustande gekommen ist. ln 
dieser Hinsicht muß die Urkunde ersehen 
lassen, daß der Notar die Legitimation der 
bei der Beschlußfassung beteiligten Gewer­
ken und der für sie erschienenen Vertreter 
geprüft und festgestellt hat. KG.: DR. 1941, 
1102 Nr. 19

Verfahren, Gebühren- und Kostenrecht 
§9 ZPO. Bei der Streitwertberechnung 

auf den 12Vsfachen Betrag des einjährigen 
Bezugs kommt es nicht darauf an, ob es 
mehr oder weniger wahrscheinlich ist, daß 
der Wegfall vor Ablauf von 12 V« Jahren 
eintreten wird. RG.: DR. 1941, 1103 Nr. 20 

§ 233 ZPO. Der Rechtsgrundsatz, daß der 
Rechtsanwalt und mit ihm die Partei für die 
Versäumung einer Frist durch ein Versehen 
des geschulten und bewährten Büroperso­

nals nicht einzustehen haben, gilt nur, wenn 
durch die Einrichtung des Büros und die 
Überwachung des Personals das möglichste 
getan ist, um Versehen auszuschließen. Die 
ungewöhnlichen Verhältnisse und Schwie­
rigkeiten der Kriegszeit sind auch bei der 
Beurteilung der Frage, ob ein unabwend­
barer Zufall im Sinne des § 233 ZPO. vor­
liegt, zu berücksichtigen. Von dem Rechts­
anwalt ist aber zu verlangen, daß er diesen 
Schwierigkeiten durch besondere Sorgfalt 
Rechnung zu tragen sucht. RG.: DR. 1941, 
1103 Nr. 21

§§ 256, 323 ZPO. Wird in einem Urteil, 
durch das ein Rentenurteil aufgehoben wird, 
kein Zeitpunkt für den Wegfall der Rente 
angegeben, so kann diese erst mit Rechts­
kraft des Urteils wegfallen. Lauten in einem 
solchen Falle Klageantrag und Urteil dahin, 
daß der Bekl. keinerlei Ansprüche mehr zu­
stehen, so geht das über §323 ZPO. hinaus 
und enthält gleichzeitig eine negative Fest­
stellung i. S. von §256 ZPO. RG.: DR. 1941, 
1105 Nr. 22

§ 566 a ZPO. Eine Einwilligung nach 
Abs. 2 dieser Bestimmung unterliegt dem 
Anwaltszwang. Die nachträgliche Einrei­
chung einer formrichtigen Erklärung zum 
Ersatz einer innerhalb der Rechtsmittelfrist 
in mangelhafter Form abgegebenen Einwil­
ligungserklärung heilt den Mangel nicht. 
RG.: DR. 1941, 1106 Nr. 23

§§ 4, 6 GKG.; §567 ZPO.; VereinfVO. v. 
1. Sept. 1939. Erinnerung gegen einen 
Kostenansatz kann nur diejenige Partei (Per­
son) erheben, welche durch den Ansatz un­
mittelbar als zahlungspflichtig in Anspruch 
genommen wird, nicht aber, wenn sie — 
sei es von der Reichskasse, sei es von dem 
erstattungsberechtigten Gegner — wegen 
dieser Kosten später in Anspruch genom­
men werden könnte. Die Beschw. gegen 
einen Gerichtsbeschluß, welcher die Nieder­
schlagung von Kosten betrifft, ist Beschw. 
betr. den Kostenansatz und deshalb nur 
zulässig, wenn der Betrag der niederzu­
schlagenden Kosten (z. Zt.) 200 JUt, über­
steigt. KG,* DR. 1941, 1106 Nr. 24

§20 Ziff.2 GKG.; §13 Ziff. 4 RAGebO. 
Läßt sich nicht eindeutig klarstellen, ob der 
Inhalt von Beiakten zwecks Beweises oder 
nur zur Information des Gerichts verwertet 
worden ist, so entscheidet in Zweifelsfällen 
der Zweck der Verwertung: es liegt dann 
Beweisaufnahme vor, wenn eine streitige 
Frage geklärt werden sollte.

§§ 104, 124 ZPO. Der ArmAnw., der die 
Festsetzung auf seinen Namen beantragt 
hat, während gleichwohl auf den Namen der 
Partei festgesetzt worden ist, kann im Wege 
der Erinnerung (Beschwerde) Abhilfe dann 
begehren, wenn er zugleich den Kostenan­
satz selbst beanstandet. Sonst kommt nur 
Berichtigung in Frage. KG.: DR. 1941, 1107 
Nr. 25

§30 GKG.; §521 ZPO. Rücknahme der 
Anschlußberufung erst nach dem Verhand­
lungstermin läßt in keinem Falle mehr die 
Ermäßigung der Prozeßgebühr für die An­
schlußberufung eintreten, ohne Rücksicht 
auf den Verlauf des Termins. KG.: DR. 
1941, 1108 Nr. 26

Recht der Ostmark
§158 ABGB.; §228 östZPO. Für Klagen 

der Kinder (im weiteren Sinne) auf Feststel­
lung der blutmäßigen Abstammung bedarf 
es keines Nachweises eines besonderen 
rechtlichen Interesses an der alsbaldigen 
Feststellung (§ 228 ÖstZPO.). Sie stehen 
einer Standesklage (nach § 158 ABGB.) 
gleich. RG.: DR. 1941, 1108 Nr. 27

§§988, 989 ABGB.; §1 Tschechosl. <J 
v. 9 Okt. 1936 (SduGuv. Nr. 262). Ein X  
traglicher Aufwertungsanspruch aus 
Goldklausel, der sich inhaltlich rnit ^  
auf dem Gesetz fußenden Anspruch u 
wird nicht dadurch aufgehoben, dai . 
terer durch eine spätere Gesetzes1̂  
mung ausgeschlossen wird. RG.: DK.
1109 Nr. 28 . vVÖ,

§ 131 österrVVG.; § 126 TschechV 
Die nach diesen Bestimmungen nptw p,ebe° 
Zustimmung desjenigen, aut dessen vßt
die Versicherung genommen îst,, kann

Person n icW .^ 'peiner minderjährigen . i«.
erklärt werden, wenn die Versicnei 'Jatin
den Ablebensfall genommen ist, de , g6. 
bezweckt sie nicht seinen Nutze“ ..ften, zu 
hört deshalb zu den Rechtsgesch lirig
denen der Minderjährige die ¿u yorIti-
seines Vormundes, u. U. sogar d ,,, 29 
Ger., braucht. RG.: DR. 1941, H ß| J,

1940 (Ry§13 (2) VO. v. 15. Jan.
191); §8 4, 13—15 Überleitung V ° -kurS 
28. Febn 1939 (RGBl. I, 358). ^ J jr e i t i -  
gegen Beschlüsse des OLG. in 311 n„ bei 
gen Sachen — Ausnahme nur, ' <jas 
erstinstanzlicher Entscheidung Q aus- 
OLG. Beschw. (Rekurs) andas « ,  u ll 
driicklich zugelassen. RG.: DK.
Nr. 30 unter-

Erbbiologisch«■ ¿n

vom

§ 362 ÖstZPO. ^ ------ ßsuchungen im Vaterschaftsproze Va-
Ähnlichkeit zwischen "dem verniutn1- y0ll-

Über
'tiichen

ter und dem Kinde sollen nicht
endun, 
des er

g des zweiten Lebensjahr«® ”  
-folgen. Verstößt ein Out««*^

vor
des

Begin

Kid" 
gegen 
ndunf? 

ausdiese Regel ohne hierfür eine ¿¿hon 
zu geben, so ist sein Gutach ,'nach§%
Hiooom rjrnn/Ja innrAlIctÜndlfi? ^ -At t lll*diesem Grunde unvollständig u ,041, 
ZPO. ungenügend. RG.: DK-

§9° Tscheeh-

¡t nieclej"

Nr. 31
§§15-19 TschechGenG.;

und ÖsterrZPO.; §21 Öste 
RZPO. Aus §15 Abs. 1 Tsche 
zu folgern, daß das Vorstands»« 
Genossenschaft sein Amt jed fschecy 
legen kann. Aus den §§,.15Mitglieder de 
GenG, geht hervor, daß die ^  “sSenscha 
Vorstandes als Vertreter der G , «ulich d 
anzusehen sind, auf die gr“ ” ' ,„n ßevo1' 
Bestimmungen des ABGB. uh« sjnd, RG- 
mächtigungsvertrag anzuwenu 
DR. 1941, 1112 Nr. 32

Reichsarbeitsgericht ß des
§§313, 543 ZPO. Notwendig«« ' erfahren- 

Urteilstatbestands im ReruluDSunciiaiaiuc&uuiub in* , Oo .,orc
RArbG.: DR. 1941, 1112 HÜfsarhe'^.

Begriff des gewerblichen n jsen. JV 
i. S. der Tarifordnung für d‘ WirisJ;k®r!ff
fall- und Elektroindustrie de y j  ßeg. gj
gebietes Westfalen v. 28. Ma» i04l» 1 
des Angestellten. RArbG.:
Nr. 34 be-

Eine Abschlußvergütung ^ ? ijches a
sonderen Umständen ein zU ‘ gel?|S
gelt für die in der Vergangen ( sje 3 
Dienste sein. Im allgemeinen Arie1 ^  
eine Sondervergütung '• >  n iens<e d7.l2en- 
iiung für das Ausharren irn y  j er s. .
ternehmers, die dem Gedank®“  erh| 
seitiiren Treuoflicht im A rbJl>c GefoJ»
entspringt. Grobe Verstöße ĵ grecHhj? r 
manns gegen seine Treupfhcr7 h\ungein u 
deshalb den Unternehmer, die ütung
vertragsmäßigen A b s c h lu ß ^ ,11, Nr. 3h

rrweigern. RArbG.: DR- l941’ sd)VO. v/
Gemäß §18 Abs. 2 Vwndmier befug'; 

4. Sept. 1939 ist der Gütern^ Zu9ainnte“ 
bei Umstellung des Betrieb . Mai5nVhang mit krfegswirtschaftWnen ^  Künd 
men einem Gefolgsmann au h zuZUWeise»< 
gung eine andere Tat
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Ankauf von Sammlungen

B riefm arken
Gute Einzelmarken und Sammlungen 

kauft stets höchstzahlend 
Briefmarkenhandlung W. F. Deschler

Berlin W  62, Kleiststraße 3

Briefm arken,
Altdeutsche und Koloniale 

kauft und v erk au ft
Hans Sinn,

B a d  B r a m s t o d t .  H o la t e ln .

Sabeff Post Uber 1000 Angebote 
gratis! Neuheiten b illigst! 500 
versch. Oesterreich zu RM 15.80 
durchschnittl. 3 Pf. pro Stück / 

----------  Slowakei 50 versch. 5.80 / Bul­
garien 2i 0 verseil. 7 80 / Ungarn 5C0versch. 
OSO / 300versch.Polen 15.— /300versch. 
Tschechoslowakei 25.— / 1000 versch. 
Oesterreich 150.— / 325 versch. Rumänien 
12.50 / 525 versch. Rußland (mit Ukraina 
und Kaukasien) 75.— / 700 versch. Oester­
reich 58.— / 100 versch. Rußland 2.50 I 
525 versch. Rumänien 110.— / 435versch. 
Rumänien 45.— / Luxemburg 16 Werte 
kompl. 20.— / Polen -  Gouvernement I 
26 Werte kompl. 25.—. Porto extra 54 Pf. 
Kasse voraus. Konto Leipzig 54484. 
Briefmorkenhaus S a b e f f ,  W i e n  IX/71.

W erd et 
M itg lied  d er  
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G r u n f t f c h u l f t  i m  m o d e r n e n  G r u n h b u d i o e r k e h r
v o n I> r . H e r b e r t  K o w a ls k i,  Rechtsanwalt und Notar in Beuthen O/S.

2. neubearbeitete und ergänzte Auflage 1939 mit einem Anhang devisen- und steuerrechtlicher Frage 
von Dr. Hans Kliiber, Verwaltungsrechtsrat in Berlin 

Umfang 90 Seiten. Preis 3 .— HM
-sten, ers*e Auflage dieser Schrift schreibt die Deutsche Notarzeitschrlft: „Das flüssig geschriebene Buch 

d ii der rechtlichen und wirtschaftlichen Bedeutung der Grundschuld. Die wesentlichen 0rundsätze de^ ^^^
n " e w rimdschuld unter Berücksichtigung des Schrifttums und der Ergebnisse der Rechtsp:re,';ihhUr gh priirte^^w eiden die Begehungen zwischen T e r 
' '"Keil, die bei der Verwendung der Orundschuld Im Kreditverkehr täglich auftauchen. Ausführlich erörtert werden die Beziehungen zwischen der 

c ti„u  . ue' ucr s ..... . „  ______ ,____ n . . v i . k . i , u k  mwt stnhiitzmaßnahmen. die dem Eigentümer gegen die aus der

K

^^S S S S S S S S  O ** . Oelahien ,  O r t « , . . « . » .  “ “ h '-  — —entier.

^ O r u Schrift „Deutsches Recht'' schreibt zur 2. Auflage: „Das Buch ist flüssig geschrieben. Es gibt eine recht übersichtliche Darstellung übet das Recht 
Undschu1d und w ird seinen Benutzern zweifellos vortreffliche Dienste leisten.*4

fllg  uber die behandelten bHagTauTh p r^ iis ch e  H^weise « d  kann ais brauchbares Hilfsm ittel empfoh.en werden.'

D iwans  s a c k , v e r l a g , B e r l i n  s w  68 , w i l i i e l m s t r a s s e  121
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5 t t  0efê !icf>e Hnfccbaliteanùmich 
àc$ ocídiíc&cncn Regatten

Son $r. #an# gurier, Ke^tsamoalt in Sßforäfietm unb 
^rofeffor an bec Xedjnifiiien gotfjfdjule in ftarlsrulje. 
ßftao. VIII, 164 Seiten. 3MTÎ 6 —
3n biefer Sdjrift tuirb bie grage ber Urtterljattsgetöäl). 
rung bei Eljefdjeibuiig oon einem ijerorrogenben Sßral* 
titer mit Stusfüfjrungen oon toiifeiifdjaftlicfiem Slang er* 
örtert in einer SBeife, bie iotooi)! bem 9ie<f)tstt>ai)rer 
toie bem an ber grage intereffierten t£f)e= unb Sdjei* 
bungspartner bie erroüitfcf)ten tlluf(cfjtüiie gibt.

3 u it ü r 3 e e r f cf) e i n i :

üücttbctbocbecccitt
mit bem 9?ed)t ber 3ugaben unb Dlabatte unter ffieriicifidj* 
tigung ber ©ejtimmungen bes SBerberates. $ür bie ißrari® 
unb Stubium erläutert oon $r. jur. fJWcjanb«: ¿Iftev, 
SerlagsbirettorinSerlin. Ottao.VlII,343 Seiten. 919JI 6.75 
(ffiuttentagFdje Sammlung 35eutfd)er 9fdd)sgefe®e 91t. 37.)

©as SBettberoerbsredft, bas eine ergänjenbe ffirunblage 
burdj bie' Xätigfeit bes SBerberates ber beutfdjen SBirt» 
fdjaft erhalten Ijat, im Sinne einer gemeinreä)tlid)en 
SBettberoerbsorbnung ben 3 'itere(feuten oerftänblict) 311 
oermittein, ift bie Slufgabe bes oorliegenbeit Suctjes, 
bas in neuer Eeftalt unb unter neuem Xitel erfdjeint. 
Es oertudjt, bie Aufgabe burcf) eine Jitappe, aber in alle 
toeientHdjen fragen einbringenbe Erläuterung 3U erfüllen.

Verlag Saltee de ©cui»iec & @o.
S te l in 3 B 3 5

+  O p f e r t  f ü r  d a s  2 . K H W !

Zwei. Neuerscheinungen von F. A . IVI Ü I l e P ß i  j
Das objektive Recht und die subjektiven Rechte,
In h a lt :  Naturwissenschaft u. Wertwissenschaft. Der absolute 
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Das Recht im Kriege
Einige Betrachtungen

Von Reichsminister Generalgouverneur Dr. Hans  F r ank

.Das schöne und tiefe W ort des Führers in seiner 
x ^ u j a h r s b o t s c h a f t  1941 an das deu t sche  
V° l k ,  wo n ac h  in d i esem K r i e g e  zum 
erst enma l  in der  G e s c h i c h t e  das Rech t  
^ en Sieg d a v o n t r a g e n  w i r d ,  i s t  eine g e ­
wal t i ge  E m p o r s t e i g e r u n g  des s o ns t  so 
£erne f o r m a l  gesehenen  R e c h t s b e g r i f f s  
7  w e l t g e s c h i c h t l i c h e  Bere i che .  Es ist klar, 
âß diese Formulierung des Führers nicht nur eine 

Politische, sondern auch eine eminent geistesge- 
j'rhichtliche Bedeutung besitzt. Ich jedenfalls gebe 
ß'esem so sehr ernsten Wort des Führers aus dei 
größten Epoche seines Lebens in der deutschen

„htsgeschichte einen Höchstpunkt. , .
r, Sehr oft wurde in der Geschichte der Begriff des 
Achtes zwar in Verbindung gebracht mit politi­
schen Ereignissen. Vergleichbar den Beteuerungen 
ßer Prozeßparteien, von denen jede der ausgleichen- 

Richtermacht gegenüber für sich das Recht m 
Anspruch nimmt, ist es durchaus üblich geworden, 
innerhalb jedes Krieges von jeder der kämpfenden 
Parteien das eigene Kriegsziel als schlechterdings 
^ntifizierbar mit der weltgeschichtlichen üerech- 
.gkeit hingestellt zu sehen. Die Beispiele hierfür 

Slnd Legion. Wenn aber der Führer des Großdeut- 
s?hen Reiches, der Gestalter der einen Weltumbruch 
gleitenden nationalsozialistischen Weltanschauung,
, r Schöpfer des größten autoritären Staatsgebildes 

7 er Zeiten, mitten in einer Auseinandersetzung mit 
in den letzten Zügen liegenden Restreprasentan- 

ter> der sterbenden plutokratischen Weltordnung an­
gesichts einer durch den bisherigen Verlauf des 
nrieges unwiderleglich bewiesenen Siegeslage das 
j^cht ais den Sieger in diesem Kriege deklariert, so 
si das nicht eine mit den eben skizzierten welt- 
Fschichtlichen Parteibehauptungen in Zusammen- 
7*ig stehende Äußerung, sondern es ist die Kund-
7 ,,e eines Entwicklungsprozesses durch den scnick- 
|alberufenen Gestalter der kommenden Ordnung. 
7'che Worte besitzen die Kraft der Vermittlung 
!tles Glaubensinhalts. _ . ,  , .

H Seit 22 Jahren stehe ich als politischer Soldat in 
etl Reihen Adolf Hitlers. So hoch und so bedeut­

sam auch die Aufgabe stehen mag, die der Führer 
seinen alten Mitkämpfern immer wieder anvertraut 
— wir bleiben doch stets die alten Kämpen jener 
Zeit da wir in den ersten Perioden der Bewegung 
uns ’um Adolf Hitler scharten. So muß ich in diesem 
Augenblick, da ich das W ort des Führers aus seiner 
heurigen Neujahrsbotschaft zitiere, mich so sehr er­
innern an den Kampf, den gerade unser Führer zum 
Inhalt seines Lebens gemacht hat: den K a m p f  um 
das Recht  se ines d e u t s c h e n  Vo l kes .  Wie 
oft mußte er sich gerade wegen dieses seines 
Rechtskampfes vor den Gerichten des früheren b\- 
stemstaates rechtfertigen! Es war für mich als Ver­
teidiger des Führers damals immer einer der stärk­
sten Eindrücke, Adolf Hitler im Gerichtssaal zu er­
leben: immer stolz und seines Weges bewußt, immer 
der aufrechte und aufrichtige deutsche Kampfer, 
aber immer auch der vornehme Bekenner der Auto­
rität des Rechtes im deutschen Sinne. Immer spurte 
man, daß für ihn die Gerichtsstätte der ernste Raum 
sein konnte, in dem er erwarten wollte, sein Recht 
und damit das Recht seiner Bewegung und damit 
das Recht seines Volkes gegenüber den formalisti­
schen Unterdrückungsversuchen seiner innenpoliti­
schen Gegner, die damals die Regierungs- un 
Gesetzesmacht in Deutschland ausübten, zu

laiEse?st heute bei der Rückschau auf diese Zeit be­
greiflich, daß die Erfahrungen mit den Moehch- 
keiten und Unmöglichkeiten formaler Gerechtigkeits­
übung, die wir in unserem Kampf um die Durch­
setzung der Bewegung un Deutscheii Reich zu 
machen so überreich Gelegenheit hatten, mit dei 
Ausgangspunkt für jene grundsätzliche antiformal­
juristische Einstellung ist, die den weltanschaulichen 
Kampf der NSDAP, in weitem Umfang zum Träger 
der seit vielen Jahrhunderten in Deutschland beste­
henden Kluft zwischen Volksrechtsauffassung und 
formalistischem Juristenrecht machte.

Ich möchte keinen Kommentar zu dem W ort des 
Führers von dem Sieg des Rechtes in diesem Kriege 
geben Aber dieses W ort ist für uns Programm. Die 
geschichtliche Einbezogenheit der Rechtsidee in den

129



1026 A ufsä tze

Entwicklungsablauf von Völkerschicksalen ist die 
Ergänzung der Expansion des Rechtsbegriffs auf 
kulturellem Gebiete. Denn so wie das Recht nun­
mehr zum großen, tragenden sittlichen Gedanken 
unseres Kampfes geworden ist — dieses Recht des 
deutschen Volkes und der anderen gesunden, jungen 
und lebensgierigen Völker auf freie Entwicklung 
und Befreiung vom britischen Plutokratenjoch —, 
so ist dieser Begriff des Rechtes auch1 in seiner 
Kulturbezogenheit über die juristischen Grenzen weit 
hinaus gedrungen. Die Kultur setzt die gerechte 
Ausgeglichenheit der innervölkischen und zwischen­
völkischen Spannungen in weitem Umfange voraus. 
Ohne Rechtsordnung keine Lebens- und Wirk- und 
Werksicherheit! In einem von wilden Gewalten hem­
mungslos und willkürlich durchtobten Chaos kann 
sich kein Ethos entwickeln als Grundharmonie einer 
kulturellen Entwicklung von Persönlichkeiten und 
Völkern. Zur Gänze ausgeschlossen ist jede Kultur­
entwicklung selbstverständlich gerade dort, wo das 
Erscheinen eines „Kopfes“  durch das Ins-Leben- 
treten-lassen irgendeines schöpferischen Werkes so­
fort die Neigung der Willkürmachthaber hervorruft, 
diesen „Kopf“  als allenfallsigen Konkurrenten in 
dem brutalen Willkürringen um die Macht zu besei­
tigen. Ohne die aus der gemeinschaftlichen Rechts­
lage und ihrer Bewußtheit aufsteigende Arbeits­
und Leistungsgewähr kann nichts Führendes und 
die Weiterentwicklung Förderndes innerhalb einer 
Volkskultur entstehen. Wenn daher der Führer vom 
Recht als dem Sieger in diesem Weltkriege spricht, 
so b e d e u t e t  d ies o f f e n b a r  auch die S c h a f ­
f u n g  j e n e r  G r u n d l a g e n  der  k u l t u r e l l e n  
e i g e n v ö l k i s c h e n  E n t w i c k l u n g ,  d ie  als I n ­
h a l t  der  k o m m e n d e n  O r d n u n g  zu g e w ä h r ­
l e i s t en  ist.

Das Rechtsideal des Nationalsozialismus, in Punkt 
19 unseres Parteigrogramms in den Begriff des völ­
kischen Gemeinrechts kristallisiert, ist zum Vorbild 
der modernen Rechtsform weit über das Deutsche 
Reich hinaus geworden; denn überall spürt man die 
Umbruchsperiode an dem Zerfall der alten Ideale 
und Prägungen. Welches Gezeter war nicht einein­
halb Jahrhunderte lang in allen Weltdialekten mit 
dem Begriff des bürgerlichen Rechtsstaates! Was 
verstand man darunter nicht alles an angeblichen 
Segnungen, staatlichen und gesellschaftlichen Fort­
schrittsideologien! Und heute? Wer möchte es heute 
noch im Ernst wagen, diese alten Ladenhüter der 
sogenannten französischen Revolution und ihrer 
Epigonen auf dem Gebiete der Rechtspolitik und 
der Rechtsanschauung aufzutischen? Das Schlag­
wort, das kombinatorische Propagandawort von 
Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit ist dahin. 
Das Freiheitsideal der Ffemmungslosigkeit des ein­
zelnen führte zur Anarchie, das Gleichheitsideal zur 
rassischen Verwahrlosung und das Brüderlichkeits­
ideal zur Verfreimaurerung. Es wurde damit die 
ganze Dekadenz der sogenannten westlichen Welt 
eingeleitet, deren Zusammenbruch wir nicht erleb­
ten, sondern lediglich registrierten. Nichts von alle­
dem, was noch vor wenigen Jahrzehnten die Ge­
müter bewegen und beschäftigen konnte, was Bi­
bliotheken füllte und gedankenträchtige Professora- 
lität in Tätigkeit hielt, gilt heute mehr. Die großen 
Urwerte des Daseins auf diesem Planeten steigen 
aus kosmischen, unermeßbaren Tiefen wieder auf 
und schauen uns mit derselben Härte und Unerbitt­
lichkeit sonnengleich in ihrer unsterblichen Wucht 
ins Auge, wie sie seit je den großen schöpferischen 
Nationen dieser Erde gegenübertraten: dieselben 
Fragen um den Sinn des Daseins, um den Wert des
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Lebens, um den Ausgleich des Ichbewußtseins nU 
der Ewigkeitsahnung, dieselbe Not des Ringens de 
einzelnen um die Durchsetzung seines Lebenswerte , 
dieselben grandiosen Aspekte völkisch-heroische 
Ringens. Diese Erde schickt sich an, dem deutsche 
Führer die Aufgabe der Ordnung ihrer menschlich 
Bewohner in weiten Bezirken zu übertragen. Es ge” 
nicht um die Rettung von Systemen, von Denkio 
men, von legislativen Ergebnissen oder moralis 
ethischen Systemen, sei es auch nur in der läcn 
lichsten Form konfessioneller Entartungen. A
dem O p f e r t o d  der  deu t sc he n  Soldat  
dieses K r i e g e s  s t e i g t  d iese V o l ! m a c 
auf ,  und d ie  F r age ,  w i e  d ieses Recht ,  h 
als S i ege r  aus d i esem K r i e g  he r vor geh  
w i r d ,  nun das G l ü c k  der  V ö l k e r  wie d |
i i n z e l n e n  g e w ä h r l e i s t e t ,  w i e  es sich vvo- 
zu den g r o ß e n  U r f r a g e n  v ö l k i s c h e r  U 
n u n g s p r o b l e m  a t i k  s t e l l e n  w i r d :  dies 
b e a n t w o r t e n ,  i s t  die A u f g a b e  des nat 
n a l s o z i a l i s t i s c h e n  Rech tsdenkens .

Ich habe unlängst in meiner Rede aus Anlaß 
Errichtung der Internationalen Rechtskammei' 
Berlin drei wesentliche Beziehungen herausgegn» ’ 
die dem Rechtsgedanken eignen: die Ichbezog 
heit, die Volksbezogenheit und die Staatsbezog ^ 
heit. Ich habe die Ichbezogenheit als den \nbeg . 
der Regeln des persönlichen Daseins, der  ̂ ue 
tung der einstmals so genannten „privaten1 pP 
des Individuums bezeichnet. Aber schon stark . 
einragend in diese und sie unausgesetzt korng1®* ße- 
und überwachend und gestaltend, ist die Vom ^  
zogenheit des Rechts der Inbegriff jener ReSe|h’ eI1 
sich mit der vom Schöpfer dieser Welt gegeD atjo- 
rassischen Substanz als dem Urkern völkisch-*1 
naler Entwicklung zu höchsten Werten befaßt- ‘
Ich als Personifikation der Rasse und des Volk .er 
zu werten nach dem Rang der Bedeutung ,0hl 
Leistung dieser Persönlichkeit für das Volk- o n 
die Persönlichkeit wie das Volk sind Schöp»“  »jer 
nicht Konstruktionen. Sie sind da als Leistunge 
übermenschlichen und außermenschlichen scn 
rischen Kraft, sie können nur hingenommen 
zweckmäßig behandelt werden. Der Staat in 
ist eine menschliche Zweckorganisation mit de ^
gäbe, in den rassischen Auseinandersetzungen
dieser Erde geschichtliche Leistungen zu e 
liehen. , aCh-

Ich möchte im Rahmen dieser heutigen be 
tungen auf die weitere Erörterung der Bezogen -̂e 
des Rechtes verzichten. Aber offenbar 1TI.U stel- 
Rechtsordnung diesen drei großen Aufgap U|T) 
Jungen gerecht werden. Sie gruppieren S1 eres 
jene Werte, die ich als die Sutstanzwerte u 
Volkes bezeichnet habe. Ichbezogenheit - -  . afts-
lichkeitsrecht, Volksbezogenheit — Gemeins joJl 
aufgabe, Staatsbezogenheit — Ordnungst 
treten demnach jeweils bei der Aufstellung v0 ¿es 
men in der großen Fundamentalgesetzgebd1 
Reiches in Erscheinung. Man wird bei diese ,grlj 
stanzwerten daher künftig die RechtsvoIIm cjj 
Befugnisse und Pflichten feststellen könne 
der Fragestellung: welche Pflichten und Ke ^ s. 
der einzelne Volksgenosse, welche hat die zll
gemeinschaft und welche der Staat? Man wn jch- 
einem System kommen, in dem offenbar aus q6. 
bezogenheit die Führungssendung aut a j^g.
bieten unseres Gemeinschaftslebens, aus de ulld 
bezogenheit die großartige weltanschauji ull(i
massenorganisatorische Institution der „¿¡cht-
aus der Staatsbezogenheit die grandiose g e & ,lick- 
liehe Erscheinungsform unseres völkiscnen
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salsringens in der Form des Reiches monumental
aufsteigt.

Ich gedenke, in kommenden Aufsätzen mich des 
einzelnen über die damit aufgerollten grundsätz- 
'lchen, systematischen, methodischen und einzelnor- 
tnativen Fragen zu äußern.

Die Freiheit des einzelnen kann nicht höher sein 
als die Freiheit seines Volkes. Eine Freiheit des 
einzelnen, die die Freiheit des Volkes in nationalem 
und geschichtlichem Sinne hemmen oder gar schä­
le n  könnte, ist auch rechtlich unmöglich. Eine 
Gleichheit von Völkern und Individuen zu behaup­
ten, ist eine der übelsten Sumpfblüten der Dekadenz 
und eine wahrhaft entartete Ideologie. Für uns Na- 
j10nalsozialisten steht vom ersten Tage unseres W ir­
kens an die souveräne Hoheit unseres völkischen 
Bolzes allen derartigen Versuchen gegenüber, die 

dem Schlagwort, daß alles gleich sei, was Men- 
Scnenantlitz trägt, das jüdische G ift in die Adern 
unseres Volkes hineinzuleiten unternahmen. A l l e s ,  
X.as M e n s c h e n a n t l i t z  t r ä g t ,  i s t  u n g l e i c h !  
Gjes war offenbar der göttliche Schöpfungsgedanke 
,Ule letzten Absichten des Schöpfers dieser .Welt 
juchten auf in diesem Unterschied zwischen dem 
nochragenden Gestalter etwa des germanischen 
Kassenschicksals gegenüber einem kümmerlichen 
l'nd minderwertigen Juden. Es gibt überhaupt keinen 
jjusdruck für jenes Verachtungsgefühl, das dem 
‘jopheten dieser Gleichheitsideologie gegenüber am 
latze wäre. Dies ist auch mit Recht der Gesichts­

punkt, mit dem der geistige Gestalter der Welt­
anschauung des Nationalsozialismus, Alfred Rosen- 

seine grandiose Geschichtskritik am konfes- 
Sl°nellen Irrwahn anhebt.
. Brüderlichkeit ist ein kitschiges Wort, wenn es 

p e  hemmungslose Angebiedertheit und eine stolz- 
demutkriechende Verwirklichung des persön- 

■chen Ausbeutungsinstinktes bedeutet. Der Natio- 
nalsozialismus lebt den wahren Sozialismus der Ka­
meradschaft, der Schicksalsgemeinschaft und der 
?ürch nichts zu beugenden Geschlossenheit unseres 
v°lkes. Er bedeutet die Bezogenheit aller Einzel- 
lc.nicksale einer Generation eines Volkes unter einem 
r uhrer zu einem großen geschichtlichen Ziele.

Groß wird das Weltreich der Deutschen sein, 
| r°ß müssen daher auch die Menschen dieses 
KGches sein groß an Charakter und an Leistungs- 
}0rmat. Immer das Vorbild des soldatischen Opfer­
ndes vor Augen wird auch in die Sphäre des Ein- 
?emhandelns die Schicksalsbezogenheit hineinleuch- 
p -  Damit wird dann auch das alte Problem des 

rhältnisses von Sittengesetz und Rechtsnorm kein 
r°blem mehr sein. Ich sagte einmal, daß Recht sei, 

dem Volke nützt. Dieses Wort, vielfach zitiert, 
c oft mißverstanden worden. Ich wollte damit 
r*gen, daß das Recht — sowohl in seinen allge- 
? e‘nen Normen wie in der Einzelverwirklichung 
lr>es allgemeinen Gesetzes durch den Richterspruch 

■ t ¡trimer ausgerichtet sein müsse auf das Volks- 
Presse und daß niemals das Einzelinteresse mit 
em Primat vor diesem allgemeinen Volksinteresse 

p e lie n  sein dürfte. Damit aber ist ja betont, daß 
p h t  nur sein kann, was den sittlichen Anschauun- 
P  unseres Volkes entspricht. Nicht aber soll damit 
f p g t  sein, daß alles, was den sittlichen Anschau- 
^ngen unseres Volkes entspricht, in Rechtssätzen 
°rmiert sein muß. Es gibt keine Recht und Sitte 

¡^einander trennende Entwicklungswurzel. Beide 
t .rumen aus dein rassisch bedingten völkischen 
p a l unserer Nation, und beide haben vor allem die 
|!eiche unser Volksleben bestimmende Funktion. 

ltle Minderbewertung sittlicher Grundsätze unseres

Volkes deshalb, weil sie nicht in der üblichen Form 
des Gesetzes normiert sind, wäre so typisch formal­
juristisch, daß sie schon aus diesem Grunde heraus 
nicht zeitgemäß wäre.

Auch jenes oft erörterte Beziehungspaar von For­
malismus und Gewaltanwendung ist hier zu erwäh­
nen. Die Anschauung, wonach jede formell geiahte 
Gemeinschaftsordnung ein Flemmnis für tatentrohe 
Wirklichkeitsgestaltung sei, ist abwegig. Volksord- 
nung ist im staatlichen Sinne Rechtsordnung. Daher 
kann keine Staatshandlung völlig außerhalb von Ue- 
meinschaftsvollmachten liegen. Die Staatsordnung 
des Nationalsozialismus kennt nur einen Führer, aut 
den in jedem Fall jede Staatshandlung autoritär zu- 
rückführbar sein muß. Einen Staat im Staate, einen 
außerhalb der Kontrolle der allgemeinen Rechtsord­
nung liegenden Sondermachtbereich aufstellen, heiut 
die Gemeinschaftsordnung zerstören. Früher war 
das Reich territorial zerrissen und machtpohtisch 
aufgespalten. Sorgen wir dafür, daß nunmehr nac 
Überwindung dieser territorialen Zerreißung des 
Reiches nicht die institutionelle Zerreißung herein­
bricht durch eine Übersteigerung der Gegensätz­
lichkeit der einzelnen Vollmachtsbereiche!

Der germanisch-rechtliche Grundsatz, wonach jede 
Untat vom Volksrichter gewertet und gerichtet wird, 
läßt keine Ausnahme zu. Die schweren Strafen, ins­
besondere Strafen an Leben, Freiheit und Ehre, 
können in einem germanischen Gemeinwesen nur 
durch den im Namen des Volkes Recht sprechenden 
Richter verhängt werden. Schicksalsbedingte poh- 
tische Notwendigkeiten können für kurz dauernde, 
von vornherein befristete Zeitläufte eine Ausnahme 
von dieser Grundregel zulassen, aber selbst solche 
Ausnahmezustände entsprechen nicht dem germani­
schen Ideal. Niemand soll ohne Gehör verurteilt 
werden, niemand ohne die Möglichkeit einer Ver­
teidigung, niemand ohne die Möglichkeit des Gegen­
beweises. Die Güte und auch die geschichtliche 
Dauerhaftigkeit einer Staatsorganisation kann man 
daran ermessen, ob und inwieweit diese Grundsätze 
eine Verwirklichung finden.

So bedingen sich Form und Macht. Der revolu­
tionäre Elan, der die Macht den Gestaltern des 
Neuen gibt, gibt die Ideen für die neue Ordnung. 
Das was der revolutionären Generation persönlich­
stes’ Erlebnis war, ist den nachrevolutionären Gene­
rationen nur in der Form des für alle geltenden 
Rechtssatzes mit der Wirkung einer dem binn der 
revolutionären Weltanschauung entsprechenden Le­
bensführung und Gemeinschaftshaltung zu gewähr­
leisten. So kommt es, daß das dauerhafteste m den 
geschichtlichen Ordnungsbereichen die große grund­
sätzliche Gesetzgebung ist, die das Leben und die 
Wirksamkeit der revolutionären Persönlichkeit mit 
Dauerwirkung für alle Zukunft zu versehen vermag. 
Nur dort, wo die Macht in diesem Sinne der Übung 
des gemeinen Rechtes auch vor dem Volksempnn- 
den zu bestehen vermag, hat die Verwurzelung,der 
revolutionären Ordnung im Herzen des Volkes u auer- 
kraft gefunden.

Im Zusammenhang damit stehen die Fragen der 
vielberufenen U n a b h ä n g i g k e i t  des R i c h t e r s  
und'der G e w ä h r l e i s t u n g  des R e ch t s w eg e s  
innerhalb der Gemeinschaft. Ich habe zu diesen bei­
den Fragen wiederholt schon Stellung genommen. 
Es ist nun leider in letzter Zeit Übung geworden, 
daß an Beispielen manchmal wirklich bedenklichen 
Versagens der Rechtsprechung eine Kritik des Rieh- 
terturns geübt wird, die auf die Dauer in einer 
rechtsbewußten völkischen Gemeinschaft nur mit

129*
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Schaden für alle sich auswirken kann. Ich bin weit 
davon entfernt, das Juristenrecht in Schutz zu neh­
men, ich kann auf mein Wirken in über zwei Jahr­
zehnten meines Lebens verweisen — gerade ich, der 
ich in sämtlichen Oberlandesgerichtsbezirken des 
.alten Reiches durch Jahre hindurch den National­
sozialismus vertreten und verteidigt habe —, ich 
kann darauf verweisen, daß ich immer in der schärf­
sten Form gegen die juristischen Entartungserschei­
nungen unseres Rechtslebens mich gewandt habe. 
Aber hüten wir uns, daß nicht hinter dem so viel 
geübten Kritisieren am Wirken des Juristen die be­
denkliche Energie eines Kampfes gegen das Recht 
und die Rechtsordnung schlechthin aufsteht. Die Ju­
risten sind in der jahrtausendealten Geschichte un­
seres deutschen Rechtslebens jene fachlich vorge­
bildeten Spezialbetreuer des Rechtslebens, die seit 
knapp 350 Jahren erst diese Aufgabe erfüllen. Das 
Rechtsideal unseres Volkes, die Rechtssehnsucht 
und die Vorstellung des Volksgenossen, daß er vor 
dem Richter sein Recht findet, hingegen ist so alt 
wie unsere Volksordnung überhaupt. Wie in allen 
fachlich geschulten — insbesondere akademisch ge­
schulten — Spezialberufen ist heute die große Krisis 
über Inhalt, Methode und Ziel des eigenen Lehrbe­
triebes im Gange. Dies gilt nicht nur für das Ver­
hältnis der Rechtswisssenschaft zu den Rechtsbe­
dürfnissen dieser Periode, es ist das gleiche der Fall 
bei der Auseinandersetzung zwischen Schulmedizin 
und freier Heilkunde, bei der Frage der Stellung des 
Fachschullehrers zum Erziehungsideal unserer Be­
wegung und in weitestem Sinne sogar bei der Frage 
der Aufrichtung einer unmittelbaren, schul-, organi- 
sations- und lehrfreien Gottgläubigkeit im Verhältnis 
zu den alten eingefahrenen Praktiken des konfes­
sionellen Fachpriestertums.

Ich habe bewußt die größte Organisation des 
Rechtsdienstes der NSDAP, als Rechtswahrerbund 
bezeichnet und wollte damit zum Ausdruck bringen, 
daß der Jurist nur eine der Erscheinungsformen des 
völkisch notwendigen Rechtswahrertums darstellt, 
das weit über den Kreis des Fachjuristentums hin­
ausgeht. Ich persönlich bekenne mich zum Rechts­
dienst. Der Führer hat mir die Aufgabe gestellt, der 
Rechtsidee zu dienen, und da muß ich offen geste­
hen, daß die manchmal geradezu als Gesellschafts­
spiel geübte Form des Kampfes gegen die Juristen 
weit über das geistesgeschichtlich bedingte Maß von 
Problemerörterungen innerhalb der einzelnen Lebens­
bereiche unseres Volkes hinausgehend erscheint. 
Die Juristen unterstehen der Kritik der Öffentlichkeit 
heute mehr denn je. Es ist an sich eine Auszeich­
nung, denn es bedeutet eine rege Interessennahme 
an den Belangen dieses Bereiches. Niemand hat 
schärfere Worte gegen das Juristenrecht gesprochen 
als ich, aber niemand hat auch intensiver und un­
unterbrochener für die Rechtsbedürfnisse unseres 
Volkes sich eingesetzt im Namen des Führers als 
ich. Daraus entnehme ich meine Legitimation, mich

gegen die dauernde Verunglimpfung des Juristen' 
Standes zu wenden. Sie ist auf die Dauer nicht nietu 
vereinbar mit den Notwendigkeiten der Rechtsübuflo 
und der Rechtsfindung in unserem Volke. Wenn de 
Richter, mit dem Hoheitszeichen des Reiches Ado* 
Hitlers ausgezeichnet, in den Gerichtssälen unsere 
Reiches erscheint, um dort im Namen des deutsche 
Volkes in Anwendung der Gesetze Adolf Hitjej. 
Recht zu sprechen, so ist dies jeweils eine der wie»' 
tigsten Funktionen des Gemeinschaftslebens. Da 
R i c h t e r t u m  kann man n i c h t  b e s c h i m p f efls’ 
o h n e n i c h t d e m  R e c h t s e m p f i n d e n  u n s ere 
V o l kes  ins G e s i c h t  zu sch lagen.  So wie en* 
Gemeinschaft nicht büßen kann für Unwürd'fU 
ebensowenig kann auch der Rechtsstand wie ande 
große Organisationen ganz allgemein verunglimpf 
werden, weil sich in ihm Unwürdige da und dß 
vielleicht einmal eingeschlichen haben, oder weil e 
einmal unter hunderttausend gefällten Urteilen & 
ausgegriffenes Urteil Anlaß zur Kritik geben kan j 
Gegen diese Methode wende ich mich. Die H°P 
des Reiches erscheint auch im Rechte des Re'cP ; 
Man kann nicht die erstere bejahen und das letzt 
verneinen. Doch soll diese Kritik der Rechtsarö

als ehrliches Bemühen um di«angenommen sein aia u u n w o  u c m u i»  „ 
Besserung des Rechtslebens unseres Volkes, djj 
sei sie willkommen. Das Recht soll geübt wer1o 
am freien Tag angesichts der Sonne und des de 
sehen Landes inmitten des Volkes. Dies ist die 
arische Anschauung, wie sie aus den alten bag 
unserer Altvorderen aufsteigt. Nicht die gej1̂  
nisvolle in unverständliche Formen sich kleide» u. 
mechanistische Formelordnung soll uns als K® ^  
dienen und soll als Recht geübt werden, niem j| 
abgeschlossenen, fachlich extravaganten Kreisen
e in  P a rA c rra n h p n lz iiH -  e rp + rip h p n  u rp rH p n  m i t  B e ß f l l  „

und
Paragraphenkult getrieben werden mit Begru s 
Entscheidungen. Daß m it  dem F ü h r e r n

, I » L « D a a h t nha .....ß i  n n i „  t 2L » 1.deu t sche  R e c h t s b e w u ß t s e i n  nach Ja ; t.*r a»1
setzen

unseres  Re i ches  e i ne  neue Rechtsku*

h u n d e r t e l a n g e r  V e r s c h ü t t u n g  w i e d e r  a11
e r s t eh t ,  daß in den k r a f t v o l l e n  Ges<rt jur

e rs tehe  und  daß in den W a h r e m  d i eS
Rechtes  das B e w u ß t s e i n  des Dienstes an
d e r  n a t i o n a l s o z i a l i s t i s c h e n  Gern - ^  
s c h a f t s a u f g a b e  d i e s e r  Z e i t  s i ch verW> , 
l i ehe,  d i es  i s t  der  S inn  d e r Gerecht  
k e i t s ü b u n g  des D r i t t e n  Reiches.  ur  

Das Re i ch ,  d i e  B e w e g u n g ,  die w c ,|, 
mach t :  s ie a l l e  s t e i ge n  auf  aus dem

ei«'

Ei?;Das Rech t  i s t  d i e  F o r m,  in de r  diese 
................_ ...................... .. ' _ ' i to r t t f i
w i e  zur  G e r e c h t i g k e i t  h i n  s i ch g e f t a j t ^
he i t  m i t  g l e i c h e r  W i r k u n g  zur  Au t.

D e r  F ü h r e r  des G r o ß d e u t s c h e n  Re 1 c, - 
und m i t  i hm der  Duce  B e n i t o  M u s s o ^ e, 
des f a s c h i s t i s c h e n  I t a l i e n  s i nd  die
s t a l t e r  de r  neuen O r d n u n g .  So w i r d  - 
“  ................  ■ ■ und deRech t  in d i esem K r i e g e  
V ö l k e r n  den F r i e d e n  i n  s 
e i n an d e r  s i chern.

s i egen  un» 
s i ch  und unter

Richtung und Grundgedanken 
der reichsgerichtlichen Rechtsprechung zum Ehegesetz

Von Reichsgerichtsrat

Ziel der Rechtsprechung muß es immer sein, die 
einzelne Gesetzesbestimmung in dem Geist anzu­
wenden, der das ganze Gesetz beherrscht. Der Rich­
ter ist zwar durch den Wortlaut der Bestimmung in 
gewissem Umfang gebunden, aber ihm keineswegs

Dr. F r a n t z ,  Leipzig

sklavisch unterworfen. Ist der Wortlaut m e h rd ^ ^  
so entsteht ohne weiteres die Frage nach dem £eJl 
der Bestimmung, und dieser Sinn ist zu deuten 
aus dem Geist des Gesetzes heraus. In der gie» ^£f 
Linie liegt es, daß die Rechtsprechung im W ee
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ergänzenden Gesetzesauslegung Lücken des Ge­
setzes ausfüllt. Die Einwirkung dessen, was ich den 
p is t des Gesetzes nenne, reicht aber noch weiter.
*st der Wortlaut der Bestimmung mit dem Geist 
d.es Gesetzes nicht in Einklang zu bringen, so kann 
ach der Richter unter Umständen sogar über den 
Y ortlaut hinwegsetzen, freilich nicht in dem Sinne, 
haß er dem Gesetzgeber sachlich entgegentritt, aber 
derart, daß er aus der Erkenntnis dessen heraus, 
^as der Gesetzgeber wirklich gewollt hat, über 
^ ängel der Wiedergabe dieses Willens in der Be- 
stl«imung hinweggeht; dabei ist natürlich nicht 
?ußer acht zu lassen, daß man im allgemeinen dem 
•Jesetzgeber Zutrauen muß, daß er aas auch habe 
5?gen wollen, was er tatsächlich gesagt hat (vgl. 
^ü r t ne r :  DJ. 1934, 370). Dem G e i s t  des G e ­
i z e s  g e r ec h t  zu w e r d en ,  muß desha l b  
sJ.ets das Z i e l  der  R e c h t s p r e c h u n g  sein.  
^ lesem Ziel hat auch das RG. zugestrebt, als es an 
bIe Aufgabe heranging, durch seine Rechtsprechung 

EheG. v. 6. Juli 1938 in der Praxis Leben und 
gestalt zu geben. Dem Geist dieses Gesetzes zu 
°'gen, war im allgemeinen nicht schwer. Erwach- 
®eri aus einer klaren, alle Lebensgebiete ergreifen- 
pen Weltanschauung, trägt auch das Gesetz in seiner 
,[undhaltung ein fest umrissenes Gepräge, das im 

?‘gemeinen schon aus dem Wortlaut, insbesondere 
?ei der Vergleichung mit dem früheren Recht, er- 
Keunbar und durch die dem Gesetz beigegebene 
äuitliche Begründung noch verdeutlicht wird. Soweit 
es, sich um das Recht der Eheaufhebung und Ehe- 
“faeidung handelt, das den wesentlichsten Teil des 
er Rechtsprechung des RG. unterfallenden Ehe- 

^h ts bildet, so läßt sich mit von Scanzonr :  
/^heidung ohne Verschulden: DR. 1940, 75° 

als Grundgedanke der feststellen, daß 
. ädonalsozialistische Staat tunlichst in allen Fä„v.i„ 
V denen eine Ehe Wert und Bedeutung für das 
b0lk vollständig und für immer verloren hat, den 
...heiligten die Möglichkeit geben will, sie zur Auf­
i n g  zu bringen. Doch ist bei der Durchführung 
?!eses Gedankens dem Richter weitgehend freie 
dand gelassen. Indem das Gesetz letztlich fast all- 
Sstnein darauf abstellt, ob im Einzelfall die Lösung 
4er, Ehe sittlich gerechtfertigt ist -  nach meiner 
pdfassung beherrscht dieser Grundsatz auch die 
u eLSetzesbestimmungen, in denen er nicht ausdrück- 

angezogen ist —, beschränkt es den Richter 
r£nt auf die Feststellung des Tatbestandes, sondern 
Blbt ¡hm die Macht und Verantwortung der freien 
!rn‘Scheidung. Sache des Richters war es deshalb, 
h f der Grundlage, die das Gesetz selbst gab, in 
,er Weise aufzubauen, daß er für die Anwendung 
l l *  einzelnen Bestimmungen Grundsätze entwickelte 
, ’d Begriffe klärte; vor allem galt das für das RG., 
•̂enri es seine Aufgabe, über die Entscheidung des 

fe in e n  Falles hinaus der Rechtsprechung Rich-

753 ff.
der 

Fällen,

i  d llC ö  m n a u a  viv.* ----
nS und Ziel zu geben, erfüllen wollte, 

p Aüf einzelne dieser von der Rechtsprechung des 
f J1- zum EheG, entwickelten Grundsätze soll im 

‘Senden näher eingegangen werden.

I. A u f h e b u n g  der  Ehe 
• Soweit die A u f h e b u n g  der  Ehe in Betracht 

^mt, hat es die Rechtsprechung des RG. im 
^fentüchen nur mit § 37 EheG, zu tun gehabt. In 

eicher Richtung sich hier das Gesetz bewegte, er- 
?Pb sich ohne weiteres aus einem Vergleich der Be- 
db|ümung mit der des alten Rechts. Die Ersetzung 
d? Begnffs der „persönlichen Eigenschaften durch 

der „die Person betreffenden Umstände be­
ttete eine Erweiterung der Aufhebungsmöghch-

keiten. Das Maß dieser Erweiterung aber hing ab 
von der Deutung, die die Rechtsprechung dem Be­
g riff der „Umstände im Sinne des § 37“  geben 
würde. Ging man von dem Grundgedanken des Ge­
setzes aus, daß unheilbar kranke und schwer be­
lastete Ehen grundsätzlich keine Daseinsberechti­
gung haben, so konnte die Begriffsbestimmung 
keine engherzige sein. In der T%at hat das RG. den 
Begriff weit gefaßt; man denke vor allem an die 
mehrfachen Entscheidungen, nach denen auch Aus­
wirkungen der nach § 37 wesentlichen Umstände, 
z. B. Nachteile, die sich aus der Zugehörigkeit des 
einen Ehegatten zur jüdischen Rasse oder aus be­
gangenen Straftaten ergeben, einen Aufhebungs­
grund bilden können (vgl. die Urt. v. 19. Juni 1939,
IV 33/39, v. 27.Nov. 1939, IV 682/39, v. 30.Nov.1939,
IV 326/39). Das ist von erheblicher praktischer Be­
deutung. Häufig hat der Ehegatte den eigentlichen 
Aufhebungsgrund schon bei der Eheschließung ge­
kannt oder ihn zwar erst später erfahren, aber dann 
trotz der Kenntnis die Ehe fortgesetzt, weil er die 
Folgen, die der fragliche Umstand nach sich ziehen 
sollte, nicht übersah. Erkennt er später die Lage in 
ihrem ganzen Umfang und die dadurch bewirkte 
Zerstörung der Ehe, so kann er, wenn er nun die 
Aufhebung der Ehe begehrt, auf den Urgrund nicht 
zurückgreifen, weil er eben darüber nicht geirrt oder 
jedenfalls insoweit die Frist zur Erhebung der Auf­
hebungsklage versäumt hat. Hier hat das RG. ge­
holfen ; andererseits hat es aber auch die erforder­
liche Schranke gesetzt: Keinen besonderen Auf­
hebungsgrund bilden solche Auswirkungen, die von 
vornherein — wenn auch vielleicht nicht in allen 
Einzelheiten — zu erwarten waren und die Bedeu­
tung' der zugrunde liegenden Umstände nicht wesent­
lich0 verstärken (RGZ. 164, 106 =  DR. 1940,1563‘) 

Aus dem vorher Gesagten läßt sich, wie ich 
glaube, auch schon die Einstellung des RG. zur 

B e s t ä t i g u n g “  de r  Ehe'entnehmen: Sie ist zu­
rückhaltend. § 37 Abs. 2 gebraucht bekanntlich im 
Gegensatz zum alten Recht den Ausdruck „Bestäti­
gung der Ehe“  nicht, sondern spricht davon, daß 
, der Ehegatte zu erkennen gegeben hat, daß er die 
Ehe fortsetzen w ill“ , doch läßt sich aus dieser 
redaktionellen Änderung als solcher sachlich um so 
weniger etwas entnehmen, als die neue Formel 
wörtlich die gleiche ist, mit der früher der Begriff 
der „Bestätigung der Ehe“  erläutert wurde. Nicht 
aus dem Wortlaut, sondern aus dem Geist des Ge­
setzes ist herzuleiten, daß eine Bestätigung der Ehe 
nur dann anzunehmen ist, wenn der Ehegatte, der 
auf Aufhebung der Ehe klagen könnte, sich ernst­
lich entschlossen gezeigt hat, trotz der ihm gewor­
denen Erkenntnis es bei der Ehe m it  i h r e m  g e ­
samten  b i s h e r i g e n  I n h a l t  zu belassen. Des­
halb verneint das RG. den Willen zur Fortsetzung 
der Ehe, wenn der Ehegatte nach der Entdeckung 
des Irrtums zwar zeigt, daß er von der Aufhebungs­
klage absehen, jedoch eine wirkliche eheliche Ge­
meinschaft nicht fortsetzen w ill 3/2
=  DR. 1940, 2241u), und sieht eine Bestätigung der 
Ehe auch noch nicht darin, daß die Frau dem Mann 
den zunächst abgelehnten Geschlechtsverkehr auf 
sein Drängen schließlich doch gestattet hat (RGZ. 
165 121 =  DR. 1941, 998). -  (Es mag hier un- 
erörtert bleiben, ob, wenn die Frage der Verzeihung 
einer Eeheverfehlung zur Entscheidung stände, das 
Ergebnis das gleiche wäre; doch läßt sich wohl 
sagen, daß das RG. allgemein an die Bestätigung 
einer anfechtbaren Ehe schärfere Anforderungen 
stellt als an die Verzeihung einer EheverfehlungO — 
Andererseits bedeutet natürlich eine jahrelange Fort-
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Setzung der allgemeinen Lebensgemeinschaft nach 
Entdeckung des Irrtums eine Bestätigung der Ehe, 
und dem steht auch das Fehlen des Geschlechtsver­
kehrs jedenfalls dann nicht entgegen, wenn der Um­
stand, der den Gegenstand des Irrtums bildete, den 
Geschlechtsverkehr ausschloß (z. B. Beiwohnungs­
unfähigkeit; vgl. DR. 1940, 2001').

Von grundsätzlicher Bedeutung ist die neue Be­
stimmung, daß die Aufhebung der Ehe auch dann 
ausgeschlossen ist, wenn das Verlangen nach Auf­
hebung der Ehe mit Rücksicht auf die bisherige Ge­
staltung des ehelichen Lebens der Ehegatten s i t t ­
l i ch  n i c h t  g e r e c h t f e r t i g t  e rsche in t .  Wäh­
rend bei der Bestätigung der Ehe der Aufhebungs­
grund wegfällt infolge der subjektiven Einstellung 
des Ehegatten, dem an sich das Recht auf Auf­
hebung der Ehe zustande handelt es sich hier darum, 
daß objektiv durch die Bewährung der Ehe eine 
neue Sachlage geschaffen ist, die dem Aufhebungs­
grund sein Gewicht nimmt, anders ausgedrückt, daß 
die Belastung der Ehe, die durch den Aufhebungs­
grund eintreten konnte, tatsächlich nicht eingetreten 
oder durch andere Werte ausgeglichen ist. In einem 
solchen Fall die Ehe nicht zu lösen, entspricht ganz 
dem Grundgedanken des Gesetzes, das ja nur wert­
lose Ehen beseitigen will. Wäre die Bestimmung im 
Gesetz nicht vorhanden, so hätte nach meiner Auf­
fassung die Rechtsprechung sie von sich aus ent­
wickeln müssen. Sie engherzig anzuwenden, besteht 
deshalb nicht der geringste Anlaß. Wenn das RG. 
ausgesprochen hat (RGZ. 159, 183 =  DR. 1939,172), 
das Verlangen auf Aufhebung der Ehe sei dann sitt­
lich nicht gerechtfertigt, wenn es sich auf einen Auf­
hebungsgrund stütze, der im Lauf einer langjährigen 
Ehe seine Bedeutung verloren und in keiner Weise 
auf die Gestaltung der Ehe eingewirkt hat und ein­
wirken wird, und hinzugefügt, das gelte auch dann, 
wenn die Ehe später aus anderen Gründen brüchig

f«worden sei und möglicherweise aus diesem Grund 
och gelöst werden müsse, so enthält das nur im 

letzten Teil mehr, als unmittelbar aus dem Gesetz 
hervorgeht; aber auch das ist eine Selbstverständ­
lichkeit. Denn schon deswegen, weil die Folgen 
einer Lösung der Ehe in mehrfacher Hinsicht von 
dem Grund abhängen, aus dem die Lösung erfolgt 
ist, kann auch die an sich trennenswerte Ehe nicht 
aus einem Grund gelöst werden, der mit ihrer Zer­
rüttung nichts zu tun hat. Das läßt sich „sittlich“  
nicht rechtfertigen. Sittlich ist im Rahmen des EheG, 
naturgemäß im Sinne von „völkisch-sittlich“  zu ver­
stehen. Es ist dann selbstverständlich, daß trotz 
sonstiger Bewährung der Ehe ihre Aufhebung — 
wenn im übrigen deren Voraussetzungen vorliegen — 
bei Mischehen zwischen einem deutschblütigen und 
einem jüdischen Eheteil stets sittlich gerechtfertigt, 
also die hier in Frage stehende Bestimmung des 
§ 37 EheG, unanwendbar ist. Das gilt auch dann, 
wenn der nicht deutschblütige Eheteil nur Mischling 
ersten Grades ist (Urt. v. 14. Nov. 1940, IV 170/40).

II. E h e s c h e i d u n g
Wenden w ir uns nun dem Recht der Eheschei­

dung zu, so treten naturgemäß die Bestimmungen, 
die die Scheidung wegen Verschuldens behandeln, 
für die Rechtsprechung an Bedeutung zurück, weil 
sie sich trotz mancher beachtlichen Neuerung doch 
im großen ganzen an das alte Recht anlehnen. 
Wie einst § 1568 BGB., so steht jetzt § 49 EheG, 
im Mittelpunkt der Scheidung wegen Verschuldens. 
Nachdem das RG. gleich zu Beginn seiner Recht­
sprechung zum EheG. Gelegenheit gehabt hatte, die 
Unterschiede zwischen der früheren und der jetzigen

Bestimmung zu erörtern — Gesichtspunkte, 
gerade auch für die Frage einer Bindung an tr 
Entscheidungen gern. § 616 ZPO. Bedeutung h 
jetzt aber als feststehend übergangen w^r“ ^nF, „q, 
nen — sind wesentliche Streitpunkte aus § 49

verhältnismäßig selten noch zur Entschei jj
nen
nur verhältnismäßig selten noch zur tn tscneiu-j 
des RG. gelangt; behandeln die Urteile ^um ^  
auch beachtliche Einzelfragen (vgl. z. B. UK. * , 
13655; RGZ. 163, 338 =  DR. 1940, 1474“ ; RGzpU 
152 =  DR. 1940, 14778; HRR. 1940 N r. 1377; KP 
165, 109 =  DR. 1941, 102'«), so handelt es sich w 
nicht um so Grundsätzliches, daß im Rahmen o .
Abhandlung darauf zurückzukommen wäre- ^  j  
die absoluten Scheidungsgründe des Ehebruchs 
der Fortpflanzungsverweigerung haben für sicn 
RG. wenig beschäftigt; grundsätzlich bedeute 
voll ist hier immerhin die Entscheidung zu 8 
daß die Vorschrift des §49 Abs. 2 auf den u 
bruch unanwendbar ist (RGZ. 164, 270) und zu JL]|$
daß die Verweigerung der Fortpflanzung jede 
auch dann einen Scheidungsgrund geben K r. 
wenn schon ein lebendes Kind aus der Ehwenn schon ein leoenaes wna aus uli 7ü.
handen ist (Urt. v. 18. Jan. 1941, IV 282/40). jc0) 
sammenhang mit den absoluten Scheidungsgrtu j 
für die er allein praktische Bedeutung hat t
RGZ. 163, 344 =  DR. 1940, 1475'), ist aber a'
§ 56 EheG, zu behandeln, der, soweit er i j er 
bringt (Ausschluß des Scheidungsrechts, werV Ler 
vprlpt/te Fhecratte die Eheverfehlunar als eiverletzte Ehegatte die Eheverfehlung als 
störend nicht empfunden hat), die Rechtspre • 
erheblich beschäftigt hat. Hier hatte die Ent 
düng RGZ. 160, 104 -  DR. 1939, 78045 vielfach ^  
Eindruck erweckt, als lasse schon die Tatsachi 
Ehezerrüttung den Schluß zu, daß dem ve[.. Lde 
Ehegatten das Empfinden für die ehezersto 
Wirkung der Eheverfehlung gefehlt habe. y en g8 
der Senat in den Entscheidungen RGZ-1.? iq40, 
=  DR. 1940, 2423 und RGZ. 164, 185 -  DK- *' 
18904 entgegengetreten. Es heißt in dem *e z. |je 
nannten Urteil u. a.: „Der bloße Nachweis, da* ,£ 
Ehe zu derZeit, als die Verfehlung begangen w ^ 
bereits zerrüttet gewesen sei, genügt nicht
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Anwendung des § 56 EheG, kann vielmehr n• „
Feststellung führen, daß die Verfehlung, >hs~e g| 
dere ein Ehebruch, von dem verletzten Eneg* a 
schlechterdings nicht mehr als ehestörend eIT1Ultlcl 
den werden konnte.“  Besonders hat der Scfla ^

S en die wiederholt in oberlandesgerichtliche
:n vertretene Ansicht Stellung nehmen nj gjj 

als sei schon aus einer Verzeihungs- und vei .£
nungsbereitschaft des verletzten Ehegatten zu ¡,{ 
ßen, daß er die Verfehlung des anderen Eheteus > f, 
als ehezerstörend empfunden habe (so außer cie 
genannten Entscheidung RGZ. 162, 88 noch die ^  
teile v. 9. März 1940, IV 488/39 und v. 21. Marz 
IV 486/39). Mehrfach ist auch zum Ausdruc* & r 
kommen, daß es für die Frage, ob trotz zerr ■ U  
Ehe der verletzte Ehegatte die Verfehlung des j  g(. 
ren Eheteils als ehezerstörend empfunden n >_nl111kau*1
lieblich auf die Art der Verfehlung ankomme» e 
(so z. B. Urt. v. 15. Jan. 1940, IV 224/39) Daß %  
Entscheidungen auch für § 49 EheG, hinsi fef 
der Erwägung Bedeutung haben, ob trotz zerru . 
Ehe die Verfehlung noch zu weiterer Zerrm 
der Ehe geführt hat, liegt auf der Hand. zll)

Wenden w ir uns nun den Scheidungsgründen 
die nicht auf einem Verschulden des beklagten ■ 
gatten beruhen, so kommen w ir zu den ents ^  
dendsten Neuerungen, die das EheG, gebraem eP 
Zweifellos liegt das Bedeutsamste der gesetzu 
Neuregelung darin, daß sie den das alte K.ecn 
herrschenden Verschuldensgrundsatz weitge'
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durch das Zerrüttungsprinzip ersetzt hat. Das zeigt 
sich bekanntlich allgemein in der Vermehrung der 
^cheidungsgründe ohne Verschulden (fünf an Stelle 
«es bisher einen der Geisteskrankheit), vor allem 
aber in der Bestimmung des § 55 EheG. Das Be­
sondere dieses Scheidungsgruhdes liegt darin, daß 
es dort -  während bei den übrigen hier in Frage 
Gehenden Scheidungsgründen zwar nicht ein Ver­
schulden, aber doch immerhin ein bestimmtes Ver­
alten (8 50) oder ein Mangel des einen Ehegatten, 
der ihn eheuntauglich macht (§§ 51—53) die Vor­
aussetzung für den Anspruch des anderen Teils aut 
Scheidung bildet — entscheidend allein auf die 1 ät­
sche der unheilbaren Ehezerrüttung ankommt und 
deren Ursache überhaupt nicht in der Person des 
^cheidungsbeklagten zu liegen braucht, sondern sich 
?°gar in der Person des Scheidungsklägers, ja selbst 
'u seinem Verschulden finden kann. Hier greift nun 

r beschränkend die Bestimmung des § 55 Abs. 2 
pheQ. ein. Sie hat dem RG. in besonderem Maße 
^ elegenheit zu grundsätzlicher Stellungnahme ge­
lte n . Auf Einzelheiten dieser Rechtsprechung soll 
.er im allgemeinen nicht eingegangen werden, weil 

Sle schon wiederholt Gegenstand von Abhandlungen 
gewesen ist, von denen zwei, nämlich J onas,  ,,Zum 
ueuen Ehescheidungsrecht“  (Festschrift für Bumke 

203ff.) und von Scanz.oni ,  „Scheidung ohne 
^schulden“  hier besonders hervorgehoben seien. 
‘-Usammenfassend mag nur folgendes erwähnt wer- 
2.eu: Die reichsgerichtliche Rechtsprechung zur 
Uage der Beachtlichkeit des Widerspruchs hat eine 
“ rihe von Grundsätzen entwickelt, die insgesamt 
F°tz scheinbarer Schwankungen, die im wesent- 
KChen auf der Mannigfaltigkeit der einzelnen Falle 
eruhen, eine bestimmte Richtung auf zeigen und 

paktisch eine gemäßigte Scheidungsfreudigkeit er- 
^ttnen lassen. Im Vordergrund steht dabei der Satz, 
°aß die Frage, ob die Ehe zu scheiden oder aut- 
F^htzuerhalten sei, in erster Linie nach den vol- 
l̂schen Belangen entschieden werden müsse; und 

?araus wird im Hinblick auf die das Gesetz he­
rrschende — und besonders aus § 55 Abs. 1 er- 
rn b a re  -  Grundanschauung die Folgerung ge- 
^°gen, daß auch in den Fällen des § 55 Abs. 2 die 
re id u n g  der Ehe die Regel, ihre Aufrechterhal- 
ÜI1g die Ausnahme zu bilden habe (RGZ. 160, 144 
OrPR. 1939, 107418). An dieser Auffassung hat das 

1 trotz beachtlicher Gegenstimmen (vgl. z. B.
!/ Fr g e n r o t h : DGWR. 1940, 1 ff.) testgehalten;

Auffassung ist noch einmal in RGZ. 162, 44 
TOR. 1940, 16018 klar zum Ausdruck gebracht: „sie 
Wie Revisionsbeantwortung) hat insbesondere gel- 
• nd gemacht, gerade von der nationalsozialistischen 
hHpassung aus, die allgemein den Gedanken der 
‘ ‘ ‘Rhterfüllung in den Vordergrund stelle, sei es 
.gebracht, grundsätzlich den schuldigen Ehegatten 
, seinen mit der Ehe übernommenen Pflichten fest- 
ka lten . Unter diesem Gesichtspunkt liege die Aut- 
p Verhaltung der Ehe auch im allgemeinen Inter- 
t,Se und nicht nur im persönlichen des beklagten 
p. egatten. Diese Erwägung vermag den Senat zu 
k ^ r  grundsätzlichen Änderung seiner Stellung- 
pVue nicht zu veranlassen. Es verstieße gegen die 
/*rUndgedanken des neuen Eherechts, wenn man 
Ur aus dem Gesichtspunkt, daß der schuldige Ehe- 

“a.Re an den übernommenen Pflichten festzuhalten 
r i ’> eine hoffnungslos zerrüttete und damit im Sinne 
k  Volksgemeinschaft völlig wertlos gewordene 
Jhe bestehen lassen wollte. Eine derartige Ein- 
.'eilung würde gerade im Gegensatz zu dem, was 
^  neue Eherecht erstrebt, den tatsächlichen Ge- 
^ebenheiten keine Rechnung tragen. Vom volki-
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sehen Standpunkt aus ist das entscheidende Ge­
wicht darauf zu legen, daß die zur hohlen Form 
herabgesunkene Ehe nutzlos Kräfte bindet und ver­
zehrt, die bei Trennung der Ehe der Allgemeinheit 
zugute kommen können. Diese Erwägung muß trotz 
der Einwendungen, die sich vom Standpunkt der 
von der Revisionsbeantwortung vertretenen Grund­
sätze aus dagegen erheben lassen, dazu führen, daß 
im allgemeinen die Aufrechterhaltung der unheilbar 
zerrütteten Ehe nicht als sittlich gerechtfertigt an­
zusehen i s t . . . “  In engem Zusammenhang mit die­
ser Auffassung steht auch der Grundsatz oder ist 
sogar schon in ihr enthalten —, daß auch das 
stärkste Verschulden des Scheidungsklägers für sieb 
noch nicht die Aufrechterhaltung der Ehe recht­
fertigt. — Ist die unheilbar zerrüttete Ehe grundsätz­
lich als scheidungsreif anzusehen, so kommt es im 
einzelnen Fall mangels besonderer Umstände, die 
für die Aufrechterhaltung der Ehe sprechen, natür­
lich nicht mehr darauf an, was im Fall der Schei­
dung an ihre Stelle tritt, insbesondere ob einer 
vom Scheidungskläger — es ist fast ausschließlich 
der Mann, der die Scheidung aus § 55 begehrt — 
beabsichtigten neuen Ehe vom Standpunkt der All­
gemeinheit aus Wert zukommt oder nicht; diese 
Frage kann erst eine Rolle spielen, wenn vom 
Standpunkt der alten Ehe aus immerhin Gründe für 
ihre Aufrechterhaltung bestehen.

Was nun die Umstände anlangt, die ausnahms­
weise die Aufrechterhaltung der Ehe rechtfertigen, 
so hat bekanntlich die Rechtsprechung zwei Ge­
sichtspunkte in den Vordergrund gestellt: Einmal 
die Belange erziehungs- und unterhaltsbedurftiger 
Kinder aus der Ehe, sodann — unter besonderen 
Voraussetzungen — die Rücksicht auf die beklagte 
Ehefrau. Hinsichtlich der Kinder bedarf das in heu­
tiger Zeit wohl keiner weiteren Erörterung; daß 
ihnen alle Möglichkeiten für eine gesunde körper­
liche und geistige Entwicklung geboten werden 
müssen, ist geradezu ein Grundelement national­
sozialistischer Auffassung, und es ist daher die Aut- 
rechterhaltung der Ehe ein selbstverständliches sitt­
liches Gebot, wenn durch die Scheidung der Ehe 
eine solche Entwicklung der Kinder bedroht wäre. 
Längst nicht in gleichem Maße ist für den Regel- 
fall die Allgemeinheit an dem Schutz und der Siche­
rung der beklagten Ehefrau interessiert; die Ehe ist 
keine Versorgungsanstalt, und die wirtschaftliche 
Stellung, die die Ehe der Frau gewährt, ist nicht 
als ihr „wohlerworbenes Recht“  anzusehen. Aber 
der aus dieser Auffassung vom RG. geprägte Satz, 
daß eine Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage 
der Ehefrau im Falle der Scheidung für sich a ein 
die Aufrechterhaltung der zerrütteten Ehe sittlich 
nicht rechtfertigen könne — ein Satz, der seinerseits 
schon die noch leichter mißzuverstehende Formu­
lierung abgelöst hatte, wirtschaftliche Belange der 
Frau könnten für die Frage der Beachtlichkeit ihres 
Widerspruchs keine entscheidende R °“ e SP‘®len >
w ill doch nur besagen, daß sich die Aufrechterhal­
tung der Ehe zu dem Zweck, die Zukunft der Frau 
in wirtschaftlicher Hinsicht zu sichern, nur dann 
rechtfertigen läßt, wenn noch besondere Umstande 
hinzutreten. Wenn solche Umstände vorliegen, z. B. 
der daß die Frau der Ehe besondere Opfer ge­
bracht hat, so kann die Aufrechterhaltung der Ehe 
sehr wohl a l l e i n  zu dem Z w e c k  erfolgen, die 
Frau vor wirtschaftlicher Gefährdung, ja sogar vor 
der Sorge in dieser Hinsicht zu schützen (so Urt. 
v 24 Okt. 1940, IV 168/40). Und daß unter „Op­
fern“  in diesem Sinne nicht nur solche zu verstehen 
sind, die die Frau über das ihr zuzumutende Maß
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von Hingabe oder Duldung hinaus gebracht hat, 
sondern daß darunter auch solche fallen, die sich 
für die Frau aus der Erfüllung ihrer Pflichten als 
Gattin und Mutter ohne weiteres ergeben, und die 
vielfach auch — wie das Gebären und die Erziehung 
der Kinder — in gewisser Weise ihren Lohn in sich 
tragen, ergibt der in RGZ. 164, 155 =  DR. 1940, 
147910 ausgesprochene Grundsatz: „D ie Rücksicht 
auf die kinderreiche Frau, die in treuer Erfüllung 
ihrer Mutterpflichten alt geworden ist, kann, auch 
wenn die Kinder erwachsen sind und für die Frage 
der Aufrechterhaltung der Ehe keine Rolle mehr 
spielen, die Aufrechterhaltung der Ehe sittlich recht- 
fertigen. Die Frau darf regelmäßig in solchem Fall 
nicht durch eine Scheidung wirtschaftlicher Gefähr­
dung ausgesetzt werden, und auch sonst wird ihr 
vielfach im Alter die Erschütterung der Lebens- 
grundlage, die die Scheidung mit sich bringt, nicht 
zugemutet werden können.“  Vielleicht wäre es rich­
tiger, hier statt von Opfern der Frau von ihren L e i ­
s t un g en  in der Ehe zu sprechen, die — das ist 
das Entscheidende — letzten Endes dem Volksgan­
zen zugute gekommen und deshalb auch von der 
Gemeinschaft zugunsten der Frau zu berücksichti­
gen sind. Es wirkte m. E. geradezu bedrückend, 
wenn man auch in solchen Fällen lesen mußte, der 
¡Wunsch der Frau, daß die Ehe aufrechterhalten 
bleibe, sei, da er nur dem Gedanken beruhe, sich 
ihre (übrigens meist recht geringe) Unterhaltsrente 
zu sichern, vom Standpunkt der Allgemeinheit aus 
nicht zu billigen und daher nicht geeignet, die Auf­
rechterhaltung der Ehe zu rechtfertigen. Das steht 
nicht im Einklang mit dem, was das Gesetz w ill; in 
solchen Fällen wird vielmehr zum Schutz der Frau 
die Ehe aufrechterhalten werden müssen; denn es 
ist nicht zu verkennen, daß auch bei der Unterhalts­
regelung des Ehegesetzes die Frau im Fall der 
Scheidung weit weniger gesichert ist als bei be­
stehender Ehe, Und zwar auch dann, wenn der 
Mann gemäß § 61 Abs. 2 EheG, für schuldig erklärt 
worden ist.

Nicht ganz so einfach liegt an sich die Sache, 
wenn sich die Frau nicht auf besondere Leistungen 
für die Gemeinschaft, sondern nur auf ihre der 
Ehe gebrachten Opfer als solche berufen kann. 
Eine aus dem Mitleid mit dem hilflosen, ver­
lassenen Eheteil geborene Entscheidung braucht, 
wie von S c a n z o n i  („Scheidung ohne Verschul­
den“  a. a. O. S. 756 Ziff. 5 Abs. 2) zu § 54, 
bei dem es sich ja im wesentlichen um die gleiche 
Frage handelt, an sich richtig bemerkt, durchaus 
nicht immer sittlich im höheren Sinne zu sein. 
Es ist aber schon , bei der Bestimmung des1 § 54 
EheG., daß das Scheidungsbegehren regelmäßig 
dann als sittlich nicht gerechtfertigt anzusehen ist, 
wenn die Auflösung der Ehe den beklagten Ehe­
gatten außergewöhnlich hart treffen würde, frag­
lich, ob sie im bloßen Mitleid mit dem beklagten 
Ehegatten oder nicht vielmehr vor allem in der 
Auffassung ihre Grundlage hat, daß es nicht an­
geht, einen Eheteil gegenüber dem anderen aller 
Rücksicht zu entbinden. Dafür sprechen die in § 54 
genannten maßgebenden Umstände, die nicht so 
sehr für das Maß des Mitleids, als vielmehr der 
Rücksichtnahme, die der beklagte Eheteil verdient, 
von Bedeutung sind. In diesem Sinne können auch 
im Falle des § 55 Abs. 2 EheG, die von der Frau ge­
brachten Opfer, auch wenn aus ihnen keine Werte 
für die Volksgemeinschaft erwachsen sind, die Auf­
rechterhaltung der Ehe sittlich rechtfertigen, be­
sonders wenn der Mann nicht nur die Ehe zerrüttet, 
sondern auch die Umstände verschuldet oder min­

destens verursacht hat, die das Opfer der Frau er­
forderten, z. B. eine zu Siechtum führende Anstec­
kung.

Neuerdings hat die Frage einer Wi ede r ho l ung  
de r  r e c h t s k r ä f t i g  a bg e w i e s en e n  K lage 
§55 EheG,  erhebliche Bedeutung erlangt. Dabei 
zunächst vor allem die Anwendbarkeit des § 616 Z I;Jk 
Gegenstand der Erörterungen gewesen. Es soll hi£ 
auf das Für und Wider der grundsätzlichen Stand­
punkte (vgl. dazu v. Scanzon i :  DR. 1940, 2zU 
und die dort angeführten weiteren Abhandlungen! 
nicht näher eingegangen werden. Die grundsätz­
liche Einstellung des RG. ergibt sich aus den Un- 
RGZ. 164, 249 =  DR. 1940, 1773’ ; RGZ. 165,
=  DR. 1940, 224216 und RGZ. 165, 125 =  DR. l<g| 
1518. Das Entscheidende enthalten folgende Satz 
des erstgenannten Urteils: „Die Abweisung 
Klage hat nach § 616 ZPO. nur die Folge, daß nn 
der Tatsachenlage, wie sie bei Abschluß der T*' 
Sachenverhandlung des Vorprozesses bestand, t“ , 
keine der Parteien ein Scheidungsrecht folgt ufl 
daß für eine abweichende Beurteilung durch de, 
Richter eines späteren Prozesses kein Raum ,s' 
Die Lage kann aber dadurch eine andere werde > 
daß in der Folgezeit neue Tatsachen hinzukomn«^ 
die unter den nach § 55 EheG, maßgeblichen u 
sichtspunkten das Gesamtbild als ein anderes £ 
scheinen lassen. . .  Um eine derartige Verändern^ 
der Lage durch Hinzutreten neuer Umstände ha 
delt es sich im vorliegenden Falle aber nicht, s°.g 
dern nur darum, ob etwa auch die weitere ze itig  
Erstreckung des bestehenden Zustandes allein 1 
eine Veränderung der Lage angesehen werden kan . 
Das ist grundsätzlich zu'verneinen. Im übrig 
würde die Anregung der Revision, eine „nicht n 
erhebliche“  Zeit, etwa l ‘/ 2 Jahre, nach AbweisU » 
der früheren Klage als genügend anzusehen, 7: 
einer höchst bedenklichen Rechtsunsicherheit m
ren. Anders liegt es aber, wenn der Zustand K 
Heimtrennung seit dem nach § 616 ZPO. maßge.g, 
liehen Zeitpunkt erneut die gesetzlich vorgescD , 
bene Mindestdauer von 3 Jahren erreicht hat. 
das der Fall und sind gleichzeitig die sämtlictlie 
nach § 55 EheG, wesentlichen Tatbestandsmome .¡e 
in der Folgezeit weiterhin erfüllt, so würde , 
frühere Klageabweisung nunmehr der Scheidu.^ 
aus § 55 EheG, nicht entgegenstehen.“  Ist also 
dem früheren rechtskräftigen Urteil der Wiö 
Spruch der Scheidungsbeklagten für beachtlich . 
gesehen und deshalb die Klage aus § 55 EheG- ^ 
gewiesen worden — nur diese Fälle sollen hief’ ( 
Betracht gezogen werden —, so findet eine h \js 
sachliche Würdigung des gesamten Sachverh 
nur statt, wenn entweder die Aufhebung der h  ̂  ̂
liehen Gemeinschaft drei Jahre seit dem nach 8 %  
ZPO. maßgeblichen Zeitpunkt fortbestanden ^ 
oder aber — falls die drei Jahre noch nicht ^.g 
gelaufen sind — wenn inzwischen neue, für . D, 
Frage der Beachtlichkeit des Widerspruchs 
falls an sich bedeutungsvolle Tatsachen einge« ,ef 
sind. Daß zu diesen Tatsachen die Fortdauer ^  
Heimtrennung dann nicht gehört, wenn sie n* ¡. 
mindestens drei Jahre umfaßt, ergibt sich ohne ' j 
teres aus der Gegenüberstellung. Sind aber &0 
Jahre fortgesetzter Heimtrennung abgelaufen, ( 
liegt nach der Rechtsprechung des RG. ein n -e 
Tatbestand vor, der o hne  B i l d u n g  an 
f r ü h e r e  E n t s c h e i d u n g  neu zu würdige«
Im Gegensatz zu v. S c an z o n i  (Anmerkung ^ 
dem oben genannten Urteil: DR. 1941, 151 l 
a. a. O. S. 152]) fasse ich die Ansicht des K^- (s. 
dieser Frage nicht dahin auf, daß im neuen KeL
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streit die zu beantwortende Frage so lautet: Ist die 
Aufrechterhaltung der Ehe, die, wie nach dem in­
soweit verbindlich bleibenden Urteil des früheren 
Rechtsstreits feststeht, auf Grund des damaligen 
Tatbestandes sittlich gerechtfertigt war, das auch 
dann noch, wenn man hinzunimmt, daß nunmehr 
die Parteien weiterhin drei Jahre getrennt gsE-M 
naben? M E ist vielmehr die Auffassung des KG. 
die, daß bei der Entscheidung über das neue Klage- 
begehren, das gegenüber dem früheren wegen des 
Ablaufs weiterer drei Jahre Heimtrennung eine neue 
Grundlage hat, das frühere Urteil rechtlich überhaupt 
nicht mehr ins Gewicht fällt. Wenn in der Ent­
scheidung RGZ. 165, 32 =  DR. 1940, 2242« die dort 
Unbeantwortet gelassene Frage so gefaßt ist: „ In ­
wieweit die Tatsache einer dreijährigen Trennung 
nnter den Parteien seit Beendigung des Vorpiozes- 
scs allein eine Grundlage dafür bietet, ohne  Ri t ck-  
sicht auf  d ie  f r ü h e r e  S a c h e n t s c h e i d u n g  
den gesamten Sachverhalt neu zu würdigen , so 
deutete diese Fragestellung schon darauf hm, daß, 
Wenn man sich entschließen würde, bei dreijähriger 
hortdauer der Heimtrennung die Wiederholungs- 
Klage schlechthin zuzulassen, dies dann in dem 
b'nn geschehen sollte, daß für die neue Klage jede 
Rechtskraftwirkung der alten Entscheidung entfiele, 
demgemäß ist die spätere Entscheidung RGZ. löß, 
*25 «a D li 1941, 1518 dahin zu verstehen, daß sie 
die in dem früheren Urteil aufgeworfene Frage in 
Positivem Sinne beantwortet und damit derWieuei- 
holungsklage eine freie Neuentscheidung zugebilligt 
hat. Man w ird aber sagen können, daß praktisch 
?Uch nach Ablauf der drei Jahre die dann bei wieder­
holter Klage eintretende neue Gesamtwürdigung des 
Sachverhalts im allgemeinen nicht zu sachlicher An­
hörung des früheren Urteils führen wird, abgesehen 
v°n den Fällen, in denen das frühere Urteil ent­
weder von vornherein als Fehlurteil anzusehen war 
'¿der doch wenigstens auf Grund der weiteren 
Rcchtsentwicklung nunmehr als unbedingt fehlsam 
erscheint. Denn die bloße Fortdauer der Heim- 
•retinung ist ja letzten Endes bei unheilbar zerrut- 
teter ¿he wie sie § 55 voraussetzt, ein Umstand, 
ü]it dem schon in jedem Fall bei der Entscheidung 
P°or die Beachtlichkeit des Widerspruchs zu rech- 
Wu war, der also auch nach Ablauf der drei Jahre 
¿lchts wirklich Neues bringt. Durch die dreijährige 
portdauer der Trennung ist also nur rechtlich kaum 
jp aber tatsächlich eine bedeutungsvolle Änderung 
i r Verhältnisse eingetreten. Freilich kann der Ab- 
auf jjer j ahre unter anderen Gesichtspunkten
Ppc Rolle spielen (z. B. sind die s- ? - , n0Rß 
'chungs- und unterhaltsbedürftigen Kinder i - 

^hen erwachsen), doch gehört das schon in das 
Gebiet der Wiederholung der Klage auf Grund 
¿1IJer Sich aus dem Eintritt neuer Tatsachen er­
lebenden we&entlichen Veränderung der für cne 
¿rage der Beachtlichkeit des Widerspruchs maß­
gebenden Verhältnisse. Hierzu sei f ° !gen^es ¿e- 
?Gkt; Nach dem Urteil RGZ. 165, 32 =  DR. 1940, 
.,^2« begründet der Umstand, daß ^asr!V.e bpP ' 
er beklagten Ehefrau nach dem Abschluß des Vor- 

Pr°zesses erkennen läßt, daß auch sie die eheliche 
esinnung verloren hat, dann keine „neue l at- 

ache“  dieser Art, wenn dahinsteht, ob nicht schon 
P1 Vorprozeß das Gericht mit einer derartigen Ein- 
,eHung der Frau gerechnet hat. Daraus ergibt sich, 
: aß der Kläger bei der Wiederholung der Klage 
Varzutun hatf daß der Umstand, aus dem er die 
1 ^änderung der Verhältnisse herleitet, zur Zeit der 

*zten Tatsachenverhandlung im Vorprozeß noch 
lcht gegeben war. Hier hatte die Frau nachtrag-

lieh Briefe geschrieben, aus denen das BG. ihre 
innere Abkehr von der Ehe entnahm. Neu war hier 
zweifellos das Vorliegen der Briefe, aber diese Tat­
sache war an sich natürlich für die Frage der Be­
achtlichkeif des Widerspruchs belanglos Von Belang 
sein konnte dagegen an sich das Fehlen 
Gesinnung auch auf seiten der ^au . Hatte das 
Urteil des Vorprozesses die Aufrechterhaltung der 
Ehe gerade auch damit begründet gehabt, daß die 
Frau innerlich noch zur Ehe stehe, so _ wäre die , 
Abkehr der Frau von der Ehe auch ein neuer  
Umstand gewesen, der geeignet war^ eine neue 
Lage zu schaffen und die Frage der Beachtlichkeit 
des Widerspruchs neu zur Entscheidung zu stellen.
In dem der Entscheidung zugrunde liegenden Lall 
scheiterte aber der Kläger schon daran, daß kein 
Anhalt dafür bestand, der Mangel ehelicher Ge­
sinnung auf seiten der Beklagten habe im maß­
gebenden Zeitpunkt des Vorprozesses noch nicht 
Vorgelegen. Da insoweit der Kläger beweisfal lg 
blieb, war die Rechtslage nicht anders, als wenn m 
den Gründen des Vorprozesses ausdrücklich aus­
geführt gewesen wäre, daß sich zwar auch die rrau 
innerlich von der Ehe losgesagt habe, daß aber 
trotzdem die Aufrechterhaltung der Ehe sittlich ge­
rechtfertigt sei _ xr ,

Die Sache kann auch anders liegen: Nach der 
rechtskräftigen Entscheidung des Vorprozesses ist 
der Frau erhebliches Vermögen zugefallen. I ndem 
früheren Urteil ist bei der Bejahung der Beachthch- 
keit des von der Frau erhobenen Widerspruchs dar­
auf ab gestellt, die Frau habe der Ehe besondere 
Opfer gebracht und brauche deshalb den ihr im 
Fall der Scheidung drohenden Verlust der w irt­
schaftlichen Sicherung, die ihr die Ehe biete, nicht 
auf sich zu nehmen. Dann zeigt diese Begründung, 
man in ihr auch auf die wirtschaftlichen Verhält­
nisse der Frau nicht weiter eingegangen sein doch 
klar, daß das Urteil das Vorhandensein beträcht­
lichen Vermögens auf seiten der Frau nicht an­
nimmt. Der spätere Erwerb eines solchen Ver­
mögens schafft dann ohne weiteres eine neue Lage. 
(Nicht berührt werden kann m. E. in solchem Lall 
die frühere Entscheidung durch die spätere res - 
Stellung, daß die Frau schon damals das Vermögen 
besessen hat; denn dann erweist sich zwar nach­
träglich die Entscheidung als sachlich unrichtig, es 
fehlt aber die für den Erfolg notwendige V e r ä n ­
d e r u n g  der Verhältnisse.) .

Gehen wir nun von dem Fall aus, daß sich oei 
Kläger auf das Vorliegen einer neuen und beacht­
lichen Tatsache berufen kann, so taucht wieder die
— oben in anderem Zusammenhang behandelte 
Frage auf, ob die rechtskräftige Entscheidung des
Vorprozesses wenigstens hinsichtlich des damais zu- 
gründe gelegten Sachverhalts bindend b 
ob nunmehr das Gericht in seiner neuen Ges - 
Würdigung ganz frei ist. Auch hier beantvv 
die Frage in letzterem Sinne. M it der Veränderung 
auch nur eines für die Entscheidung ichen
Umstandes ist eben der früheren Entscheidung 
schlechthin die Grundlage entzogen.

Die weitgehende Zulassung einer Wiederholung 
der Klage aus § 55 EheG, bringt die Gefahr mit 
sich daß Über der Ehefrau auch nach rechtskräftiger 
Abweisung der Scheidungsklage ständig das Da­
moklesschwert der drohenden Scheidung schwebt 
und sie deshalb überhaupt nicht mehr zur Ruhe 
kommen kann. Als recht unerfreulich erweist sich 
dabei vor allem auch die Tatsache, daß sich nach 
geltendem Recht der Gerichtsstand der Klage nach 
dem Wohnsitz des Scheidungsklägers bestimmt
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(§606 Abs. 1 ZPO.), so daß der wohlhabende Schei­
dungskläger es in der Hand hat, sich bei Wieder­
holung der Klage durch Verlegung des Wohnsitzes 
ein anderes Gericht auszusuchen. (Überhaupt scheint 
mir der Vorschlag, die örtliche Zuständigkeit statt 
nach dem Wohnsitz des Ehemanns nach dem letzten 
gemeinschaftlichen Wohnsitz beider Ehegatten zu 
bestimmen, viel für sich zu haben.) Es ist deshalb 
nach meiner Auffassung Sache der Rechtsprechung, 
von vornherein eindeutig klarzustellen, daß allein 
die Hartnäckigkeit des Scheidungsklägers nicht zum 
Erfolg der Klage führt. Die Abweisung der Schei­
dungsklage muß auch bei § 55 EheG, im allgemeinen 
einen Dauerzustand, nicht nur einen Zwischenzu­
stand schaffen; wäre es anders, so würde das Wider­
spruchsrecht der Frau praktisch völlig entwertet. 
Im Lauf der Zeit werden sich die dem rechtskräf­
tigen Urteil zugrunde gelegten Verhältnisse fast 
stets in gewissem Umfang ändern, und zwar auch 
in der Richtung, daß sich daraus theoretisch etwas 
gegen die Aufrechterhaltung der Ehe herleiten läßt. 
Man denke z. B. an folgendes: Die Frau verdient 
statt 30 3tM jetzt 45 StM monatlich durch ihre Auf­
wartetätigkeit, ist also nicht in gleichem Maße wie 
früher auf die Unterhaltszahlung des Mannes an­
gewiesen; der Mann erhält nunmehr 300 SRM Ge­
halt statt früher 200 M l,  so daß die in dem Urteil 
angenommene Gefährdung des Unterhalts, die der 
Frau bei Wiederverheiratung des Mannes droht, 
dadurch verringert wird; die in dem Urteil zugun­
sten der Aufrechterhaltung der Ehe angezogene 
Tatsache, daß die Trennung der Parteien erst seit 
vier Jahren bestehe und deshalb zeitlich kurz sei im 
Verhältnis zu der Dauer der Ehe als Gemeinschaft 
von 18 Jahren, wird naturgemäß schon durch bloße 
Fortdauer der Trennung immer mehr hinfällig. Diese 
Beispiele zeigen, wie leicht sich eine Grundlage für 
die Wiederholungsklage finden läßt; ich bin aber 
der Meinung, daß diese Veränderungen des frühe­
ren Sachverhalts in der Regel nicht dazu führen 
können, bei der neuen Würdigung die Frage der 
Beachtlichkeit des Widerspruchs anders zu beant­
worten, als es bisher geschehen war. A l l g e m e i n  
m ö c h t e  i ch sagen,  daß man es im Z w e i ­
fe l  bei  der  f r ü h e r e n  E n t s c h e i d u n g  b e ­
l a s s e n  so l l .  Selbstverständlich wird es auch 
nicht an Fällen fehlen, in denen durch, die Ver­
änderung der Verhältnisse (z. B. dadurch, daß die 
bisher noch Unterhalts- und erziehungsbedürftigen 
Kinder erwachsen sind — ein Umstand, der frei­
lich auch wieder dadurch ausgeglichen sein kann, 
daß die beklagte Ehefrau inzwischen alt und er­
werbsunfähig geworden ist — öder daß die bis 
dahin mittellose Beklagte inzwischen Vermögen er­
worben hat) der Hauptgrund für die Aufrechterhal­
tung der Ehe nachträglich weggefallen und dem­
gemäß nun auf Scheidung der Ehe zu erkennen ist. 
Das RG. hat solche Möglichkeiten in einzelnen Ur­
teilen ausdrücklich durch die Fassung angedeutet, 
daß die Aufrechterhaltung der Ehe w e n i g s t e n s  
zur  Z e i t  sittlich gerechtfertigt erscheine.

Was nun die übrigen Gründe der Scheidung ohne 
Verschulden anlangt, so hat die reichsgerichtliche 
Rechtsprechung die Bestimmungen weitherzig an­
gewendet. Es mag nur auf folgende Grundsätze 
hingewiesen werden: § 50 fordert nicht, daß die gei­
stige Störung zur Zeit der letzten Tatsachenver- 
handlung noch besteht (RGZ. 159, 315 =  DR. 
1939, 383); der Begriff der „geistigen Störung“  
nach § 50 umfaßt nicht nur Geisteskrankheiten, sei 
es auch nur minderer Art, sondern unter Umstän­
den auch „nervöse Störungen“  (RGZ. 161, 106 =

DR. 1939, 1818a) ; eine Scheidung nach § 53 ist nicht 
schlechthin dadurch ausgeschlossen, daß die Un­
fruchtbarkeit in Erfüllung der Frauen- und Mutter­
pflicht eingetreten ist (RGZ. 164, 380 =  DR. 194U, 
2001); muß zwar die Unfruchtbarkeit nach Jgj”  
regelmäßig eine dauernde sein, so schließt doch di 
Möglichkeit ihrer Beseitigung die Anwendung 
Bestimmung darum nicht aus, wenn dem Scheidungs­
kläger mit riücksicht auf die von ihm zur Behebung 
der Unfruchtbarkeit längere Jahre hindurch ge' 
brachten und die von ihm noch zu bringenden Opte 
weitere Versuche zur Behebung nicht zuzumute 
sind (Urt. v. 16. Dez. 1940, IV 276/40 =  ROA- 
165, 354); eine außergewöhnliche Härte im Sinn 
kies § 54 liegt nicht darin, daß es dem geistig 
gestörten Ehegatten schwer fällt, sich wirtschafte 
umzustellen (DR. 1940, 2161J).

Grundsätzliche Bedeutung kommt auch der Rech' 
sprechung zur Frage des Schuldausspruchs zu, m ' 
besondere im Hinblick auf die Berücksichtigung 
beiderseitiger Schuld. Schon das Gesetz selbst geJ} 
in der Richtung, bei Aufrollung der Schuldfrage n 
Schuld auf beiden Seiten zu erfassen, weit über d 
alten Rechtszustand hinaus. Konnte doch nach § D 
BGB. der schuldige beklagte Ehegatte die Schu 
der Gegenseite überhaupt nur geltend machen, we 
er wenigstens noch zur Zeit des Eintritts des v° 
Kläger geltend gemachten Scheidungsgrundes e 
Scheidungsrecht gehabt hatte, also nur unter o 
Voraussetzung, daß zeitweise auf beiden Seiten e 
Scheidungsrecht vorhanden gewesen war. Es V 
also z. B. dem schuldigen beklagten Ehegatten v 
wehrt, selbst auf das stärkste Verschulden des 
deren Eheteils einen Schuldantrag zu gründen 
abgesehen von der Möglichkeit unterstützungswei  ̂
Heranziehung dieser Verfehlungen gern. §.*a 
BGB. —, wenn er dessen Verfehlungen verzieh  
hatte, ehe er seine eigenen Verfehlungen beg>n  ̂
Dagegen läßt §60 Abs. 3 auch in solchem Fah 
Berücksichtigung des Verschuldens gegen den » 
genden Ehegatten zu, und zwar unbedingt, wennuC|i 
Verzeihung vor der Klagerhebung erfolgte, 
sonst aber dann, wenn die Berücksichtigung ,.£ 
Billigkeit entspricht. Übrigens findet jetzt auch ._ 
einseitige Schuld eine allgemeinere B e rü c k s t  
gung: Bei Scheidung ohne Verschulden (Oeis n 
krankheit) kannte das alte Recht einen bl° ^  
Schuldantrag gegen den Kläger ohne Erhebung û j 
Widerklage überhaupt nicht. Das ist jetzt nach 3 
Abs. 2 EheG, anders. Endlich kennt das neue K g S- 
auch dann, wenn sich Aufhebungs- und Scheidung 
klage gegenüberstehen, neben der Berücksichtige 
der etwaigen Schuld an der Aufhebung der & A 
(§ 42 Abs. 2 EheG.) die Berücksichtigung der Scna 
des Aufhebungsklägers an der Scheidung der . 
und demgegenüber wieder das Recht des A
hebungsklägers auf einen Schuldantrag (Mitscr ■_ 
antrag) gegen den Aufhebungsbeklagten und b hs. 
dungskläger (§18 der 1. DurchfVO,). Die reic 
gerichtliche Rechtsprechung hat das nun in *7 s[e 
facher Richtung weiter ausgebaut. Einmal hai- _ 
sich in dem vorerwähnten Fall des Zusarn 
treffens von Aufhebungs- und Scheidungsgry1 
auf den Standpunkt gestellt, daß der Aufhebung 
beklagte Verfehlungen des Aufhebungsklägers 
rend der Ehe, die einen Scheidungsgrund b11 w  
oder gebildet haben, auch ohne Erhebung 
Scheidungsklage im Wege des bloßen Schulden 
ges gern. § 60 Abs. 3 EheG, oder § 61 Abs. 2 E 
(je nachdem er selbst für schuldig an der ,g 
hebung anzusehen ist oder nicht) in die Waagsc* 
werfen kann (RGZ. 163, 315 =  DR. 1940, >
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Neuerdings ist auch die Frage in bejahendem Sinne 
rtitschieden worden, ob der Scheidungsbeklagte auch 
ohne Erhebung der Aufhebungsklage einen blo­
ßen Schuldantrag oder Gegenschuldantrag darauf 
gründen kann, daß er gegen den Scheidungsklager 
auf Aufhebung der Ehe aus einem Grund, der zur 
Schuldigerklärung des Aufhebungsbeklagten fuhren 
Wirde, klagen könnte oder wenigstens früher hatte
Hagen können (entsprechende Anwendung von §§ oü
Abs. 3, 61 Abs. 2 EheG, auf die Eheaufhebung; Be­
schluß v. 15. Jan. 1941, IV B  40/40 =  RGZ. 165 
]V)- Praktisch noch bedeutungsvoller aber ist 
die Entscheidung RGZ. 160, 392 =  DR. 1939, 1715», 
nach der gegenüber dem Schuldantrag des aut 
Seheidung ohne Verschulden verklagten Ehegatten 
(§ 61 Abs. 2 EheG.) ein Gegenschuldantrag des kla­
genden Eheteils zulässig ist, der freilich nur bei 
Erfolg des Schuldantrages durchdringen kann (zu 
[etzterem Punkt siehe besonders RGZ. 163, 246 ff. 
[251 j =  DR 1940, 1014). Dieser Grundsatz ist in 
RGZ. 164 92 =  DR. 1940, 15643 weiter entwickelt 
Worden; dort ist insbesondere ausgesprochen, daß, 
Wenn es infolge eines solchen Gegenschuldantrages 
?nr Schuldigerklärung beider Teile kommt, der 
Seheiduugsbeklagte hinsichtlich des Unterhalts nicht 
die Stellung behält, die er bei Scheidung ohne 
Schuldausspruch gern. § 69 Abs. 2 EheG, bat, son­
dern daß dann allgemein die §§66 und 67 EheG. 
Anwendung finden. Verfahrensrechthch hat sich das 
Rg- hinsichtlich des Schuldantrags auf den Stand­
punkt gestellt, im Zweifel enthalte der Widerspruch 
hach 8 55 Abs 2 EheG, auch einen Schuldantrag 
hach §61 Abs. 2 (RGZ. 160, 373 =  DR. 1939,15713); 
h) solchen Fällen kann dann natürlich auch aus dem 
, erbringen des Scheidungsklägers, mag er auch
keinen ausdrücklichen Gegenschuldantrag gestellt
haben (eben weil ein ausdrücklicher Schuldantrag 
Segen ihn nicht vorlag), zu entnehmen sein, daß 
er im Fall seiner Schuldigerklärung auch die Schuld 
her Gegenseite, ausgesprochen haben will. 
n Zum Schluß sei noch kurz auf die grundsätzliche 
Rechtsprechung zu der wichtigen Bestimmung des 

EheG, über die Unterhaltsverträge eingegangen, 
f e r  ist die Entscheidung RGZ. 159, 157 =  DR.
iP39, 3062 von besonderer Bedeutung. Abgesehen
7  der Feststellung, daß § su nneu. m iu . 

|Juterhaltsverträge anzuwenden ist, die v° r  Inkraft 
I efcn des Ehegesetzes geschlossen sind, enthalt die 
^tscheidung die Klarstellung, daß nach dem neuen 
Recht derartige Unterhaltsverträge nur in zwei Fallen 
P’chtior sind • al wenn die Eheleute im Zusammen-

nach dem neuen
u derartige u n ic n .a u ^ .^ s -  nuF inwelFäHet 

, —üg sind: a) wenn die Eheleute im Zusammen 
^ug  mit der Unterhaltsvereinbarung einen nicht 
?der nicht mehr bestehenden Scheidungsgrund g -  
t?nd gemacht haben, b) wenn der allgemein -
. Sheitsgrund des § 138 BGB. gegeben ist. Ini letz-
Rrer Hinsicht ist in der Entscheidung ausgespro- 
Chhe,n, daß die Unterhaltsvereinbarung owht deshalb 

-*-i _?f j : ~ «/»l,A!/fn«rYeKprPf'htlOlC cnCl^üU

hängig gemacht hat, daß die Vereinbarung aber 
dann sittenwidrig und nichtig ist, wenn ein grobes 
Mißverhältnis zwischen den Leistungen des Mannes 
und seinen Vermögens- und Einkommensverhalt- 
nissen besteht, wobei es jedoch nicht darauf an­
kommt, wie hoch der gesetzIiche Unterhaltsbeitrag
sein würde. Selbstverständlich können die Sitten­
widrigkeit und Nichtigkeit des Unterhaltsvertrags 
gern. §138 BGB. auch in anderen Umstanden als 
dem einer übermäßigen Höhe des Unterhaltsbetrags 
ihren Grund haben: So nach der genannten Ent­
scheidung möglicherweise darin, daß sich die Ehe­
frau die Zahlung der Unterhaltsrente auch für den 
Fall ihrer Wiederverheiratung Zusagen ließ, obwohl 
sie — ohne daß der sich verpflichtende Ehemann 
dies wußte — schon einen Heiratsantrag ihres künf­
tigen zweiten Mannes angenommen hatte und der 
neuen Ehe durch die im Vertrage zugesagten Unter- 
haltszahlungen die wirtschaftliche Grundlage ge 
wollte. In bezug auf den oben zu a genannten 
Nichtigkeitsgrund spricht das Urteil aus, es sei un­
schädlich, wenn neben dem wirklichen noch ein 
fingierter Scheidungsgrund gebend gemacht wor­
den sei. (Nicht entschieden ist bisher die -  wohl 
zu bejahende -  Frage, ob auch dann wenn die 
Eheleute nur fingierte Scheidungsgrunde geltend 
gemacht haben, die Nichtigkeit der Unterhalts­
vereinbarung unter der Voraussetzung zu ver 
neinen ist, daß tatsächlich ein anderer Schei­
dungsgrund bestand und die .Parteien ihn auch 
kannten.) Bezieht sich § 80 seinem Wortlaut nach 
auch nur auf Unterhaltsvertrage, die v o r  Rechts­
kraft des Scheidungsurteils geschlossen sind, so 
hat doch das RG. den die Bestimmung beherr­
schenden Grundgedanken, die Nichtigkeit der im 
Hinblick auf die Scheidung getroffenen Unterhalts­
vereinbarung möglichst einzuschranken, auch für 
Frage der Gültigkeit von nach der Rechtskraft des 
Scheidungsurteils geschlossenen Unterh^tsvertragen 
verwertet, indem es sich unter Aufgabe seiner 
früheren entgegenstehenden Rechtsprechung auf fol 
genden Standpunkt gestellt hat: Die Gültigkeit einer 
nach der Scheidung getroffenen Unterhaltsverein­
barung wird dadurch, daß die Gatten einen nicht 
(nicht mehr) bestehenden Scheidungsgrund geltend 
gemacht haben, auch dann nicht berührt, wenn 
schon ein Vorabkommen vor der Scheidung getrof­
fen ist (RGZ. 163, 280 =  DR. 1940, 13653).

Damit bin ich am Ende Eine erschöpfende Über­
sicht über die Rechtsprechung des RG. zum EheG, 
sollte und konnte hier nicht gegeben werden Mog 
aber die Abhandlung erkennen lassen, ' ' ie staik 
diese Rechtsprechung beruht auf dem Bemühen,
den Grundgedanken des Gesetzes gerecht zu wer
den und sie fortzuentwickeln. Zu beurteilen, i 
weit dies Bemühen erfolgreich gewesen ist, smü 
wir nicht berufen; vielleicht kann das überhaupt 
erst die Zukunft lehren.

(Abgeschlossen am 31. Jan. 1941.)

;vc". daß die UnterhaltsvereinDarung ” ~ y r
f.lchbg ist, weil die scheidungsberechtigte Ehefrau

_______

Die neuere Rechtsprechung zu dem Problem der Rechtskraft
und Sittenwidrigkeit

Von Oberlandesgerichtsrat Dr. E m i l  S c h o t t ,  Karlsruhe 

,.t a t  dem Gebiet der UrteilserschleichunS und der bekannte Grundsätze schärfer herausiestellt, teils 
» w id r ig e n  Ausnützung rechtskräftiger Urteile _  dr lig o , t R0Z. 163> 292 -  DR. 1940 1296» und 

die neuere Rechtsprechungl) teils schon bishei iQ41, 551S; das Urteil des KO.: DR. 1940, 646 und
dies die Urteile des RG, ROZ. 163, 387 desO LG . Köln: DR. 1940, 21075.
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neue Aufschlüsse gebracht und so im ganzen das 
Problem Rechtskraft und Sittenwidrigkeit weiter 
der Lösung zugeführt.

A. Die Urteilserschleichung
Die Behandlung der Urteilserschleichung dürfte 

kaum noch Schwierigkeiten begegnen. Insoweit ist 
als neu lediglich zu vermerken, daß das RG. nach 
RGZ. 163, 292 (S. 295-296) die Verletzung der pro­
zessualen Wahrheitspflicht (§ 138 Abs. 1 ZPO.) jetzt 
als eine auf die Erschleichung des unrichtigen Ur­
teils gerichtete prozessuale Handlung genügen läßt. 
Die Urteilserschleichung beschränkt sich also nicht 
mehr — wie anscheinend noch in RGZ. 155, 55 an­
genommen wurde2) — auf den Fall des „plan­
mäßigen Zusammenwirkens“  der Partei mit einem 
Zeugen oder Sachverständigen. Damit käme denn 
die Rechtsprechung zu dieser Frage auch in Ein­
klang mit derjenigen der Strafsenate des RG. zum 
Prozeßbetrug2), und damit kann das Problem Ur­
teilserschleichung als abgeschlossen betrachtet 
werdet).

B. Die sittenwidrige Ausnützung 
rechtskräftiger Urteile

Dagegen stellt sich die Behandlung der sitten­
widrigen Ausnützung rechtskräftiger Urteile nach 
wie vor als ein schwer zugängliches und folgen­
schweres Problem dar, das sich nur Schritt für 
Schritt der Erkenntnis erschließt.

I. Zwei Klarstellungen
Es ist deshalb zu begrüßen, daß das RG., das 

mit der Entscheidung in RGZ. 155, 55 die Bahn 
freigegeben hat, hier mit unbeirrbarer Festigkeit 
führt. So sind jetzt zwei Punkte mit nicht mißzuver­
stehender Eindeutigkeit klargestellt:

1. Erste Voraussetzung für eine Schadensersatz­
klage aus § 826 BGB. ist, daß d ie  U n r i c h t i g ­
k e i t  des U r t e i l s  e n t w e d e r  schon  f e s t s t e h t  
o d e r  e r w i e s e n  w i r d .

Der Gedanke, den § 826 BGB. auch gegenüber 
einem richtigen Urteil — ganz gleichgültig wie 
dieses zustande gekommen ist — anzuwenden, ist 
absurd. Die Frage hat sich dem RG. nicht so ge­
stellt, wie sie ursprünglich und rein theoretisch 
aufgeworfen wurde3), ob es nämlich gegen die guten 
Sitten verstoße, wenn jemand von einem richtigen 
Urteil in der irrigen Meinung, es sei unrichtig, Ge­
brauch macht. In dem in RGZ. 163, 292 behandelten 
Falle hat der Kläger vielmehr die Auffassung ver­
treten, es sei bei der auf § 826 BGB. gestützten 
Klage nicht zu prüfen, ob der Rechtsstreit im Vör- 
prozeß sachlich richtig entschieden worden sei oder 
nicht; er meinte, „das sittenwidrig erschlichene Ur­
teil dürfe dem Beklagten (der es als Kläger im Vor­
prozeß erstritten hat) selbst dann nicht zugute 
kommen, wenn der verfolgte Anspruch sachlich be­
gründet wäre“ . Das RG. lehnt diese Auffassung ab 
mit der Begründung:

„Denn sollte ein Fall Vorkommen, in dem je­
mand ein ihm günstiges, aber zugleich sachlich 
richtiges Urteil in sittenwidriger Weise herbei-

s) Vgl. dazu die Bemerkungen des Verf.: DR. 1940,415 
unter II.

8) Von Z im m erm ann: JW. 1933,17; dazu Weh: 
DR. 1939, 477, 479 und der Verf.: DR. 1940, 419 unter 1 
Abs. 2.

führt, so würde es doch an einer Schädigung de,® 
Gegners fehlen, weil ein sachlich richtiges Urteil 
ihm keinen Schaden im Rechtssinne zufügen kan«’ 
Ohne Schädigung ist aber eine Anwendung des 
§ 826 BGB. nicht denkbar. Die Unrichtigkeit deS 
einem Urteil zugrunde liegenden Verfahrens kann 
also zur Begründung einer Klage aus § 826 BO” ' 
nicht genügen, wenn das Urteil nicht sachlich 
unrichtig ist oder diese Unrichtigkeit nicht 
weislich ist.“
2. D ie  U n r i c h t i g k e i t  des U r t e i l s  und <he 

K e n n t n i s  s e i ne r  U n r i c h t i g k e i t  g e n ü g e 11 
zur  A n w e n d b a r k e i t  des §826 BGB.  nie»“ 
Eine Partei, die ein unrichtiges rechtskräftiges 
teil in Kenntnis seiner Unrichtigkeit ausnützt, vef' 
stößt dadurch also allein noch nicht gegen die gute11 
Sitten.

Das ist ein außerordentlich wichtiger Grundsatz: 
weil das Bestreben, einem unrichtigen Urteil, atic« 
wenn es rechtskräftig ist, doch noch abhelfen /« 
wollen, menschlich so begreiflich ist. Dem Laie« 
wird angesichts eines klaren, ihm durch das 9«,' 
richtige Urteil geschehenen Unrechts die du#« 
die Rechtskraft gesetzte Schranke zur Not v»j 
standesmäßig einleuchten, seinem Empfinden Wif 
sie nie zugänglich sein. Aber auch den Juristen ve>‘ 
führt das Gefühl immer wieder dazu, die Schran« > 
die er nicht leugnen kann, mit irgendwelche
Hilfskonstruktionen überspringen zu wollen. U«j 
so dankenswerter ist es, daß das RG. erneut ® ■
aller Deutlichkeit auf diese Schranke hingewiesell
hat. Vgl. RGZ. 163, 287: Gegen einen Kindsvat^

- ........... - - ................. jrteH;ist ein rechtskräftig gewordenes Versäumnisur 
auf Unterhaltszahlung ergangen. Im Schadensersatz 
prozeß nach § 826 BGB. hat eine Blutgruppenume 
suchung ergeben, daß der Kindsvater (Kläger) off®« 
bar nicht der Erzeuger der beiden unehelichen K* 
der (der Beklagten) sein kann; es ist sogar wa« 
scheinlich (und für die Beantwortung der Frage 
unterstellen), daß er in der fraglichen Zeit 
einmal zeugungsfähig war. Der Amtsvormund »
Kinder hält das Urteil allerdings nicht für unricht'^ 
Aber das ist nicht entscheidend. Das RG. sa°
(RGZ. 163, 290):

„A llein auch wenn für den Amtsvormund 
Beklagten j e d e r  Z w e i f e l  d a r a n  aus ge
sch l ossen  wä r e ,  daß ihr Erzeuger ein andefe.
sein muß als der Kläger, so könnte sich di^  
doch nicht auf § 826 BGB. berufen. Die Unricm t>_
keit des Urteils kann für sich allein keine Klaju
aus § 826 BGB. begründen ; es müssen Umstä«
hinzukommen, die das Gebrauchmachen von de«1

odefUrteil als sittenwidrig erscheinen lassen, -, 
wenigstens ein solcher Umstand.. .  Die beid 
Kinder kommen für ein sittenwidriges Verbal 
überhaupt nicht in Betracht, und ihr Amtsv 
tnund hat, indem er den Kläger verklagte, 
Verfahren gegen ihn durchführte und das v 
Säumnisurteil vollstrecken ließ, lediglich se , 
Pflicht getan. E r w i r d  auch k ü n f t i g  nlC.iri 
geg e n  se ine P f l i c h t  v e r s t oß e n ,  . 
er  w e i t e r h i n ,  was i hm übe r l a s s e n  bl 
ben muß,  das V e r s ä u m n i s u r t e i l  v°  
s t r e ck en  l äß t *

ichDas heißt deutlich gesprochen. Man wird & 
diese Sätze merken müssen. Dieselbe Auffass 
vertritt das RG. im der in DR. 1941, 5513 
druckten Entscheidung, der auch L i n d e m «  
(DR. 1941, 57) beitritt.
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Ü. Lehren aus dem U rte il des Oberlandesgerichts 
Köln v. 31. Ju li 1940 (DR. 1940, 21076)

1. Über  das V o r l i e g e n  der  S i t t e n w i d r i g ­
ke i t  e n t s c h e i d e n  d i e  U m s t ä n d e  des 

E i n z e l f a l l e s
Ursprünglich stellte sich dem RG. die Frage, 

Wann die Ausnützung eines rechtskräftigen Urteils 
gegen die guten Sitten verstoße, in Fällen, bei 
denen eine Erschleichung des Urteils zum min- 
besten ins Werk gesetzt worden war, wenn dann 
diese auch erfolglos geblieben und das Urteil aus 
einem anderen Grunde unrichtig w ar1). Das RG. 
hat für diese Fälle die Klage aus § 826 BGB. zu­
gelassen. Bei dem Versuch, das Wesen der Sitten­
widrigkeit in diesem Zusammenhänge festzustellen •’)> 
habe ich die Auffassung vertreten, die Anwendbar­
keit des 8 826 BGB. beschränke sich auf diese 
Fälle 6).
.Ein schon damals vorliegendes Urteil des KG. 
(JW. 1937 2972u) behandelte zwar einen Fall, bei 
dem im Vorprozeß eine Urteilserschleichung nicht 
^ersucht worden war; trotzdem bejahte das KG. 
d'e Sittenwidrigkeit, wenn auch aus anderen Grün­
den. Doch schien dieses Urteil die Richtigkeit 
deiner Schlußfolgerung nicht zu erschüttern’ ). Da- 
iicppn oio rioc l Jrtnil Hps OLG. Köln v. 31. Juli

allein nicht schlechthin dieses Ergebnis haben. 
Wenn eine Tatsache verborgen bleibt, hat das all­
gemein keine andere Bedeutung, als wenn eine vor­
gebrachte, aber bestrittene Tatsache nicht.bewiesen 
wird, die Partei also beweisfällig wird. Die Nicht­
oder unvollständige Aufklärung des Sachverhalts 
ist etwas dem Prozeß Eigentümliches, durchaus 
Natürliches, fällt also in das von je d e r Partei in 
jedem Prozeß zu tragende allgemeine Prozeßrisiko. 
Schon um deswillen handelt es sich bei diesem V - 
borgenbleiben um einen allgemeinen und nich 
einen „besonderen“  Umstand.

Für den Scheidungsprozeß aber ergibt sich eine 
Besonderheit. Das OLG. Köln findet nämlich ge­
rade in diesem Verborgenbleiben von Tatsachen
(den von der Frau, die das unrichtige Scheidungs­
urteil erstritten hatte, begangenen Ehebiuc ) 
neben der Schamlosigkeit des Treubruchs in- dem 
gegebenen Falle den entscheidenden Grund für die 
Sittenwidrigkeit bei der Ausnützung des Urteils 
durch die Frau, indem es sagt:

meiner Schlußfolgerung nicht zu erscnuttern u  ; 
Segen hat sie das Urteil des OLG. Köln v. 31. Juli 
040 (DR. 1940, 21075) eindeutig als zu eng er­
wiesen. Es kann nach diesem Urteil kein Zweifel»en. ns Kann nauu 77— 7 .. ,
daran sein, daß a u s s c h l i e ß l i c h d i e  U m s t a n d e
des E i n z e l f a l l e s  e n t s c h e i d e n ,  ob eine Partei,
Qie ..............e i*___ _____ r i r t ^ i l  m  K P t in tn iSdie ein*rechtskräftiges unrichtiges Urteil in Kenntnis 
s?fner Unrichtigkeit ausnützt, i. S. y  
Sittern*,;^..:«. Fc vp rlnhn t sic
sF"ier Unrichtigkeit ausnützt, i. S. von § 826 BGB 
sittenwidrig handelt. Es verlohnt sich deshalb, aut 
dieses Urteil näher einzugehen.
2- Im V o r p r o z e ß  v e r b o r g e n  g e b l i e b en e  

Ta t sachen.

„Sie (die Frau) durfte dagegen nicht die Allein­
schuldigerklärung des Mannes dazu mißbrauchen, 
um. . .  aus der Tatsache, daß ihr in hohem Maße 
unsittlicher Lebenswandel dem Beklagten ver­
borgen geblieben war, Kapital zu schlagen. Dieses 
Verhalten erscheint bei den gegebenen Umstanden 
des Falles als schamlos, als gegen das gesunde 
Volksempfinden in grober Weise verstoßend und 
als sittenwidrige Schädigung des Klagers 1. S. von 
§ 826 BGB.“

B
1 3 1 S 3 c n c II»

S o n d e r h e i t  des S c h e i d u n g s p r o z e s s e s  
Die bisher vorliegenden Urteile betreffen fast 

?usnahmslos Fälle, bei denen die Unrichtigkeit des 
Urteils auf unrichtigen, gewöhnlich unvollständigen, 
^sächlichen Feststellungen beruht, wobei die Un­
tä tigke it oder Unvollständigkeit dieser Feststellun­
gen ihrerseits wieder darauf zurückgeht, daß die 
‘ Aachen dem Gericht unrichtig oder unvollständig
¡fr“  mrerseits wieder uaidui .
‘ Aachen dem Gericht unrichtig oder unvollständig 
Unterbreitet worden sind. Die Unrichtigkeit des 
Urteils beruht also insoweit nicht auf einem Fehler

. - ... • • /Tr»»* i in r ir 'n T in 'P n
~‘ wus beruht also insoweit muu au. * r ," ”
1es Gerichts, namentlich nicht auf der unrichtigen 
^wendung^eines R ech tssa tzes^.^s ind  dies^zu-idung eines Kecntbs<uz.c:> /• 7--------- - -
- - n  die Fälle, in denen das Problem meistens 
Faktisch wird, und worin es unter dem Gesichts^IJlltol.i. r-v . . /  1 rKf» .tisch wird, und worin es un« r  dem uesicnxs- 
F,ünkt Rechtskraft und Sittenwidngkeit in eine 
U'arakteristische Beleuchtung tritt. Denn die Rechts

S d d e f  j r g e r a d e ' t Ä  Tatsachen ab
m  ■>;'.,89323. _76L z rp .5 1  sich deshalD in der Regel tarn  

>)UPcr»*,j___ iT __ j___A l l  . .. rÜP AU!^ueoensein von latsacnen im 
¿Sonderen Umstand“  wird, der dl^ Ausnutzung 
e?.unrichtigen Urteils zu einer sittenwidrigen macht 

^ U n kann das Verborgenbleiben von Tatsachen

‘)RQZ. 155, 55 =  JW. 1937, 2223 u. RGZ. 156, 265 
'  eaT; 1q38, 51321.

J DR. 1940,420—421. , Wmf4!o.p
p«!) Allerdings mit der Einschränkung, daß künftige
4940 42jese ^ e in u n g  a ls  z u  e n g  e rw e is e n  k ü  t  D R

l\ Vgl.’ dazu die Bemerkungen in DR.1F40’ 42,1
Das Urteil des KG.: DR. 1940, 64612 bleibt deshalb 

fair r Betracht; zudem handelt es sich um einen Spenal- 
Uss’enUS dem sich allgemeine Erkenntnisse nicht ableiten

L i n d e m a n n  weist in der Anmerkung zu dem 
Urteil (DR. 1940, 2108) darauf hin, daß Falle, in 
denen familienrechtliche Verhältnisse unrichtig en - 
schieden und dann Unterhaltsanspruche in sitten­
widriger Weise geltend gemacht werden gerade ein 
Hauptgebiet der Anwendung von § 826 BGB seien. 
Das RG. spricht in dem in DR. 1941 55 abge­
druckten Urteil von dem „Sondergebiet der Unter­
haltspflicht geschiedener Ehegatten. Um ein¡Sonder- 
gebiet handelt es sich nun auch, soweit das Ver­
borgenbleiben von Tatsachen m Frage steht. M g 
in anderen Fällen es der Umsicht des einzelnen 
überlassen bleiben und auch überlassen werden 
können, wie er für die .Erweislichkeit sein« Rec ' 
Verhältnisse sorgt: Eheliche Treubruche können b - 
sonders leicht verborgen bleiben, ihre Aufdeck g 
ist vielfach schwierig. Dazu kommt eben desvv g 
die besondere Heimtücke dieser Rechtsverletzung 
und die relative Wehrlosigkeit des verletzten Gatten 
gegenüber diesem Angriff. Die Partei lauft
hier ein besonderes, vom allgememen Prozeßnsiko
verschiedenes Risiko, das wiederum in de
der Sache begründet ist und deshalb auch niicht.
ohne Berücksichtigung bleiben kann. Das aber ist
eine Besonderheit des Scheidungsprozess ,
nicht ohne weiteres verallgemeinern Schablonen
haft auf jeden anderen Prozeß überfragen laßt. Ja,

, nicht einmal für den Scheidungsprozeß3 r e i i c l sje 
für sich allein aus, um die Ausnutzung des Urteils 
zu einer sittenwidrigen zu machen.

3. D e r  U n t e r h a l t s a n s p r u c h
in  se i ne r  B e d e u t u n g  als N ach w i r k u n g d e r  

ges c h i e d en e n  Ehe
Denn es wäre eine oberflächliche Betrachtungs­

weise, einfach von der Unrichtigkeit des Schei­
dungsurteils auszugehen, zu sagen: Ware die und 
die Tatsache nicht verborgen geblieben, so wäre 
richtig entschieden worden und dann wäre auch der 
Unterhaltsanspruch nicht gegeben; also ist es Sitten-
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widrig, das Urteil zur Grundlage des Unterhalts­
begehrens zu machen, eben weil die betreffende 
Tatsache im Scheidungsprozeß nicht .aufgedeckt 
wurde. Eine solche Argumentierung wäre nichts 
anderes als eine nachträgliche Korrektur des un­
richtigen Scheidungsurteils, wobei man für die An­
wendung des § 826 BGB. die Unrichtigkeit des Ur­
teils und die Kenntnis dieser Unrichtigkeit genügen 
ließe, was ja gerade nicht ausreicht (RGZ. 163, 290; 
vgl. oben I, 2).

Es kann sich also nicht darum handeln, im Scha- 
i densersatzprozeß nach § 826 BGB. den Scheidungs­
prozeß gewissermaßen neu aufzurollen und dabei 
dem verborgen gebliebenen Treubruch die Rolle zu­
zuweisen, die ihm bei richtiger Entscheidung zu­
gekommen wäre. V i e l m e h r  h a n d e l t  es si ch 
um die B e a n t w o r t u n g  der  F r age ,  ob das 
V e r b o r g e n g e b l i e b e n s e i n  des T r e u b r u c h s  
e in d ie  S i t t en  W i d r i g k e i t  der  A u s n ü t z u n g  
des U r t e i l s  b e g r ü n d e n d e r  „ b e s o n d e r e r  
U m s t a n d “  ist.

Das kann nun je nach den Umständen des Falles 
zutreffen, weil der Unterhaltsanspruch des geschie­
denen Gatten sich als eine Nachwirkung der ge­
schiedenen Ehe darstellt und als solcher grundsätz­
lich abhängt von der Schuldfrage (§ 66 EheG, 
gewährt auch jetzt noch grundsätzlich dem un­
schuldigen Teil den Unterhaltsanspruch). Man mag 
eine geschiedene Ehe für die Zukunft als nicht 
mehr vorhanden betrachten, man kann sie aber 
nicht als nie vorhanden gewesen behandeln. Dieser 
Gedanke macht sich in verschiedener Richtung gel­
tend. Die Ersetzung der Eheanfechtungsklage durch 
die Aufhebungsklage geht auf ihn zurück, und § 68 
EheG., der in gewissen Grenzen auch dem mit­
schuldigen Gatten einen Unterhalt zuerkennt, findet 
letzten Endes in ihm seine Rechtfertigung (vgl; auch 
den Hinweis auf § 68 EheG, in dem Urteil des 
RG.: DR. 1941, 55»). Derselbe Gedanke wirkt sich 
auch aus bei der hier zu beantwortenden Frage der 
Sittenwidrigkeit. Ist der Unterhaltsanspruch eine 
Nachwirkung der geschiedenen Ehe, ist er abhängig 
von den Eheverfehlungen, so kann es nicht gleich­
gültig sein, welche Bedeutung der verborgen geblie­
benen Verfehlung in dem Gesamtbild der geschie­
denen Ehe zukommt. Erst wenn man dieses Bild 
gewonnen hat, den der verborgen gebliebenen Ver­
fehlung zukommenden Platz in diesem Bild erkannt 
hat, wird man sagen können, ob es dem gesunden 
Rechtsempfinden widerspricht, wenn die Partei den 
Unterhalt begehrt, obwohl ihre Verfehlung ver­
borgen geblieben ist, die bei richtiger Entscheidung 
ihr den Unterhalt ganz oder teilweise (§ 68 EheG.) 
genommen hätte. Zu einem „besonderen Umstand“  
in dem mehrfach genannten Sinn kann also das 
Verborgenbleiben von Eheverfehlungen erst und 
nur dann werden, wenn es sich in diese besondere 
Beziehung zu dem Unterhaltsanspruch als einer 
Nachwirkung der geschiedenen Ehe bringen läßt.

Man muß deshalb die verborgen gebliebene Ver­
fehlung noch in ihrer Schwere, im Hinblick auf 
etwaige Verfehlungen der Gegenpartei, auf den Zu­
sammenhang dieser Verfehlungen untereinander und 
wohl auch in ihrer Bedeutung für die Zerstörung 
der Ehe untersuchen.

In dieser Weise ist das OLG. Köln vorgegangen 
und schon deshalb wirken seine Gründe so über­
zeugend. Das Urteil hebt nicht nur auf die Tatsache 
des Verborgengebliebenseins der Ehebrüche der 
Frau ab, e£ hat einen weiteren entscheidenden 
Grund für die Annahme der Sittenwidrigkeit des 
Unterhaltsbegehrens, wenn es erwägt, daß die Frau

„sich nicht etwa lediglich Eheverfehlungen 
schulden kommen ließ, über deren T raf='''el -j, 
hätte im unklaren bleiben können, sie hatte au 
nicht lediglich irgendwann einmal einen einzei.¡j 
gröberen Fehltritt begangen, sondern lange 
hindurch fortgesetzt in besonders grober i 
schamloser Weise mit mehreren Männern die e 
liehe Treupflicht verletzt, und zwar auch sen 
zu einer Zeit, als die Parteien noch zll->amnL r.Z U  L 1 I1 L I  J— G 1 t l l o  U 1 L  t  cu  i L i v . i l  u e z v -u

lebten. Sie hat also den Kläger in besonders^ ^
werflicher Weise hintergangen. Die Beklagte 
derart schwere Treupflichtverletzungen des Klag 
nicht einmal behauptet.“

ihefldHier wird die Bedeutung der Verfehlung einget 
untersucht: Ein bloß gelegentlicher, selbst g , 
berer ( !)  Fehltritt hätte nicht genügt; ja, es w 
sogar ersichtlich ein Unterschied gemacht zwisc 
Treubrüchen vor und nach der Trennung (U . lireuDrucnen vor unu nacn uei ncuuuug w  . ^ 
es wird weiter angedeutet, daß sie mit g}e}c f,1 _ 1 _ _ 1 * 1__ \ /I nn nnMQO fl 1 Plltoder ähnlichem Verhalten des Mannes nicht 
klärt und auch nicht herabgemildert erschein 
Man sieht ferner: Die verborgen gebliebene » * 
fehlung wird unter ganz anderem Gesichtspu . 
beurteilt als dem des Scheidungsgrundes. Ehen^f
ist als Scheidungsgrund Ehebruch, mag er vor - . 
nach der Trennung begangen sein. Anders ni 
Die zu entscheidende Frage ist nicht die Frage 
dem Vorliegen von Scheidungsgründen — daß * 
Urteil falsch ist, weiß inan ja —, sondern aussenU rte il falsch ist, wein inan ja —, sondern au“ T ' eii 
lieh die, ob angesichts der verborgen gebhebe1)s 
Verfehlung die Ausnützung des unrichtigen un■ 
sittenwidrig ist. Das ist der maßgebende Ges1 , 
punkt, und nach dessen Maßstabe ist die Verfetiu^
zu werten. Zu diesem Maßstab gehört vor all 
nicht zu übersehen, daß es sich um das ZurückU“. ^ 
der Rechtskraft handelt. Das kann nicht leichVI v.* iwvuwu.tt.i *«**.* — — *. —-- ---------  -------_
gestattet werden. Man muß es immer wieder 
tonen: Es kann sich gar nie darum handeln,
Gefühlskomplexen heraus und unter

indem, ,
Billigt?

gesic'htspunkten das unrichtige Urteil einzuren^ 
Die Schadensersatzklage ist keine Hintertüre, on ,Die bchaaensersatzKiage i s i  Keine nirneriuic, -  ^  
die ein nicht vorgesehener Wiederaufnahmeg1“ 
hineinschlüpfen kann. Es müssen _ die V ô r a je||j
Setzungen der  S i t t e n w i d r i g k e i t  festge-ur 
werden. Die Sittenwidrigkeit wird sich deshalb u 
bei schweren Fällen bejahen lassen. Deshalb
auch das OLG. Köln mit Recht schließlich e yejt 
s ch e i de n d  darauf ab, daß die Frau lange | g0
hindurch fortgesetzt mit mehreren Männern, a
in  b es o n de r s  s c h a m l o s e r  We i se ,  die 
pflicht verletzt hat. Hier ist die Sittenwidrigkeit f
J . . . i :   n!of>ü P ro ll cir»ri 111 ***deutig festgestellt: Diese Frau hatte sich in n]̂ 0 
Ehe die uneingeschränkte Freiheit genommen, e 

;kra eovuoUon Wfinsrhp einer hat S ie
uiv. -----  - -------  o --  . ,n,v

es um ihre sexuellen Wünsche ging, hat sie t; 
Ehe einfach als nicht für sich vorhanden betracn ltde'*;jetzt aber, wo es sich um ihren Unterhalt h n n ^ j 
besinnt sie sich plötzlich wieder auf diese E h e . ,  
will auf dem Wege über das unrichtige Seheidm |
urteil den aus dieser Ehe für sie entspringen“ ^  
Vorteil beanspruchen. Ein solcher Widerspruc» g 

................ Dasselbe Rechtsverhältnis vo>.nicht tragbar.111U11L u a g u u » .  ---------------------------------—--------  . -
mißachten, wo es einem hinderlich ist, sich ^ 0„
ungeniert wieder darauf berufen, wenn es j0. 
Nutzen ist, das heißt mit dem Recht schnöden ' 0t 
brauch treiben; ein derartiges Verhalten vers1brauch treiben; ein derartiges vernaiten w -  f, 
wirklich gegen die guten Sitten. Ein derart sen K< 
wiegender Grund rechtfertigt allerdings das zm 
treten der Rechtskraft9).

¡>\ Daß der Fall schon rein tatbestandlich ganz am1 j 
liegt als der im Urteil des KG.: JW. 1937, 297216, be° 
kaum der Hervorhebung.
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4. F o l g e r u n g e n
Das Urteil des OLG. Köln gehört dem Sonder­

gebiet der Unterhaltsansprüche geschiedener tue 
gatten an. Die damit zusammenhängenden Besonder­
sten  lassen sich überhaupt nicht verallgemeinern 
An allgemeinen Folgerungen können mit einiger 
Sicherheit nur zwei abgeleitet werden:
.. a) Es müssen Gründe schwerwiegender Art vor­
igen, wenn die Klage aus § 826 BGB. das Zuruck 
beten der Rechtskraft rechtfertigen soll.
,.b) Die Feststellung der „besonderen Umstande , 

die Sittenwidrigkeit der Ausnutzung des rechts­
fähigen Urteils Begründen sollen, muh mit oe- 
s°nderer Sorgfalt getroffen werden.
. Denn, wenn es eine Frage des Emzelfalles ist, ob 

fjne sittenwidrige Ausnützung der Rechtskraft vor- 
>*gt, so ist damit viel und doch zugleich wieder 
"'enig gesagt: Man ist erneut bei der Unsicherheit 
angelangt. Daß eine verantwortungsfreudige Recht­
sprechung im Interesse des Rechts nicht vor de 
Rechtskraft als einer sakrosankten, unuberwind- 
Khen Schranke haltmacht, ist gewiß zu begrüßen 
Aber ebenso abträglich wie die rigorose Beachtung 

Rechtskraft ist dem Gedanken des Rechts auch 
die Unsicherheit in der Handhabung und damit die
Gefahr der Willkür. „  . , ,. o

Und das ist die wirkliche Gefahr, die es zu ve 
¡peiden gilt. Angesichts der wirklichen oder angeb- 
l'chen Unrichtigkeit des Urteils erscheinen der 
Interessierten Partei auch belanglose Dinge in einem 
bedeutungsvollen Licht, und das begreifliche Be­
heben, dem unrichtigen Urteil doch noch abhelfen 
?u.wollen, greift nach Umständen, deren Dürftigkeit 
bei näherem Zusehen augenfällig ist, die aber bei 
f eschicktem Vortrag auch das Gesicht einer ein 
drucksvollen Begründung annehmen können.
. Das an sich richtige Abstellen auf den EmzehaU 
kann also zu einer Verwässerung der praktisch«en 
Anwendung und damit zu einer Aushöhlung der 
Rechtskraft führen. Es erscheint keineswegs müßig, 
V e r h o lt  auf diesen Umstand hinzuweisen Denn, 
'Venn man die Urteile liest, so ist es erstaunlich, 

nicht alles an „besonderen Umstanden ^ v o jWas nicht alles an „besonderen umstanuen vui- 
Sebracht wird. Stereotyp kehrt die Wendung wieder, 
daß j :- r. i. :  i Ta^a +i-/~v+7 Kenntnis seiner un

Frau im Scheidungsprozeß im Jahre 1928_ ein (wie 
zu unterstellen) unrichtiges Urteil erstritten, das 
ihre Ehe aus allein gern Verschulden des Mannes 
1scrhiedE NocS am Tag! der Urteilsverkündung un^r- 
warf sich der Mann nach sofort erklärtem Recht. 
mittelverzicht in notarieller Urkunde «to sofortigen 
Zwangsvollstreckung wegen eines von ihm als üem 
nach dem Urteil Alleinschuld.gen der Frau zu zah­
lenden Unterhalts von monatlich 200 3tJL Im Scha
densersatzprozeß erblickte die Re^ ŝ n. . J rSRt| rtJten 
widrige „in  der sofortigen, geradezu uoersturzten 
Geltendmachung des dem unrichtigen Urteil e 
snrechenden Unterhaltsanspruchs, den der Klager 
zup Vermeidung einer Klage hätte anerkennen 
müssen also in der rein materiellen Einstellung 
der Beklagten“ . Sind das nun besondere Umstande. 
Wer eine’ Unterhaltsforderung nicht freiw illig be­
zahlt sieht sich immer einer Klage ausgesetzt , er 
w ird’ also vernünftigerweise das tun, was der Mann 
in diesem Falle getan hat. Sodann: Selbst wenn, 
worauf das RG. noch abhebt, die nachmals ge­
troffene Unterhaltsregelung nicht schon einer vor 
der Scheidung gegebenen Zusage entsprochen h 
und der beurkundende Notar nicht auch zugl 
der Prozeßbevollmächtigte der Frau gewesen wäre, 
kann es auf diesen Zeitpunkt der Urteilsausnutzung 
hTErnst ankommen? Würde ein verantwortungs­
bewußter Anwalt seiner Partei zu etwas anderem
raten? Endlich erscheint es als ke "  J er-
Umstand in diesem Sinne wenn das Urteü ein 
Säumnisurteil ist (wie in dem vom RU. RGZ- 1 w  
9S7 behandelten Falle). Werden mit Rücksicht auT 
d S s e iv e r t : ! ! ^  der Vartei Pa^eivorbringen oder 
Beweismittel abgeschnitten, so ist das ihr Prozeß 
risiko, das sie wie jede andere Partei in jed 
anderen Verfahren auch zu tragen hat, was erst 
recht gilt wenn die Partei, wie in .dem genannten 
Urteil des RG., sich in der nachlässigsten Weise 
benomme i hat;’ es handelt sich aho insoweit um 
einen ganz allgemeinen und nicht um einen De 
sonderen Umstand des Falles der %
der säumig gewesenen Partei nachträglich „z
helfen“ .

rächt wird. Stereotyp Kenn u.c -  ;
?aB die Partei das Urteil trotz K e n n tn is  seiner Un 
•chtigkeit ausnütze oder gar »{ortgeset- f ,• 

Jecke, wobei dann nicht verfehlt wird, auf die“ ccite, wobei dann mem veuum ” >■“ > ~ „  
adurch zutage getretene sittlich verwerfliche „mate-

''Ule Einstellung“  der Partei hinzuweisen Das sind 
UV alles keine derartigen besonderen Umstande

Jede Ausnützung oder Vollstreckung eines Urteils 
Ist. eine mehr oder weniger „materielle“  Angelegen- 
beit, und die Kenntnis der Unrichtigkeit des Urteils 
Pnd die Ausnützung -  auch die „fortgesetzte 
desselben trotz dieser Kenntnis reicht ja g e ^ e  
geht aus (I, 2 oben). Anderes Beispiel: In dem vom 
^G.: DR. 1941, 5513 mitgeteilten Falle hatte die

ncn •

Ä o t a  b£
urteilung der besonderen Umstände des vorhegen en 
Einzelfalles kann als ein M u s t e r b e i s p i e l  mr d 
richtige Anwendung des § BGB- gepnub 
rechtskräftigen Urteilen gelten. In der Tat. Dieses 
Urteil ist richtungweisend für das Maß von Sorg 
falt, das bei der Feststellung der besonderen U 
stände anzuwenden ist. Die Grunde d i f  es Urteus 
tragen, weil es sich um wirkliche, d'e Überzeugung 
kr J t  in sich tragende Gründe handelt und nicht^um 
ein paar kümmerlich zusammengetrag 
halme, mit denen dem erstaunten Blick ein Korn 
feld vorgeführt werden soll.

Das Neuerungsrecht in der Berufungsinstanz
Von W i l l y  R e i n b e r g e r ,  Rechtsanwalt beim Reichsgericht

I.

Jz uncl verteiaigungbiinu.'-*, uiv f z
anz nicht geltend gemacht (oder in erster ,'"s 

furückgewiesen) sind, insbesondere neue Tatsachen
Und J Rorninn rrci

ob auch neue Ansprüche und Widerklagen (sie sind 
keine Angriffs- oder Verteid.gungsmittel, sondern 
dS Angriffe selbst) in zweiter Instanz erhoben wer­
den können. Im weitesten Sinne endlich kann man 
darunter auch die Frage begreifen, in welcher Art 
etwa das Neuerungsrecht innerhalb der Berufungs­
instanz selbst beschränkt ist.

“ ‘uckgewiesen) sind, insoesonaere neu- ‘ r * ” ” ’ ::™ In jenem engsten Sinne wird das Neuerungsrecht
¡n.d Beweismittel in der Berufungsinstanz vorzu 1 J cleutsch| n ZPO, auch 1ieute noch grundsatz-
lngen. Im weiteren Sinne umfaßt es die rra öe,
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lieh bejaht. Es ist niedergelegt in den §§529 Abs. 1, 
531 ZPO. Diese Bestimmungen sind nur besondere 
Anwendungen des allgemeinen Grundsatzes (vgl. 
dazu auch § 525 ZPO.), daß das Berufungsverfahren 
prinzipiell wie eine F o r t s e t z u n g  des Verfahrens 
erster Instanz behandelt wird und daß, soweit die 
Wirkung eines Parteiverhaltens nur darauf beruht, 
daß die mündliche Verhandlung geschlossen war, 
die Nachholung statthaft ist. Das Berufungsverfah­
ren hat zum Zweck nicht etwa n u r die Nachprü­
fung, ob das Urteil so, wie es erlassen ist, richtig 
ist, sondern der Zweck ist die Gewinnung eines 
Urteils auf Grund der neuen Verhandlung, in der 
sogar (Neuerungsrecht im weiteren Sinne) die Ver­
mehrung des Streitstoffs hinsichtlich der abzuurtei­
lenden Ansprüche in weit reichendem Maße zu­
lässig ist ( H e l l w i g ,  „System des ZPR.“  I S. 842, 
R e i n b e r g e r :  ZZP. 49, 152). Beschränkt war das 
Neuerungsrecht im engeren Sinne ursprünglich nur 
durch § 529 Abs. 3 a. F. (Zurückweisung einer neuen 
Aufrechnung, aber nur mit der Wirkung eines Vor­
behaltsurteils). Seit der Novelle von 1924 ist es ein­
geschränkt durch den neuen § 529 Abs. 2 (Zurück­
weisungsbefugnis bei Verschleppungsabsicht oder 
grober Nachlässigkeit) und den Wegfall des Vor­
behaltsurteils im Abs. 3 a. F., Abs. 5 n. F. Und 
schließlich ist es durch die Novelle von 1933 aufs 
erheblichste eingeschränkt worden dadurch, daß 
§ 529 Abs. 2 zum Ausschließungszwang erhoben ist, 
während die Voraussetzungen des § 529 Abs. 5 (für 
eine neue Aufrechnung Sonderbestimmung, neben 
der andere Zurückweisungsbestimmungen wie Abs. 2 
nicht gelten; RGZ. 119, 64 [69]; RG. WarnRspr. 
1935 Nr. 140; RG. v. 24, Sept. 1936, VI 89/36; RG. 
v. 17. Aug. 1937, II 22/37; anders, wenn auch hypo­
thetisch: RGZ. 165, 226 [233]) nur anders normiert 
sind, aber eher im Sinne einer Erleichterung als einer 
weiteren Erschwerung der Zulassung (nämlich im 
Einklang mit den gleich zu besprechenden neuen 
Ansprüchen und Widerklagen).

Im weiteren Sinne des Neuerungsrechts waren 
ursprünglich und auch noch unberührt von der No­
velle 1924 nach §§ 527, 529 Abs. 2 bzw. (seit 1924) 
Abs. 4 Klageänderungen, Erhebung neuer Ansprüche 
und Widerklagen nur mit Einwilligung des Geg­
ners möglich (nach der ZPO. von 1877 § 489 selbst 
mit dieser unstatthaft), ohne solche nur Änderun­
gen nach § 268 Nr. 2, 3 ZPO. Während aber die 
Zurückweisung neuen Vorbringens (mit der erwähn­
ten einen Ausnahme des §529 Abs. 5) sich im Laufe 
der Entwicklung verstärkt hat, wurden erfreulicher­
weise durch die Novelle von 1933 der § 527 und der 
§ 529 Abs. 4 a. F. beseitigt, gilt also für die Klage­
änderung bzw. die Erhebung neuer Ansprüche 
(außerhalb des § 268 Nr. 2, 3) der neugefaßte weit­
herzige § 264 ZPO. auch für die Berufungsinstanz 
und, ist eine Widerklage durch §529 Abs. 4 n. F. 
unter entsprechenden Voraussetzungen zugelassen. 
Zurückweisung nach anderen Bestimmungen, die 
nur für Angriffs-, Verteidigungsmittel usw. gelten, 
kommt nicht in Betracht.

Für die Zurückweisung innerhalb der Berufungs­
instanz galten ursprünglich nur dieselben Vor­
schriften wie in der ersten Instanz (§ 523 ZPO.), 
also bis 1924 §§ 279 (aber mit der bloßen Wirkung 
eines Vorbehaltsurteils, §§ 540, 541), 374, 433 ZPO., 
seit 1924 die erweiterten bzw. neu geschaffenen 
§§ 279 (das Vorbehaltsurteil fiel weg), 279 a, 283 
Abs. 2 (§§ 372, 433 fielen als überflüssig weg), dann 
aber auch die neue Bestimmung des §529 Abs. 3 
(Vorbringen neuer Tatsachen, Beweismittel und Be­
weiseinreden in der Berufungsbegründung). Letztere,

die auf die entsprechende Anwendung des Abs. 
Satz 1 verweist, ist 1933 gleich dieser letzteren o 
Stimmung zur Zwangsbestimmung geworden, r 
die Zulassung neuer Ansprüche, Widerklagen w 
einer neuen Aufrechnung gelten auch für 9- 
weiteren Verlauf der Instanz nur §§ 264 
529 Abs. 4, 5, nicht andere Zurückweisungsbestm
rnungen.

Zu bemerken ist noch, daß bei der zulässigen Er­
hebung (auch Aufrechnung) neuer Ansprüche 
zweiter Instanz die Geltendmachung von Nova 
ihrer Begründung und zu ihrer Abwehr naturgem 
von vornherein unbeschränkt ist. Weder gilt 1 u 
die Präklusion nach § 529 Abs. 2 noch die n 
Abs. 3 oder 5; es gelten vielmehr nur die Pra* 
sionsgründe der §§279, 279 a, 283 Abs. 2 vci 
den mit § 523 ( R e i n b e r ge r :  ZZP. 49, 148ff-, J 
nas,  Anm. IV 3 zu § 529 ZPO.; RGZ. 150, 51; 5
JW. 1937, 544«, 2223«; dagegen § 529 Abs. 
gegenüber einer geänderten Klage anwendend « 
v. 20. Nov. 1939, 11 57/39). Ja das Prinzip selbst “
§ 529 Abs. 1 bezieht sich nur auf solche Recl\tSj et 
helfe, welche den Prozeßgegenstand (-anspruch) “ 
e r s t en  Instanz betreffen. Soweit neue Anspiu■ 
zugelassen sind, bedarf es nicht erst des Hinwe . f 
auf § 529 Abs. 1, um ihre Begründung und AbW« 
durch Nova zuzulassen; das ist selbstverstanu . 
und folgt einfach aus § 523 verbunden mit §8 
Abs. 1, 283 Abs. 1 ( R e i n b e r g e r  a. a. O. S . lW  

In Ehesachen (§626 ZPO.) fand vor 1924 
§ 279 ZPO. in der Berufungsinstanz keine An" ,[e 
düng (anders die §§374, 433) und wurde 1924 
Zurückweisung der Nova gegenüber der ersten 
stanz auf Verschleppungsabsicht beschränkt. ^ , ü. 
Ansprüche und Widerklagen waren von jeher U, 
sammenhängend mit §616 ZPO.) zulässig (s 0 fl(j 
Innerhalb der Berufungsinstanz galt seit 4924 « 
gilt auch nach 1933 nur die Zurückweisung we&eit 
Nichtvorbringens in der Berufungsbegründung v 
1933 als Zwangsausschluß) und sonst nur die * 
rückweisung bei Verschleppungsabsicht. j

In Mietaufhebungssachen können nach § 13 A ^  
MietSchG. (zusammenhängend mit § 17) bis ^  
Schlüsse der mündlichen Verhandlung, auf die 
Urteil ergeht, andere als die in der Klage vo ¡v.\ j  i  ;c . li  c.i ^ c . 1 1 u u u v i  v. *** o  — [ ji
brachten Klagegründe geltend gemacht werden- ¡t 
der Berufungsinstanz gilt dies nur, wenn g 'aUr,Aef. 
gemacht wird, daß der Vermieter ohne sein jlfl 
schulden außerstande gewesen sei, jene Gründeschulden auuerstanue gewesen sei, jene 
ersten Rechtszug vorzubringen, oder wenn der g 
ter zu der Änderung der Klage seine Einwimg J j 
erteilt hat. Seit der Streichung des § 527 ZPO- L 4j( 
aber hier auch die Sachdienlichkeit (§§ 523, 
die meist zu bejahen sein wird, ausreichen. _

Das ArbGG. brachte schon 1926 einen PräklusO1̂  
zwang, allerdings nicht im obigen engeren 
(gegenüber der ersten Instanz), sondern nur i 
halb der Berufungsinstanz, nämlich den Zwang ¡s, 
den Berufungskläger, neue Tatsachen und Bew 
mittel in der Berufungsbegründung anzubrins, 
und für den Berufungsbeklagten, sie in der ei ,g 
mündlichen Verhandlung vorzubringen. Es ww. 3 
also auf diesem Gebiete schon damals § 529 A" 
ZPO. zur zwingenden Vorschrift, und ebenso ^ .j, 
den es (was für das allgemeine Verfahren * 
1933 nicht eingeführt wurde) für den Benin» 
beklagten die §§ 279, 283 Abs. 2 verbünde j, 
8 523 bei Versäumung des Vorbringens neuer 
Sachen und Beweismittel in der ersten mundHc 
Verhandlung, beides ferner mit der Verschän ^  
(die ebenfalls auch nach 1933 auf das ArbGU-



11-Jahrgang 1941 H e it 19/20] A ufsä tze 1041

schränkt blieb), daß statt grober Nachlässigkeit ein­
faches Verschulden genügte.

H.
Bei dieser Entwicklung heben sich sehr deutliQh 

Kannbestimmungen und Zwangsbestimmungen (bei 
letzteren handelt es sich in Wahrheit nicht um 
Mußvorschriften, sondern um Instruktionen au den 
Richter, R e i n b e r g e r :  ArbO. 1927, 239, JurRdsch. 
]934, 22, also um Sollbestimmungen) voneinander 
ab. Und es ist gerade dieser Unterschied für die 
Auswirkung der Präklusionsbestimmungen von gro­
ßer Bedeutung, mindestens kann er von dieser 
Bedeutung sein. Dabei spielt die Frage der Revisi­
bilität eine erhebliche Rolle. Bei den Ermessens­
bestimmungen droht leicht Aufhebung und Zurück 

'veisung, und tatsächlich ist sehr häufig von 
aufgehoben worden, weil die Präklusion nicht

. ......... t • ___n r i p r  t lM 'n t  (TP-

^stimmungen droht leicht ÄUineoung unu ^u m u r 
Verweisung, und tatsächlich ist sehr häufig vom 
KG. aufgehoben worden, weil die Präklusion nicht 
als berechtigt erschien oder nicht oder nicht ge­
igend  begründet war. Beanstandungsgrund war 
"amentlich, daß keine Verzögerung eingetreten wäre, 
daß der Begriff der Verschleppungsabsicht oder der 
Stoben Nachlässigkeit verkannt sei, oder endlich 
(besonders häufig), daß es an einer die Nachprüfung 
gestattenden Begründung für die Zurückweisung 
überhaupt dazu Jonas ,  Anm. III zu
§279 ZPO. und Nachweise). Das Fehlen näherer 
Begründung wurde nur da für unschädlich erachtet, 
Wo der feststehende Sachverhalt eine Verschlep- 
Pll>igsabsicht oder grobe Nachlässigkeit ohne wei­
teres ergab. Die Nichtzurückweisung in Ausübung 
des freien Ermessens war selbstverständlich nicht 
(evisibel. Diese Rechtsprechung hatte zur Folge, 
daß die OLG. mit den Zurückweisungen sehr vor­
sichtig wurden. Jede Zurückweisung barg eine grobe 
Gefahr für die Revisionsinstanz in sich.

Was die im ArbGG. und 1933 für'die.ZPO. em- 
SMührten Zwangsausschließungen anbetrifft, so neh- 
¡J160 das RArbG. und das RG. an, daß die Revisi-
bßität hier wesentlich eingeschränkt, ja ausgeschlos­
sen sei (vgl. Jonas,  Anm. I I I 6, VI 3 zu § 5-9 
ZpO. und Nachweise). Natürlich kann beanstandet 
Werden, daß keine Verzögerung eingetreten wäre 
a“ ch daß der Begriff der Verschleppungsabsicht 
?der groben Nachlässigkeit verkannt sei. Aber letz­
tes kann zur praktischen Auswirkung -nicht recht 

k?mmen, weil insbesondere angenommen wird, daß 
nachprüfbare Begründung für die Ausschlie­

ßung nicht mehr gegeben zu werden brauche, ln 
dieser Beziehung hat das RG. in der Entscheidung 
\  21. Dez. 19397 IV 92/39, in Oberems immung mit

¡ Ä s r ü g c  de?!Wklagtä?*daß* dfe Begründung für 
n^Bj'Kvycis  ̂ g " «nohnriifbarer ^Weisez-uruckweisung seines /  \\rP\ae.

gemäß 8 529 ZPO. nicht in nachprüfbarer weise 
7rbennen lasse, weshalb das Unterlassen des Vor-
u p m . i _.. o i t f  o r n n p f  lNclC Il-
r^n n e n  lasse, wesnaio udb u m u .— . -  
U'ngens im ersten Rechtszuge auf grober Nach 
’^sigkeit beruhe, ist nicht berechtigt. Sie verkennt, 
d']ß nach dem hier in Frage kommenden § 529 
Abs. 2 ZPO. die Nichtberücksichtigung des verspa­
nen Vorbringens, dessen Beachtung die Erledigung 
des Rechtsstreits verzögern würde, die Regel bildet 
h’Jd zwingend vorgeschrieben ist, wenn nicht das 
£.G- eine Verschleppungsabsicht und 
Assigkeit der Partei ausdrücklich verneint. Deshalb 
l-A die Feststellung des BG., daß das Verhalten de 
£artei sich als schuldhaft im Sinne des §529 Abs. - 
7p0. darstellt, der Nachprüfung des ReY.ä- c"f- 
??gen. Das Fehlen näherer Darlegungen über die 
fclerzu angestellten Erwägungen bildet m diesem 
l aße keinen Verfahrensverstoß, es sei denn, daß 
^as BG. erkennbar versäumt hat, den Sachverhalt

überhaupt -unter dem fraglichen Gesichtspunkt zu 
prüfen, oder daß es von einer unzutreffenden Rechts­
auffassung ausgegangen ist (ebenso Jonas, ZI u.
8 529 Bern. III ö). Das letztere tr ifft hier nicht zu. 
Insbesondere ist kein Anhalt dafür gegeben, daß das 
BG. etwa den Begriff der groben Nach assigkeit 
verkannt hat. Hiernach ist nicht festzustellen, daß 
die Nichtberücksichtigung des nachträglichen Vor­
bringens des Beklagten auf -einem Verfahi ensver- 
stoß beruht.“  Allerdings wird an diesem dort dem 
Berufungskläger gegenüber vertretenen Standpunkt 
dem Berufungsbeklagten gegenüber nicht festgehal­
ten. Hier ist mehrfach ausgesprochen, daß bei Zu- 
rückhaltung von Rechtsbehelfen der im ersten Rechts- 
zuge siegreichen Partei in der Regel kein Vorwur 
zu machen ist (Jonas,  Anm. I I I 2 bei Note 7 zu 
8 529 ZPO.; RG. WarnRspr. 1936 Nr. 181 — JW. 
1936, 30519; DJ. 1938, 793 =  JW. !938 124EU5; JW. 
1939 76928) und hier wird denn auch für die Nicht­
zulassung vom RG. nähere Darlegung verlangt 
Aber was dem Berufungsbeklagten recht ist, muß 
dem Berufungskläger b illig sein. Auch der Be­
rufungskläger kann Anlaß gehabt haben, in erster 
Instanz mit Rechtsbehelfen zurückzuhalten (z. B. aus 
Furcht vor Unannehmlichkeiten bei der Benennung 
eines Zeugen, RG.: DJ. 1936 149 =  JW. 1936, 
177816) Wenn an dem Standpunkt jener der Revisi­
bilität abholden Entscheidung auch nur grundsatz-. 
lieh oder praktisch dem Berufungsklager gegenüber 
festgehalten wird, so ist die Gefahr sehr viel stren­
gerer Handhabung der Ausschließungsbestimmungen 
durch die OLG. heraufbeschworen. Die BO werden 
dann den Ausschluß mindestens dem Berufungs­
kläger gegenüber einfach mit der abstrakten Fest­
stellung vornehmen, daß Verschleppungsabsicht oder 
grobe Nachlässigkeit nicht ausgeraumt seien. Wie 
soll da praktisch ersichtlich sein, daß das BG. von 
einer unzutreffenden Rechtsauffassung, z. B. (so 
nach der zit. Bern, von Jonas)  von emein unrich­
tigen (z. B. zu hohe Anforderungen stellenden) Be­
griff der groben Nachlässigkeit ausgegangen sei? 
Ersichtlich könnte das höchstens werden, wenn sich 
das BG. in eine konkrete Begründung dafür ein­
ließe, was es ja aber nach jener Rechtsprechung 
nicht braucht und naturgemäß vermeiden wird, ln 
der Tat aber ist in keiner Weise einzusehen, wes­
halb -ein Regel- und Ausnahmeverhaltms, selbst 
wenn es, wie von jener Entscheidung angenommen 
wird, bestünde, oder der zwingend gewordene Cha­
rakter der Vorschrift die nähere Begründung für 
die Ausschließung erübrigen sollten, noch dazu blot 
dem Benifungskläger, nicht auch dem Berufungs- 
beklagten gegenüber. M it Recht halt v elmehi z. B. 
B au m b ach , Anm. 2 B zu § 529 auch für den § 529 
Abs. 2,3 n. F. an dem Begründungszwang fest D 

ergib, siel.oh ne werteres-US § 286ser ergibt sich onne weiten» s ,,i„rpr
ZPO. (auch wenn man beim Beweis prozessualer 
Punkte^ von Freibeweis im Gegensatz zum St e g 
beweis [ Schön t e :  „ZPR.“  S.20S1JI s p r^ e n  w ill 
so besteht doch kein Grund, hier § 286 Abs. l  batz- 
nicht' anzuwenden), mindestens aus der ^ W e n d ig ­
keit der Nachprüfung durch das RevCf . . uPa liat , 
dem zwingenden Charakter oder angeblichen Regel- 
charakter der Vorschrift nichts zu tun. Der Ver- 
S rirh  mit 8 475 a. F. (§448 n. F.), wie ihn Jonas,  
Anm zu RArbG.: JW 1930, 3153 zu N r.71 macht, 
wo ja auch das Fehlen einer negativen Begründung 
keinen Verfahrensmangel dai stelle, geht fehl. Dort 
handelt es sich um ein Ermessen, das man aus­
üben kann oder nicht; es genügt, daß man sich 
seiner bewußt war. Eine Parallele wurden höchstens 
die Ermessensbestintmungen über die Zurückwei-
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sung darstellen und der Nichtauflage eines Eides 
bzw. der Nichtvernehmung einer Partei von Amts 
wegen die Nichtzurückweisung entsprechen, die ja 
aber nach dem oben Bemerkten sowieso nicht revi­
sibel ist. Die Parallele würde auch noch mehr 
besagen und damit etwas noch Bedenklicheres be­
gründen, nämlich daß die Ausschließung nicht ein­
mal abstrakt erwähnt zu werden braucht, sondern 
auch stillschweigend geschehen kann. Dahin deutet 
die Bemerkung des oben angeführten Urteils: „es 
sei denn, daß das BO. erkennbar versäumt hat, den 
Sachverhalt überhaupt unter dem fraglichen Ge­
sichtspunkt zu prüfen.“  Hierzu findet sich bei Jo ­
nas,  Anm. III 6 Abs. 2 die erläuternde Bemerkung: 
„(wenn also Grund zu der Annahme besteht, daß 
das BG. das neue Vorbringen infolge Versehens 
übergangen hat).“  Wenn also dieses sogar ganz 
übergangen werden darf, nur nicht der Verdacht 
auf Übersehen bestehen muß, ist es natürlich noch 

.einfacher und bequemer für die OLG. In den Ent­
scheidungen des RArbG. (z. B. der schon angef. JW. 
1930, 315371, ferner RArbG.: ArbRSamml. 13, 211; 
22, 215) wird dann die Irrevisibilität daraus her­
geleitet, daß es sich hier um Ermessensausübung 
handle. Das aus den Worten „nach freier Über­
zeugung“  herzuleiten, ist verfehlt und wird auch 
schon in der zit. Anm. von Jonas:  JW. 1930, 3154 
als unrichtig bezeichnet. Sonst müßte ja auch wegen 
der gleichen Worte des § 286 Abs. 1 Satz 1 die Ent­
scheidung über alles nach freiem Ermessen erfolgen. 
Im Falle des §287 ZPO. gilt freies Ermessen, aber 
nicht oder doch nicht lediglich wegen des Abs. 1 
Satz 1, wo ebenfalls nur von „freier Überzeugung“  
die Rede ist, sondern insbesondere wegen des Zu­
sammenhangs mit dem Abs. 1 Satz 2 (Beweisauf­
nahme nach „dem Ermessen des Gerichtes“ ), wo­
durch aus der „freien Überzeugung“  eine freieste 
wird ( H e i l w i g ,  „System des ZPR.“  I S. 682); da­
mit hängt dann auch das dortige bewußte Weglassen 
des Begründungszwanges nach § 286 Abs. 1 Satz 2 
zusammen. Vom Ermessen ist in der Tat gerade bei 
den Zwangsausschließungen gar keine Rede (anders 
bei der Kostenauferlegung nach §97 Abs. 2: „nach 
freiem Ermessen“ ). Unrichtig ist daher auch die 
Meinung des Entwurfs einer ZPO. von 1931 S. 348, 
daß bei der von ihr vorgeschlagenen Zwangsaus­
schließung eine das Gerechtigkeitsgefühl des Rich­
ters verletzende Bindung in seiner Entschlußfreiheit 
trotzdem nicht eintreten würde, da die Frage, ob im 
Einzelfall die Absicht der Prozeßverschleppung oder 
grobe Nachlässigkeit vorliegen, in sein freies Er­
messen gestellt sei. Aber auch bei den Ermessen­
zurückweisungen müssen zunächst einmal die Vor­
aussetzungen der Zurückweisungsbefugnis gegeben 
und positiv festgestellt sein, ohne Ermessensaus­
übung, obwohl auch im § 279 von „freier Über­
zeugung“  die Rede ist. Dann kommt ein Ermessen 
erst in Frage, also nur nach der Richtung, ob von 
der an sich gegebenen Zurückweisungsbefugnis Ge­
brauch gemacht werden soll. W ird von ihr auf 
Grund einwandfreier Feststellung ihrer Voraus­
setzungen Gebrauch gemacht, so ist das als Er­
messensausübung nicht zu beanstanden. W ird von 
ihr trotzdem kein Gebrauch gemacht, so wäre das 
als Ermessensausübung ebenfalls nicht nachprüfbar; 
es ist aber, wie bemerkt, ohnedies irrevisibel.

In unvereinbarem Widerspruch steht aber auch 
diese Rechtsprechung des RArbG. und des RG. 
(letztere besteht allerdings erst nur in der einen mit­
geteilten Entscheidung, deren Standpunkt hoffent­
lich bald aufgegeben werden wird), zu der eingehen­
den Nachprüfung und weitgehenden Bejahung der

Revisibilität in den Fällen der §§ 264 (523), 3 
Abs. 4. Hier enthält das „fü r sachdienlich erachten  ̂
oder nicht in der Tat eine Ermessensausübung uiw 
könnte man ebensogut wie bei § 529 Abs. 2,3 j 
Nichtzulassung als die Regel bezeichnen und aic 
Zulassung bei jenem Erachten als die Ausnahme. 
Doch verlangt das RG. hier für die Nichtzulassung 
(die Zulassung ist ja nach § 270 ZPO. irrevisib ) 
in ständiger Rechtsprechung erfreulicherweise duren; 
aus nähere Begründung, die erkennen läßt, ob nicm 
der Begriff der Sachdienlichkeit verkannt sei (vgjj 
z. B. RArbG. 16, 226; ebenso auch Jonas,  Anm. d* 
bei Note 9 zu § 264 ZPO.), prüft weitgehendst naC‘ 
und hat in zahlreichen Fällen die Verkennung ü 
Begriffes der Sachdienlichkeit beanstandet. Kaum 
eine Nichtzulassung hat die Billigung des RG. g 
funden. Und es ist ja in der Tat das einzig ve ; 
nünftige, Klageänderungen usw. weitgehendst ( 
zulassen. Eine entsprechende Nachprüfung hat j 
Falle des §529 Abs. 5 stattzufinden, nur daß hie 
nicht so leicht Sachdienlichkeit zu bejahen seu 
wird.

Aber weiter ist das Operieren mit dem Regel-, AUS 
nahmeverhältnis überhaupt zu beanstanden. Baum 
bach,  Anm. 2 B, trifft auch hier das Richtige, wem 
er im Gegensatz zu „anscheinend“  RGZ. 147, i  
die Aufstellung einer Rechtsvermutung für W  
schleppungsabsicht oder grobe Nachlässigkeit vei 
neint. Es besteht also auch keine Beweislast & 
säumigen Partei. Eine klassische Parallele für J  
unrichtige Bejahung eines Regel-, Ausnahmeverhau 
nisses bietet §55 Abs. 2 EheG. Trotz des Wort 
lautes der Bestimmung ist dort von der Rechtst1, 
chung des RG. mit Recht angenommen worden, ha'j 
die scheinbare Ausnahme von der scheinbaren Re£ 
des Abs. 2 nur die Rückkehr zur Hauptregel ö* 
Abs. 1 ist. Noch klarer ist dasselbe Verhältnis Wf '■eldie angebliche Ausnahme von der angeblichen Rege 
des § 529 Abs. 2 Satz 1 ist nur die Rückkehr zu mues q AUb. z. odiz i .—- .
Grundregel des §529 Abs. 1. Abs. 2 Satzl würde LVJlUUUlCgCl UC5 y .............. ............ ........ ......Lp
sonst sozusagen in demselben Atem das Gegend 
von dem sagen, was Abs. 1 besagt. Daß er ein 
Einschränkung nur macht für Nova, „die in erst*
Instanz hätten geltend gemacht werden können - 
deren Berücksichtigung die Erledigung des Recht’U C IC I1  D C l  U L K Ö l U l U g u n g  --- ----------- ----------fc> ~ — ------  «

Streits verzögern würde“ , ist nicht anders zuö 1 1 V-1 IO  V *1 ,Y M . 7 |

werten als die Einschränkung des § 55 Abs. 2 an 
berechtigten Widerspruch. Also mit dem Wortlau 
darf man uns nicht schrecken (vgl. dazu auch ° 
Entsch. RG. [VII. ZivSen.J WarnRspr. 1936 Nr. l»" 
die gegenüber der Nichtzulassung, die für die m 
troffene Partei in der Regel von großem Nacliw, 
sei, auf die Regel des § 529 Abs. 1 hinweist f  
„eine klare Feststellung der Voraussetzungen [alle 
dings dort des Abs. 2 im Verhältnis zu Abs. 3J u 
die Zurückweisung“  für erforderlich erklärt). Natudie Zuruckweisung" im “ lu iu u u u i
lieh wird die Auslegung sehr von der Einstellung
zu den neuen Ausschließungsbestimmungen 
hängen. Es ist wie immer: man wird die lex

.  « 4 1 -  _ .  T «4A O ETC C l .  A l f  J11*auslegen nach der lex ferenda. Im § 55 EheG, 
man als das Zukunftsträchtige den § 55 Abs. 1 » 
gesehen, nicht, wie das manche Rückständige ge\  
wollten, den Abs. 2. Möge man als das, was su- 
auf dem Gebiete des § 529 auch in Zukunft zu ° 
währen hat und was stets das A und O der ö 
rufungsinstanz sein muß, den Abs. 1 des § 529 « 
sehen und nicht die Einschränkungen der nächst 
Absätze. Doch darauf komme ich noch des Nähere1' 
§ 529 Abs. 2 Satz 1 ist also schon de lege lata aU 
zulegen, als ob er lauten würde: „nicht zuzulasse ’ 
wenn nach der freien Überzeugung des Gericn 
die Partei das Vorbringen in erster Instanz in 0
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Absicht, den Prozeß zu verschleppen, oder aus gro­
ber Nachlässigkeit unterlassen hat , und § 67 Satz 2 
ArbGG als ob er lauten würde : „n icht zuzulassen,
'venn das verspätete Vorbringen nach der freien 
Überzeugung des LArbG. auf Verschulden der ar- 
lei beruht“ . Diese Bestimmungen sind danach rich­
tig anders auszulegen als z. B § 279 a ZPO. wo 
allerdings die Partei sich exkulpieren muß, was bei 
der Fristsetzung für näher bezeichnte Punkte ver­
ständlich ist, außerdem dort durch den Ermessens- 
Charakter der Nichtberücksichtigung abgemildert ist,
°der § 529 Abs. 5 a. F., wo vom Beklagten Glaub­
haftmachung verlangt war, daß er ohne sein er- 
?chulden außerstande gewesen ist, die Aufrechnu g 
111 erster Instanz geltend zu machen.
, ln der Rechtsprechung des RArbG. und des RG. 
bat offenbar noch ein Moment für die Einschrän­
kung der Revisibilität mitgespielt, daß man nämlich
glaubte, bei den Zwangsausschließungsbestimmun-
§en die Ausschließung und die Zulassung im I unk te 
Revisibilität nach gleichen Grundsätzen behandeln 

müssen (vgl. namentlich RArbG. ArbRSamml.
5, 131- 8 458- 17 36; 22, 115; ferner RGZ. 15o,
227; RG.: DJ. 1936, 149 =  JW. 1936, 1778l5, zuletzt 
n?eh RG. v. 26. Jan. 1939, V 152/38). Das ist aber,
M  ich schon in ArbG. 1927, 239, dann JurRdsch. 
1q34, 22 eingehend dargetan habe (unter Zustim- 
^ung des überwiegenden Teiles des Schrifttum ,
Ygl- namentlich Jonas,  Anm.1116 Abs.3 zu § o-9 
?PO., D e r s c h - V o l k m a r ,  Anm. 4b zu § 67
ArbGG.) nicht haltbar. Die Zulassung ist vielmehr
stets irrevisibel. Es besteht Anlaß zu der Annahme, 
daß das RO. sich, wo es sonst zur Beanstandung 
cjfr Zulassung kommen müßte, auch zu d ies+efu 
|tandpunkt bekennen wird, ln der eben angeführten 
Entscheidung v. 26. Jan. 1939 befinden ^ch  be­
reits die Sätze: „Die Vorschrift des §529 ZPO. 
rt'ent der Verhinderung der Prozeßverschleppung 
yucl der Beschleunigung des Verfahrens Daraus 
konnten sich Zweifel ergeben, ob eine Verletzung 
der Vorschrift in der Revisionsinstanz überhaupt 
Joch gerügt werden kann. Die Frage braucht a^er 
b*er nicht entschieden zu werden.“  Dann ist aber 
asUch der Weg frei, die Revisibilität gegenüber der 
Ausschließung anders und unbelastet von jener 
ÜReichbehandlung mit der Revisibilität gegenüber 
üer Zulassung anzusehen.

I I I .
,  Bevor ich mich nun der lex ferenda xuwende, 
habe ich mich noch mit dem Gegenpol der Ent­
wicklung, dem österreichischen Recht des£ ^ f “ n{ £
Mährens, zu befassen. Es wird f n n  be der ex 
ffenda gerade auch die Frage der Rechtsanglei 
chung zu behandeln sein.

•m österreichischen Recht gibt es das Neuerungs- 
rM t  im engeren Sinne überhaupt nicht (§ 482 
Abs. 1 [keine neue Einrede], 2 [keine neuen Tatum- 
s> d e  und Beweise] östZPO.), daher auch kein 
M  iudicium, sondern nur eme Überprüfung des 

M eils auf Richtigkeit, auf Richterfehler (§ 462 
Jbs-1). Das Vorbringen von T atumst^den 
Beweisen zur Dartuung oder Widerb 
^fungsgründe (§§ 467 Nr. 4, 468 Abs. 2, 482 ads. z,
« ?  Abs. 1) — praktisch sind f c / i V S S  ' 
Stunde des 8 503 Nr. 1,2  (Prozeßverstoße), o tAKten 
Widrigkeit) 4 (unrichtige rechtliche Beurteilung) und 

Berufungsgnind fe r  unrichtigen Beweiswurdi-
-  ist nicht das Vorbringen von No-va m

xiSentlichen Sinne, nämlich zur D3rtut'n£ n °Widerlegungder Klage-oder'Klageabweisungsgmnde
s°udern steht auf einer Stufe mit dem Vorbringen
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von Tatsachen und Beweisen zur dartuung oder 
Widerlegung der Revisionsgrunde nach § § 504 Abs.z,
506 Abs.l Nr. 3, 507 Abs. 3, 509 Abs. I ÖstZPO 
oder nach §8 554 Abs. 3 Nr. 2 b, 559, 561 Abs. l 
Satz 2 DtschZPO. Wenn es hier nur zur Begrün­
dung oder Widerlegung von Verfahrensrugen (§503 
Nr 1 2  ÖstZPO., §554 Abs. 3 Nr. 2 b DtschZPO.) 
zugelassen ist, so kommt es auch dort nur für den 
gleichen Zweck, also für die den Nr. 1 2  des § 503 
östZPO. entsprechendenBerufuiigsgrunde oder deren 
Abwehr in Betracht. So sind auch Angriffe; atd: die 
Beweiswürdigung mit neuem Vorbringen, etwa neuen. 
Zeugen zu demselben Beweisthema oder auch nur 
übe? die Glaubwürdigkeit oder Ungkubwurdigkeit 
vernommener Zeugen ausgeschlossen. Vorbringen 
das in eräter Instanz auf Grund der §§ v .
Abs 2 275 Abs. 2, 278 Abs. 2 (wegen Verschlep­
pungsabsicht) vom Gericht für unstatthaft erkla 
fs U 8 417 Abs. 3), ist zu berücksichtigen, wenn jene 
Zurückweisung unberechtigt war, also der Berufungs­
grund der Verfahrenswidrigkeit durchgreift. Grün
sätzliche Berücksichtigung und Neuprufung vom 
Standpunkt der Berufungsinstanz wie nach § 524 
Abs. 2 Satz 2 DtschZPO. findet nicht statt.

(§ 96 JN., § 233 Abs. 2 ZP<p.) sind in der Berufimgs- 
instanz ebenfalls schlechthin 33s£eseh'“ ssen (§§
Abs 1 [kein neuer Anspruch], 483 Abs. 3 [keme 
Klageänderung]). Nicht auf die Erweiterung und 
Ersetzung der Klageanträge, sondern auf die der 
B erufungsanträge  (mit Einwilligung des Geg 
ners möglich) bezieht sich § 483 Abs. 1 Satz 1; 
übrigens gibt es arg. § 490 (Bestätigung u er i 
Vollstreckbarkeit des nicht angefochtenen Teiles des 
Urteils) keine quantitative Erweiterung derselben.

Nur in zwei Fällen kommt die Berücksichtigung 
von Nova in Frage wenn nam hchdasBG .beiAub 
hebung aus Nichtigkeitsgrunden (§ 47/) nach ^  » 
Abs / ( a u i  Antrag* beider Parteien) oder bet Aub 
hebunir aus den Gründen des §496 Abs.l na 
dessen Abs 3 (auf Antrag beider Parteien oder aus 
efnenenr Ermessen) selbst die neue Verhandlung 
und Entscheidung übernimmt ; in diesen Fa len hat 
das BG. nach den erstinstanzlichen Vorschriften n  
verfahren, also auch Nova zu berücksichtigen (vor­
behaltlich der Zurückweisungsmoghchkeit nach 
§§ 179, 278 wegen Verschleppungsabsich ). Es i 
dann aber natürlich immer ein anderer Aufhebung 
grund vorliegen. Aufhebungsgrund können me die 
Nova selbst sein, sondern nur allenfalls diie ve 
fahrensrüge (§496 Abs.l Nr. 2), da Falle
pflicht (§ 182) nicht ausgeübt sei, ,m, weIchem 
man die und die Nova vorgebracht hatte.

Die Frage der Präklusion innerhalb der Berufuiags- 
instanz kann, da es Nova im eigenth-he"  ̂ n n e  3b
gesehen von den erwähnten beiden Ausnahme
L r nicht gibt auch nur in diesen beiden rauen 
praktisch vordem Bei diesen 
im eigentlichen

181U AhSqm2Sta275 Abs. 2 Z78 Abs. 2 (Zurückweisungs­
befugnis wegen Verschleppungsabsicht). Die un- 
e i 3  chen Nova zur Dartuung und Widerlegung der 
Berufungsgründe, also nach Obigem von Verfahrens­
fügen können nur innerhalb der Begrundungs- und
Mitteilungsfrist geltend gemacht werden (§482 Abs 2
Hnlhsatz 2) was ganz dem österreichischen und 
deutschen Revisionsrecht betr. Begründung un 
Widerlegung von Prozeßrügen (§§504, 506 Abs. 1 
Nr 3 507 Abs. 3 ÖstZPO., §554 Abs. 3 Nr. 2 b, 
Abs. 6 DtschZPO.) entspricht. §483 Abs. 1 Satz 2

131*
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östZPO. (Erweiterung oder Ersetzung der Berufungs­
gründe mit Einwilligung des Gegners) gilt arg. 
§ 481 Abs. 2 Halbsatz 2 nicht für jene uneigentlichen 
Nova des §467 Nr. 4.

Zu beachten ist aber, daß die Nova nur für die 
Berufung schlechthin präkludiert sind, dagegen 
nach § 530 Abs. 1 Nr. 7 ÖstZPO., und zwar noch 
vor Rechtskraft des Urteils, neue Tatsachen Und 
Beweismittel, welche die Partei erst nach Schluß 
der dem Urteile vorausgegangenen Verhandlung er­
fährt, auffindet oder zu benützen in den Stancl ge­
setzt wird (sie müssen aber vorher schon vorhanden 
gewesen sein), zur Erhebung einer Wiederaufnahms­
klage dienen können. Nach § 530 Abs. 2 muß die 
Partei ohne ihr Verschulden außerstande gewesen 
sein, die neuen Tatsachen oder Beweismittel vor 
Schluß der mündlichen Verhandlung, auf welche das 
Urteil erster Instanz erging, geltend zu machen. 
Bei Einbringung der Wiederaufnahmsklage kann 
das in bezug auf dasselbe Urteil eingeleitete oder 
anhängige Berufungs- oder Revisionsverfahren un­
terbrochen werden, und zwar durch das zur Ver­
handlung über die Wiederaufnahmsklage berufene 
Gericht (§§544, 545), nach §190 aber auch durch 
das Rechtsmittelgericnt. Den Anspruch aufhebende 
oder hemmende Tatsachen, die später eingetreten 
sind, können mittels Vollstreckungsgegenklage gel­
tend gemacht werden (§ 35 EO., entsprechend § 767 
DtschZPO.).

Zu bemerken ist schließlich noch, daß bei den 
von Amts wegen zu prüfenden Prozeßvoräussetzun- 
gen das Neuerungsverbot natürlich nicht gilt.

ln  österreichischen Ehesachen war dasNeuerungs- 
verbot im engeren Sinne schon bisher nicht an­
wendbar, soweit die Untersuchungsmaxime herrschte, 
also in Verfahren über die Ungültigkeit und Tren­
nung der Ehe (§§13, 14 Hofdekret v. 23. Äug. 
1819; §§9, 10 JMVO. v. 9. Dez. 1897). Das gilt 
heute für alle Ehesachen, auch für Ehescheidungs­
sachen (§71 der 1. DurchfVO. zum EheG. v. 27. Juli 
1938; §36 SuddtschEinfVO. v. 22. Dez. 1938). Da­
gegen ist jedenfalls heute eine Zurückweisung nach 
§§ 179, 278 (also wegen Verschleppungsabsicht) 
möglich, soweit nicht die Aufklärungspflicht ein 
Eingehen auf das Novum gebietet. Auch innerhalb 
der Berufungsinstanz haben für die Geltendmachung 
von Nova § 482 Abs. 2 Halbsatz 2 (nur in der Be­
rufungsschrift bzw. Berufungsmitteilung) und §§179, 
278 Anwendung zu finden, soweit das nicht mit der 
Aufklärungspflicht des Gerichts unvereinbar ist (vgl. 
V o l k m a r - F i c k  er ,  „Großdeutsches Eherecht“ , 
Vorbem. s zu §§71—86 der 1. DurchfVO.). Es be­
steht also ein Zustand ähnlich dem § 626 DtschZPO., 
der auch durch die Amtsermittlung (§ 622) eine 
natürliche Einschränkung erleidet. Ober das frühere 
Recht hinaus ist dann das Neuerungsverbot auch 
zu § 482 Abs. 1 (kein neuer Anspruch) und § 483 
Abs. 3 (keine Klageänderung) ÖstZPO. durch das 
neue Eherecht durchbrochen worden (§ 76 der 
1. DurchfVO. v. 27. Juli 1938, §42 der EinfVO. 
v. 22. Dez. 1938). Danach gilt dasselbe wie nach 
§614 DtschZPO.: Klageänderung, neue Ansprüche, 
Widerklagen, auch ein neuer Schuldantrag sind mög­
lich (RGZ. 162, 402; 165, 24; RG.: DR. 1941, 453 >«; 
RG.: DJ. 1941,258; RG. v. 25.Nov.1940, IV 225/40). 
Auf sie finden auch ebenso wie nach der DtschZPO. 
Beschränkungen durch andere Präklusionsbestim­
mungen wie §§482 Abs. 2 Halbsatz 2, 179, 278 
keine Anwendung. Selbstverständlich ist auch ebenso 
wie im deutschen Recht das Vorbringen von Tat­
sachen und Beweisen zur Begründung solcher neuen 
Ansprüche usw. nicht von vornherein beschränkt

und gilt dafür auch nicht § 482 Abs. 1 Halbsatz % 
sondern gelten nur im weiteren Verlauf der Instanz 
nach § 463 Abs. 1 die §§ 179, 181 Abs. 2, 275 Abs.M 
278 Abs. 2, und zwar mit der gleichen Einschrän­
kung wie oben, daß die gerichtliche Aufklärungs­
pflicht nicht entgegensteht.

Nach dem östGewGG. v. 5. April 1922 gilt das 
Neuerungsverbot ferner nicht für das dortige t>e' 
rufungsverfahren. Denn nach §26 Abs. 2 Satz 
finden auf die dortige Verhandlung die Bestimmun­
gen der ZPO. über das Verfahren vor dem Ge­
richtshof erster Instanz als Prozeß gericht, also übe 
das erstinstanzliche Verfahren Anwendung; nur b 
Berufung gegen ein Säumnisurteil bleibt die frun® 
säumig gewesene Partei nach Abs. 2 Satz 7 auch U® 
Berufungsverfahren von neuem tatsächlichen Vor­
bringen ausgeschlossen. Das Neuerungsverbot S‘; 
ebenso nicht im SuddtschArbGG. v. 4. Juli 1“ '  
(§33 Abs. 1); nur über neue Ansprüche irgendeine 
der Parteien kann nicht verhandelt werden (§ J 
Abs. 3).

Die Revisibilität spielt danach im österreichischen 
Recht gegenüber der Nichtzulassung von N ova1 
der Berufungsinstanz nur eine Rolle in den Fälle, 
der oben behandelten §§478 Abs. 4, 496 Abs. 3, h 
den Prozeßvoräussetzungen, in Ehesachen, in öste 
reichischen Gewerbegerichtssachen (in letzteren 1 
die Revision an das RArbG. unter den Voran 
Setzungen des durch die VO. v. 19. Dez. 1939 neR 
gefaßten §27 GewGG. seit 1. Jan. 1940 möghjW 
und in sudetendeutschen Arbeitsgerichtssachen (nj® 
Revision nach §34 ArbGG., seit 1. Jan. 1940 in 
Neufassung der VO. v. 19. Dez. 1939). Hier übera 
würde die unberechtigte Nichtzulassung eine Vjj, 
fahrensrüge nach § 503 Nr. 2 ÖstZPO. ergeben. 
Zulassung von Nova entgegen dem Gesetz ist na , 
der herrschenden Lehre und Rechtsprechung (V’S 
K l e i n - S c h a u e r - H e r m a n n  §482 Nr.13, § 5lj. 
Nr. 18, 24 und die dort angef. Rspr.) irrevisibel. 1 
der Tat ist wohl sicher, daß der Revisionsgrund o 
§ 503 Nr. 2 nicht in Betracht kommt. Da ist sch“ 
nach der Fassung dieses Revisionsgrundes die ve„  
fahrenswidrigkeit ausgeschlossen. „Eine erschöpfen„ 
Erörterung und gründliche Beurteilung der Strri 
sache“  kann nie durch Zulassung von Nova „& 
hindert“  werden; dadurch kann die Behandlung ® 
erschöpfender und gründlicher geworden sein. An 
auch das Durchgreifen des Revisionsgrundes W 
Aktenwidrigkeit (§ 503 Nr. 3) ist richtiger Ansk 
nach zu verneinen. Die unter Berücksichtigung v°,/ 
Nova „zugrunde gelegte tatsächliche Voraussetzung f 
kann nicht wohl „m it den Prozeßakten erster od 
zweiter Instanz im Widerspruche stehen“ . Del 
die Nova sind doch einmal Bestandteil der Proz£ 
akten geworden, mögen sie auch nicht zuzulass 
gewesen sein, welch letzterer Prozeßverstoß aD' 
nach Obigem wieder nicht die Voraussetzung 
des § 503 Nr. 2 erfüllt.

IV.
Die Frage nun, ob man etwa in der künftig^ 

großdeutschen ZPO. die österreichische beschränk 
Berufung zu übernehmen habe, sollte eigent» 
schon durch die Begründung zu dem Entwurf ein 
ZPO. von 1931 abgetan sein. Eine solche Berufu » 
hat überhaupt keinen Wert. Sie ist eine verkapp 
Revisionsinstanz. Soweit eine Revisionsinstanz d , 
übersteht, ist sie überflüssig, bringt nur Kosten W 
Verzögerung. Sofern eine Revision nicht darul? 
steht, wäre statt ihrer richtiger die (eigentliche) .W 
Vision zu geben, die dann aber naturgemäß n‘c 
an das LG., sondern an das OLG. zu gehen hau •
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Das käme also auf Abschaffung der Berufungs­
instanz hinaus. So weit sind wir aber .£och ,
Man wird im Gegenteil dabei zu bleiben haben, 
überall die richtige und volle Berufung zu geben 
(aber besser durchweg, wie nach der leider insoweit 
durch die 2.VereinfVO. v. 18 Sept 1940 § 1 auf­
gehobenen 1. VereinfVO. v. 1. Sept. 1939 § 9, an das 
OLG.; vgl. dazu Baumbach:  AkadZ. 1941, 31).
Daß die österreichische beschränkte Berufung auch 
snhon an der Stätte ihrer Geltung seit langem nicht 
mehr rechte Billigung findet, haben die sehr inter­
essanten Verhandlungen auf dem zweiten deutschen 
Juristentag in der Tschechoslowakei 1925 (damaliger 
Gutachter K i sch ;  Gutachten S.217ff.) ergeben. Dort 
ist mit Mehrheit beschlossen worden (Verhandlungen 
S. 136): , 1. Die volle Berufung ist zuzulassen. 2. Der 
Einführung von Abwehrmaßregeln bedarf es nicht,
Weil die in den §§44, 49, 179 und 278 ZPO. vor­
gesehenen Maßnahmen nach Einführung der vollen 
Eerufung vermöge des § 463 ZPO. für das Be 
cufungsverfahren automatisch in Geltung treten wer­
den; wohl aber ist die Ausgestaltung der Ermes­
sens- zu Pflichtbestimmungen erwünscht. Ganz Be­
sonders prägnant hat damals Ka i s e r  (Leipzig) i 
auch heute noch geltende Feststellung getroffen 
(Verhandlungen S. 126): „Ich glaube, ich kann auf
Qrund meiner Erfahrungen, der Erfahrungen meiner 
Kollegen beitn Obersten Gerichtshof und der t  
Jahrungen der meisten deutschen Richter feststellen, 
?aß all eine Berufung, die überhaupt einen Wert 
haben kann, nur die volle Berufung anzusehen ist, 
daß alle Bedenken zurücktreten müssen gegenüber 
der praktischen Erwägung und daß nur ein be­
denken übrigbleibt, die Verschleppungsabsicht und
*U(:h dieser ist Rechnung getragen. Wem" 
Verschleppungsabsicht vorliegt, hat das betreffende 
Bericht die nötigen Mittel, diese zuruckzuweisen
'Vir haben ttun außer d e r  Verschleppungsabsicht der
’§§ 179, 278 (463 Abs. 1) ÖstZPO. sogar noch die 
grobe Nachlässigkeit und statt der Zurückweisungs- 
hefugnis die Ausschließungspfhcht. Sinn und Ziel 
der Berufung muß nach wie vor sein das novum 
mdicium Es geht nicht an, daß w ir uns in der Be­
rufungsinstanz' nur mit sog. Berufungsgrunden -  
die österreichischen Berufungsgrunde haben nach 
Gbigem eine ganz andere Bedeutung als die des 
§ 519 Abs 3 Nr. 2 DtschZPO. — herumschlagen, 
sGtt erneut über den Klageanspruch zu entscheiden.

Entscheidung über jene Kryptorevisionsgrunde 
f e g t  auch die Mißlichkeit mit sieh, daß I f e ig  
(§§478 Abs 2 3 494. 496 Abs. 1,2 ÖstZPO.) von 
1 *  zweiten Instanz in die erste z u r to m ie s e n  
feden  muß, was nur in gewissen Fallen den oben 
^handelten der §§478 Abs. 4, 496 Abs. 3, ver 
?>eden werden kann. Noch ärger ist es, daß wegen

mdocharakters der Berufungsinstanz die er
che Zurückverweisung durch das RevG- 
nlich unter den Voraussetzungen vonJ  M 

. - Satz 3, Abs. 2 an die erste Instanz geschehen
d’uß. was dann weiter im Gefolge hat, daß von 

~ i • j_...c riam r mwpo-e üDcr iene
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^»eden werden kann. Noch ärger ist es, daß wegen 
Pseudocharakters der Berufungsinstanz die er 

J?rderliche Zurückverweisung durch das RevG.
%  nämlich unter den Voraussetzungen von § 51U 
^ bs- l  Satz 3, Abs. 2 an die erste Instanz geschehen 

was dann weiter im Gefolge hat, daß von 
f f  aus erst wieder auf dem Umwege u ter jene 
PUrchgangsinstanz die Sache an das RevG. kommen 
kann und 'so fort. Es können sich daraus gera<̂ u 
^oteske Instanzenzahlen mit entsprechend.CIj, '
^gerungen und Mehrkosten ergeben. Nach aßedem 
st eine Angleichung an das österreichische Red t 
fe e m  Punkte des Neuerungsverbots 
fhiedenheit abzulehnen. Sie wäre ja auch schon
f f e l b  unmöglich, weil w ir sonst natürlich auch 

Wiederaufnahmegrund des § 530 •
übernehmen müßten. Es bann aber für uns 

Ernstlich nicht in Frage kommen, die Nova etw

aus bloßer Prinzipienreiterei (österreichisches Prin­
zip der Abstellung allen tatsächlichen yorbjmgens 
auf den Schluß der ersten Instanz) von der de 
rufungsinstanz fernzuhalten und sie dafür in einen 
Wiederaufnahmeprozeß zu verweisen.

Daher kann sich nur fragen, wie weil: man mit
den Präklusionsbestimmungen unter Wahrung des 
Grundsatzes der vollen Berufung zu gehen hat Die 
1933 neugefaßten Bestimmungen des §529 Abs 2 ,3 
crhließen sich sachlich ganz, wörtlich fast ganz an
die Regelung des §494 Abs.2,3 des Entwurfs einer
ZPO. von 1931 an. Ich habe mich dama s in Gegen 
Vorschlägen zum Entwurf einer ZPfeB uch  1 bis ¡3 
JurRdsch. 1932, 104 gegen eine solche Verschar
fung der Präklusionsbestimmungen gewandt in fol­
genden Ausführungen:.„Die Verschärfung der Pra- 
klusionsvorschriften, wie sie 3 b gt,
ist mit aller Entschiedenheit abzulehnen. Es ist im 
Gegenteil zu verlangen daß die bisherigen Prak - 
sionsvorschriften des § 529 auf e > . ^
heute bei Ehesachen mit dem § 62ß §e|? beiJ 
herabgemildert werden. Jede wesentliche Emschian- 
kuncc des Novenrechts macht die zweite Tatsachen 
Instanz sinnlos und überflüssig. Da the Praklusion 
in der Berufungsinstanz eine endgültige ist, dart si 
Gegenüber der ersten Instanz nicht verschärft, son­
dern muß auf ein Mindestmaß zurückgefuhrt wer-SS? wofür, wie erwähnt, § 626 f . F  (ihm «ntspneht 
o h f  \ als Muster dienen kann, vv enn dies
Befürchtungen nicht in d^ . M̂ ße_ ^ ki£ hk]§chter wnrdpn sind so wohl deshalb, weil die Kicmer
offenbar ^nichtS selbst durch allzu scharfe Hand- 
habune ihre Berufungstätigkeit sinnlos und ube 
flüss ig  machen w o llte t Aber die Gefahr schärfere 
Handhabung besteht, besonders wenn es etwa bei 
der oben behandelten Rechtsprechung verbleibt, 
welche die Revisibilität der Nichtzulassung jeden 
falls dem Berufungskläger gegenüber wesen ich 
einschränkt. Es muß daher verlangt werden, daß, 
wenn man nicht allgemein auf den Status von § 626 
ZPO. abkommen will, was ich nach wie vor fu da 
richtigste halte, man wenigstens den Status de
Zurückweisungsvorschriften von l.^,J ' ' riep ^ jierf e g r
Eine Kannbestimmung ist in jedem Falle eine 
Zwangs- bzw. Sollbestimmung vorzuziehen. Auch 
wenn die Voraussetzungen einer PraWusion an
erfüllt sind, kann die Präklusion unbillig • 
selbst grobe Nachlässigkeit wird vielfach außer
jedem adäquaten Verhältnis stehen ^  Verlust
eines Prozesses z. B. von hohem 51c pmzessesTsI 
ganze Bestrafung mit dem Verlust de äollte im 
überhaupt eigentlich ungerechtfeit gt möglichstwesentlichen nur als existierende aber mog^cnsx
nicht angewandte Bestimmung wmein
schwert über den Pabele" s[ hdnebr zPOS 1931, 348 terer Beziehung auch Entwurf ein r z  Und
oben und V o l k m a r :  Jutomra
wie ist es bei grob . Prozeß verlieren müssen
Soll die p. " i ' 1RdeeÄ e gen ¿ ^A n w a lt angewiesen und auf einen Regreß g g  ^  überalI den Richter

SemDEtlirbsiön zu zwingen oder, richtiger gesagt, zur r raklus on u g NoVa vernün{tigerweise
da die Z u j a s s u n g  v dem Entwurf von
f ü l l  § ÖD Abs 2 Satz 1 war das noch besonders 
1931 § 311 2K . D;chter sich a so zur Praklusion 
“ R t f i t o Ä  ihn gegebenenfalls 

Übertretung* der Sollverschrlft zu nötigen Das 
der Autorität von Sollvorschriften nur Abbruch. 

D e schon oben als unrichtig bezelchnete Meinung 
des Entwurfs von 1931, daß der Richter auch, bei 
der Zwangsausschließung eine Verletzung seines
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Gerechtigkeitsgefühls vermeiden könne, weil er über 
die Frage der Verschleppungsabsicht oder groben 
Nachlässigkeit nach freiem Ermessen zu entscheiden 
habe, läßt sich nur dadurch verwirklichen, daß der 
Richter dann in Wahrheit der Solivorschrift zu­
widerhandelt. Jene Meinung liefert aber andererseits 
den besten Beweis dafür, daß eben in Wahrheit eine 
Ermessensvorschrift nötig ist. W ill man jedoch 
schon an der Zwangspräklusion festhalten, so muß 
jedenfalls die Präklusion die Ausnahme sein und 
besonderer Begründung bedürfen. Wenn man die 
österreichische „beschränkte“  Berufung ablehnt und 
das Prinzip des §529 Abs. 1 ZPO. beibehält, so 
darf nicht die Zulassung von Nova im Wege des 
Operierens mit dem Regel-, Ausnahmeverhältnis 
wieder zur Ausnahme gemacht werden. Entweder 
w ir haben die beschränkte oder wir haben die volle 
Berufung. W ir können aber nicht beides haben, 
auch nicht im Wege des Kompromisses. Denn die 
beschränkte Berufung bedeutet Abstellung allen tat­
sächlichen Vorbringens auf den Schluß der ersten 
Instanz, die volle auf den der zweiten Instanz. Beide 
Prinzipien sind miteinander unvereinbar. Bei der 
vollen Berufung muß logischerweise die Zulassung 
von Nova die Regel und die Präklusion damit die 
Ausnahme sein. Gewiß, man soll nicht Umgekehrt 
auf dem Prinzip der Abstellung allen tatsächlichen 
Vorbringens auf den Schluß der zweiten Instanz 
herumreiten. Das Prinzip soll Ausnahmen erleiden, 
wie ja auch schon in erster Instanz das Prinzip der 
§§ 278 Abs. 1, 283 Abs. 1 (Geltendmachung bis zum 
Schlüsse der Verhandlung, auf welche das Urteil 
ergeht) Ausnahmen erleidet. Dies müssen aber eben 
auch Ausnahmen sein, und die Berechtigung der 
Ausnahmen soll man gewissenhaft und im Bewußt­
sein der schwerwiegenden Folgen einwandfrei Und 
nachprüfbar feststellen. Die Berufung ist nicht dazu 
da, um Präklusionsmöglichkeiten zu erspähen und 
den Prozeß ein paar Wochen früher zu beenden, 
sondern ihn richtig zu entscheiden und der Wahr­
heitspflicht der Parteien (§ 138 Abs. 1 ZPO.) auch 
gerichtsseitig zu entsprechen, zu einer materiellen 
und nicht einer bloß fingierten Wahrheit zu kom­
men. Die Auslegung im Sinne der Ausnahme^ der 
Nichtzulassung, wie sie nach Obigem für § 529 
Abs. 2 Satz 1 schon jetzt der lex lata entspricht, 
sollte daher, wenn man jene Bestimmung sonst bei­
behält, der obigen Formulierung entsprechend in 
der lex ferenda verdeutlicht werden. Der Begrün­
dungszwang für die Nichtzulassung ergibt sich dann, 
wie schon ausgeführt, nach § 286 Abs. 1 Satz 2 ZPO. 
bzw. aus der Nachprüfungsnotwendigkeit von selbst.

Der § 13 Abs. 1 Satz 2 MietSchG., der die Gel­
tendmachung neuer Klagegründe gegenüber der 
ersten Instanz beschränkt, ist angesichts des § 17 
Satz 1, der das Recht, die Aufhebung des Miet­
verhältnisses zu verlangen, ebenso wie § 616 ZPO. 
das Scheidungsverlangen für einen späteren Pro­
zeß auf Grund früherer Tatsachen ausschließt, zu

streichen. §614 ZPO. enthält ja eine entsprechende 
Einschränkung auch nicht. . , zu f,e-

Die Sonderregelung des § 67 ArbGG. im
seitigen. Ein Grund für eine Sonderbehandlung.^ 
Arbeitsgerichtsverfahren besteht nich* irh xrferide 
mehr. Ganz besonders nicht für eine ne werbe- 
Behandlung, wo sogar im österreichischen u  beits. 
gerichtsverfahren und im sudetendeuts der
gerichtsverfahren die Sonderbehandlung 
umgekehrten Richtung geht. _ „ oni\het der 

Uneingeschränkten Beifall verdient geg djej933 
Verschärfung der Präklusionsbestimmung .£ruI1g 
erfolgte Beseitigung des Verbots der K g __ e|ne 
ohne Einwilligung des Gegners im s sCho°
wahrhaft befreiende Tat, welche eb (vgl-
der Entwurf von 1931 vorgeschlagen , • esfalls 
dazu R e i n b e r g e r  a. a. O.) und welche kern 
rückgängig gemacht werden darf. De g 494
§529 Abs. 4 (Widerklage) «ntfP "cJ| begrüßen®' 
Abs. 4 des Entwurfs. Er ist jedenfalls emj>eg der 
werter Fortschritt. Noch besser wäre prster Ifl' 
Widerklage ebenso zu behandeln wie m w-e ¡ch 
stanz, also jene Bestimmung zu strei i  ^aßert 
das a. a. O. vorgeschlagen und folg 527 zu- 
gerechtfertigt habe: „An Stelle des m , 3 mt 0un 
sammenhängenden § 529 Abs. 4 g. F. Wider-
§494 Abs. 4 d. E„ daß die E rd u n g  einer 
klage nur zulässig ist, wenn der Geg ^¡t im 
oder das Gericht die Geltendmachung für
verfolgten Anspruchs im anhängigen^ escj1Iage°e
sachdienlich erachtet. Aber wenn die v £. n sinne 
Änderung des §33 d. E. in dem bis ^J-Cjeridage 
der Regelung auch der Zulässigkeit de .fl dern- 
akzeptiert wird, müssen auch Widerklag ergfer In- 
selben Umfang zugelassen werden wie D i ­
stanz. Eine konnexe Widerklage od sach
schenfeststellungswiderklage (§ 263) i , jst es
dienlich. Wenn §33 "iefit geändert « 1 ^  Ob* 
jedenfalls mißlich, die Einführung e iziageände' 
jekts mit dessen Kostenrisiko (bei der‘ nur
rung bleibt das Objekt regelmäßig ■ ¿erSach' 
unter der kautschukartigen Voraussetz g gsenen. 
dienlichkeit zuzulassen statt einer fesW ^ Jiach 
Dann müßte an Stelle jener die Konnex« ^  sf 
§33 bzw. des § 263 gesetzt werden. A b^  für di« 
auch nur ein Grund mehr, den § 3 die ZU
erste Instanz als Bestimmung auch flg de*

6' £ Ä « ru „gs,ecJ, in

örterungen gepflogen und nach Al ¿eraten; c[
im Dez 1940 das Thema .abschließend bet 
w ill demnächst einen Bericht überv röffentlichutl£ 
seiner Beratungen vorlegen. Da die stellü*1̂
noch nicht erfolgt ist, kann dazu noch menr 
genommen werden.

Vertragshilfe bei Abwicklung von Lieferverträgen
Von Senatspräsident beim RG. K o l b ,  Leipzig

Die VO. über die Abwickelung von Lieferver­
trägen v. 20. April 1940 (RGBl. 1,671 (=  VAL.) ist 
seit Jahresfrist in Kraft. Inzwischen sind auf diesem 
Rechtsgebiet eine Reihe von Beschwerden an das 
RG. gelangt und durch Spruch erledigt. Dabei war 
zu einer Reihe von Rechtsfragen Stellung zu nehmen.

1. Nach §4 Abs'. 1 Satz 2 «YA!r,,nd e inem sach* der Besetzung von zwei Richtern und^ ^  daS rG. 
verständigen Beisitzer, nach § • mit dr
als Beschwerdegericht in der °.®setZo eiSitzern f  
Richtern und zwei sachverstandiSfcinnnff, daß d‘e 
entscheiden. Ein OLG. war der Meinung,
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Ziehung von sachverständigen Beisitzern nur für 
sachlich-rechtliche Entscheidungen, nicht aber tur 
s°lche rein verfahrensrechtlicher Natur, wie z. B. 

Zulässigkeit des Abwickelungsantrages, 6 
Es hat deshalb ohne Zuziehung des sachver­

ständigen Beisitzers in der Besetzung mit nur zwe 
“erUfsrichtern einen Abwickelungsantrag als unzu- 

zurückgewiesen. Dem war nicht betzutreten, 
nach § 4 Abs. 1 Satz 2 und § 6 Abs. 2 VAL. 

U'Weten Spruchköiper sind vielmehr zu .
' der Entscheidung berufen. Ausnahmen sin 
^gelassen für Entscheidungen rein verfahrensrech 
cner Art noch für dringliche Anordnungen,
?.cb im Bereiche der VAL. nach § 7 Ab • > 

pichen mit 8 18 VHV., möglich sind. Geracl? ne 
^Ordnungen der letzten Art kann die M itw n lm ^

r sachverständigen Beisitzer vonbesond 
> >  und gleiches gilt für Fragen der Zu lässigst 
es Antrags, so z. B., wenn es sich um die jk 

f c h e i t  der Frist des § 3 Abs. 1 Satz 1 VAL.
jodelt, überdies wäre eine sachgemäße Abgren 

der Fragen rein verfahrensrecht
Segenüber dem sachlich-rechtlichen Bereich gar nicht
p ,einfach. Im übrigen können auch P . .. her 
^Scheidungen unter Umständen von e rb lich e  

Bediutung sein. Letzten Endes « £
„ auf hingewiesen werden, daß ge& •„
¡if^hkörper, gebildet aus nur zvyei KiC 
5  hier das OLG. für möglich halt, schon

die erheblichsten Bedenken besteh„„beiden 
k„J ^ emungsverschiedenheiten zwischen solcher
^» rich te rlichen  Mitgliedern wäre e»n solcn
nf^hköroer handlungsunfähig, wenn so zU_
..cht doch auf die sachverständigen Beisit 
^gegriffen  würde.
de!' Nach § 3 Abs. 1 VAL- kal?n jegeH-Xer Verord- 

"  anderen Teil unter Hinweis auf dies Frist 
dan.g auffordern, sich binnen angemessen 
S irUber zu erklären, ob er einen Abwickelung 

baS nach § 1 VAL. stellen wil , mit der Folj^, 
•¿ he r andere Teil, wenn die Erklärung nicht 
nielu abgegeben wird, den Abwicke g Abg j  
Sath niehr stellen kann. Davon gilt nach § nach_ 

eine Ausnahme nur für den Fall, Arf
ein? 1 ¿h Umstände der in § 1 VAL. genannten An 
P r i^ n .  Der Zweck dieser Bestimmung ube 
h i setzung liegt auf der Hand. Es soll tunucn _ 
¿ .zw ischen  den Parteien Klarheit darube^g^ 
Weri en werden, ob an dem Vertrage fes g .
danden so11 üder nicht. Eine Fristsetzung wurde
r.aun vieiip.-niu ».."iiirinpn wenn die eine I artei m
B

an .soll oder nicht. Eine Fristsetzung y  mit 
j e ?. vielleicht erübrigen, wenn die einLckelungs- 
a *mmtheit erklärt, daß sie den A_ j läuft
§ 8v„tWl l  Ä  . Ä  Ä S o n a t s -d‘‘rag stelle oder nicht stelle. ^ s.K.r. ^ ‘aM0nats- 
friatl von der Erklärung ab die gesetzli be-
I  st ües o 3 Abs 2 VAL. Ist eine ges^ f  e_0 ist
diemi?te Frist, weil zu kurz, nicht an.g5™ ^S sie setzt 
viei,^n,stsetzung deshalb nicht unwirk • ejne
V^lmehr die angemessene Frist m Eauf. S v a L. 
R äum ung der Frist des § 3 Abs. 1 Satz I J

keine Wiedereinsetzung in den zBß
§ 8n(JAKoder sonstwie eine Maehsicht, r t alter
F i i Abs- 4 VO. zur Regelung der Fällig yor.
Sip?,°theken v. 22. Dez. 1938 (ROB1. , VHV., 

ht. Hip. v j i  i/onni hpirles nicht, und d^g Ver­
l a s  Gesetz

uheken v. 22. Dez. 1938 (Ku d i. , VHV., 
"."'■Die VAL. kennt beides ■ Ä Ä ’ d »  Verl 

fa lldie im § ^ Abs. 2 VAL. hinsichthch Q Qesetz 
.^urens ,r— :___ ^oncnwem?. u&am ^Uh* im 8 1 a d s . z  v a l . Gesetz
äblen?. verwiesen ist, ebensowenig. dag ~ i2  
Vpj\r die Freiwillige Gerichtsbarkeit, Bezug
£ V .  hinsichtlich des Verfahrens weiterhin d g 
«SS1. «eM im §§ 22, 29 a to d m g s«  * ‘“ er. 

asetzung in den vor gen Stand gegen
f c » » e  von Beschwerdefristen v °r V * . eme

Btsmittelfrist handelt es sich )

Frist des <5 3 Abs. 1 Satz 1 VAL. nicht Diese Frist 
S  l nicht die Anrufung eines höheren Gerichts er.
$  L n  sondern im Gegenteil, die durch die VAL. 
L lo tene  Möglichkeit der Herbeiführung einer rieh-

i t S l i  SS 2% Ä Z3W5fBOdg! Ä p
Versäumung

S S h tU e g e b e u  ist. Gewiß faun au. das Recht 
der Fristsetzung wie auch aut die r o g ^  ^

i Ä Ä ” e ? B . m f u n g . u l« « F Ä

£ S «  Rechtsausübung begegnet werden

ko" ne/ ! ‘ h 8 12 Abs 2 VHV. kann Vertragshilfe

greifen, die der Schuldner bei Stellung teiU»r

VAI nirgends zu entnehmen, dap . ,,lungsverfahren^^schlechUrm^^unzuiassig^^sein^^scdl,

der“ 11 abzuwickelnden Rechtsbeziehungen besteht, 
r f  cUoih erheitert die Zulässigkeit des Abwicice

BL L w iS n d e SVertragsverhältnis als solches be- 
äbzuwickemd , d dem Fortgang des

möglich a . _ folgt ohne weiteres aus
s V a S T  VAL Im einzelne,”  gilt nachstehendes:
^ a) L e r  Abwickelungsantrag wird von vornher

eSibt“  daß1 S * S
des Ai.tr g nicht zustande gekommen oder in- 
fwischeL wieder restlos weggefallen ist. Der letzte 
p U hpL  freilich nicht schon dann vor, wenn z. B. 

L  LntraLteller etwa einen bezifferten Schaden- 
c L im s L u S  wegen Nichterfüllung geltend macht 

S  so zum Ausdmck bringt, daß der ihm zu ge- 
UI?d so /  u:llicre Ausgleich eben im Ersatz des ihm 
Wahreni n !  S h L  Durchführung des Vertrags er- 
wegen ^ r L a d e n s b e s te h t .  Denn das Vertrags- 
S e S r ic h f  fst bd  seinTr Entscheidung die auf 
einem billigen Interessenausgleich der Parteien a 
2  J  die Anträge der Parteien im allgemeinen 
nicht gebunden, kann vielmehr nach Art und Aus­
maß eme andere Regelung treffen. Es hat den Par-

a .
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teiantrag allerdings insofern zu werten, als er mit 
einen Anhalt dafür geben kann, w ie  den veränder­
ten Verhältnissen Rechnung zu tragen ist. Es wird 
weiterhin dem Antragsteller auch nicht ziffernmäßig 
mehr zusprechen dürfen, als er selbst begehrt.

b) Bestreitet der Antragsgegner das Bestehen des 
abzuwickelnden Anspruchs, so hindert dies die Ein­
leitung und Fortführung des Abwickelungsverfah- 
rens an sich noch nicht. Eine Entscheidung im Ab­
wickelungsverfahren selbst könnte freilich nur v o r ­
b e h a l t l i c h  der anderweiten Klärung jenes Streits, 
sei es durch nachträgliche Einigung der Parteien, 
sei es durch Spruch des Prozeßrichters, getroffen 
werden. Zweckmäßig wird, wenn das Bestreiten 
nicht offenbar grundlos ist, dem Antragsteller eine 
Frist zum Nachweis der Klageerhebung zwecks Er­
wirkung eines Richterspruchs über das Bestehen 
der streitigen Rechtsbeziehungen zu setzen sein. 
Im Falle fruchtlosen Fristablaufs wird der Antrag 
mangels Nachweises eines abzuwickelnden Anspru­
ches abzuweisen sein.

c) Bestreitet der Antragsteller selbst das Beste­
hen des abzuwickelnden Vertragsverhältnisses, so 
wird ein solcher Antrag als in sich widerspruchs­
voll ohne weiteres der Abweisung verfallen.

4. Einem Abwickelungsverfahren steht bei sonst 
gegebenen Voraussetzungen nicht im Wege, daß 
sich die Parteien schon vor der Stellung des Ver­
tragshilfeantrages über einzelne Punkte der zu re­
gelnden vertraglichen Beziehungen geeinigt haben. 
In einem der Beschwerdefälle hatten sich die Par­
teien so geeinigt über die Einstellung der von dem 
Antragsteller übernommenen Arbeit. Diese Einigung 
bedeutete aber rechtlich nur eine teilweise Lösung 
der angeblich auf die Kriegsverhältnisse zurückzu­
führenden Schwierigkeiten. Eine Reihe damit zu­
sammenhängender Fragen, die gleichfalls der Lö­
sung harrten, war offengeblieben, so die Höhe der 
Vergütung des Antragstellers für seine schon er­
brachten Leistungen, ferner die Entschädigung für 
Aufwendungen hinsichtlich des nicht mehr ausge­
führten Teils seiner Leistungen, alles Punkte, die in 
einem Abwickelungsverfahren nach § 2 Abs. 2 VAL. 
erledigt werden konnten. Die VAL. setzt keineswegs 
voraus, daß die erbetene richterliche Vertragshilfe 
alle Verpflichtungen aus einem Vertragsverhältnis 
betreffen müßte. Es würde durchaus dem Sinn des 
§ 7 VAL., verglichen mit §§ 11, 14 VHV., wider­
sprechen, stünde auch mit dem in dem Vorspruch 
zur VHV. sich findenden Hinweis aut die bloß 
hilfsweise Bedeutung des Vertragshilfeverfahrens 
nicht im Einklang, wenn den Parteien die Möglich­
keit genommen werden sollte, einen Teil ihrer Ver­
pflichtungen durch außergerichtliche gütliche Eini­
gung zu regeln und allein die Punkte der richter­
lichen Vertragshilfe zu unterbreiten, über die ein 
gütlicher Ausgleich nicht zu erzielen war. Nur in­
sofern sind dem Vertragshilferichter solchenfalls 
Grenzen gezogen, als er in seiner Ermessensent­
scheidung an die durch die teilweise Einigung der 
Parteien geschaffene Sachlage gebunden ist und 
Von ihr aus den angemessenen Ausgleich zu suchen 
hat.

5. Die VAL. läßt nach § 1 eine Abwickelung für 
Lieferverträge über „ W a r e n “  zu. Darunter sind 
nach allgemeinem Sprachgebrauch wie auch im 
Rechtssinne bewegliche Sachen zu verstehen, die

nach der Verkehrsauffassung als Gegenstand des 
gewerblichen Umsatzes in Frage kommen (sieh 
z. B. § 1 HGB.). Die für die staatliche Wirtschafts­
lenkung maßgebliche VO. über den Warenverken 
v. 18. Aug. 1939 (RGBl. I, 1430) hat gleichfalls n«r 
den Verkehr mit beweglichen, für den gewerbliche" 
Umsatz bestimmten Sachen im Auge, wenn sie vo" 
einer Überwachung und Regelung des Verkehr» 
mit Waren, insbesondere der Beschaffung, Verte' 
Iung, Lagerung und des Absatzes sowie des Ver­
brauches spricht. Die VAL. bietet keinen Anha > 
daß in ihrem Anwendungsbereich der Begriff War 
anders auszulegen ist. Sie denkt ersichtlich, wenn s| 
von Lieferverträgen über Waren spricht, an d 
gewerbliche Bedarfsdeckung, wo Schwierigkeit*- > 
Stockungen und Ausfälle als Kriegsfolgen am ch 
sten und häufigsten auftreten, wo auch das ' 
dürfnis nach r a s ch e r  Klärung der entstandene 
Schwierigkeiten besonders vordringlich ist. Für Fa1 
dieser Art w ill die VAL. der gewerblichen Win' 
Schaft ein Mittel an die Hand geben, unter AnpaS* 
sung ihrer laufenden Verpflichtungen an die N° 
Wendigkeiten des Krieges leistungsfähig zu bleibe"’ 
Schon daraus folgt, daß Leistungen aus Bauve 
trägen, also z. B. die Herstellung eines großen Er»' 
Wässerungsgrabens oder eines mehrere Kiloniet 
langen Stollens für ein Großkraftwerk im Gebrrg 
nicht unter den Begriff der „Ware“  im Sinne <*e. 
VAL. zu bringen ist. Dazu kommt, daß darüber, 0 
und wie Bauvorhaben, die vor Kriegsbeginn bego“' 
neu sind, weitergeführt werden dürfen, ohnehin & 
sondere Vorschriften gegeben sind (vgl. 9. Anof 
nung des Beauftragten des Vierjahresplans von 
16. Febr. 1940: DRAnz. Nr. 44). Durch sie ist 'ü f  
hin dafür Sorge getragen, daß eine gewerbliche p, 
tätigung auf diesem Gebiet überhaupt nur im Ran 
men des kriegswirtschaftlich Möglichen s ta ttfin^ 
kann. Angesichts dessen hat es der Gesetzgeb 
offensichtlich für ausreichend erachtet, daß dem ^  
einem Bauvertrag Verpflichteten, soweit ihm mfP 
die Möglichkeit einer Berufung auf allgemeF 
Rechtsvorschriften, insbesondere auf den § 242 BÜb' 
zustatten kommt, der Schutz der VHV. zur Verl 
gung steht. Eine Anwendung des Begriffs WaV 
auf Bauleistungen der fraglichen! ¡Art läßt sich aUc 
nicht mit der Begründung rechtfertigen, daß es W 
Erbringung der Leistung in der Regel der Vervve» 
düng beweglicher Sachen bedarf, die ihrerseits EU 
genstand des gewerblichen Güterumsatzes sind ü»^ c u o u iu u  UV.O g t w U u n u i v H  m u o m t w  dH»— ^
deshalb als Ware im Sinne der VAL. angesproch^
werden müssen. Geräte und Stoffe zur
von Bauaufträgen sind nur Hilfsmittel zur
lung des erstrebten Arbeitserfolges, aber für s> .
allein nicht Gegenstand der zu erbringenden E" 
stung. Sie gehen in dieser auf, die ihrem Wes , 
nach in der baulichen Umgestaltung von Grund 
Boden besteht und vermögen die wirtschaftl>c! 
Bedeutung dieser Hauptleistung als eines auf ül 
Bearbeitung einer unbeweglichen Sache abzielenö"j
Arbeitserfolgs nicht zu  ̂ verändern.^ Zuzugeben .

ei1
wesentfichen^Teii des Werkes selbst ausmache11:

. rv i i_ zv .ii.ov -i »**»-*»* —— --------------------

nur, daß die verwendeten Materialien zur HaUP̂
leistung werden k ö nn e n  dann, wenn sie eben

Deshalb mag es begründet sein, wenn Voge l s  
P f u n d t n e r - N e u b e r t  II RG. Nr. 11 auch de 
„Bau“  einer Brücke und einer Lagerhalle als 
die VAL. fallend beispielsweise anführt.



d. Jahrgang 1941 H eft 19/20] Aufsätze 1049

Grenzen der Sorgfaltspflicht im dörflichen Lebensraum
Von Amtsgerichtsrat Dr. K. Setz,  Neresheim (Württemberg)

I. Besonderheit dörflicher und städtischer 
Verhältnisse

Das Maß der Sorgfalt, welches im Gemeinrecht 
gefordert wird — §§ 276, 278, 823, 831, 833, 834 
BGB. — ist „die im Verkehr erforderliche Sorgfalt . 
Diese bestimmt sich „nach den berechtigten Anfor­
derungen d ieses Verkehrs. Grundsätzlich ist es 
dabei geboten, Rücksicht zu nehmen auf die Ver­
hältnisse des in Betracht kommenden engeren Ver- 
Jjehrskreises und auf das Maß von Umsicht und 
Sorgfalt, das danach gemäß dem Urteil besonnener 
und gewissenhafter Angehöriger dieses Kreises von 
den in seinem Rahmen Handelnden zu erfordern 
■st“  (RQZ. 126, 331). Die im dörflichen „Verkehr er- 
l°rderliche Sorgfalt“  mißt sich nicht am Urteil eines 
üblichen, sondern an dem eines ordentlichen Dorf- 
Senossen.

Nach dieser Grundregel hat das RG. einen und 
denselben Sachverhalt im städtischen und im dörf- 
'lchen Lebenskreis verschieden beurteilt. RGZ. 89, 
J20; in einer größeren Stadt (Bochum) waren im 
Uüfe der Zeit die umzäunten Vorgärten einer Straße 
"} Abgang gekommen. Bestehen geblieben war ein 
?’nziger Vorgarten, der mit 80 cm hohen, spitz zu­
pfenden Eisenstäben umfriedet war. Der Verkehr 
hatte den Bürgersteig gegen die Reihenhäuser hin 
yerbreitert. In einer Nacht Ende 1913 lief der orts­
kundige Kläger, als er im Gespräch mit einem Be­
tonten des Weges kam, auf jenes Vorgartengitter 
akf, fiel darüber und stieß sich an einem der spitzen 
E'senstöcke ein Auge aus. Das RG. verurteilte den 
, auseigentümer. Dieser müsse dafür sorgen, daß 
durch den Gebrauch seiner Eigentumsgegenstände 
’Ucht Schaden für Dritte entstehe. „W o Eigentums- 
i?egenstände so aufgestellt sind, daß der mensch- 
‘¿che Verkehr mit ihnen in Berührung tritt, muß der 
Eigentümer auf den Verkehr Rücksicht nehmen und 
?e‘«e Einrichtungen so treffen, daß jene dem Ver-

• < . p- i i '  _i ___- J  C i  n i o  F n l f o n i i i r i f Y  f lP r
r * ' c  L i n r i a i i u i i E u i  J L . 7  --------  r
th r  nicht gefährlich werden.“  Die Entfernung der 
°enachbarten Vorgärten habe die Verkehrsgefahr 
durch das niedrige, spitze Eisengitter auf das erheb- 
‘*chste gesteigert. Es möge sein, daß die Stadt- 
^Uieinde, welche den Verkehr auf dem Verbreiter- 
.n Bürgersteig eröffnet und die gefährliche Stelle 

jUcht ausreichend beleuchtet habe, die Hauptschuld 
Mfe. Der beklagte Hauseigentümer habe der ge­
erdeten Allgemeinheit gegenüber aber auch die 
'Gpflichtung gehabt, das in hohem Grade vcrkehis- 
Rofährlich gewordene Eisengitter so abändern zu 
psen, daß die Gefahr behoben wurde. RG. vom 
?-Nov. 1940 (HRR.41 Nr. 72 =  DR. 41, 439*) be­
kennt sich erneut zu dieser Beurteilung städtischer 
\ erhältnisse, „wo die Benutzer des Bürgersteigs 
p e r Straße grundsätzlich nicht gewärtig zu sein 
Suchen, daß ihnen in der Dunkelheit plo^bch un- 
Seuchtete Hindernisse entgegentreten'. Anders im 
^rfiichen Lebenskreis: Hier war ein Jungbauer 
nach nächtlichem Tanzvergnügen einer Dorfgenossin 
J’ächgestiegen. Die Straßenbeleuchtung war er- 
Schen. Neben der Straße her lief ein 2,92m breiter 
Bürgersteig. In diesen sprang unvermittelt 1,20 m 
S it  der Vorgarten des beklagten Hausbesitzers vor. 
oer Vorgarten, welcher übrigens nahe einer Gast­
wirtschaft liegt, war mit einem 92 cm hohen, spitz 
kaufenden Eisengitter umzäunt. Auf dieses bet der 
ai>swärtige Jungbauer auf. Eine der scharfen Gitter-

spitzen verletzte ihn tödlich an einer Hauptschlag­
ader. Das RG. wies die Klage ab. In den Straßen 
kleinerer ländlicher Gemeinden komme es besonders 
häufig vor, daß auf den Gehwegen sich Hindernisse 
befinden, wie Treppen, vorspringende Hausecken 
und auch plötzlich in die Gehbahn hineinragende 
Vorgärten. „Damit muß gerechnet werden, und auch 
der Hauseigentümer darf sich darauf verlassen, da 
die Benutzer der Gehwege mit solchen Hindernissen 
rechnen und sich darauf einstellen, indem sie sich, 
insbesondere bei Dunkelheit, mit entsprechender 
Vorsicht bewegen.“  In erhöhtem Maße müsse eine 
solche Vorsicht von Ortsunkundigen verlangt wer­
den. Der dörfliche Hausbesitzer dürfe damit rech­
nen, daß Ortsfremde auf ihnen unbekannten Wegen 
zur Nachtzeit und bei fehlender Straßenbeleuchtung 
besonders behutsam, jedenfalls so sorgfältig geben, 
daß sie durch etwaige Hindernisse nicht in Gefahr
kommen. „  , i r .on

Ähnlich hatte das RG. im Urt. v. 7. 0 kt. 1939 
(HRR 40 Nr. 2 =  DR. 1940, 35»°) argumentiert. Hier 
war ein abendlicher Wirtshausgast an einer das 
Hausflurpflaster um 9 mm überragenden Sandstein­
platte im Dorfgasthaus hängen geblieben und ge­
stolpert, als er sich auf dem Weg von der W irts­
stube zum Abort befand. Das RG- verkennt nicht
die besondere Verkehrssicherungspfbcht des Gast­
wirts schon im Hinblick auf die Möglichkeit einer 
bei seinen Gästen eintretenden Alkoholwirkung, 
bei seien aber die besonderen Verhältnisse in einer 
ländlichen Gastwirtschaft nicht außer acht zu lassen. 
Hier seien Sandsteinplatten als Bodenbelag durch­
aus üblich. Diese könnten, wie allgemein bekannt, 
keinen so glatten Weg gewährleisten, wie ihn ande­
rer Fußboden in Stadthäusern -  wenigstens Groß­
stadthäusern -  erwarten lassen möge Der Zustana, 
in dem sich der Hausflur des Beklagten befand, 
habe „noch den Anforderungen die an die Ver­
kehrssicherheit in einer ländlichen Gastwirtschaft 
gestellt werden können“ , entsprochen.

I I .  Die Sorgfaltspflicht im dörflichen 
Lebensraum 

1. G r u n d s ä t z l i c h e s
Der Lebensraum des überkommenen Dorfes, aus 

welchem hier das RG. die SorgfaUspfbcht eines 
ordentlichen „ländlichen Gastwirts und »dörflichen 
Hausbesitzers“  entnahm, ist von der Natur und 
Landschaft bestimmt. In ihr ruht das Dorf als ihr 
selbstverständlicher Bestandteil. Das g "
liehen Menschen wird minier noch vom B ld der 
natürlichen Landschaft beherrscht. Ihr Takt st ver­
schieden von dem der größeren Stadt, grundver­
schieden von dem der Großstadt. Die immer mehr 
gemachte, zivilisierte und durchorganisierte Welt der 
großen Stadt prägt den nach ihren Gesetzen leben­
den und schaffenden Menschen, der darum schon 
als Benutzer des Bürgersteigs einer Regelwidrigkeit 

grundsätzlich nicht gewärtig zu sein braucht. . .  , 
weil diese Regeln und Gesetze, aus denen die Be­
wußtheiten seiner städtischen Umwelt autgeoaui 
und zusammengehalten werden, ihn rings umgeben 
und ihm selbst in Fleisch und Blut eingegangen

Nun war es wohl nie so gewesen, daß nicht auch 
im Lebenskreis des Dorfes gewisse Regeln und Ue-

132
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setze in bewußter Geltung gestanden hätten. Solche 
Gesetze und Regeln ergaben sich vor allem aus den 
notwendigen Einrichtungen der Dorfgemeinschaft 
wie Wegen und Brücken, Deichen, Gräben und 
Viehzäunen, vor allem dem Dorfzaun oder Etter, 
welcher in den Weistümern und Dorf rechten eine 
große Rolle spielt. In ihnen finden sich immer auch 
gesetzlich umgrenzte Sorgfaltspflichten, welche ein­
mal normiert, nicht mehr die Frage erlaubten, wel­
ches vorsichtige Verhalten hier und jetzt geboten 
war und von welchem Punkt an eine Überspannung 
der zu fordernden Umsicht eintrat.

Dem entsprechen für den heutigen dörflichen 
Lebenskreis etwa die Fuhrwerksbestimmungen in 
§ 32 StVO., nach denen bei längerem unbeaufsich­
tigtem Stehen auf der Straße die Zugtiere abge­
strängt und kurz angebunden sein müssen, unbe- 
spannte Fuhrwerke bei Dunkelheit oder starkem 
Nebel nicht auf der Straße belassen werden dürfen, 
es sei denn, daß zwingende Gründe ihre Entfernung 
unmöglich machen, in welchem Fall die Deichsel 
abgenommen oder hochgeschlagen werden muß, 
unbespannte Fuhrwerke, die nicht ausreichend im 
Licht stehen, seitlich durch Laternen erkennbar be- 
grenzt und hinten in bestimmter Höhe und Breite 
mit roter Lampe versehen sein müssen. Oder die 
Schubfahrzeugbestimmung § 7 Abs. 4 StVO., welche 
u. a. verlangt, daß die Ladung dem Führer die Aus­
sicht nach vorn frei lassen muß.. .  Hier hatte die 
Landesgesetzgebung manches dörfliche Weistum er­
halten. So noch die letzte WürttStVO. (v. 27. Juli 
1926, RegBl. 207) das Verbot des Aufsitzens auf der 
Deichsel, des Hinabfahrens abschüssiger Wege­
strecken auf Handwagen und Handkarren oder die 
Vorschrift, wonach nicht eingespannte Tiere -  mit 
Ausnahme von Saugfohlen — nur an der rechten 
Seite oder hinter dem Fuhrwerk mitgeführt werden 
dürfen, wobei sie an einem eingespannten Zugtier 
oder am Fuhrwerk kurz angebunden sein müssen. 
Das Reichsrecht hat zumeist alle diese liebenswür­
digen Umgrenzungen der gebotenen Einzelsorgfa t 
der Polizeivorschrift überlassen oder in die General­
grenze der „im  Verkehr erforderlichen Sorgfalt 
einbezogen und das „nach den Umständen“  (§ 1 
StVO.) gebotene Verhalten der Rechtsprechung uber­
lassen. An Hand ihrer Erkenntnisse soll im folgen­
den eine Grenzlinie der im dörflichen Lebensraum 
gebotenen Umsicht gezogen werden. Im Lebens­
raum des h e u t i g e n  Bauerndorfes, welches durch 
Auflockerung, Aussiedlung, Umlegung und bauliche 
Neugestaltung vielleicht in einer nicht fernen Zu­
kunft mit seinem neuen Gesicht auch gewisse Wand­
lungen seines Lebenstaktes erfahren könnte. 2

Hofhund, dessen sichere Kette (München:
oo , onm  or. Hpn H a iic s te m  heranrciRspr.2$, 300) bis an den Hausstein hera d„ 

kann, mit dessen Heraussturzen aus aU| erden
zugänglichen Hausflur aber nicht 5q\ ftan-zugänglichen Hausflur aber ment g c re ^u - m  
muß (RG.: Soergel Rspr. 14 zu § 823 Nr. 5tkette»' 
delt es sich um einen älteren, schwerhörig in je­den es sicn um einen auau.,
hund, der mit Kraftfahrzeugen nur wenig icht 
rührung kommt, so ist dafür zu sorgen, g0mtnt 
unbeaufsichtigt auf die Autoyerkehrsstr f-jatis- 
(München: HRR. 1939 Nr. 418). Die Stufe zur den 
türe ragt erfahrungsgemäß immer wieder RÖ ■ 
Gehweg hinein, wie auch der Vorgarten/ „Dorf 
HRR. 1941 Nr. 72) oder eine Freitreppe, die:» oder 
nicht selten ohne Geländer ist, ausgetr päl-
ungleich hohe Stufen hat und nur in s vVird
len beleuchtet wird. Der unsichere Besucn^ pielen Deieucmet wnu. u a  — .,cQen. u ,
hier notfalls den Bauern herausrufen rn . 
Hintertüre ist nur für den Hof da. Han ^ er 
Hausierer betreten sie auf eigene Oe f ¡e<jens- 
„fensterlt“ , begeht zumeist bereits Hau bäuer- 
bruch (München: HRR. 1940 Nr. 897). D S-chut*' 
liehe Mensch steht und geht in seinem dert*« bei>' 
werk sicher auf der Erde. Darum sind auc .«ai

1#
werk sicher aut der nrae. uaruin muu vv»s
heiten und Stufen in Stall und Scheune n 
außer der Regel liegt (Kiel: OLGRspr.3 , a, 
seinem Hofraum wird der Bauer seine ,W g , bei 
ohne abgenommene oder aufgeklappte u  fjot 
Dunkelheit stehen lasseii können. Komme ot- 
fremde, Kauflustige oder der Anerbengene ^  
oitTPndp auf seinen Flof. so wird der Bau iq09

:ud!

sitzende aut seinen no i, so wnu uc, . t 
und Scheune beleuchten müssen (RG.: Ky f ge- 
N. 1990), die Führung zu übernehmen unu befl. 
fährliche Stellen aufmerksam zu machen ^ uS- 
Regelmäßig wird der Bauer seine vereiste ^  
Staffel streuen müssen. Kommen zahlreicn ¡rastaiiei streuen iuuööcu. . s0 W“
auf seinen Hof, etwa bei einer Sippenteie , ,re 
er auch den Zugang bei Eisbildung zu ?e ^  
haben (RG.: JW.1911, 810, Recht 1911 Nr.
1912 Nr. 2036). Hier hat er auch in seinem  n  v0n 
erhöhte Verkehrssicherungspflicht (Verwahrung 
Kellerluken bei den Haustüren RG.: VvirdKeuenuken oei uen iiausuusu --
Nr. 282) — auch seine Wagen und Maschine ̂  ^Nr. z«z) — aucn seine .wagen unu ,fl u*;
er hier so aufstellen müssen, daß metnanu ¡d. 
Dunkelheit gegen die Deichsel oder gegent => , hai; 
messer u. dgl. anstoßen kann. — Der L a n n 
tet nicht für Schneesturz vom Dach. Gageg be 
er seinen Pumpbrunnen und seine Jauc» 
in sicherer Weise abzudecken. Ebenso eine 2ly 
grübe im Hof (Kassel: Recht 1906 Nr. m
Diese Verwahrungspflicht obliegt ihm berc $
i  ¥ • t. ir_i. _c — niotioiKn+on unrl KlTTClCl»Hinblick auf seine Dienstboten und Kinder.
OldZ. 44, 186 ist der Bauer im Oldenburg keß 
Münsterland zur Verwahrung offener Boae^. ge.

2. E i n z e l b e i s p i e l e  
aus de r  R e ch t s p r e c h u n g  

a) D i e  H o f s t e l l e  des Bauern.
Die H o f  s t e l l e  des Bauern bildet die wirtschaft­

liche und gesellschaftliche Zelle der Dorfgemein­
schaft. Regelmäßig wird sie durch Zaun oder Ge­
bäude (Vierkanthof) umschlossen sein. Der Eigen­
tümer braucht hier nicht damit zu rechnen, daß hof- 
fremde Personen bei Nacht sein Besitztum betreten. 
Auch nicht, wenn er das Hoftor unverschlossen oder 
offen läßt. Er braucht nur mit seinen Familien­
angehörigen und Dienstboten zu rechnen, die orts­
kundig sind. Daher besteht keine Beleuchtungs­
pflicht (LG. 111 Berlin: Praxis für Versicherungsrecht 
1933, 71). Auch nicht für den Flur (RG.: Warn. 1935, 
10). Der Besucher bei Tag und der bei Nacht hat hier 
mit mehr oder weniger Unebenheiten, Engen und 
Kanten zu rechnen. Auch mit dem rnaulkorbfreien

munstenanu zur vciwa«nuuK «*»‘-**'-* -  ■
nicht verpflichtet. Dies dürfte jedenfalls d
schäftigung jugendlicher Dienstboten und vo ^senamgung jugcim .wv. in n  mV- 035)
dern anders sein (RG.: Recht 1913 N r.9 ) j(jef 
darf auch hier nicht vergessen w e rd e n , dar» ¡«t
liches Leben und Arbeiten nicht ungefährlicher 
Darum braucht der Bauer auch auf spielen« *V,rg: 
nicht jedwede Rücksicht zu nehmen (Hau ^  
HansGZ. 1904 Beibl.250; Kassel: OLGRspJ-'j^e
Der im Betrieb befindliche oder nicht | es. lplalz 
Göpel ist unter keinen Umständen ein »P* cUef 
(RG.: Recht 1908 N r.3787). Dagegen darf der 
den Betrieb des abgedeckten Pferdegöpels |  sen
beaufsichtigten 6jährigen Sohn überlassen. 
hat der Bauer ungefährlich zu tragen und siu ch 
verwahren (RO.: PraxVersR. 1926, 46). . V f  >  
§ 41 Abs. 3 StVO. Maschinenbetrieb wirkt Fders 
rungsgemäß auch auf die Landjugend hes 
anziehend. Hier besteht ganz allgemein eine ei ,ef. 
Sorgfaltspflicht. Der Altenteiler, welcher das k.
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hüten übernommen hat, haftet wegen Nachlässigkeit 
Recht 1911 Nr. 1737).

Das W i r t sha u s .
Das W i r t s h a u s  bildet einen der Mittelpunkte 

5es dörflichen Lebens. Hier gelten mehr oder nun- 
hÜr d!e ReSeln der Hofstelle bei zahlreichem Gast- 
Jesuch (RG.: Recht 1914 Nr. 1662; SeuffArch. 82 
ür‘ 156 ; LZ. 28, 973; HRR. 1928 Nr. 945). Die Gaste 

erden in der Regel einheimische Bauern sein. Der 
astwirt hat jedoch stets mit Alkoholwirkung zu 
ebnen. Seine heimischen Bauerngäste können 

... ri'ni nicht mit einer vergrößerten Hofgemeinschaft 
/ r£behen werden. Ihr Lebensrhythmus ist aber dei 
2? Dorfes. Deshalb dürfen die Anforderungen an 
S  fYCrkehrssicherheit einer ländlichen Gastwirt- 
,r at> die nicht Ausflugsgaststätte 'sL nlC1. 
lmnnx werden (RG.: JW. 1940, 35 Nr. 30 und Recht 
g 0 Nr. 2531; 1911 Nr. 3460). Der dörfliche Gast- 

zu l Wird ZuSang und Freitreppe bei G '^e 'S  stets 
a bestreuen haben (Dresden: Recht 1904 Nr. 468). 

t kann er seiner-zuverlässigen Hausmagd uber- 
Ä  nicht aber Kindern oder ganz allgemein sei- 
p-P. Dienstboten gegenüber anordnen, von den n
läftthrrPgsgemäß sich i eder auf den an<i,eteil,-Viin 
a. ‘ Die ordnungsmäßige Ausführung hat
137? PH, behalten (RG.: Recht 1910 Nr 509, 690 
1 W 3763; 1920 Nr. 2848; 1913 Nr. 1135). Seine 
Lal streppe wird er bei Steilheit oder gHalnlicher 
au? ’ .bei größerer Besuchsziffer, wenn sie s 
w g,etreten ist oder große Stufenunterschiede auf
de'st u- dgl. mit Geländer versehen, unter Umsta
Nr tn7oh beleuchten müssen (RG--. Rech 
ne;p n 0; JW. 1905, 45; HRR. 1930 Nr. 1725). Klei
3orf^Hebenheiten bilden auch i m N a£sf*H, . ¡ne 
3ef y'dschaft für Bauernfüße in aller Reg*u f 
ä hr (RG.: JW.1940, 35). Auch Flurtreppenstufen 
ypbr’ y enn sie nicht gerade ganz ausgetreten
n ri h,en s'nd. Für Kleidungsstücke die der Ga
D0rfer. .Wirtsstube abgehängt hat, haftet auc 
Yer? i rt nicht (RGZ. 104, 45). Wohl aberfurMan^ 
;tanH ln,er Stühle, wenn er ihren gefahdichen Zu 
2ond,Rennen konnte (RG.: Recht 1916 N r.821̂ unfl

»?edS22 Nr-20?)- A“ ch ä ?  n o s i i i s t s ä .  o 3 f

i l j a hrgang 1Q41 H eft 1 9 / 2 0 1 _______________ _ _

itann ,er Stühle, wenn er ihren ge ahrhehen z.u 
¿7 di l rkennen konnte (RG.: Recht 1916 N r.821 unü 
A iY;,1022Nr-202). Auch der Dorfwirt hat sjch immer 
jvirt ?r v°m ordnungsmäßigen Zustand sei . ^
i0 f'Hyentars zu überzeugen. Das geht aber 
Jer ed’ daß er dafür haftet, wenn ein Hutrechen, 
|o\ Jahrelang in Ordnung war, herabfallt (R ir{ 
te inJu das Haar m der Suppe trifft den huj. 

e Haftung, wohl aber für die v°n ilim ^
f t  N ^e l im Essen (RG.: Warn. 1929, 295)_ Wer
rann n -r  Wirtsstube Rattengift legt, oder se 
H uSStlgen Hund lagert, hat das Erbringen
ürh zu untersagen oder alle Eintretenden (Gaste
Qel Y lchtgäste) auf die für ihre Hunde^ 7ß\ 
Einphi aufmerksam zu machen (RG-: J ^ ;  f u :lr an 
g e," ?ehr unruhigen Hund muß da 
; ‘e Lerne legen (RG.: Warn. 1928, 195). Richtet er
fa der Gaststube einen Schießstand euh ^ggg 
40=- genügende Aufsicht zu sorgen (RG--J • ’ Qas).

Rccht 1909 Nr. 2654). Bemerkt er, daß em Gast 
dp”  geladenes Gewehr offen stehen laß E- .

tÜme^dfelr ängu’ S<?J1-afteilt  er h r r “ ^  Nr. 897), \Vp„ des Gewehrs (München. HRR-1 n ,z  ^05
dqo1.”  er nicht für Abhilfe sorgt ,(ROp „Jdenzim- 3  Recht 1921 Nr. 1364). Vor semen Frem_enzim^
tünr”  braucht der Dorfwirt keine ständig seinen 
Q g ZH unterhalten. Es genügt, wen _ Warn 
l9oSo mit Rerze und Zündholz versieht (R •• , dem 
& 3 3 5 1 ) .  Beherbergt er einen Wand . Stroh 
ühp j oden> so bat er diesen auf eine n „¿ r n  
”berdecktc Luke hinzuweisen (LG. Altona. KdKN.

1936 Nr. 220). Kegelbahn (RGZ. 88, 433), Festsaal 
/RG Recht 1911 N r.3079) und Schießstand (RG.: 
Recht 1915 Nr. 2004), die er zum Gebrauch uber- 
läßt hat er verkehrssicher zu halten (RG.: Recht 
1939 Nr. 3694). Den Stand des Kegeljungen z B.

r YcV i 9 1 4 ^  1833).SDie'"Alxirte hafder Gastwirt

Ä ' f i Ä S Ä
Warn 1931, 163). Bei Glatteis wird er, jedenfalls 
wenn giößere/ Oästeyerk«hr besteht auch 
Pissoir zu streuen haben (RG.. Pucheltsz.. iujo, 
3251 Er hat auch hier mit Betrunkenen zu rechnen 
undSome zu tragen, daß statt der Abortture nicht 
die benachbarte Kellertüre geöffnet werden kann 
? na IW 1929, 2832). Weiß er, daß üblicherweise 
Ion Gästen seine Dunglege als Pissoir benutzt wird, 
so hat er jedenfalls die Grube sicher zu verwahren 
und dafür zu sorgen, daß nächtlicherweile mcht

& B«„ CSe„MH Ä h a u V  ä S
hier zu beleuchten (RG.: Soergel Rspr ^ ¿ 9 N r: 43 
zu 8 8231 In der Regel wird vom Dorfgastwirt ment 
verlangt werden können, daß er dafür besorgt ist, 
daß sinne Gäste nicht in Hof Jchennen an Oe 
räten und Masch nen Schaden nehmen. Er darr sicn 
darauf verlassen, daß sie auch ihre Kinder davon 
abhaltcn Läßt er einen Gast hinauswerfen, so muß 
er sich um die Art der Ausführung kümmern (RG.; 
Recht 1911 Nr. 3311).

c) Ö f f e n t l i c h e  Gebäude.
Für Ra thaus ,  K i r c h e  und  Schu l e  gilt ahn- 

lieh wie für die Gastwirtschaft eine ausgedehntere 
Verkehrssicherungspflicht Die Kirchen gemeinde: hat
zwar für die zur Kirche führenden Teile der öffent­
lichen Straße nicht zu sorgen, wohl aber für Seiten­
teile eines Kirchenweges (nicht auch deŝ  FnedhofEs), 
wenn darauf Verkehr zu ewarten ist und beinern 
Dritten die Sicherungspflicht, obliegt (RG. - DUZ. 
1931 Nr 478) Dabei ist zu beachten, daß es sich 
bei den Benützern der Dorfkirchenwege erfahrungs­
gemäß zumeist um alte Leute handelt. Wenn die 
Dorfgemeinde nach Jahr und Tag ihren Festboller 
wieder hervorholt, dann hat sie ihn vor dem Schie­
ßen fachmännisch untersuchen zu lassen (RGZ. 96, 
911 Für die Sicherheit ihrer am Waldrand aufgestell­
ten Ruhebänke hat sie dagegen nicht zu haften. 
,Wohl aber für Gegenstände, die sie -  wie z. B. 
tierärztliche Instrumente — an Dorfgenossen zui 
ordnungsmäßigen Benützung überläßt (München: 
HRR. 1940 Nr 720). -  Die Dorfgemeinde haftet für 
gefahrlose Beschaffenheit ihres Schulhofs (RGZ 
102 6), nicht aber dafür, wenn Kinder dort sich mit 
harten Gegenständen bewerfen Sie hat für die Ver­
kehrssicherheit der Rat- und Schulhaustreppe ein­
zustehen, insbesondere auch dafür, daß sie täglich 
von Schnee- und Obstresten gereinigt wird Hat sie 
der Dorf jugend am Weiher oder Bach ein Schwimm­
bad eingerichtet, so wird sie die Einhaltung eines 
Geordneten Badebetriebs jedenfalls im Auge behal­
ten müssen. Die für Nichtschwimmer ungeeigneten 
Untiefen wird sie abzustecken und Rettungsstangen 
bereitzustellen haben. Von Zeit zu Zeit wird an Ort 
und Stelle nachzuprüfen sein, ob nicht Mangel oder 
Mißstände sich entwickeln (München: HRR. 1938 
Nr 1630). Ähnliches gilt vom Dorfsportplatz. Die 
Gemeindeverwaltung hat ihre Wasserleitung regel­
mäßig in angemessenen Zwischenräumen unter­
suchen zu lassen. „Die Bewohner kleiner Land­
gemeinden können hinsichtlich des Schutzes vor 
einer Belieferung mit gesundheitsschädlichem Wirt-

132*
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Schafts- und Trinkwasser allgemein nicht schlechter 
gestellt sein als die Angehörigen einer Stadt­
gemeinde...“  Nach einer Feststellung der Gesund- 
heitsschädlichkeit ihres Leitungswassers ist jede 
Gemeinde zur Unterrichtung ihrer Wasserverbrau­
cher streng verpflichtet (RG.: HRR. 1936 Nr. 1557 — 
Bleivergiftung). — Auch die Dorfschule ist „Deutsche 
Volksschule“ . Das Züchtigungsrecht des Lehrers 
kann auch hier nur das des Erziehers deutscher 
Jugend sein (München: HRR. 1938 Nr. 654). Beauf­
tragt der Lehrer seine Schüler mit außerschulischen 
Arbeiten, so darf er nicht vergessen, daß auch Dorf­
kinder keine kleinen Erwachsenen sind. Er hat hier 
alle nicht rein landwirtschaftlichen oder offensicht­
lich gefahrlosen Arbeiten wirksam zu überwachen 
(RG.: Recht 1914 N r.2658).

d) S t raßen ,  We g e ,  Brücken .
Die S t raß en  und  W e g e  des noch nicht auf­

gelockerten Dorfes werden weniger dem Dorf­
bewohner als dem ortsfremden Benutzer besondere 
Umsicht und Sorgfalt zur Pflicht machen. Wenn hier 
der Fernverkehr noch nicht ümgeleitet ist, können 
insbesondere für den Kraftfahrer — dessen Sorg­
faltspflicht nach § 7 KraftfG. allgemein eine weiter­
gehende ist als die nach §§ 276, 823, 833 BGB. — 
Schreckensorte entstehen. Der Hauptgrund hierfür 
liegt in den Rhythmen der Stadt und des Landes, 
die wie Wille und Wachstum nicht einander ent­
gegenzulaufen brauchen. Die Verkehrsordnungen 
haben hier das Wesentlichste zu regeln versucht. 
Die jüngere Generation des Dorfes ist dem moder­
nen Verkehr durchaus aufgeschlossen und weiß, 
daß auch die Dorfstraße nicht allein dem Zugtier­
gespann gehört. Andererseits dürfen an einen Land­
weg nicht dieselben Ansprüche gestellt werden, wie 
an eine Reichsstraße, die dem großen Verkehr dient 
(Karlsruhe: HRR. 1939 Nr. 1024). Aber auch die 
Reichsstraße dient mit dem Verkehr landwirtschaft­
licher Fuhrwerke. Jeder ihrer Benutzer muß daher 
damit rechnen, daß sich auch auf der Reichsstraße, 
insbesondere in der Nähe von Dörfern und Gehöf­
ten, durch anhängenden Ackerboden, Dünger und 
Pflanzenreste ein schmieriger Fahrbahnbelag ge­
bildet hat. Dafür, daß beim Passieren solcher Stel­
len die — zu den Hauptbestellungszeiten grund­
sätzlich tägliche — Straßenreinigung noch nicht voll­
endet ist, kann weder das straßenbaupflichtige Reich, 
noch der Straßenwart haftbar gemacht werden. Der 
Wegunterhaltungspflichtige hat eine solche nur vor­
übergehende Gefahrenstelle auch nicht durch War­
nungszeichen zu markieren (München: HRR. 1938 
Nr. 281 und 1940 Nr. 609). Der Kraftwagenführer 
darf von einer Dorfstraße und von einem Landweg, 
der nur dem lokalen Verkehr zwischen einzelnen 
Dorfgemeinden dient, nicht mehr erwarten, als daß 
sie nur für den v o r s i c h t i g e n  Fahrer sicher sind 
(Kiel: Schl.-HA. 1940, 164; Kassel: JW. 1932, 810). 
Soviel Sicherheit hat aber die Dorfgemeinde durch 
Straßenerhaltung (Stuttgart: WürttZ. SprBeil. 1935, 2) 
zu gewährleisten, und zwar auch für Nachtfahrten 
fremder Fahrer (RG.: RdK. 1933, 144). Bei vorüber­
gehend gesteigertem Verkehr, z. B. einem SA.-Tref- 
fen, muß u. U. von einer Dorfgemeinde verlangt wer­
den, daß sie stundenweise eine geeignete Aufsichts­
person an einer besonders unübersichtlichen Weg­
strecke aufstellt (RG.: HRR. 1936 Nr. 1565). M it 
Schlaglöchern, Schlammstellen und Wasserpfützen 
wird stets zu rechnen sein (Kiel: Schl.-HA. 1939,41). 
Wer auf dem Land lebt, weiß, wie rasch Pferde­
eisen eine aufgeweichte Straßendecke zerstören. Die 
Dorfgemeinde hat solche namhaften Schäden nicht

[Deutsches Recht, WochenausgaN

umgehend aber alsbald zu beseitigen (RG.: J , 
RdschPrVers. 1934,346 -  Versicherungs- und uew 
Wirtschaft 27 Pr. 117; Naumburg: DAutoR.
247). Für Unebenheiten im Fußweg haftet die L> 
gemeinde nur in groben Fällen. In der Regel brat 
sie auf ebener Straße ohne Glatteis nicht zu stre , 
(RG.: JW. 1913, 859). Dies gilt auch, wenn die Don
straße, wie gewöhnlich, dem FußgängerverK 
dient (RG.: Recht 1912 Nr. 1442, SeuffArch.u 
Nr. 202). Bei Glatteis und nicht ganz bedeutung j 
losem Verkehr muß die Gemeinde jedenfalls 
dem Hauptverkehrsweg einen ungefährlichen r 
gängerverkehr gewährleisten (RG.: DRZ.
Nr. 578). Auch hier wird mit Ausnahme votJ e 
fährlichen Stellen nicht sofortiges und^haum;
sondern nur ein nach dem Eintritt von Glatte» . 
angemessener Frist (u. U. von einigen S tuiw jj 
durchgeführtes Streuen verlangt werdeii

XT'  " der(RG.:°SeuffÄrch. 87, 73 und Warn. 15 Nr. 18; Mün­
chen: HRR. 1937 Nr. 1221). Das übliche Rodeln u 
Dorfjugend (Gegensatz § 44 StVO.) ist von s 
Hauptstraße fernzuhalten. Einen außerhalb R ;“  
liegenden Weg braucht die Dorfgemeinde u 
haupt nicht zu streuen. Für den Verkehr mit U 
obliegt ihr keine Verkehrssicherungspflicht (BreS1(J
AK. 1914, 55). Sie braucht nicht jede Straße u 
auch nicht für die ganze Dauer der Dunkelhel 
beleuchten (RGZ. 54, 59). Es genügt die Be yef. 
tung der Hauptstraße während des dörflichen .7 
kehrs (bis etwa 22 Uhr, Stuttgart: Recht _ pr. 
Nr. 618). Eine Brücke im * A
fahrungsgemäß noch zur Nachtzeit gegangen W ^ 
ist durch haltbares Geländer zu sichern (RG 
24). Wenn aber der Bauer einen Steg mitbenu . 
läßt, eröffnet er keinen Verkehr und hat darum 3 . 
keine Verpflichtung, zur Sicherung des Steges 1 rg^‘ 
welche Anstalten zu treffen (Hamm: VÖffrechtl 
1939,298). Nimmt die Dorfgemeinde ihre Straße^
Marktzwecke in Anspruch, so hat sie dafür zu sorg 
daß sie durch Aufstellen von Marktbuden u. dg • ^  
der Fahrbahn nicht zu sehr verengt wird (w u%  
SprBeil. 1935,2). Jeder Dorfbewohner ist dafür vef e 
wörtlich, daß seine an der Straße stehenden B3 
nicht in den Straßenraum hereinragen (Hamb 
OLGRspr. 28, 255) oder sonstwie den Verkehr 
erheblicher Weise gefährden (RG.: SeuffArcn- 
15; Kiel: Schl.-HA. 1914, 36). Dagegen braucht ° 
Bauer, welcher durch einen Schlauch über den r
weg seinen Most abfüllt, keine Verkehrswache 
neben zu stellen. Daß er die Bodengreifer se . 
Zugmaschine bei jeder Straßenfahrt zu sichern1 t 
ist bereits aus § 36 StVZO, zu entnehmen, f  j, 
§41 Abs. 3 StVO, dürfen Sensen auf öffentlie 
Straßen (einschließlich der zu ihnen gehörigen v  
wege u. dgl.) nur geschützt geführt werden. %  
Wegebenutzer braucht nächtlicherweile mit 
maschinen und Ackergeräten zu rechnen, we. .¡e„ 
auf der Straße oder auf dem Gehweg stehenge . 
bcn waren. Wohl aber muß der Kraftfahrer 3 
heute noch im Dorf die mangelnde Verkehrse . 
hung der Dorfbewohner in Rechnung stellen (K 0 
JW. 1937, 1814). Merkt er, daß ein Tier scheut, 
hat er langsam zu fahren (RG.: VerkR. 1934, - 
RGZ. 96, 131; Stuttgart: HRR. 1935 Nr. 682; M  
HRR. 1933 Nr. 906). Besondere Vorsicht ist be 
Passieren von Schafherden geboten (Münc 
DAutoR. 1937, 51). ,

In Fe ld  und  W a l d  darf der Bauer seine U i 
maschinen und Ackergeräte auch unverwahrt ste 
lassen. An dem daneben stehenden StarkstromgU^ 
mast genügt eine Warnungstafel (RG.: DRZ- ^  
Nr. 183). Dagegen ist der herabgefallene Draht v<-
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Besitzer der Starkstromleitung unverzüglich zu 
Slchern. Abgründe und Sandgruben sind nur in- 
f>weit zu sichern, als ein Verkehr auch .von Orts­
fremden zu erwarten steht (Stuttgart: WurttJ. >

e) F u h r w e r k  u nd  T ie r h a l t u n g .
. Fu h r we r k  u nd  T i e r h a l t u n g  stehen inmitten 
S» dörflichen Lebens. Der Kraftfahrer,Reicher an 
Fiofstellen, vorbeifährt, muß daher stets mit dem 
Plötzlichen Auftauchen von Tieren rechnen. In den 
Jorkehrsordnungen ist heute ein gut Teil der an die 
^chafienheii und die Führung von Fuhrwerken zu 
Rollenden Anforderungen gesetzlich gerefo lt (§§30,
Bl, 64 65 StVZO §§ 1—24, 32 StVO.). Diese Voi- 
^hriften stellen ein Mindestmaß von Sorgfa t dar. 
Jure Übertretung bedeutet daher auf jeden Fal Ver- 
^ohlässigung der im dörflichen Kre!® d.cnr JÎ!(I 
E sta it (Braunschweig: OLGRspr. 43,94). Anderer- 

befreit die Einhaltung der verkehrspohzeilichen 
Bicherheitsvorschriften noch nicht ohne weiteres von 
J r Haftung (RG.: Recht 1911 N r.1383) .Der/Bauer, 
Richer Kinder auf der Zwischendeichsel (RG.. J w. 
L H  358) oder unbeaufsichtigt auf einem beladenen 
Bleuwagen (Kiel: Schl.-HA. 1912, 69) mitnimmt, han- 
de’t fahrlässig, auch wenn diese Unsitte eine noch 
j? verbreiteterem sollte. Er hat die ordnungsmäßige 
Festigung der Deichsel vor Antritt der Fahrt zu 
Hufen, auch wenn er den Wagen oder Schlitten ent- 
Lh,lt hatte. Besitzt das Fuhrwerk keinen tauglichen 
Hkstrahler (§ 24 StVO.), so muß die unbedingte 
gewähr dafür geleistet werden, daß die Laterne 
l ets brennt, also z. B. bei Sturm auf der Stelle wie- 
1er angezündet werden kann (Celle: HRR- 1939 
^422). Der Verkehr darf sich grundsätzlich dar 
Lüf verlassen (München: DAutoR. 1937, 50). Der 
Rascher w ird nicht dadurch entlastet, daß sein 
Jägermeister die Nichteinhaltung der Beletichtungs 
¡jHschriften geduldet hatte (München: HRR- 
Jr’ 95)- Ebensowenig, wenn es eine altiiberkon^ 

Finriclitunir ist ohne [W^rntin^ (z. 
H fs iw sfen^de if Leiterwagen auf der abschüssigen 
M ä h rt auf die Landstraße herausrollen zu lassen 
[f\G.: DRW 1939 1079). Beim Abfahren von Busen 

auf schlechter Landstraße |st Ladung mi 
Lei'en u.dgl. zu befestigen (Kiel: DRW. 1941, 155 . 
H  Bauer haftet in der Regel nicht dm zur Zeit 
öer ArU^K„otMi„Mfr durch seine FuhrwerksraderJ*r Ackerbestellung durch saue . " “AÖRWRres
l’̂ Ursachte Beschmutzung der Reichsstraße (Br 
JU;HRR 1940 Nr. 610). ln diesem Falle eines 600 h. 
|p?Ben Gutes, von dem eine Woche lang ^ lf Le^ - 
i crker Mist geführt wurde, wäre aber wohl die A 
prinmir.^ Dfiiniminasstreifens an der Austannl 2er Mist geführt wurde, wäre aoer Ausfahrt
Jbngung eines Reinigungsstreifens an der Ausfah t 
tU dm Fernverkehrsstraße zu verlangen (Dusseido . 
H W . 1Q39, 1892). Beim Entladen e in«  Schwe: ^  
ransI>orts sind die Zugtiere -  auch Och 
pgen Scheuen zu sichern, wobei Anbmdto des 
Kettseils nicht p-enüst Es dürfte völliges Abschirren 
» S  Ä Ä  am Zügel erforderlich sein 
» e b e n :  HRR. 1941 Nr. 74). -  Tiere auf der 
» e ,  insbesondere Pferde, sind jedenfalls dann 
H o te lb a r zu beaufsichtigen, wem  m der Nane 
» e h r  üblich ist (Verkehrsstraße RG-Vf°Sr|  ¡gjjV 
2d Zu |  276 N r‘ 36 -  Autobahn Kiel: ^1 ,H A .W 4Ö , 
»3> Bisenbahn Königsberg. HRR. 1439 j  K 
i n,ders bei lückenlos eingezaunteni Almen “ nd KoP

) * & * * ^ * S f y  die' entsprechenden

^ 5  U  Z * «  »°» “  ei"; »  „ u l  r t u s i ia i in i . .  » er». --------— -,
«rendes Fahrrad nicht angebunden, auch nicht

von dort aus geleitet werden § 31 StVO. Weicht der 
Tierhalter mit seinem Fuhrwerk einem entgeg 
kommenden Fahrzeug nicht weit genug aus oder 
hält er die Zügel nicht fest in der Hand und stoßt 
dabei sein unruhiges Zugtier mit dem KopU zur 
Seite um sich der starken Muckenplage zu erwen 
? e t ’so halt“  der Tierhalter, wenn der andere ge-
troffen wird und stürzt, für denH p ^ n A n N r ^ S l entstandenen Schaden (München: HRR. 1940Nr 363) 
Merkt der Kutscher, daß sein Tier sdieu wird, so 
hat er abzusteigen und das Tier am Zug , ‘
Die Tatsache, daß er mit leicht schcuenden P erden 
eine von Kraftfahrzeugen viel befahrene S raße t«  
nutzt, bedeutet allein noch keine Fahrlässigkeit
(RG.: RheinArch. 109 II 360; Königsberg: U .^ 2 %
681). Ebensowenig, wenn der Bauer auf dem Heim 
weg von der Deckstation seine Stute auf  ̂ „ „ E r  
verkehrsstraße nicht am Kopf führt (H,a” H : nt‘
1940,1188). Wenn er aber sein junges,temperament 
volles Pferd ohne sorgsame Bewachung warten laß^ 
so daß es durchgehen kann, weil es von einem 
Schäferhund umbellt und angesprungen wird dann 
haftet der Halter für den daraus entstehen^n Scha 
den. Ebenso, wenn er weder vcrauch^ dem diur 
gegangenen Tier nachzulaufen, noch auch nur, vor 
beikommende Fußgänger durch Rufe zu waram.
Der Hundehalter haftet seinerseits, wenn er es unter 
lassen hat, darauf zu achten, daß der Hund durch 
sein Verhalten Pferde nicht scheu macht (König 
berg: VerkR. 1939, 1051). — Eine Viehherde braucht 
nicht auf der rechten Straßenseite geneben zu w -̂ 
dcn. Es sind auch keine besonderen Vorkehrungen 
erforderlich, die entgegenkommende W<:gebeilutze^ 
auf sie aufmerksam machen (München. HRR.
Nr 657) Dagegen ist bei einem Dreschzug (D/unpt
lokomobile, Dreschmaschine, Strohpresse undMa;
terialwagen) wegen der in seiner Eigene (g £_
über Gngem Lastzug) begründeten gesteigerten Ge-
fahr außer dem Fahrer noch ein zuverlässiger Be 
gleiter erforderlich (Kiel: HRR. 1939 Nr. 690). -  Em 
strenger Maßstab ist an jegliches im Zusai:erbotene 
mit dem Viehseuchengesetz geboteneoderTCrboten 
Verhalten anzulegen (Stuttgart: WurttZ. SprBeiL 1923,
61 Einschleppung d (r Seuche). D<* E '8Ä “  
auch gegen Ansteckung durch sein drusekranKes 
Pferd die weitestgehenden Maßregeln treffe . 
genügt z. B. nicht die allgemeine Anwe'sung an^en 
Kutscher, daß er eine Berührung mit aderen 
den zu vermeiden habe (RG.. JW. > > ¿er
1912 Nr. 3465). Den beigezogenen Jierarzt hat 
Bauer auf besondere U n tUg en d e n  (Ernpfmdhchk 
und Unruhe) des zu behandelnden Pf ei des mnzu 
weisen (RdRN 1935 Nr 29i) Ebenso in  der Re|.
den Hufschmied (RGZ. 61, ^4). Hat e „  wie 
ger, so muß er seinem Knecht Weisung ^
er sich, insbesondere in der Nahe¡ von Menschen
mit dem Pferd zu verhalten hat. Er orfiaufend zu
seiner Warnungen und Weisung Kettenhund
überwachen. Wenn er seinen tssig , n haftet er 
im umzäunten Hofraum laufen '1 > . eintreten-
allein, falls der Hund “ ' " « “ » S ,den Dorigenossen verletzt <Zwc*rucra i. [>jr(
64 Nr. 132). Anders, wenn der aurui

eine
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halten werden solle. Auf etwaige Haftungsanspriiche 
hat der Dorfgenosse im Zweifel nicht verzichtet und 
nicht verzichten wollen. Er geht stillschweigend davon 
aus, daß genügende Sicherheitsvorkehrungen ge- 
troften sind. Der Tier- und Fuhrwerkhalter ist daher 
™ ba/>  daß sein Gehilfe, aber auch z. B. der zum 
Mitfahren Eingeladene oder Zugelassene nicht in­
folge mangelnder Umsicht und Sorgfalt, wie der 
Tier- und Fuhrwerkhalter sie in eigenen Angelegen- 
heden anzuwenden pflegt, Schaden nimmt (Mun- 
M enô Ri^ - 1941 Nr- 74i Stuttgart: Recht 1906 
Nr. 2204). Dieser Sorgfaltspflicht ist nicht schon 

wenn der Fuhrwerklenker den Gast auf sein 
getahrhches Verhalten während der Fahrt aufmerk­
sam macht und abmahnt. Er muß gegebenen Falles 
anhalten und dem unbelehrbaren Gast die Weiter­
fahrt verweigern. Ähnlich verhält es sich bei einem

Gefälligkeitsverhältnis mit Maschinen (Dreschma­
schine ohne Schutzvorrichtungen München: HRgi 
1936 Nr. 1496). Ein schlechter Reiter, der trotz War­
nung des Eigentümers ein störrisches Pferd reite, 
hat den Schaden allein zu tragen (RG.: Soerg Rspi) 1 
zu § 833 Nr. 5). Anders, wenn der Pferdehalter dem 
Sonntagsreiter seinen Durchgänger zum Ausri 
überläßt (RG.: Recht 1912 Nr. 1302). Wer aus ue- 
Fälligkeit dem Tierhalter auf Aufforderung hilft, e* 
Tier, das sich losgerissen hat, wieder einzufang® 
handelt nicht auf eigene Gefahr (Köln: JW. N > 
441). Dagegen der Viehhändler, welcher sich alle 
in den Stall begibt und dort von einem Tier g 
bissen wird (Oldenburg: OldZ.1936, 227). -  
Halter und Hüter der im Dorf lebenden Haustm 
haftet nach der Sonderregel der §8 833, 834 Bu 
(KG.: JW. 1932, 808*).

Blick in die Zeit
Der Aufbau der Gerichtsbarkeit im  Reichsgau 

Wartheland
Durch Erlaß des Führers und Reichskanzlers überGlie-

?DORFiUnonXerwalh!ng: der Ostgebiete v. 8. Okt. 1939 (KUB1.I, 2042) wurden die Reichsgaue Danzig-West­
preußen und Wartheland im Verbände des Deutschen 
Reiches gebildet. Beide Gaue sind also nicht dem preußi- 
sctien Maate als Provinzen eingegliedert, wie es bis 1919 
der Fall war. Sie sind vielmehr — ebenso wie z. B. das 
Sudetenland — als Reichsga.ue unmittelbar dem Gefüge 
des Reiches eingeordnet worden.
t  TrSlz umfaßt der Gau Wartheland zum größten
1 eil das Gebiet der früheren preußischen Provinz Posen 
wobei allerdings deren nördlichster Teil, insbesondere 
Bromberg, heute in den Gau Danzig-Westpreußen ein­
bezogen worden ist. Dafür erstreckt sich der Gau Warthe­
land über die Grenzen der alten Provinz Posen erheblich
nS!vf nach da aucil ehemals russische
Gebiete emschheßhch der Städte Leslau, Kutno, Litz- 
mannstadt, Kalisch und Wielun zu ihm gehören. Ins-
Sw!m̂ onnfaißl der Warthegau somit ein Gebiet von 
etwa 43 900 qkm, auf dem rd. 4 500000 Menschen leben.

Es versteht sich von selbst, daß die Gerichtsbarkeit 
Gäues, der nach den angegebenen Zahlen zu den 

größten Gauen des Großdeutschen Reiches überhaupt 
gehört, nicht von heute auf morgen aufgebaut werden 
konnte. Zwar hatten sich die der Grenze nächstgelegenen 
icnoCute des, AItr.e‘ches 111 der Zeit v. 19. bis 30. Sept.

Her^ S bemVht> Rechtspflege in den ihnen jen- 
ü ? renze benachbarten Gebieten nicht völlig zum 

Stillstand kommen zu lassen. Im übrigen wurde aber das 
lempo des Wiederaufbaues schon durch die zunächst 
f j f Zab der zur Verfügung stehenden Kräfte beein­
flußt. Ferner muß man sich veigegenwärtigen, daß die
o l S enunnC-tSV'iahrer .SC,1,011 Ende September Anfang Oktober 1939 in die erst kurz zuvor eroberten Gebiete 
kamem Sie sahen sich daher bei ihrer Arbeit eine 
deutsche Rechtspflege möglich zu machen, auch allen 
den Schwierigkeiten gegenüber, die sich daraus ergaben, 
daß gleich i nen, al'e anderen Verwaltungen einschließlich 
a f ünd, Eisenbahn erst dabei waren, innerhalb ihres
otof+rbk nbw eich<lf dafür zu sorgen. daß eine geordnete ataathche Verwaltung entstand. Hiernach wird es ver­
ständlich, daß man sich zunächst im allgemeinen darauf 
konzentrierte, in den bis 1919 zum Deutschen Reich ge­
hörenden Kreisen aufzubauen, und sich erst, nachdem hier 
das Notwendigste getan war, im November 1939 an- 
schickte, die östlicheren Teile des Gaues, insbesondere 
die hauptsächlich im damaligen Regierungsbezirk Litz- 
mannstadt (bisher Kalisch) zusammengefaßten ehemals 
russischen Gebiete, in den Arbeitsbereich einzubeziehen 

Praktisch spielte sich der Aufbau so ab, daß die 
k R^htswahrer im OLG. Posen erfuhren, welcher 

0 ea1Cj t fibezirkJlbnen a s Arbeitsbereich zugewiesen sei 
und daß sie dann dort nach besten Kräften beginnen

mußten, die Rechtspflege wieder in Gangrzu hängen- 
gesehen von den Schwierigkeiten, für die eigene I er 
ein Unterkommen zu finden, konnte die Arbeit teil«'“ ’ 
zunächst schon deshalb nicht sofort aufgenommen  ̂ . 
den, weil das bisherige Gerichtsgebäude einschhe 
allen Akten mangels anderer geeigneter Räume entweu 
noch von der Wehrmacht oder schon wieder von ana 
Verwaltungen für ihre eigenen Zwecke mit Beschlag 
legt war. Alle diese Schwierigkeiten sind heute beho ’ 
so daß die Justiz über Gebäude verfügt, die durch 
tangreichere Reparaturen und durch Umbauten in el 
Zustand versetzt sind, der den Erfordernissen der Recn 
pflege entspricht. Darüber hinaus ist beabsichtigt, " 
Zuge des für den Warthegau in Aussicht genomme 
Bauprogrammes weiter für die Herstellung moder 
Arbeitsräume zu sorgen und u.a. in Posen ein neuc 
Oberlandesgerichtsgebäude zu errichten.

Konnte somit — was die räumliche Unterbringung 
der Gerichte anbetrifft — im .großen Umfange auf berei 
Bestehendes zurückgegriffen werden, so war es “ 
gesichts der Aufgabe, eine deutsche Rechtspflege vh i 
Grund auf neu aufzubauen, selbstverständlich, daß 
alle irgendwie entscheidende Tätigkeit nur von deiitscu 
Kräften ausgeübt werden konnte. Soweit die frun 
polnischen Justizbeamten nicht geflohen waren, wm. 
sie daher nur zur Sichtung der vorhandenen AKW 
bestände, zur Anfertigung von Aktenauszügen, s0VV1 ch 
Übersetzer herangezogen. Soweit diese Arbeiten » 
nicht abgeschlossen sind, sind sie auch hier inzwisen 
weitgehend durch deutsche Kräfte ersetzt worden. » 
Krieg hat — auch was den Personalbedarf der J h(,n 
anbetrifft -  bisher verhindert, daß deutsche Menscm. 
in dem Maße in den Warthegau hineingeströmt smu, 
es im Interesse seiner endgültigen Eindeutschung w“ je 
sehenswert erscheint, und wie es im Hinblick aut u 
hier bestehenden günstigen beruflichen Möglichkei 
zu erwarten ist.

Die Zahl der deutschen Richter und Staatsanwälte 
wesentlich durch die baltischen Rechtswahrer vers a* 
worden, die zur Zeit gleich einer großen Zahl re 
deutscher Rechtsanwälte noch als beauftragte Kien 
oder Staatsanwälte tätig sind. Auf einheimische von* 
deutsche Kräfte hat die Justizverwaltung dagegen 
zurückgreifen können, da Deutsche im polnischen .¡e 
naturgemäß als Beamte nicht angestellt wurden und  ̂
geringe Zahl der freiberuflich tätigen Rechtswahrer . 
der Rechtsanwaltschaft oder dem Notariat zugeweijdet n  ̂

Abschließend kann insoweit gesagt werden, daß. 1 
Aufbau der Gerichtsbarkeit in den Grundzügen em 
weilen abgeschlossen ist, und daß auch die Einten 
der jetzt bestehenden Grenzen der einzelnen Oerien f 
bezirke im wesentlichen bestehen bleiben dürfte, v 
Oberlandesgerichtsbezirk Posen gliedert sich nach ü , 
Erlaß des RJM. v. 26. Nov. 1940 (RGBl. I, 1538) in ac«
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^ esen mit den Amtsgerichten Gnesen, Kleczew, 
i, Konin, Słupka, Witkowo und Wongrowitz, 
^ohensalza mit den Amtsgerichten Alexandrowo, 

Exin, Hohensalza, Labischin, Mogilno, Radziejów, 
JChubin, Strelno, Tremessen und Żnin,

Kalis eh mit den Amtsgerichten Kalisch, Sieradz, 
. Turek und Zduńska Wola,
Leslau mit den Amtsgerichten Chodecz, Gostynin, 
. .Kolo, Kuno und Leslau,
Ł'ssa mit den Amtsgerichten Bojanowo, Gostyń, 

Jarotschin, Jutroschin, Koschmin, Kosten, Krotoschin, 
i .E'ssa, Pieschen, Rawitsch und Schmiegel,
Łl tzm an nstadt  mit den Amtsgerichten Bełchatów, 

Brzeziny, Lask, Lentschütz, Litzmannstadt, Ozorkow, 
n 1abianice, Tuschin, Widawa und Zgierz, 

st rowo mit den Amtsgerichten Adelnau (Warthe­
land), Brzeźnica, Kempen (Wartheland), Ostrowo, 

p ^childberg (Wartheland), Wieluń und Wieruszów,
°pS.en tnit den Amtsgerichten Bentschen, Birnbaum, 
■"lehne, Grätz, Kolmar, Margonin, Neutomischel, 
Obornik, Pinne, Posen, Pudewitz, Rogasen, Samter, 
bcharnikau, Schrimm, Schroda Wollstein (Warthe- 
iand), Wreschen und Wronkę.

den Landgerichten Hohensalza, Kalisch, Litzmann- 
und Posen sind ferner Sondergerichte (mit teilweise 

i\ep.en Kammern) eingerichtet worden. Dabei stimmt 
all Gliederung und Zuständigkeit der Gerichte in fast 
Cj n Punkten völlig mit den Altreichsverhältnissen über- 
er ’ ^enn sich auch in Einzelheiten noch Abweichungen 
linrtr in> So sind z- entsprechend dem überwiegend 
 ̂ uiichen Charakter des Gaues Arbeitsgerichte und Lan- 
»arbeitsgerichte noch nicht eingerichtet worden. Die 

j,'sprechenden Prozeßsachen sind vielmehr, soweit hier- 
v0 e/u Bedürfnis bestand, bei einzelnen Amtsgerichten 
«i besonderen Abteilungen zusammengefaßt worden, 
t j 'n d  die Funktionen der Landesarbeitsgerichte von 
(I er Zivilkammer des LG. Posen wahrgenommen wer- 
Wj ' Auch Anerbengerichte bestehen noch nicht, ebenso 
An, das Erbhofrecht überhaupt zur Zeit noch nicht zur 
■ •  • " hierzu an den er-fof^udung gelangen kann, weil es 

^Glichen Voraussetzungen fehlt... *ni .. 11 v uiauaov.iz.ungv.il kuh . ^
ric- ;‘ übrigen ist aber davon auszugehen, daß die Ge- 
iv  te entsprechend dem Befehl des Führers, die in- 

eingegliederten Ostgebiete einzudeutschen, nach 
sat? • rundsatz, daß der deutsche Richter bei seinem Ein- 
üji In diesen Gebieten sein deutsches Recht mitgebracht 

A grundsätzlich deutsches Recht anwenden.
... auei versteht es sich von selbst, daß vor allem aufverstent es sicn von seiusi, uau vm auuu 

Gebiete des Privatrechts bei Rechtsverhältnissen, dieln.. . . .  . . . . . .  t / -  ... ...........1 CnU
s  ....HJ | m ....H ......... .....JHHP
¿ ^ er polnischen Vergangenheit in der Gegenwart fort- 
las Keu, die damalige Rechtslage nicht außer Betracht ge- 
»a en werden kann. Im allgemeinen ist jedoch der Uber- 
v0{.2 ,vom polnischen zum deutschen Recht reibungsloser 
si , s'ch gegangen, als erwartet werden konnte. Dabei 
w , fnanche Schwierigkeiten dadurch vermieden, daß im 
do.U'chen jeije Polens der Sache nach noch vielfachde 
."'ick!Ĵsches Recht galt. Wesentlich erleichtert ist diese Ent-
leuT ung allerdings auch dadurch, daß das Wirtschafts 
stabil 'nf°lge der Kriegsereignisse zeitweise völlig still- 
Hali Und dann erst durch weitgehende staatliche Maß- 

und teilweise durch Einsatz von Treuhändern 
r ‘n Kluß gebracht werden mußte. Inzwischen ist 

scu11 hier ein völliger Wandel eingetreten. Unter deut­
le,. er Leitung hat das Wirtschaftsleben in überraschend 
farK i  ei""" Aufschwung genommen, daß heute viel- 
sch bereits die Produktionszahlen aus der letzten polni- 
jn ,en Zeit übertroffen werden. Dementsprechend haben 
die nr "Tätigkeit der Gerichte neben den Strafsachen auch 
Q * r°zeßsachen und die Angelegenheiten der freiwilligen 
vn; lcntsbarkeit erheblichen Umfang angenommen. Her- 
ak ?ehoben zu werden verdient die Arbeit, die darauf 

neben der allgemeinen Grundbuchbereinigung 
Zeu s°ndere den deutschen Grundbesitz, der in polinscher 
ef, 1 teilweise nur durch Abschluß von Scheingeschäften 

vorben oder unter Deutschen übertragen werden konnte, 
'.nübuchmäßig wieder einwandfrei in Erscheinung treten 

s , lassen. Es würde jedoch über den Rahmen dieses Auf- 
tJ * *  erheblich hinausführen, wenn geschildert werden 

w'e die Rechtspflege die ihr im deutschen Osten 
teilten Aufgaben im einzelnen zu lösen versucht. Es

kann jedenfalls nicht verkannt werden, daß der mehr oder 
weniger reibungslose Übergang von einem Rechtszustand 
zum anderen nicht zuletzt dadurch gefördert worden ist, 
daß die in den wieder eingegliederten Ostgebieten ein­
gesetzten Rechtswahrer bei der Beurteilung aller Rechts­
fragen über rein formalrechtlichen Erwägungen nie zu 
vergessen bemüht waren, daß das gesamte Recht letzten 
Endes seine Rechtfertigung daraus herleitet, daß es der 
Entfaltung des deutschen Volkes zu dienen bestimmt ist. 
Dieser sich im deutschen Osten mit besonderer Eindring­
lichkeit ergebenden Aufgabe gerecht zu werden, wird 
ihnen auch in Zukunft als besondere Verpflichtung er­
scheinen.

Aus dem Generalgouvernement
1. S t i f t ung  eines Coppern i cus-Pre i ses 

Zum 20. April 1941, der gleichzeitig der erste Jahres­
tag der Gründung des Instituts für Deutsche Ostarbeit 
in Krakau ist, hat der Generalgouverneur zur Förderung 
der wissenschaftlichen Erforschung von Problemen aus 
dem Aufgabenbereich des Instituts für Deutsche Ost­
arbeit den „Nikolaus-Coppernicus-Preis des Instituts für 
Deutsche Ostarbeit, Krakau“ , gestiftet.

Die Verleihung des Preises, der 50000 Zloty beträgt, 
erfolgt alljährlich am 20. April in Krakau.

2. Organ i sa t i on  einer Außenhandelss te l l e  
Die im weiteren Ausbau befindliche Außenhandels­

stelle für das Generalgouvernement soll u. a. die Aus­
fuhr aus dem Generalgouvernement in derselben Weise 
betreuen, wie dies seitens der Exportinstitute in ver­
schiedenen Ländern seit jeher geschah und auch jetzt 
geschieht.

Aus Norwegen
1. Neue Waren-  und Zah l ungsabkommen 
Am 10. April 1941 ist unter deutscher Beteiligung in 

Moskau ein Abkommen abgeschlossen worden, das den 
Waren- und Zahlungsverkehr zwischen Norwegen und 
der UdSSR, regelt.

Ferner wurde mit Schweden ein neuer Clearingvertrag 
abgeschlossen, sowie der Warenaustausch für 1940 ge­
regelt.

Schließlich kamen Handelsvereinbarungen mit Däne­
mark zustande, nach denen Norwegen für rund 59 Mil­
lionen Kronen liefert, während dänischerseits für 43 Mil­
lionen dän. Kronen geliefert wird.

Aus den Niederlanden
1. Gle i chmäßige Schu l pe r sona l po l i t i k  

Der Generalsekretär im Ministerium für Erziehung, 
Wissenschaft und Kulturverwaltung hat eine VO. über 
die Ernennung von Lehrpersonen an allen Schulen er­
lassen. Sie verpflichtet die Magistrate und Schulvereme, 
vor der beabsichtigten Ernennung von Lehrern dem 
Generalsekretär die vorgeschriebene Bewerberliste und 
einen begründeten Dreiervorschlag vorzulegen. Dieser 
kann die drei Vorgeschlagenen oder einzelne von ihnen 
als genehm bezeichnen, kann aber auch alle drei ab­
lehnen; dann muß ihm ein neuer Dreiervorschlag unter­
breitet werden. Sinn der VO. ist es danach, eine gleich­
mäßige Personalpolitik an allen niederländischen Schulen 
zu gewährleisten, ohne die bisherige örtliche Initiative 
zu gefährden.
2. A u f l ö s u n g  der P f ad f i ndero rgan i sa t i onen  

Die niederländischen Pfadfinder, die einen Teil der 
„Internationalen Boyscouts-Bewegung“  bildeten und zen­
tral vom Internationalen Pfadfinderbüro m London ge­
führt wurden, stellten ein aktives Instrument der bri­
tischen kulturellen und politischen Propaganda in den 
Niederlanden dar.

Da sie auch nach der Besetzung diese gegen die 
Interessen des Deutschen Reiches gerichtete Arbeit fort­
setzten, wurden nunmehr auf Anordnung des Reichs­
kommissars sämtliche Pfadfinderorganisationen in den 
besetzten niederländischen Gebieten durch die Sicher­
heitspolizei aufgelöst und verboten.
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3. Juden müssen Rundfunkgerä te  ab l i e fern 
Die im Besitz von Juden in den Niederlanden befind­

lichen Rundfunkempfangsanlagen gelten mit 15. April 1941 
als polizeilich beschlagnahmt und waren innerhalb von 
14 Tagen den zuständigen Gemeinden unbeschädigt ab­
zuliefern.

4. Fürsorge für  Deutsche 
Während bisher die deutschen Staatsangehörigen in 

den Niederlanden im Falle der Bedürftigkeit darauf an­
gewiesen waren, sich an die niederländischen Behörden 
zwecks Unterstützung zu wenden, ist nunmehr die öffent­
liche Fürsorge für die Deutschen durch den Arbeits­
bereich der NSDAP, in den Niederlanden, Amt für Volks­
wohlfahrt (NSV.), übernommen worden. Das bedeutet, 
daß kein deutscher Staatsangehöriger mehr mit nieder­
ländischen Dienststellen in Fürsorgeangelegenheiten zu 
tun hat.

Aus Belgien
1. Ausschal tung der G em eind erä te 

Der Militärverwaltungschef hat in einem Schreiben 
an den Generalsekretär des belgischen Innenministeriums 
v. 18. April 1941 zur Sicherung eines reibungslosen Ab­
laufes der gemeindlichen Verwaltung und zur Stärkung 
der Verwaltungskraft die weitere Tätigkeit der Ge­
meinderäte ab sofort für die Dauer des Krieges unter­
sagt. Die Vertretung der gemeindlichen Interessen bleibt 
bis auf weiteres den Bürgermeistern und Gemeindeschöffen 
überlassen. Die Gemeinderäte wirkten bei ihrer Zusam­
mensetzung, die nicht mehr dem Stand der öffentlichen 
Meinung entsprach, und bei der parlamentarischen Men­
talität, die sie beherrschte, bei allen Entscheidungen, die 
im Interesse der Bevölkerung und des Landes gefällt 
werden mußten, nur als Hemmschuh. Da sich die Aus­
schreibung von Neuwahlen im Hinblick auf die zur 
raschen Lösung drängenden Probleme als unzweckmäßig 
erwies, wurden sie zwar nicht aufgelöst, aber für die 
Dauer des Krieges suspendiert. Gleichzeitig wurde neben 
der größeren Verantwortung der Bürgermeister mit die­
ser Neuregelung ein größerer Einfluß der Gouverneure 
und des Generalsekretärs erzielt.

2. Reise- und Gü t e r ve r keh r  mi t  F rank re i ch  
Einer VO.v.l. April 1941 zufolge ist der Güterverkehr 

mit Frankreich gemäß den Bestimmungen der internatio­
nalen Abmachung auf diesem Gebiet wieder aufgenom­
men worden, allerdings nur, soweit es die gegenwärtigen 
Verkehrsverhältnisse zulassen.

Zur Erleichterung des Reiseverkehrs mit Frankreich 
dürfen ferner Reisende mit Passierscheinen mit Genehmi­
gung der zuständigen Devisenbehörden 5000 französische 
Franken bzw. 3000 belgische Franken in Noten oder 
Schecks mitnehmen.

[Deutsches Recht, Wochenausgagab«

die für alle Verkehrsteilnehmer im besetzten Gebiet £ 
ten. Die französische Regierung hat gleiche Vorschnrt 
für die Zivilbevölkerung erlassen, die entsprechende n* 
zösische Strafvorschriften enthalten.

Aus Lothringen
1. Zo l l g r e nz b e z i r k  und k l e i ner  Grenz­

verkehr
Durch VO. des CdZ. wurde der Zollgrenzbezirk 

schaffen, der vom Zollbinnenland durch die Zollbinn 
linie getrennt wird. Durch eine andere VO. wu ,euc(i 
Benehmen mit dem Militärbefehlshaber in Fran,k,r_ier 
und den CdZ. im Elsaß und Luxemburg ein erleichtc 
kleiner Grenzverkehr eingerichtet.

2. Ärzte - u n d  Apo thekerkammer  .
Die Ärzte und Apotheker in Lothringen wurden di«rc 

eine VO. des CdZ. zu einer Ärzte- bzw. Apothe« 
kammer zusammengeschlossen.

Aus dem Elsaß
1. Neue Schulbest immungen f

Die vom CdZ. erlassene Anordnung zur Sicherung _ 
Glaubens-und Gewissensfreiheit in der Schule v. I '- 1 
1941 sieht vor, daß die Schule keine Veranstaltungen * 
fession eilen Inhalts durchzuführen hat (Schulgottesdie - 
oder Schulandachten). Die Abhaltung von Kirchendiem , 
durch die Kirche bleibt hiervon unberührt. Unzulässig 
auch eine Teilnahme von Schulen, Klassenverbänden o 
geschlossenen Schulklassen an Veranstaltungen konfes 
nellen Inhalts; auch ist eine Teilnahme von Schülern ,e 
konfessionellen Vereinen in- oder außerhalb der 3cn 
nicht statthaft. ' ue

Erziehung und Unterweisung der Jugend ist Auß? ,£s 
der öffentlichen Schule und steht unter Aufsicht 
Staates. Zur Sicherung dieser Grundsätze ordnete 
CdZ. für das Elsaß an, daß private Schulen, ScnU . 
heime und schulähnliche Betriebe nicht zugelassen 
Privatunterricht oder Nachhilfeunterricht erteilende ^
Iehrer, Hauslehrer usw. bedürfen zur Ausübung ,n 
Tätigkeit der vorherigen Unterrichtserlaubnis. ja5

Nach einer VO. des CdZ. v. 28. März 1941 wird mr .{et 
Elsaß die Hauptschule eingeführt. Diese Schule berel 
ihre Schüler besonders für die erhöhten Erfordern1 
des praktischen Lebens vor. Die Hauptschule scWlV  
sich an die vierte Klasse der Volksschule an. Die HaUr 
schule ist Pflichtschule und schulgeldfrei.

2. Umschu lung der Lehrer dsäsIn Konstanz fand wiederum ein Lehrgang für -:,{e 
sische Volksschullehrer statt, die in fünf Wochen für l 
neuen Aufgaben als deutsche Lehrer umgeschult wi|ra

3. Wei tere  Ent l as tung  im Arbe i t s  mark t  
Die Zahl der gemeldeten Arbeitslosen in Belgien hat 

sich in der Woche vom 17. zum 22. März von 161816 
auf 156287 verringert.

Aus Frankreich
1. Neue Ver keh r svo r sch r i f t en  

Der Militärbefehlshaber in Frankreich hat für seinen 
Befehlsbereich einheitliche Verkehrsvorschriften erlassen,

3. E i n füh r ung  we i t e re r  Reichsgesetze 
Durch VO. des CdZ. im Elsaß werden das R°'c:,n 

umlegungsgesetz und die Reichsumlegungsordnung .¡£ 
Elsaß für anwendbar erklärt. Umlegungsverfahren, .o 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens der VO. (11. April 1" j, 
anhängig sind, werden durch die Umlegungsämter 
dem im Elsaß bisher geltenden Recht zu Ende gei,M 

Der CdZ. im Elsaß hat das deutsche TjerzuchtgeS 
in Kraft treten lassen.

(Abgeschlossen am 22. April 194U)

Rechtspolitik und Praxis
Rechtsschrifttum und Internationale rechts- 

ständische Organisation1)
Die sich mit jedem Tage deutlicher abzeichnende 

politisch-weltanschauliche Neuordnung macht eine enge 
Zusammenarbeit der Völker, insbesondere im europäischen

!) Auszug aus dem Referat von Rechtsanwalt Er ich 
Schmidt ,  Hauptabteilungsleiter in der Reichsdienststelle 
des NSRB., auf der Internationalen Juristenbesprechunfr 
am 4. April 1941.

Raum, auch auf dem Gebiete des Rechtswesens 
notwendiger. Das Rechtswesen aber ist ohne 
S c h r i f t t u m  heute undenkbar. Das RechtsschrißW. 
gehört zu den wesentlichen Voraussetzungen einer sf ^ 
neu zu schaffenden Rechtseinheit, denn diese wird lUiL 
nur durch die Gesetze hergestellt und gewährleistet. 
A r t d e r  Anwendung von Gesetzen, der Gebraö 
von Vermutungen verschiedener Gattung auf 
sächlichem und rechtlichem Gebiet, die praktische A, „ 
füllung von Ermessensvorschr i f t en usw. stell*; 
den im Umfange größten Teil aller Rechtsbemühunge
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teand â en Rechtsschrifttums dar und geben dem Ietz- 
auJ1 seine überragende Bedeutung im nationalen wie 

n lfn i n ternat i ona len Rechtsleben.
eiiw  wirtschaftliche Verflechtung der Staaten unter­
en n,  er- die rechtlichen Beziehungen aller Art zwischen 
Von •  ̂ sangel'örigen sowie der Grenzverkehr zwangen 

,c‘ ““ zu einer Beschäftigung mit dem internatio- 
atrecht und der Rechtsetzung und dem Rechts- 

Bestelltum der e'n7C'nen Staaten. Von jeher  ̂haben die
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£ if t tu m \..................  ,.......... .
2us-n unserer Wissenschaft sich um eine internationale 
Fn,aln,me,larheit auf dem Gebiete des Rechts bemüht. In 
^/yklopädien ui^«■upaaien und Zeitschriften sind von der Seite der 
arl,n itlschaft und auch der Rechtspraxis gewisse Vor- 

beiten geleistet.
dürr*!*2 ^erstörungcn der internationalen Beziehungen 
rejß," das D i k t a t  von Versai l les,  die Auseinander- 
]ejdpn£wirtschaftlich zusammengehörenderGebiete haben 
QeL.r die europäische Zusammenarbeit auch auf dem 
starl!- u des Rechts in den letzten Jahren und Jahrzehnten 

behindert. Die wirtschaftliche, zollpolitische und 
in ^"rechtliche Abkapselung der einzelnen Staaten hat 
lunii fn(*em Maße zu einer rechtlichen Sonderentwick- 
uJW ührt Es kam dahin, daß die Rechtswahrer selbst 
Oespt harter Staaten nur noch ungenau über die Lage der 

^Scbung und des Schrifttums jenseits der eigenen 
i aatsgrenzen unterrichtet waren. Heute bereitet es dem 
sj^Hational tätigen Rechtswahrer bereits Schwierigkeiten, 
SehUch nur über den neuesten Stand der Gesetz-  
rUpbng eines anderen Landes zu unterrichten, schwie- 
da r .n°di und zuweilen sogar unmöglich ist es für ihn, 

' e,nschlägige Schrifttum sich nutzbar zu machen.
Näher heute im Zuge der europäischen Neuordnung 

AWki-aten aneinanderrücken, je enger sich infolge der 
Hana11cßung von zahlreichen überseeischen Märkten die 
9tl?aclsbeziehungen der europäischen Staaten unterein- 

er aiisbilden, um so dringlicher wird es, hier Abhilfe 
päi^haffen. Der Unternehmer, der aus anderen ^euro-
aUslä
p". schafL... ^
a.i^ben Staaten importiert oder dorthin exportiert, der*lKr* ĉaaxen imporiieri uuli uuuum 
Am  dische Filialbetriebe errichtet oder Vertretungen im 
krä'ffde unterhält oder auch nur ausländische Arbcits- 
2Wu „ beschäftigt, sieht sich heute immer wieder ge-hvim *JC=>cnanigt, sienr sich neuic iiiuuci mnuu tj"- 
de. “8en, den ihn beratenden Rechtswahrer vor Fragen 
•Hit li ternationaIen Rechts zu stellen, deren Beantwortung 
ist rv heutigen Hilfsmitteln oft schlechthin unmöglich 
ap'/rie Spezialsammlungen und Zusammenstellungen des 
{Jüdischen Rechts, die in den einzelnen Ländern 
L ! leren, sind mit dem gesamten übrigen ausländischen 
I Lntsschrifttum meist durch die oft stürmische Entwick­
l e  der letzten Jahre überholt und kaum noch brauch­
st̂ '-* wird deshalb kein Rechtswahrer ernsthaft be- 
ark '!en können, daß hier einer internationalen Zusammen,-' 

ein weites und fruchtbares Feld der Tätigkeit 
°ffnet ist.
Jrine der ersten und wesentlichsten Aufgaben einer fnter- 

w,!°nalen Rechtsorganisation wird es sein, den Rechts- 
■>nrem --------ki---------  i oinpn zuverlässigen

der
lUak̂ balen xvcemsuigaiuaauvu wi»«
UtiH r.rn der angeschlossenen Länder einen 
Ge, lückenlosen Nachweis über den neuesten Stand derQp, ,ucKenIosen Nachweis über den neuesten oiauu uu 
auf uzkebung in den einzelnen Staaten zu geben und sie 
Sam .Wahrte und praktische H i l f sm i t t e l ,  wie Gesetz- 
Vir!,mlungen, Kommentare od. dgl., zu verweisen. Sie 
ha., Leiter den Rechtswahrern der Mitgliedsstaaten das 
*LmPtsächliche Schrifttum namhaft machen und die Be- 
SQuellen nachweisen müssen. Diese Einrichtung des 
pni f . ' f t tumsnachweises soll in erster Linie den 
iv3i/bschen Bedürfnissen des b e r a t e n d e n  Rechts- 
ejn„rers dienen. Sie wird indessen zweifellos auch zu 
lipk Klebung und Erleichterung W i s s e n s c h a f t -  
Q„..er Arbeit führen können. Es ist insbesondere im 
Vp?'et der kontinentalen Rechtsordnung noch nicht in 
ays^ ssenheit geraten, daß hier sämtliche Rechtssystemeau, i cntieit geraten, aan nier samuicne 
Smriŝ arken gemeinschaftlichen Wurzeln hervorgegangen 
SCk;’ Und daß deshalb die Rechtsordnungen, so ver­
senden auch ihr volkstumsmäßig bedingter Charakter«uui llli vumaiumaino^is -
Ren !5ag> doch unzählige gesamteuropäische Zuge tra- 

Wenn deshalb der Wissenschaftler mehr als bisher 
, entwicklung und Rechtslehre der Nachbarsysteme 

Sein gt> so wird er, daran zweifeln wir nicht, auch 
prJ,e.r nationalen Rechtsordnung einen großen Dienst 
Vpi(fISen. Wenn wir auch jeder Uniformierung und Ni- 

,erung abhold sind, so sind wir doch der Auffassung,

daß die Möglichkeiten der Rechtsangleichung noch 
keineswegs erschöpft sind. So wie auf dem Gebiete des 
Wechsel- und Scheckrechts in den wesentlichsten Punk­
ten eine Einigung erzielt werden konnte, so wird eine 
Angleichung in vielen anderen Materien möglich sein. 
Kenntnis und Studium der Nachbarrechte wird hier wert­
volle Dienste leisten können.

Aus der Inanspruchnahme des Schrifttumsnachweises 
und der praktischen Entwicklung wird sich ergeben, ob 
und inwieweit die Internationale Rechtsorganisation etwa 
selbst auf Wunsch die Beschaf fung von Büchern und 
Zeitschriften v e r m i t t e l t .  Es wäre auch in Betracht 
zu ziehen, daß die Organisation den Z e i t s c h r i f t e n ­
austausch zwischen den Universitäten und Instituten 
der angeschlossenen Länder vermittelt, wodurch dieser 
Austausch wahrscheinlich einen erheblich größeren Um­
fang annehmen würde, als dies heute leider der Fall 
ist. D ie Rech tsze i t schr i f t  i s t  der l ebendigste 
Ausdruck des Rechtslebens einer  Nat i on ,  ein 
lebhafter Austausch der maßgebenden Rechtszeitschriften 
der angeschlossenen Staaten wird daher wesentlich zum 
Verständnis der Rechtsentwicklung beitragen können.

Wie bereits erwähnt, sind durch die Entwicklung der 
letzten Jahre die vorhandenen Hilfsmittel nur noch in 
sehr beschränktem Umfange verwendbar. Es wird daher 
eine vordringliche Aufgabe der Internationalen Rechts­
organisation sein, in eine Prüfung der Frage einzutreten, 
ob und inwieweit sie mit e i genen  V e r ö f f e n t ­
l i chungen diese Lücke schließen oder sich an der 
Förderung bestehender literarischer Unternehmungen be­
teiligen will.

Soweit die Internationale Rechtsorganisation nicht mit 
eigenen Veröffentlichungen hervortreten will, wird sie 
in der U n t e r s t ü t z u n g  und Förderung  i n t e r ­
na t i ona l  wi ch t i gen  Rech tsschr i f t t ums  reiche 
Aufgaben finden. Hier werden vor allem Arbeiten über 
das internationale Privatrecht sowie rechtsvergleichende 
Arbeiten die Förderung der Organisation verdienen. Die 
Leitung der Internationalen Rechtsorganisation wird es 
dankbar begrüßen, wenn ihr durch Anregungen aus den 
angeschlossenen Staaten Gelegenheit gegeben wird, den 
großen Aufgaben, die hier für sie bestehen, gerecht zu 
werden.

Die Entwicklung der letzten Jahre hat es leider mit 
sich gebracht, daß der Rechtsstudent nur in seltenen 
Fällen in der glücklichen Lage war, durch Studium an 
Universitäten des Auslandes seinen Gesichtskreis zu er­
weitern und sein Wissen zu vertiefen. Die wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten und die Umstände der internationalen 
Lage haben einen solchen Er fahrungsaustausch in 
den dafür empfänglichsten Jahren nur zu oft verhindert. 
Die Internationale Rechtsorganisation wird es sich zur 
Aufgabe machen können, geeigneten jungen Rechts­
wahrern die Möglichkeit zum Studium an ausländischen 
Universitäten zu eröffnen; sie dient damit nicht nur ihrem 
ursprünglichsten Ziele, in den einzelnen Staaten Verständ­
nis für die gegenseitigen Rechtssysteme zu wecken und 
zu fördern, sondern schafft auch die Möglichkeit der 
He r anb i l dung  von Autoren auf dem Gebiete des 
internationalen Rechtsschrifttums. Denn wer in seinen 
Studienjahren an Universitäten des Auslandes mit den 
Vorzügen einer fremden Rechtsordnung verbaut gemacht 
wurde, wird das Interesse für rechtsvergleichende Arbeit 
nie gänzlich verlieren.

Wir haben in diesem kurzen Referat nur einige wenige 
Anregungen geben können. Wir glauben indessen, daß 
schon diese Anregungen genügt haben, um einmal die 
Notwendigkeit der internationalen Zusammenarbeit dar- 
zutun zum andern aber auch auf die Fülle der Aufgaben 
hinzuweisen, die eine internationale Einrichtung dieser 
Art auf dem Gebiete des Rechtsschrifttums zu erfüllen 
hat Den hier genannten Aufgaben werden sich im Laufe 
der Zeit noch viele andere gleich wichtige anschließen 
können. Wenn irgendwo, so wird sich auf diesem Ge­
biete die internationale Zusammenarbeit zum Besten aller 
beteiligten Nationen auswirken, und nicht nur dieser 
selbst, sondern auch der großen Völkergemeinschaft!

133
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Kampf für ein deutsches Volksrecht1)
Wenn ein Mann aus der alten Juristengeneration un- 

serera Wollen und unserem Kampf um ein nationalsozia­
listisches Volksrecht nahesteht, dann ist es der SenPräs 
a: u ' Richard De i nha r d t  vom Jenaer OLG. Es war 
ein glücklicher Gedanke der Herausgeber, des Staats­
sekretärs Dr. Fr eis le r und des Prof. Dr. Hede- 
mann,  diesem geraden und unerschrockenen Kämpfer 
eine Festschrift zum 75. Geburtstag zu widmen, die unter 
dem Titel „Kampf für ein deutsches Volksrecht“  ein 
Gesamtbild des Strebens und Wirkens dieses Mannes

In einer Zeit, die noch stark vom Formalismus und 
von der Begriffsjurisprudenz beherrscht war, hat Dein­
hardt seinen Kampf um ein deutsches Volksrecht be­
gonnen. Er ging nicht von irgendwelchen Theorien aus 
sein nüchterner Bauernkopf sah auf die Wirklichkeit,
n rL u^u ReCSt t menu sol!t.e- Er war zeit seines Lebens praktischer Rechtswahrer in der Front des Rechtsdien-
s.es> V"“  sein klarer, durch die jahrzehntelange Tätigkeit 
als Richter geschulter Blick bewahrte ihn vor allem un-
D^inh!rh n*!s‘Reren' Gerade darin liegt die Bedeutung 

einhardts, daß er aus der Arbeit des Richters über das 
Juristische und Handwerkliche hinaus zu großen und 

1C!len Erkenntnissen vorstieß; zu Erkenntnissen, 
denen die damalige Juristengeneration fremd und ver­
ständnislos gegenüberstand und die erst heute Allge- 
meingut der Rechtswahrer zu werden beginnen. Er er- 
hob sich dadurch als ein einsamer Vorkämpfer weit über 
die Menge seiner Berufsgenossen, die über dem Hand- 
werk des Alltags ihre große Berufung vergaßen.

In den Schriften Deinhardts finden wir Gedanken, 
c !L i1t-Utc Un®e> Pr°Srarnm bedeuten könnten. Staats- 
®eJVetar F.re .,s Ie r hat aus Deinhardts Werken Grund- 

kurzen Sätzen und Abschnitten zusammen- 
gestellt, und wir sind immer wieder erstaunt über die 
Zeitnahe seiner Gedanken. Wenn Deinhardt etwa 1922
dJTlpui1 ” T /r £ ^ hen ein, soziaIes Recht ¡n dem Sinne, daß jedes Verhältnis nach seinem Wer t  f ür  die
^„e meAnj ck af t beu r t e i l t  w i r d “ , so sprach er 

"ui- Gedanken aus, der damals freilich seiner Ver­
wirklichung sehr fern war, heute aber einen der Grund­
sätze unserer Rechtsgestaltung bildet. „Das Privatrecht“
hchSCundb " f f19t2r ’u” Wirud*i-'1i,mer mehr £emeinwirtschaft­lich und öffentlich-rechtlich gerichtet, wird i mm e r
mehr durchzogen von Gemei nschaf t sge i s t  
■.. Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung die­
nen unzer r i ssen vom Lehrsatz  der Dr e i t  e i - 
v  n f u^ rst der E i n h e i t  des Staats-  und 
Vo l ks l ebens ,  das Recht wird dadurch . . .  immer 

d^n. Zusammenhalt gibt der Gedanke werk- 
atiger Mitarbed am Ganzen und Gegenwärtigen in deut­

scher Genossenschafthchkeit.“  Deinhardts Forderung aus 
dem Jahre 1922 beginnt sich nun zu vollenden: Ein
^h ket=TrCMSudeUrSCheS Recht wo!,en wir- «US dem Lebensgefuhl der Gegenwart geboren, von deutscher
Wurzel her stammend, von der deutschen Gemeinschaft 
Verantwortung und Treue, Mannentreue und Bruder­
schaft, Kameradschaft, von der deutschen Familie und 
r,?W"r Genossenschaftlichkeit her, von deutschen Re- 
rufsstanden mit ihrer Arbeits- und Berufsehre “  Die tiefe 
sittliche Auffassung Deinhardts kommt schön zum Aus- 
d™ck m « n«n Satz seiner Schrift „Das rechtliche Güte­
verfahren“  aus dem Jahre 1916: „Deutsches Rechtsleben 
darf nur aufgebaut sein auf sittlicher Achtung vor dem 
Recht des anderen, des Volksgenossen auf Treue Zu­
trauen, Vertrauen, Rücksicht, Milde und Weisheit’ Zu- 
sammenarbeit und Zusammenhalt im Sinne der Volk- 
heit. Denn Gesetz und Recht „ist zuerst und zuletzt,

Zugleich eine Besprechung des Buches „Kampf
fü r  ein deutsch es Vo l ks  r.ec h t“ . Rieh a rd Dein-  
nardt  zum 75. Geburtstage. Herausgegeben von StSekr 
Dr. Roland Fr eis ler ,  im RJM., und Prof. Dr. Iu - 
r> U/  Dcdemann,  Univ. Berlin. Unter Mitwirkung von 
Cm DJ;. ; e , r ’ OLGR. u. ErhhGR. Dr. Hopp
RJM.; KCifL Last  RJM.; Prof. Dr. Lehmann,  Univ. 
Köln, und OLGR. Dr. Dr. Löwisch,  Jena. Technische 
Gesamtbearbeitung: MinR. Dr. Krug. Berlin 1940 R 
v. Deckers Verlag, G. Schenck. 130 S. Preis geb. 7,80%M.

im tiefsten Grund, Friedensordnung, soll -gesunden Y* 
kehr, gesundes Leben wecken und erhalten, e,n 
i mm e r  s t r a f f e r e  und k r ä f t i ge r e  Volksg?

’ ................  -  "  echt is
___„ „ d he/f ,

sehende Meinung.  Das Recht muß zurückgeb'! r_ 
werden auf Zweck und Sinn für  die Gem«^

mein scha f t  her  auf  f ü h r e n “ . „Das Ree-- 
n i ch t  Nur  gesetzes wi sse nsc h a f t  und he> , 

’ "  ‘ ~ ~ ‘ ‘ uß zurückgef«®
,,u u oi jui z.wecK una s i nn  r u r  die Genie 
scha f t ,  muß sich gründen auf die Lebensvorgänge 
Wirtschafts- und Volksgemeinschaft.“

Dieser Auffassung vom Recht entsprach ein ho * 
Bild vom Amt und von der Aufgabe des Richters, 
Deinhardt es auffaßte und zu erfüllen trachtete. Mu A t 
scheu und oft mit beißendem Spott hat er herabgeh1 
auf den Tropf, der sich überängstlich an das GeS,j 
und seinen Wortlaut klammert, der Kommentare vV 
und nach Präjudizien sucht, anstatt mit klarem und . 
ständnisvollem Blick den Sachverhalt in der leben«» 
Fülle seiner Umwelt zu erfassen und Zweck und 
des Gesetzes zu erforschen. „ De r  Gesetze_ste_
die Bu c h s t a b e n a u s l eg u n g ,  der  Präjudiz^, ,G
spann haben noch nie eine Rechtss i cher« , r 
Ye[ b ü r g t . “  „Kraftvoll selbständig aufzutreten ist ,er 
Stellung .des Richters würdiger und dem Ansehen ■ 
Rechtsprechung dienlicher.“  Zunächst und als Erstes 
es die Aufgabe des Richters, die Sache und die. 16' G 
zu sehen, die Vorgänge, so wie sie entstanden sind .
sich entwickelt haben. Die „ D a u b e n s p e c k - S a t t * .
mache r e i “  war ihm ein Greuel, weil er darin 
tote Schema fürchtete, das aus dem jungen Rechtst« 
den „Urteilsmechaniker“  machen könnte. Schöpfer s 
tätig müsse man sich auch bei der Arbeit des R<cni „ 
verhalten, schauend und denkend den Stoff vom 1^%  
her nach den inwendigen Zusammenhängen, nach 
Sinngefüge des Lebendigen erfassen. , r[|t

Hier knüpft sofort der praktische Richter DeiO^' j  
an: Der Richter, der so die Wirklichkeit erfaßt “ 
sich sein Urteil gebildet hat, muß mit Hingebung« 
strebt sein, dem Vo l k s g e n o s s e n  dieses Lir . 
v e r s t ä n d l i c h  zu machen.  Um eine gute, * *  
volkstümliche Rechtsprache ohne gelehrtes und PaI ‘ <j 
nes Beiwerk war Deinhardt unablässig bemüht “ 
wirkte durch eigene Urteilsfassung vorbildlich. V  s; 
gdt seine Mahnung vom Jahre 1921 auch noch 1 ' 
„Gesetzgeber, Verwaltungsbeamte und Richter na* 
auch im Wie der Rede und Schrift eine große voi 
erzieherische Aufgabe. Sie sind ihr aus dem Wege 
gangen, haben sie. überhaupt nicht erkannt. Sie nag 
durch ihre unglückselige Art zu reden und zu schrei 
viel dazu beigetragen, das Volk gleichgültig und %  
trauisch gegen die Obrigkeit, gegen das Amt,
Gesetz und Spruch zu machen, sie haben zersetzenu 
zerstörend gewirkt.“  Der Richter müsse mit umfasse« 
Bildung die Sprache beherrschen und dürfe nicht» 'v 
er Urteile und Verfügungen schreibe, alles das 
gessen, was er sonst von den Besten seines Volkes 
lesen habe, und wie er sonst als gebildeter Mensch jst 
und schreibe. „Der Wille, gut deutsch zu schreibe«. ^  
der stärkste Antrieb, erst einmal klar und deuthcn 
empfinden und zu fühlen, zu schauen und zu begre“ 
zu erleben und zu verstehen.“  . (,.

Klar und volkstümlich wie die Entscheidung des K 'k 
ters muß das Verfahren sein. Alles dient dem g'Yms' 
schnell und ohne unnötigen Formalismus den Re ¡f 
frieden wiederherzustellen: „Audi was man Recht” ‘ „g, 
nennt, ist eigentlich Prozeß... Gemeinsamer u« » 
Rechtsgang, A r b e i t s g e m e i n s c h a f t  hin z 
Rech t s f r i eden . “  Mit dem unbedingten Wille« of[ 
raschen Entscheidung muß der Richter aus d«n alls- 
„versackten Stellungskrieg“  mancher Prozesse he .
f n U o A M  r~\— l . i l  ~ - « i  « • » » *  r k b l a t tfuhren. Deshalb soll der Richter, wie das Merkblatt: 
OLG. Jena von 1912 vorschrieb, schon vor dem T^Vje 
für die Klarstellung und Ergänzung zweifelhafter 1 « g, 
sorgen — gewiß heute eine allgemein anerkannte A g 
nähme, aber wie häufig wird solche zeitige Kla j, 
noch jetzt versäumt. Die Unmittelbarkeit der Verlta 
lung und Beweisaufnahme, die Wahrheitspflicht im f. 
zeß, der Kampf gegen unnötigen Formelkram und ‘ 
malismus — was damals von wenigen gefordert wm 
ist heute Gemeingut geworden. c.

Den Kern der Festschrift bilden diese von Staatssckr
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(ar p b
^ / r e i s l e r  sorgsam und verstehend ausgewählten 
Vers* ~~ Zeugnisse eines klaren und unbestechlichen 
best an<̂es und eines männlichen Herzens, Zeugnisse 
Fr. etl deutschen Richtertums. Um diesen Kern haben 

U'ide y jjj Mitarbeiter Deinhardts eine Reihe von Auf- 
schieü die die Anregungen Deinhardts nach ver­
ein»! >en Richtungen ergänzen. Hedemann gibt nach 
kr,‘̂  Abhandlung über „Die Wahrheit im Recht“  ein 
Sta.5s> hebevoll gezeichnetes Lebensbild Deinhardts. 
(W^ekretür Fre i s lers  Beitrag über „Gedanken zu 
Aufs* Und Gestalt in der Rechtsarbeit“  und L ö w  i s c h s 
Auff Z »Stellung und Aufgaben des Richters nach der 
iassh SUng der Jenaer Schule und nach heutiger Auf- 
Uhs “  knüpfen unmittelbar an Deinhardts eigenstes 
steiiB ?Wefh, die richterliche Rechtsarbeit an. F e h r 

r«e einen Beitrag über „Die Plastik des Rechts“  bei. 
Erhh6*6- Entsätze befassen sich mit dem Thema „Der 
Serinu* 'm Lichte richterlicher Rechtschöpfung“  (Erbhof- 

i srat Hopp),  „Gleichklang der Rechtspflege mit 
„Up.Leben als Ziel der Ausbildung“  (KGR. Last) und 
Wgipj ,r*mat der Rechtspflicht“  (Prof. Lehmann),  ln 
Vht .Wendiger Weise Deinhardt selbst noch heute am 
'veisf • en und der Rechtsentwicklung t̂eilnimmt, be- 
an„. e‘n Auszug .aus einer unveröffentlichten Arbeit 
Ashr, P Jnbre 1940, wo es am Schluß heißt: „Der 

u des neuen Zeitalters, die Neugestaltung in 
Scbland zum Großdeutschen Reich ist keine Ver -  

h i g l r ung des bi sher  bestandenen Zustands. 
Qe .Rechtserneuung e r f o r de r t  auch einen 
Uni i a’ twande l  der Richtergesta l t .  Es geht 
matl l,e Wahl und Entscheidung: Will der Rechtsfach- 
SqL, , einen grund- und wurzeltiefen Umbruch zur 
IW^Oschen Erneuerung, zur Revolution im Recht des
rr,iten, nun des Großdeütschen Reichs, oder verneint 

Seht 1 WesenOichen Neubruch und läßt alles beim alten,
er

er d'e endlose Straße weiter von den Gelehrten- 
tasthe" und Lehrstühlen der Scholastik, die er für unan- 
l0siaar. geweiht hält, den der liberalistischen Richtungs- 
der^ e't und des Durcheinanders. Wer dem Führer in 
‘W  aats_ und Feldherrnkunst folgt, hat die Entschei- 
daj13, getroffen. Im großen wie im kleinen entfaltet er 

ebendige Recht und den ganzheitlichen Rechts­
akt» Schwört als neuer Mensch ab das alte und ver- 
tW  abgelebte Schema und das Schemadenken.“  So ist 
?chr f*ar ■ dem heutigen Rechtswahrer Vorbild; die Fest- 
sPorn n’c^  nur Erinnerung, sondern Mahnung und An-

RA. Dr. He l mut  Seydel ,  Berlin.

Schwangerschaft und Annahme 
an Kindes Statt

I W  1<urzenr teilte das hiesige Jugendamt dem Vor- 
tft] ,chaftsgericht mit, daß zwei Personen beabsichtig- 
v L-e*n Kind anzunehmen, daß aber in beiden Fällen 
lieh <?e. merkwürdige Duplizität der Ereignisse! — plotz- 

, “Wangerschaft der Ehefrau festgestellt worden sei. 
der p Sendamt fragte daher an, ob mit Rücksicht hieraul
• tä t ;^  110ch abzuschließende Kindesannahmevertrag be­
ten Werden würde, da sich anderenfalls die Beteilig-

ai-enoron U tlir r lp ll
’ ' V - I U C I I  W  L I 1 VJ C  j  U d  a i v . l l  a i m c i L i u a u n

Kosten der Beurkundung ersparen würden. 
enn man die Frage hört, ob trotz Schwangerschaft 

tnan ^mdes Kind angenommen werden kann^ so wirdn̂n ri- es Kmd angenommen werden Kann, »u 
dem 7,es sicherlich ohne weiteres verneinen. Denn nach 
nnr .Grundgedanken der §§1741 ff. BGB. soll doch 
cW ?efjenige einen anderen an Kindes Statt annehmen, 
V0r. e’ny eigenen Kinder besitzt und nach menschlicher 
diec Ussicht auch keine mehr zu erwarten hat. Aus 
daßGrunde ist ja auch in § 1744 BGB. bestimmt, 
in»»11 Annehmende das 50. Lebensjahr vollendet naben 
los!’, Ga aber in besonderen Fällen die weitere Kmder- 
tJî Lkeit auch schon früher anzunehmen ist, so kann von 
kOfi1? Erfordernis Befreiung bewilligt werden (§ 1745 
kihn' Alsdann hat aber nach Nr. 8 Abs. 2 der Durch- 
Q^ugsbestimmungen v. 27. Juli 1934 (RGBl. 1,738) der 
hei^hsteUer in der Regel ein ärztliches Zeugnis darüber 
kejUmnngen, j aß er leibliche Kinder voraussichtlich nicht 
ver,p. haben wird. Von diesem Erfordernis sind jedoch 
becj Ch>edene Ausnahmen zugelassen. Eines Zeugnisses 
Von<iri es nämlich zunächst dann nicht, wenn ein Kind 

einem Ehepaar, das gemeinschaftliche Kinder nicht

gehabt hat, nach zehnjähriger Dauer der Ehe als ge­
meinschaftliches Kind angenommen werden soll, oder 
wenn das leibliche Kind des einen Ehegatten oder eines 
seiner Geschwister von dem anderen Ehegatten an Kin­
des Statt angenommen werden soll (Nr. 8 der Durch­
führungsbestimmungen). Nach der AV. v. 25. Jan. 1935 
(DJ. S. 164) kann weiterhin von der Beibringung des 
ärztlichen Zeugnisses dann abgesehen werden, wenn bei 
einer Kindesannahme durch ein Ehepaar nur einer der 
Ehegatten fortpflanzungsunfähig ist, oder wenn ferner 
unverheiratete, verwitwete oder schuldlos geschiedene 
Frauen ein fremdes Kind anzunehmen wünschen, die 
keine eigenen Kinder haben, und deren Verheiratung 
oder Wiederverheiratung nach den ganzen Umständen, 
insbesondere mit Rücksicht auf ihr Alter, nicht sehr 
wahrscheinlich ist. — Im allgemeinen ist also ein ärzt­
liches Zeugnis dann nicht erforderlich, wenn der An­
nehmende schon nach der ganzen Sachlage eigene Kin­
der voraussichtlich nicht mehr zu erwarten hat. Eine Aus­
nahme hiervon bildet lediglich der Fall, daß ein leib­
liches Kind des einen Ehegatten von dem anderen Ehe­
gatten an Kindes Statt angenommen werden soll. Sie ist 
offenbar deshalb zugelassen worden, weil das angenom­
mene Kind mit den etwaigen weiteren, noch aus der Ehe 
hervorgehenden Abkömmlingen ohnehin bereits einen 
Elternteil gemeinsam hat, also mit ihnen verwandt ist 
(halbbürtige Geschwister).

Liest man aber die Erläuterungen zu § 1741 BGB. 
nach, so findet man überall einen Hinweis auf die Ent­
scheidung des KG. v. 3. April 1925 (JFG. 3, 123). Nach 
ihr hatte das betreffende AG. die Befreiung vom Alters­
erfordernis und die Bestätigung des Vertrages abgelehnt, 
weil die annehmende Ehefrau zur Zeit des Vertrags­
abschlusses schwanger war. Den die gleiche Ansicht ver­
tretenden Beschluß des LG. hat das KG. jedoch auf­
gehoben. Bezüglich der Befreiung vom Alterserfordernis 
erklärte es sich nicht für zuständig, da nach den da­
maligen Bestimmungen über die Beschwerde der Justiz­
minister zu entscheiden hatte (das Ergebnis ist leider 
nicht bekannt). Die Beschwerde wegen der Nichtbestäti­
gung des Vertrages hielt es unter Berufung auf die 
Motive für begründet, da nach dem Wortlaut des §1741 
BGB. nur erforderlich sei, daß der Annehmende zur Zeit 
des Vertragsabschlusses keine ehelichen Abkömmlinge 
habe; das Vorhandensein eines nasciturus stehe also 
der Kindesannahme nicht im Wege.

Richtig ist nun allerdings, daß die Motive (Bd. IV
S. 958) auf dem gleichen Standpunkt stehen, denn nach 
ihnen ist ein Bedürfnis, im Hinblick auf die dem Institute 
der Annahme an Kindes Statt zugrunde liegende ratio 
oder zum Zwecke der Wahrung künftiger, namentlich 
erbrechtlicher Interessen des nasciturus das Vorhanden­
sein eines solchen als ein Hindernis der Annahme an 
Kindes Statt hinzustellen, nicht anzuerkennen. Kurz vor­
her (Bd. IV S. 957/958) sagen die Motive aber zu dem 
Fehlen ehelicher Abkömmlinge folgendes: „Für den Ent­
wurf ist die Erwägung maßgebend gewesen, daß, wenn 
der Annehmende einen ehelichen Abkömmling hat, für 
eine Annahme an Kindes Statt regelmäßig ein Bedürfnis 
nicht vorliegt, andererseits dieselbe die Gefahr mit sich 
bringt, daß durch die Aufnahme eines fremden Kindes 
das häusliche Glück gestört und die Gelegenheit zu Miß­
helligkeiten zwischen dem Annehmenden und dessen 
ehelichen Abkömmlingen gegeben wird, Mißhelligkeiten, 
welche namentlich daraus entstehen können, daß durch 
die Annahme an Kindes Statt die Hoffnungen der ehe­
lichen Abkömmlinge in erbrechtlicher Hinsicht getäuscht 
werden. Weiter fällt ins Gewicht das sittliche Moment, 
daß die Zulassung der Annahme an Kindes Statt in ge­
wissen Ausnahmefällen . . . leicht Anlaß geben könnte, 
die eigenen Abkömmlinge hintanzusetzen.“  Diese Be­
denken, welche die Motive mit Recht gegen das Vor­
handensein ehelicher Nachkommen des Annehmenden 
Vorbringen, bestehen m. E. aber auch dann, wenn ein 
Abkömmling beim Abschluß des Vertrages zwar noch 
nicht vorhanden, aber infolge von Schwangerschaft mit 
Bestimmtheit in Kürze zu erwarten ist. Vielleicht hängt 
es manchmal sogar nur vom Zufall ab, ob das eigene 
Kind erst am Tage nach dem Vertragsabschluß oder 
bereits einen Tag vorher zur Welt kommt.

Zur Begründung ihrer Ansicht, daß das Vorhandensein 
einer Leibesfrucht der Abnahme einer fremden Person

133*
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nicht entgegensiehe, führen die Motive (Bd. IV S.958) 
weiter aus, die Berücksichtigung des nasciturus in der 
hier fraglichen Hinsicht sei um so mißlicher, als dieselbe, 
wenn demnächst die Geburt eines Kindes erfolgt, eine 
Ermittelung nötig machen würde, ob die Annahme an 
Kindes Statt in die Empfängniszeit fällt, und als die 
Nichtigkeit einer Annahme an Kindes Statt wegen der 
mit derselben verbundenen weittragenden Wirkungen 
auch im Verhältnis zu dritten Personen immer mit großen 
Übelständen verbunden sei. Diese Besorgnis der Motive 
ist jedoch unbegründet, denn wenn es sich erst nach 
der Bestätigung herausstellt, daß zur Zeit des Vertrags­
abschlusses bereits ein nasciturus vorhanden war, so 
liegt der Fall m. E. genau so, als wenn es sich nachträg­
lich ergibt, daß der für tot erklärte Abkömmling noch 
lebt. Da letzteres die Nichtigkeit des Vertrages nicht zur 
Folge hat (so auch Dernburg ,  Bd. IV § 94, I, sowie 
RGRKomm. und Palandt ,  Anm. 1 zu §1741; a. M. 
Mau d i n g e r  Anm. 1 b), so muß dies ebenfalls für die 
erst nachträglich festgestellte Leibesfrucht gelten.

In seiner späteren Entscheidung v.3. Mai 1935 (JFG. 
12, 98 == JW. 1935, 2516) hat das KG. sich ebenfalls mit 
dem Sinn und Zweck der Kindesannahme beschäftigt 
J11?“  dabei erklärt, sie solle einen Ersatz für fehlende 
leibliche Nachkommen bilden; mit ihrem Zweck wäre es 
daher unvereinbar, wollte man einer Person, die bereits 
eheliche Abkömmlinge besitze, noch die Annahme frem­
der Personen an Kindes Statt erlauben. Trotzdem fährt 
das KG. dann fort, es stehe mit dem Wortlaut und Zweck 
des Gesetzes nicht im Widerspruch, wenn es in seinem 
obenerwähnten Beschluß v. 3. April 1925 ausgesprochen 
habe, daß das Vorhandensein eines zwar erzeugten, aber 
noch nicht geborenen Kindes (nasciturus) des Annehmen­
den der Annahme nicht entgegenstehe und daß auch die 
demnächstige Geburt die Bestätigung nicht hindere. Es 
trifft nun zwar zu, daß — wie das KG. dann weiter aus­
führt — der römisch-rechtliche Grundsatz: „nasciturus 
pro ¡am nato habetur“  im BGB. nicht anerkannt ist. Er 
besagt aber, wie sich aus der 2. Satzhälfte: „quotiens 
de commodis ipsius partus quaeritur“  ergibt, nur, daß 
der Leibesfrucht ganz allgemein für den Fall ihrer Ge­
burt ihre Rechte Vorbehalten werden. Obwohl dieser 
Grundsatz, wie gesagt, jetzt nicht mehr gilt, so schützt 
das BGB. trotzdem in gewissen Einzelfällen, z. B. in 
§§ 844 Abs.2,1716,1923 Abs. 2,2043, die künftigen Rechte 
der Leibesfrucht.

Im vorliegenden Fall handelt es sich aber nicht um 
einen solchen Schutz, sondern um die Frage, ob es viel­
leicht zwar nicht dem strengen Wortlaut, wohl aber dem 
Sinn und Zweck (der ratio) des Gesetzes entspricht, dem 
bei Vertragsabschluß bereits geborenen den zu diesem 
Zeitpunkt erst erzeugten Abkömmling gleichzustellen. 
Und diese Frage ist m. E. zu bejahen. Ist daher dem 
Vormundschaftsgericht — z. B. auf Grund der eigenen 
Angaben der Beteiligten oder der Berichte des Jugend­
amts und der Polizei — bekannt, daß zur Zeit des Ver­
tragsabschlusses bereits eine Leibesfrucht vorhanden war, 
so muß es die Bestätigung versagen, weil ein gesetz­
liches Erfordernis fehlt (§ 1754 Abs. 2 BOB.), sofern es 
nicht etwa gemäß dem Vorschläge von Mößmer  (JW. 
1935, 2516) die Entscheidung darüber so lange aussetzt, 
bis feststeht, daß das erzeugte Kind nicht mehr ge­
boren wird.

Im übrigen dürfte es aber seltener Vorkommen, daß 
die obige Frage erst im Bestätigungsverfahren zu prüfen 
ist. Da nämlich nach § 11 der VO. v. 31. Mai 1934 (RGBl. 
1,472) vo r der Bestätigung die Befreiung vom Alters­
erfordernis des § 1744 BGB. erfolgen muß, so wird es 
sich in den meisten Fällfen schon in diesem Verfahren 
alsbald heraussteilen, ob eine Schwangerschaft vorliegt 
oder nicht. Erlangt das Vormundschaftsgericht von ihr 
irgendwie Kenntnis, so darf es schon die Befreiung nicht 
bewilligen. — Erwähnt sei hierbei, daß. nach §13 derVO. 
v.31.Mai 1934 (RGBl.1,472) in Verbindung mit Art. 1 der 
VO. v. 17. Mai 1935 (RGBl. I, 682) über eine Beschwerde 
gegen die Ablehnung der Befreiung vom Alterserforder­
nis jetzt zunächst der Oberlandesgerichtspräsident ent­
scheidet; gegen seine Entscheidung ist die (weitere) Be­
schwerde an den Reichsminister der Justiz zulässig.

In den beiden eingangs erwähnten, vom Jugendamt 
mitgeteilten Fällen war der Sachverhalt der, daß der Ehe­

mann das uneheliche Kind seiner Frau annehmen vvoll > 
daß diese aber inzwischen von ihm selbst schwanger g 
worden war. Gerade hier ist nun ein ärztliches Zeu2.. 
nicht erforderlich, obwohl nach den ganzen Umstano 
die Erzeugung eigener Kinder durchaus nicht unvva 
scheinlich ist. Nach den vorstehenden Ausführungen jj 
auch in diesem Falle das Vormundschaftsgericht die 
freiung vom Alterserfordernis und gegebenenfalls 
Bestätigung zu versagen, wenn es im Laufe des » 
fahrens erfährt, daß beim Vertragsabschluß bereits e 
Schwangerschaft bestanden hat. — Eine andere FraS.eJj. 
die, ob es sich nicht empfiehlt, im kommenden ü „ 
sehen Volksgesetzbuch hier die Annahme an Kindes = 
ausdrücklich zuzulassen, und zwar selbst dann, vv. . 
bereits gemeinschaftliche Kinder vorhanden sind. Für 
solche Regelung spricht einmal, daß die Beteilig , 
häufig die Unehelichkeit verdecken wollen. Die Ene1* 
des Familiennamens durch den Ehemann der 
(§ 1706 Abs. 2 BGB.) tut dies nur rein äußerlich, d 
die Vormundschaft mit ihren Wirkungen, z. B. der 
Wendigkeit, einen Lehrvertrag gerichtlich zu genehmUM 
bleibt trotzdem weiter bestehen. Außerdem wird die: 
Sache, daß. der Stiefvater vielfach allein für den ün 
halt des Kindes aufkommen muß, bei seinem Eink°m u, 
und der Steuer nicht immer entsprechend berücks 
tigt. Es erscheint daher zweckmäßig, künftig dem u, 
ehelichen Kinde der Ehefrau die volle rechtliche 
Iung eines ehelichen Abkömmlings beider Eltern _ 
dadurch zu verschaffen, daß der Ehemann es auch 
noch an Kindes Statt annehmen kann, wenn aus der 
schon Kinder hervorgegangen sind. feSf

Als E n d e r g e b n i s  ist demnach folgendes 
zustellen: .r

Es entspricht dem Grundgedanken des BGB., daß n 
derjenige einen anderen an Kindes Statt annehmeni K*‘ r 
der eigene Kinder nicht besitzt und nach menscluio  ̂
Voraussicht auch nicht mehr zu erwarten hat, wenn 1 u 
in § 1741 BGB. unter dem Wort „Abkömmlinge' 
nur die beim Vertragsabschluß bereits vorhann ¡t. 
Nachkommen versteht, sondern auch die zu diesem £ 
punkt bereits erzeugten, aber noch nicht geborenem .

Daß die Motive — unter Berufung auf die Fasaaß- 
des Gesetzes — anderer Meinung sind, ist nicht m 
gebend (RGZ. 142,236). Vielmehr hat auch für die A  ̂
legung von Gesetzen der Grundsatz des § 133 Bö.'■'Ms 
gelten, daß nicht am buchstäblichen Sinne des Ausdm 
zu haften, sondern der wirkliche Wille der Bestimm 
zu erforschen ist, denn höher als der Wortlaut des j 
setzes steht sein Zweck und Sinn (RGZ. 139,112; 1*2> 

AGR. Dr. He l l mu t h  Schmidt ,  ßreslal1-

Berücksichtigung des gesetzlichen Ü berg^  
einer Schadensersatzforderung an einen *e., 
sicherungsträger (§ 1542 RVO.) im V t tei 

über den Grund
.er-

Wenn in Klagen auf Schadensersatz wegen 
Verletzung oder Tötung nach § 304 ZPO. ein Urteil u f, 
den Grund erlassen wird, so wird dabei häufig. ■Um­
sehen, eine Einschränkung in die Urteilsformel aufz /̂Lj. 
men, welche den gesetzlichen Übergang des Schaur ^ 
ersatzanspruchs auf einen Versicherungsträger nach § L j 
RVO. berücksichtigt. Bei Urteilen, die den Anspruch 
Grunde nach in vollem Umfang für berechtigt erklang,v jiu u u c  uacu in voncin  umiang iur oerecntigi el"  s ®  
ist dies oft nicht von Bedeutung und daher unfl0.e
A _A _________ .-„X ___t . , x0j{\Ve)'

'dks
Anders dagegen ist es, wenn der AnspmclTnur teilen 
dem Grunde nach für berechtigt erklärt wird. In um’

:„x  4 *« ^Fällen ist die Berücksichtigung eines solchen Fordern^, 
Übergangs im Urteil besonders wichtig und zur ’ ef 
meidung eines unrichtigen Endergebnisses oder «Lj,, 
Streitigkeiten im Nachverfahren unbedingt erfordedU, 
Das RG. hat mehrfach ausgesprochen, daß dieser 
rungsübergang im Verfahren über den Grund ger$o 
zu machen und vom Gericht zu berücksichtigen sd- 
sagt RGZ. 62, 338: „Auch bei der Frage, ob ein geSt en 
licher Schadensersatzanspruch nach den Bestimm^1? |{ 
der Versicherungsgesetze auf eine Kasse oder An® eS 
usw. ganz oder teilweise übergegangen sei, handelt ; 
sich um den Grund, nicht um den Betrag des Ansprf.jJ 
soweit der Kläger infolge eines solchen Überganges m
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ktw legitimst ist, ist ihm der Anspruch auch dem 
ni. j nactl teilweise abzusprechen, wenn auch eben 

dem Grunde nach, also durch Hinzufügung einer 
^Schränkung zu dem gemäß § 304 ZPO. ergehenden 
hwischenurteile. Daher muß der Beklagte schon in dem 
typ ähren über den Grund die betreffende Einwendung, 
Piru er sie nicht verlieren will, Vorbringen, bzw. der 
.'. ater, wenn er überhaupt Anlaß dazu hat, schon in 

Verfahren darauf bezügliche Fragen stellen.“  
krS£: 123> 40 rügt, daß nicht in der Formel des rechts- 
daR j en Zwischenurteils zum Ausdruck gebracht wurde, 
ak . Anspruch nur insoweit gerechtfertigt sein sollte, 
w er nicht auf einen Versicherungsträger übergegangen 
aJ'.-s 2og aber zur Auslegung der Formel die Urteils- 
41S*« bei.
Scl le Folgen einer solchen Unterlassung können sehr 
n ’" erwiegend sein. Wird weder in der Urteilsformcl 
j ' n  >n den Gründen des Zwischenurteils über den Grund 
gesprochen, daß von dem festgesetzten Bruchteil der 
zu» 11 Versicherungsträger übergegangene Teil in Ab- 
tyS Zu kommen hat, dann kann infolge der Rechtskraft-
w ‘‘KUn rv />—.-• J . 1 __t - __. *__\1_  IroifiO

• w u i u i c n  I lc t l ,  U d l l l l  IVcU U I n i iv z i^ v -  u v ..
w;c. später, und zwar schon im Nachverfahren, keine 
Zpfjhgstellung mehr erfolgen, außer etwa nach § 767 

(RQZ.62, 339). Letztere Fälle dürften sehr seltenSgjn * w ------ --------  ---
feit ’ t 'm allgemeinen während des Rechtsstreits be- 
ijk". testgesteUt werden kann, ob mit einem Forderungs- 
jj^fgaiig an ejnen Versicherungsträger zu rechnen ist. 
dar . 0 mehr ist es notwendig, schon im Grundurteil 

er Klarheit zu schaffen.
¡n ,er Grund der versehentlichen Nichtberücksichtigung 
¡n.af?r Urteilsformel ist wohl darin zu suchen, daß man 
bMürilndverfahren nicht immer genügend das Ergebnis 
Pom* welches die Anrechnung der übergegangenen 
Es • ,rung auf den dem Kläger verbleibenden Teil bringt, 
iahIS* e'lle weitverbreitete Ansicht, daß man im Ver- 
[ ) ' en über den Grund noch nicht zu rechnen brauche, 
kC  ,st aber unrichtig. Denn unter Umständen muß eine 
snr, \hwcisung erfolgen, statt eine Feststellung des An- 
Qr, chs dem Grunde nach, wenn nämlich schon im 
^«verfahren feststeht, daß bei Berücksichtigung des 
Mp;Orungsübergangs für den Kläger nichts mehr i'tbrig- 
X *  (Jonas, 16 Aufl., Anm. I Ziff. 2b vorletzter Ab- 
5in u ^ ‘es *st nicht ohne weiteres erkennbar, wenn nur 
Urt «ruchteil des Anspruchs zuerkannt wird. Bei der Be- 
4ar'.'v S dieser Frage muß man sich nun vor allem 
ü b ? 1" kIar se‘n, daß der auf den Versicherungsträger 
Bn.^egangene Anspruch in vollem Umfange von dem 
Qn, Je'I abzuziehen ist, welcher dem Kläger nach dem 
Untß rUrteiI zusteht, und nicht etwa der gleichen Teilung 
Sch!. Et- Auch darf nicht einfach aus dem Gesamt- 
iih?den (einschließlich des an den Versicherungsträger 
Vergangenen Anspruchsteils) der Bruchteil bestimmt 
J, aen. in r q z . 148, 20x) ist dies klar zum Ausdruck 
f0,°racht. Dort heißt es u.a.: „Steht dem Verletzten in- 
sn,^,eigenen mitwirkenden Verschuldens nur der An- 
d.Heh auf fpilwpicpn Schadensersatz zu, so ergreift der, , -  auf teilweisen Schadensersatz zu, so ergreift der 

« Übergang eben diesen Teilanspruch, und zwar m it 
Rp , Vorrang vor dem etwa dem Verletzten Verbliebenen

phtsanspruch.“  ... . ,
am,le praktische Bedeutung dieser Fragen ergibt sich 
...festen aus einem Beispiel. Die Witwe eines bei einem

1935,25543; die Anmerkung hierzu begründet 
e Auffassung noch näher.

Autounfall Getöteten klagt eine Rente von 65 MM monat­
lich ein. Nachdem die Berufsgenossenschaft ihres Mannes 
ihr auf Grund der RVO. eine monatliche Rente von 30 MM 
bewilligt hat, ermäßigt sie ihren Antrag auf monatlich 
35 MM. Wegen mitwirkenden Verschuldens des Getöteten 
ergeht Zwischenurteil dahin: Der Klaganspruch wird dem 
Grunde nach zur Hälfte für berechtigt erklärt. Mangels 
einer einschränkenden Beifügung muß im Nachverfahren, 
wenn die eingeklagte Rente von 35 MM der Höhe nach 
für angemessen gehalten wird, auf Zahlung einer monat­
lichen Rente von 17,50 MM erkannt werden. Die Klägerin 
erhält dann 30 MM Versicherungsrente und 17,5C[MM vom 
Beklagten, zusammen 47,50 MM, statt richtig insgesamt 
32,50 MM, der Hälfte ihres Gesamtschadens von 65 MM. 
Dementsprechend ist die Verpflichtung des Beklagten 
zu hoch. Ein solcher Fehler wird vermieden, wenn das 
Zwischenurteil den vom RG. verlangten einschränkenden 
Zusatz hat, etwa: Auf diese Hälfte sind .. .  anzurechnen.

Wäre in dem Beispiel die Rente des Versicherungs­
trägers 35 MM, so müßte richtig statt eines Grundurteils 
Klagabweisung erfolgen, da günstigstenfalls die Hälfte 
des Gesamtschadens (65 MM) 32,50 MM beträgt, der Scha­
densersatzanspruch hierauf aber in voller Höhe auf den 
Versicherungsträger übergegangen ist und deshalb für 
die Klägerin nichts mehr übrigbleibt. Ergibt sich dies 
erst im Nachverfahren, so muß dort trotz des Grund­
urteils Kiagabweisung erfolgen (vgl. Jonas, 16. Aufl., 
Anm. III Note 61 zu § 304 ZPO.).

Die Ausrechnung im Nachverfahren bietet häufig 
Schwierigkeiten, besonders wenn der Versicherungsträger 
verschiedenartige Leistungen zu gewähren hat. Zu ihrer 
Lösung verhelfen weitgehend die bereits oben angeführ­
ten Entscheidungen. Ein Eingehen hierauf liegt außer­
halb des Rahmens dieses Aufsatzes. Es wird aber auf 
das ausgezeichnete Buch von Geige l ,  „Der Haftpflicht­
prozeß“  (jetzt 3. Aufl.) hingewiesen, das besonders in 
seinen Kapiteln 25 (zu § 1542 RVO.) und 35 (Vorabent­
scheidung über den Klaggrund) zu diesem Thema wert­
volle Ausführungen enthält, das aber auch sonst die bei 
solchen Rechtsstreitigkeiten auftauchenden materiellen 
und prozessualen Fragen eingehend behandelt.

OLGR. Hochreu ther ,  Karlsruhe.

Institut für osteuropäisches Recht
Durch Erlaß des Reichserziehungsministers ist an der 

Albertus-Universität in Königsberg ein I ns t i t u t  tür  
osteuropäisches Recht  errichtet worden, das aus 
dem „Institut für öffentliches Recht und Politik“ hervor­
gegangen ist. Aufgabe des neuen Instituts ist die Er­
forschung des russischen, vorzugsweise des sowjetrussi- 
schen Rechts. Den Forschungsarbeiten des Instituts, dient 
die Einrichtung einer umfangreichen Fachbibhothek, die 
Informierung der Fachöffentlichkeit über wesentliche Er­
eignisse des sowjetrussischen Rechtslebens, die Mitarbeit 
an einer vom Ostforschungsinstitut an der Universität 
in Königsberg herausgegebenen Schriftenreihe und die 
Erstattung von Rechtsgutachten und Rechtsauskunften 
in Fragen des sowjetrussischen Rechts an Behörden und 
Private, insbesondere an Gerichte und Rechtsanwälte. 
Das Institut, das unter der Leitung von Prof. Dr. Re in- 
har t  Mau rach steht, hat seine Tätigkeit bereits auf­
genommen.

S c h r i f t tu m
^ r i^ u r t  Kaßl er ,  RA. u. Notar: Nie tzsche und 

lf5.s Recht. München 1941. Verlag Ernst Reinhardt.
”8S. Preis geb. 3,60 MM, broscli. 2,40 MM. 

dpi :Verständnis für die Zusammenhänge zwischen 
Bjc, r°blemen des Rechts und dem Sinn alles leben- 
der. n Geschehens zu wecken und zu vertiefen, ist eine 
w  Nichtigsten und wertvollsten Aufgaben, die wir 
«ciLSestellt haben. Aus diesem Grunde ist das Er­
den nen eines Buches, das die Stellung Nietzsches zu 
SriiR r°hlemen des Rechts untersucht, besonders zu be- 

Der Verfasser hat, wie er selber betont, den

Versuch gemacht, Gedanken und Aussprüche Nietzsches 
über das Recht und seine Geschichte und Entwicklung 
in Vergangenheit und Zukunft herauszuschälen. Dieser 
Versuch ist in vollendetem Maße gelungen, wobei der 
Verfasser, obwohl er ausdrücklich betont, daß er nicht 
die Absicht habe, sich mit den einzelnen Gedanken kri­
tisch oder rechtsphilosophisch auseinanderzusetzen, doch 
nicht umhin kann, die Ausführungen Nietzsches hin und 
wieder einer Kritik zu unterziehen und sie in Vergleich 
mit der nationalsozialistischen Rechtspolitik zu stellen. 
Eine solche Stellungnahme mindert den Wert des Buches
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keinesfalls herab, denn zweifellos bieten die Aussprüche 
Nietzsches über das Wesen des Rechts in Verbindung 
mit der Gesamtheit des Nietzschschen Lebenswerks viel 
Positives, das in Gegensatz zu den zersetzenden Zeit­
strömungen des 19. Jahrhunderts steht und von einer auf­
bauenden Rechtsgestaltung verwertet werden kann.

Kaßler  untersucht die Stellung Nietzsches zu all­
gemeinen rechtlichen Grundproblemen, zum Strafrecht, 
zum Familienrecht, zur Rassen- und Vererbungslehre, 
zur sozialen Frage und zu Staat und Volk. Er geht von 
der Theorie des „Willens zur Macht“  aus, die Nietzsche 
auch dazu gezwungen hat, den Ursprung des Rechts im 
Kampf um die Macht zu sehen, wobei mythische Vor­
stellungen mitsprechen, die mit kultischen Wundervor­
stellungen und religiösen Phantasiekräften vermischt 
sind. Das 'Recht ist also eine Funktion des Lebens; das 
Leben ist das Primäre, dem das Recht folgt; und dem 
Recht folgt das Gesetz. In der Strafe sieht Nietzsche 
nicht ein Mittel zur Abschreckung, sondern zum Schutz 
der Gesellschaftsordnung; die Strafe sei also keine Reak­
tion des Rechts gegen das Unrecht, sondern über die 
Wiedervergeltung hinaus ein Mehr, um die Allgemein­
heit zu schützen. Auf der anderen Seite mißbilligt Nietz­
sche aber beim Verbrecher, der kein „Gewohnheitsver­
brecher“  ist, die moralische Verachtung, die mit der 
Strafe verbunden ist und über das Ende der Strafe hin­
aus wirkt, weil damit dem Bestraften der Wiederaufstieg 
in die Gesellschaft fast unmöglich gemacht wird, ein 
Problem, das der nationalsozialistischen Rechtsgestal­
tung auch am Herzen liegt, bis heute aber noch nicht 
völlig gelöst ist.

Hinsichtlich der Stellung Nietzsches zum Familien­
recht weist Kaßler  darauf hin, daß Nietzsche nicht 
die vermögensrechtliche Seite, sondern ausschließlich 
die menschlichen Seiten der Ehe berühre und daß 
Nietzsche den rassebiologischen Gedanken bewußt ver­
ficht, Ehegesundheitszeugnisse und Vorteile für Väter 
und auf der anderen Seite eine Junggesellensteuer for­
dert. Den Antisemitismus in der konfessionellen, wirt­
schaftlichen und gesellschaftlichen Form lehnt Nietzsche 
ab, erkennt jedoch die „zähe“  Rasse der Juden als ge­
fährlich für Europa und sagt prophetisch, daß die Juden 
im 20. Jahrhundert entweder die Herren Europas werden 
oder Europa verlieren.

Über die Einstellung Nietzsches zu Volk und Staat 
ist viel geschrieben worden, ohne daß dadurch ein klares 
Bild der Nietzscheschen Gedankenwelt sich ergeben hätte. 
Kaßler  weist nach, daß Nietzsche zumindest ein Ver­
fechter der Lehre von der absoluten Verbundenheit von 
Recht und Staat gewesen ist und daß ein Staat ohne 
Recht ebensowenig denkbar sei wie ein Recht ohne 
Staat, wobei die Verwirklichung des Rechts nur durch 
das im Staat geeinte Volk ermöglicht wird, eine Auf­
fassung, wie wir sie klarer und deutlicher bei Hegel 
finden, der nicht, wie Kaßler  meint, den „Staat an 
sich“  vergöttert hat. Der Staat des demokratischen 
Europas wird von Nietzsche bekämpft und der Staat er­
sehnt, der durch eine junge schöpferische Persönlichkeit 
geschaffen wird und das langdauernde Volk verkörpert.

So hat der Verfasser des Buches „Nietzsche und das 
Recht“  eine wertvolle Zusammenstellung der Nietzsche­
schen Gedanken über das Wesen des Rechts gegeben und 
damit eine weitere Brücke zwischen dem Rechtswahrer 
und dem allgemein interessierten Menschen geschlagen. 
Mit Recht stellt der Verfasser bedauernd fest, daß nur 
wenige Rechtswahrer eine einigermaßen ausreichende 
Kenntnis von der Nietzscheschen Gedankenwelt haben, 
wollen wir doch nicht nur den Laien an das Recht als 
feste Ordnung des nationalsozialistischen Gedankenguts 
heranbringen, sondern auch den Rechtswahrer an die 
Grundprobleme des Lebens, die die Grundlagen der 
Rechtsgestaltung sind, und dazu gehört eine Beschäfti­
gung mit unseren großen Philosophen, vor allem mit 
Nietzsche. Hier auf eine besonders verständliche Weise 
das Interesse für die Zusammenhänge zwischen Lebens­
philosophie und Recht geweckt zu haben, ist ein be­
sonderes Verdienst des Verfassers des Buches „Nietz­
sche und das Recht“ ,

Gauamtsleiter LGR. Messerschmid t ,  Kassel.

Dr. J. Wi e fe l s ,  OLGR. in Düsseldorf: Römisch 
Recht. Rechtsgeschichte und Privatrecht. 17. bis ' 
vollkommen umgearb. Aufl. (Schaeffers Grundriß 
Rechts und der Wirtschaft Bd. 21). Leipzig 1941. v 
lag W. Kohlhammer, Abt. Schaeffer. 144 S. Preis Rar ■ 
3 9UL. I
Es ist zweifellos ein Verdienst der SchaefferscWJ 

Grundrißreihe, in den neuen Auflagen der letzten Ja J 
sich der Rechtsgeschichte angenommen zu haben J  
damit die leider geringe Zahl der Lehrbücher 
Grundrisse auf diesem Gebiet wenigstens zu einem 
wissen Teil ergänzt zu haben. Der vorliegende A 
der Römischen Rechtsgeschichte und des römis ^  
Privatrechts teilt die bekannten Vorzüge, welche 
Schaefferbände in ihrer klaren und übersichtlichen a 
ren Anordnung für die gedächtnismäßige Einprag^^
bieten. Ein reiches Material an tatsächlichem z u s a f 'stoff ist hier auf überraschend geringem Raum 
mengedrängt, so daß der Student, der bereits K®
geschichte gehört hat, fast alle bemerkenswerten aa
ren Daten wiederfindet. Dieser Stoff ist im große“ Jjfft, 
zen, soweit es das äußere Tatsachengerippe bet 
auf den letzten Stand der rechtsgeschichtlichen U, 
schung gebracht. In vielen Einzelheiten wird man 
ten können; dabei ist aber zu beachten, daß die U{( 
blematik der quellenkritischen Methode heute auch ß‘ef|1 
den selbständigen und fachkundigen Rechtshistoß ... 
viele Zweifelsfragen zuläßt. Der Vorwurf derUnge“3 ° 
keit ist danach nicht zulässig. ^

Verdient somit der Grundriß in seiner Art AnedÛ  
nung, so wird doch der Rechtsgeschichtler, dem 
Facti wirkliches geschichtliches Leben bedeutet ^  
nicht nur eine Anhäufung von äußeren Tatsachen % 
dogmatischen Einzelheiten, schwere Einwände 1 ¡(| 
unterdrücken können. Heute wissen wir mehr als 
daß Recht sich nicht in positiven Rechtssätzen ül̂ M t 
stitutionen erschöpft, sondern eine der wesem11 
Funktionen des Lebens einer völkischen Gemeinsir|jC|i 
ist, die ohne Verständnis dieses Lebens unbegrelÎ rt 
bliebe. Wenn daher überhaupt Grundrisse dieser 
(mit gewissen individuellen Ausnahmen) sich 'llir p  
Wiederholungsbücher empfehlen — und dies ist )3 j er 
ausgesprochener Zweck —, so haben sie gegenüber ^ 
Rechtsgeschichte einen besonders schweren Stand- [.e- 
die Geschichte vergangenes, aber darum nicht t°Rs 
ben ist, so kann sie wie jedes Leben nur e r f a. ells' 
und vers tanden,  aber nicht durch äußeren 
stoff übermittelt werden. Auch Rechtsgeschichte 
heißt, durch eigene Erfahrung und durch die Kraß gr. 
Vorstellung und Anschauung dem Lernenden diese eS 
fahrung und dies Verständnis lebendig zu machet1’ ^ 
genügt nicht, ein Herbarium dogmatischer Form te 
zeigen, sondern es müssen auch an der Rechtsgesch.1 
die wesentlichen Eigenschaften des Lebens, die e‘ht, 
gesetzliche Entwicklung und die formprägende y 
aufgewiesen werden. Mit vollem Recht bekennt sich ^  
her Verf. gleich zu Beginn zu dejn Grundsatz, daß ,|£n 
römische Recht „nur aus den völkischen und kultß^j,'1; 
Verhältnissen des Altertums ... verstanden werden kall ei' 
er führt mit Recht die verhängnisvollen Folgen der PL|t 
ten Rezeption des 19. Jahrhunderts auf die Abstra^^ 
des gemeinen Rechtes von diesen Grundlagen 
(S. 7). So liefert er denn auch im ersten Teil des örgj|d 
risses ein zwar summarisches, aber anschauliches K;, 
der Geschichte des Verfassungs- und des Prozeßf^u1' 
Aber in dem Hauptteil „Das römische Privatr®®  ̂
kommt die Forderung nach einem lebendigen Bd“■ m 
konkreten geschichtlichen römischen Rechts nicht ß1 
zu ihrem Recht. ,

Denn hier wird nach der Art der gemeinrechtdĉ e- 
Pandektenlehrbücher ein überliefertes System des ,£f 
meinen Privatrechts gegeben, an dem die Einsichten p  
neueren Rechtsgeschichte — bei aller tatsächlichen ¡n 
verlässigkeit — vorbeigegangen sind. Da aus 
System alle Entwicklung, alle geschichtliche, soziaR 
kulturelle Tiefenperspektive beseitigt ist, verliert 
römische Recht notwendig seine echte rechtspolit*s%t 
Aktualität und seinen propädeutischen Wert. Es 
der Allgemeine Teil des Privatrechts, der bis iß i i  
letzten Jahrzehnte hinein den Studenten abgcschrl-
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C weil er weder vergangenes noch modernes leben- 
* «echt vermittelt und daher innere Beteiligung nicht 

aiip teln kann. Eine solche Darstellung begibt sich 
eun deF großen Möglichkeiten der fruchtbaren Anre- 
rom d‘.e heute allein geschichtliche Leidenschaft dem 
 ̂¡ ^ ‘stischen Forscher und L.ehrer vermittelt. Einige
•spiele mögen unsere Einwände verdeutlichen.

Jo n  der äußeren Geschichte des römischen Rechts 
H.i, oen Klassikern bis zu Justinian werden im wesent-
when .....................m  "  " ---------, nur Namen und äußere Vorgänge gegeben. Kein 
tiarhi iVon d e r ungeheuren inneren Entwicklung, die das 
|\ nklassische Recht durch den Zusammenbruch der 
. ssisehen Jurisprudenz und Rechtüberlieferung, durch 
i e Helle"-'---  -  __■ r'-- i-«-:____
lik . SS1SI
(¡¡flohen , J L r ____  „fei ........ ....... .. m
Sein ik Ionisierung und Orientalisierung oder durch den 
l '̂Jlbetrieb der oströmischen Rechtsschulen erfuhr! — 
StJ Entrecht ist nirgends der Versuch gemacht, den 
d nentet, cjurc|1 Aufdeckung der zeitlosen Problematik 
^geschichtlichen Institute zu einer tieferen Einsicht 
Wuu d'e gleichen modernen Probleme zu führen. Wie 
stänH •ar wnren die adjektizischen Klagen für das Ver- 
Fornünis der heutigen mittelbaren Stellvertretung, die 
L j™  des römischen Agrarrechts für das heutige Bo- 
sC) ecnt gewesen. Die kasuistischen Gedanken der römi- 
kom ^Uristen über Rechtsgeschäfte, Verträge, Zustande- 
de j’Wn der Verträge, causa sind gerade für die Kritik 
Vq_ ,e?ensfernen Begriffsbildungen des Pandektenrechts 
Ah» v,ochstem Wert; statt dessen gibt Verf. etwa in dem 
L^hnitt „Rechtsgeschäfte“  eine systematische Darstel- 
huÄ die sich streng an das Pandektenrecht des 19. Jahr- 
den+er/ s anlehnt. Es ist aber irreführend, wenn der Stu- 
licu1 n'cht erfährt, daß das antike römische Recht natür- 
tli„ Weder „das Rechtsgeschäft“ , noch eine „Willens- 
BQt,r,e“ i noch eine dingliche Einigung im Stil des § 929 
taii •> noch den allgemeinen Begriff der reservatio men­
te» ’ der jura in re aliena, der Vindikationszession, der 
ktungibiles oder des „abstrakten Rechtsgeschäftes“  
griff 0; um nur einige zu nennen. Dies alles sind Be- 
(L,jSoildungen der abendländischen und vor allem der 
in en Rechtswissenschaft des 19. Jahrhunderts, die 
nic(l,lne kasuistische, wesentlich praktische Rechtskunst 
Qe ‘ Passen. — .Bezeichnend ist schließlich, daß wie im 

lnen Recht die Gebiete der Rechtsgeschichte, in 
dr« £ sich antikes Rechtsleben am unmittelbarsten aus- 
gras Sanz ausfallen. Wir nennen das griechische und 
de^oagyptische Buch- und Registerwesen, das Urkun- 
PhitL Sen ur,d die Formularpraxis der römischen Juris- 
v0„ ¡o*' Gerade auf diese wollte aber die Studienreform 
schp n Lehrer wie Schüler verweisen, als sie die römi- 
Weif f ch^geschichte zur Antiken Rechtsgeschichte er-

it)u, ner Zeit, deren Recht sich in revolutionärer Umfor- 
tU befindet, hat die wirkliche Rechtsgeschichte mehr 
itw^en, als einem selbstzufriedenen Positivismus, der 
au,,ier nur sein Spiegelbild in den Quellen findet. So hat 
grn« die römische Rechtsgeschichte heute ihre neue 
Ci Aufgabe. Wir bedauern, daß dieser sorgfältige 
Sf.f, Rubere Grundriß die Aufgabe nicht gefühlt hat. 
reci,n- 3 großen und gewissenhaft gesammelten gemein- 
Mu ; lchen Tatsachenstoffs hätten einige eindrucksvolle 
bieh„ r Und Entwicklungsvorgänge genügt, um Lust und 
gr0RE Zu,n antiken Recht und das Verständnis für seinen 
Serp J1 .Weg durch die Geschichte zu wecken. Aber un- 
steii, Kritik richtet sich nicht gerade nur gegen die Dar- 
Naou^sart dieses Grundrisses. Denn leider teilt er diese 
siell, de mit fast allen älteren und manchen Dar- 
2euUngen des römischen Privatrechts auch aus neuerer 
ich', die nicht von eigentlichen Rechtshistorikern ge- 
r̂inlS. n sind. Nur jemand, dessen Lebensberuf die ein- 

\v0,.Tlche Erforschung der alten Rechtsgeschichte ge- 
der cF? *st, könnte das lebendige und tiefe Bild auch in 
der L'zze geben, das wir uns gewünscht hätten. Ein v ert , 
ScK»Slcb in so vielen Darstellungen des modernen deut- 
tpn n. Rechts bewährt hat, ist nach menschlichen Kraf- 
den n!?bt in der Lage, den ungeheuren Forschungsstoff. 
Iw ,le kritische Rechtsgeschichte seit etwa einem hai­
bild .^hundert zutage gefördert hat, zu dem mm?*1 
tiiir ,Zusammenzuzwingen, das wir brauchen. So bleibt 
Rpn d!e. Anerkennung für die gewissenhafte und Hr die 
es 5 »¡on nicht nutzlose Darstellung und der Wunsch,

Möchte bei der nächsten Auflage eine umfassende

Revision der Methode und des Bildes der Antiken 
Rechtsgeschichte gewagt werden.

Prof. Dr. Franz Wi eacker ,  Leipzig.

D ie K o n j u n k t u r k r i m i n a l i t ä t .  Eine statistische 
Untersuchung über die konjunkturellen und demorgra- 
phischen Einflüsse auf die Kriminalitätsentwicklung 
von Bruno Gle i t ze ,  Doktor der Wirtschaftswissen­
schaften. Stuttgart u. Berlin 1941. Verlag W. Kohl­
hammer. X, 105 S. Preis brosch. 6,30 M i.
Das Buch behandelt ein für Wissenschaft und Praxis 

gleich wichtiges Problem, nämlich den Einfluß kon­
junktureller Schwankungen auf die Kriminalität. Der 
Verfasser wertet die Statistikzahlen der Zeit von 1925 
bis 1933 aus und untersucht durch vielfältige Ver­
gleiche die Einflüsse der Wirtschaftsentwicklung auf die 
Gesamtkriminalität und auf die einzelnen Deliktsgruppen. 
Dabei bemüht er sich, alle den reinen Zahlenzusammen­
stellungen innewohnenden Fehlerquellen auszumerzen. 
Die amtlichen Statistiken weisen begreiflicherweise ge­
wisse Mängel auf. Absolut schlüssig vväre eine Kriminal­
statistik, einerlei, ob sie von den gerichtshängigen oder 
den polizeibekannten Fällen ausgeht, nur dann, wenn 
sie bei jeder Jahreszusammenstellung auf in jeder Be­
ziehung gleichbleibenden Einzelgrundlagen beruhen 
würde, also gleicher Bevölkerungszahl, gleicher Alters­
und Geschlechtszusammensetzung des Volkes, gleichen 
sozialen und wirtschaftlichen Geschehnissen usw. Alle 
diese Faktoren aber sind überaus wandelbar. Hinzu 
kommen die laufenden Veränderungen der Rechtsgrund­
lagen, die ständige Wandlung der Bevölkerungsstruktur, 
der verschieden starke Bekämpfungseinsatz des Staates 
u. dgl. mehr. Sehr von Bedeutung für die Kriminalitäts­
ziffern sind die Amnestien und erst recht die zwangs­
läufigen Veränderungen, die ein Krieg mit sich bringt. 
Gerade wegen dieser schwer zu erfassenden Schwierig­
keiten sind die Forschungsergebnisse des Verfassers 
recht lehrreich. Es wäre bedeutungsvoll, die gründliche 
und in ihrer Methodik vielfach neuartige Arbeit bis in 
die Gegenwart fortgesetzt zu wissen. Sicherlich würde 
z. B. der gegenwärtige Krieg eine völlige Verschiebung 
der Ergebnisse über die Beteiligung der Frau an der 
Kriminalität bedingen, um nur eine der möglichen Ver­
schiebungen herauszugreifen. Die Überprüfung der Zah­
lenergebnisse im einzelnen muß indessen dem Statisti­
ker überlassen werden.

Der Hauptwert einer derartigen Arbeit liegt neben 
ihrer Bedeutung für die wissenschaftlichen Erkenntnisse 
in der Möglichkeit, die kriminalpolitischen Maßnahmen 
des Staates entsprechend zu beeinflussen. Will man sich 
nicht mit archivalischen Feststellungen begnügen, dann 
erhalten Aufstellung und Durchforschung einer Krimmal­
statistik nur dann einen Sinn, wenn sie dazu dienen, aus 
den vielgestaltigen Zahlenergebnissen praktische Schlüsse 
ziehen zu lassen. Gerade hier aber liegt ein noch viel­
fach offenes Arbeitsgebiet für alle berufenen Stellen, 
nicht zuletzt die Polizei in ihrer vorbeugenden \  er- 
brechensbekämpfung.

ORegR. Paul  Werner ,  Berlin.

„ s t r a f r e c h t  unter Berücksichtigung des kommenden 
Rechts, Besonderer Teil“  von Dr. O. L. von H i n ­
über ,  OLGR. in Celle, und Dr. Werner  Teg t -  
m e y e r , Reichsstellenleiter in München. 7. umgearbei­
tete Auflage. (Neugestaltung von Recht und Wirt­
schaft, 8. Heft, 2. Teil.) Leipzig 1941. Verlag W. Kohl-

1ELQC D ro ic  b o r f  ^  40 3 U L .

Die in der Sammlung von Schaef fer  „Neugestal­
tung von Recht und Wirtschaft“  in neuer Auflage er­
schienene systematische Darstellung des besonderen 
Teiles des Strafrechts ergänzt den ebenfalls bereits in 
7 Auflage vorliegenden Allgemeinen Teil. Schon der 
äußere Umfang — 136 Textseiten gegen 103 bei der 
6 Auflage — kennzeichnet die Erweiterung des behan­
delten Stoffes. Dazu kommt neu eine tabellarische Dar­
stellung der Hauptstrafen der Hauptdelikte.

Die Verfasser haben es sich angelegen sein lassen, in 
der Behandlung und Gruppierung der einzelnen Tat­
bestände den begrifflichen Inhalt noch klarer heraus-
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treten zu lassen. Insbesondere ist dies bei den früher 
allgemein unter der Gruppe „Schutz des Volkes“  bei B 
zusammengefaßten Kriegssondertatbeständen geschehen, 
die jetzt bei den Angriffen auf die Volkskraft eingereiht 
sind. Neu aufgenommen sind bei den Angriffen auf die 
Arbeitskraft die VO. zum Schutze des RAD. v. 12. März 
1040 (RGBl. I, 485) und bei den Angriffen auf die Volks­
gesundheit die PoIVO. zum Schutze der Jugend vom 
0. März 1940* (RGBl. I, 409). Die Wirtschaftssabotage 
nach der KWVO. v. 4. Sept. 1939 (RGBl. 1, 1609) hat 
ihren Platz unter den Angriffen auf die Wirtschaft ge­
funden und ist erweitert durch die Erörterung der Zu­
widerhandlungen gegen die Verbrauchsregelung über­
haupt. Den Vorschriften der GewaltverbrecherVO. vom 
5. Dez. 1939 (RGBl. I, 2378) ist ein besonderer Ab­
schnitt V unter den Angriffen auf die öffentliche Ord­
nung gewidmet. Die VO. v. 2. April 1940 (RGBl. I, 606) 
ist teils unter den Angriffen auf die Rechtspflege 
(Flucht bei Verkehrsunfälien), teils bei den Vorschriften 
über fahrlässige Körperverletzung berücksichtigt.

In knapper und doch erschöpfender Form erhält der 
Leser einen Überblick nahezu über das gesamte zur Zeit 
geltende materielle Strafrecht. Dabei bietet es einen be­
sonderen Reiz festzustellen, in wie hohem Maße na­
tionalsozialistische Reformgedanken und Forderungen 
in den seit der Machtergreifung erlassenen Gesetzen, 
zumal den während der Kriegszeit' erlassenen VO., be­
reits verwirklicht sind. Viele Auslegungshinweise und 
Zitate aus der Rechtsprechung, insbesondere zu den 
neuen Gesetzen, erhöhen den Wert des Buches für den 
Praktiker. Für den an der Rechtsentwicklung inter­
essierten Juristen wie Laien ist seine Kenntnis von aus­
schlaggebender Bedeutung.

S. 52 Zeile 13 findet sich ein sinnentstellender Druck­
fehler. Unter 11 muß es heißen: „eine dem Täter zu­
stehende Bezugsberechtigurig“ . Das Wort „nicht“  muß 
gestrichen werden.

OStA. Dr. Henne r i c i ,  Breslau.

Dr. W. Ho facker ,  MinR. a. D.: D ie H e i l b e ha n d ­
lung im St raf recht .  Ein Beitrag zur Strafrechts­
reform. Stuttgart und Berlin 1941. W. Kohlhammer 
Verlag. 43 S. Preis brosch. 1,50 3tM.
Der Titel und der von dem Verf. angedeutete Zweck 

seiner Schrift sind anspruchsvoll. Seine Mittel und die 
Darstellungsweise werden dem jedoch in keiner Weise 
gerecht. Die von dem Verf. in den skizzenhaften Kreis 
seiner Erörterungen einbezogenen Probleme gehören zu 
den schwierigsten Fragen unseres Rechtslebens. Der 
Standpunkt, den die von dem Verf. kritisierte Recht­
sprechung und Rechtslehre einnehmen, mag strittig sein 
und bedarf sicher einer Fortentwicklung. Er steht jedoch 
hoch über den unzulänglichen Mitteln, mit denen der 
Verf. arbeitet. Der fragwürdige Inhalt der Schrift wird 
nur noch von der unangebrachten Art seiner Ausdrucks­
weise übertroffen. Wenn der Verf. unsere Rechtspflege 
fortgesetzt als „Rechtsbetrieb“  bezeichnet und die 
juristische Dogmatik als „belustigendes Spiel mit Wor­
ten“ , durch welches „unsere Juristen, ohne es zu wissen 
und zu wollen, neue Verbrechen erfinden und damit der 
Menschheit unnötige Qualen und Leiden bereiten“ , so 
mag dem nur noch entgegnet werden, daß. der Reform­
versuch des Verf. zwar nicht „teuflisch“  anmutet, um 
einen von ihm oft wiederholten Ausdruck zu gebrauchen, 
wohl aber in höchstem Maße bedauerlich.

AGR. Dr. K a 11 f e 1 z , Cottbus.

St rafgesetzbuch mit Nebengesetzen und Erläute­
rungen. (Guttentagsche Sammlung Deutscher Reichs­
gesetze Nr. 2.) 36. Auflage in Verbindung mit
Dr. Ri chard Lange,  Prof, der Rechte in Jena, er­
läutert von Dr. Eduard Koh l rausch,  Prof, der 
Rechte in Berlin. Berlin 1941. Verlag Walter deGruyter 
& Co. XX, 868 S. Preis geb. 11,50 StJt.
Wenn der letzten Auflage des bekannten, handlichen 

Erläuterungsbuches bereits nach einem Jahre die vor­
liegende folgte, so dürfte damit der Beweis der Be­
währung des Buches erbracht sein. Es stellt eine glück­
liche Verbindung dar zwischen einer guten Sammlung 
maßgeblicher Entscheidungen und einem wissenschaft­

liehen Erläuterungsbuch. So wird es zu einem brauch 
baren Helfer für den Praktiker und einem guten *- 
buch für den Nachwuchs. Bei der Besprechung der_ 
ten Auflage (DR. 1940, 2055) ist auf die umfangrei^ 
Änderungen hingewiesen, welche sie von früheren , 
lagen unterschied. Die neue Auflage konnte im ,"74der 
liehen nur Ergänzungen bringen, die bis zum Bande ¡nj. 
Entscheidungen des RG. in Strafsachen durchgefutu'1 

Von besonderer Bedeutung erscheint mir die Bear s0 
tung der Kriegsgesetze. Wohl selten findet man.aurlter 
engem Raum in übersichtlicher Anordnung und 
weitgehender Berücksichtigung der Meinungen in w 1 j. 
schaft und Praxis eine so klare Erörterung der 
geblichen Vorschriften. Die den Erläuterungen an nia • en 
Stellen vorgestellten Angaben des Schrifttums w , 
den Leser auf die wichtigsten Bücher, Artikel und >, 
Sätze hin. Leider läßt die Erörterung der Vertu A, 
StrafVO. diese Vollständigkeit bei der Angabe des ^

[Deutsches Recht, Wochenausga^

tums vermissen. Die Meinungsverschiedenheiten J-
das Wesen des § 2 VoIksschädlVO. werden unter k 
knapper Herausstellung der Problemlage dargestelu- ^  
her ist diese Frage in dieser Beziehung niemals so ^ 
prägsam mit ihren Konsequenzen behandelt n
Allerdings kommt die Praxis in der Regel zu g|el «2
Ergebnissen wie die Annahme des Kommentars, ne s. 
als einen sachlichen und persönlichen Straferhol' ^  
grund zu einer Reihe von Grundtatbeständen ansiem- ¡in 
manchen Fällen hat inzwischen die Praxis gegen 51 jqot- 
Kommentar vertretene Auffassung entschieden (z. 
Wendigkeit der Stellung des Strafantrages bei §4 vo 
schädlVO.; RG.: DR. 1941, 971), bei den Erörtern"^
über die KWVO. konnten zahlreiche neuere 
düngen noch keine Berücksichtigung finden. ‘aa®venii
»um  um  VUIM.111111C11 uuci ucn ju g c u u a iic s i r\A() et'
auch lediglich durch die AV. des RJM. v. 6. Nov. 194 e„ 
läutert — aufgenommen. Im Rahmen der Erläuterung, 
zur KrSondStrafrVO. ist die Auslegung, die das ^  
bestandsmerkmal der Öffentlichkeit im § 5 duren 
Reichskriegsgericht erfahren hat, an Hand einer K 
von Entscheidungen näher dargelegt. ¡ner

Der Kommentar zeigt in seinem Aufbau und ¡s 
Durchführung das Bestreben, Wissenschaft und 1 ^¡t 
— als Mitarbeiter an einer Aufgabe — zu dienen- -e 
Recht wendet er sich daher gegen solche Urteile, t\. 
die Strafrechtssystematik nach dem Bedarf des E>n 
falles beiseitezuschieben suchen. paß

Einer Empfehlung bedarf das Buch nicht mehr- 
es auch in dieser Auflage bald seine Abnehmer gem11 
haben wird, ist sicher.

StA. Dr. H. M i t t e l bach ,  BerU”'

Grundzüge des Pre i s rechts ,  des Prei ss i ‘ t6
rechts und des Preisst ra fver fahrensre j -
mit Gesetzesanhang, herausgegeben von DiploiUy ^  
mann Dr. rer. pol. August  Marx ,  Referent bei 4, 
Wirtschaftskammer Hessen, Industrie-Abteilung ‘ I  c(i- 
furt a. M., und RA. Dr. jur. Franz K o c k l e r , ** y. 
anwalt für Steuerrecht in Frankfurt a. M. Frankfurt “'¡5 
1940. Kommissions-Verlag Hermann Sack. 156 S- ’
kart. 4,90 M l. #11Das Buch soll nach der im Vorwort ausgesprochen 

Absicht der Verf. „einen kurzen Überblick über das 
tende Preisrecht und seine Grundtendenz“  geben, 
neben „die Bedeutung des Preisstrafrechts in aller 
sequenz aufzeigen“ , schließlich durch die Darstehac]i 
der geschichtlichen Entwicklung „auch dem theorih,' 
interessierten Leser wichtiges Quellen material verscha'1 
und damit insgesamt dem „Praktiker wie dem Studie*  ̂
den ein gleich wertvoller Ratgeber sein“ . Ob das p £t, 
seinem Inhalt nach geeignet ist, dieses hohe Ziel zu 5 
reichen, muß bezweifelt werden. Von den 156 Seite0 
Buches sind zunächst volle 120 Seiten (37—156) als 
setzesanhang mit bloßen Gesetzestexten angefüllt, so a(1f 
die eigentliche schriftstellerische Arbeit der Vert- j, 
lediglich 36 Seiten niedergelegt ist. Hiervon sind 
9 Seiten (13—21) den für einige willkürlich ausgeW10 
Wirtschaftsgebiete (Bauwirtschaft, Lederwirtschaft,
Stoffe und Nichteisenmetalle) erlassenen Sondervorsci1*., 
ten gewidmet, so daß für das allgemeine Preisf*, .̂ 
selbst nur 27 Seiten übrigbleiben. Was auf diesen 27-
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wLg?boten wird, ist nicht allzuviel. Im wesentlichen 
p‘ra lediglich der Inhalt der einzelnen grundlegenden 
vor?I°Jschriften und der dazu ergangenen Ausführungs- 
s, Rauften und erläuternden Erlasse des Reichskommis- 
A„. die Preisbildung wiedergegeben. Die bei der 
fj^d u n g  der Vorschriften aufgetauchten Zweifels- 
näh» Wcfden kaum jemals angedeutet, geschweige denn 
Wii, r Versucht und erörtert. Oberhaupt fehlt so gut 
je(i kanz jedes Eindringen in die Tiefe des Stoffes und 
bk™ e‘gene Stellungnahme zu den aufgezeigten Pro- 
sicht-Hf lnsgesamt stellt sich das Buch als eine Über- 
dj ' über das (allgemeine) Preisrecht in großen Zügen 
iedn i le. zwar zur ersten kurzen Einführung genügt, 
dem 1 e‘ne nähere Kenntnis von dem Wesen, der Be- 
n;ZUn£ und den Besonderheiten dieses Rechtsgebietes
7  vermittelt.

sieh', Pachtung

die;ise

sich-  u=wacntung der Einzelheiten des Buches drangt 
S0nj ZUnächst die Frage auf, warum überhaupt einzelne 
und .er2ebiete darin Berücksichtigung gefunden haben 
IhöFi rutn gerade die vier behandelten Gebiete aus dem 
■ eu Kreis der preisrechtlich geregelten Sondergebiete 

Wählt worden sind. Eine befriedigende Antwort auf 
sich' Frage wird in dem Buch nicht gegeben und wird 
pre auijli kaum geben lassen, da es noch viele andere 
WjC|.f. utliche Sondergebiete gibt, die wenigstens ebenso 
sin"'1? silld wie die behandelten vier und vielleicht noch 
der If)')e.sseren Überblick über die Formen und Methoden 
dje ‘ reisregelung vermitteln als diese. Außerdem muß 
ircmp Japhtung einzelner preisrechtlicher Sondergebiete 
*CuiStückwerk bleiben und deshalb mehr oder weniger 
Vfinhe, erscl,einen- Das Buch Könnte daher nur ge-
|o>Jde
«tid

crscneinen. uas oucn Konnie uaua hui g«.- 
eil> Wenn es auf die Behandlung von preisrechtlichen 
lergehieten ganz verzichten und sich lediglich der'Örter'A‘UnK der allgemeinen preisrechtlichen Vorschriften 

lieht Undsalze widmen würde. Wenn dieser Anregung 
Paj] slattgegeben werden soll, so dürfte aber auf jeden 
Sein "^hl ein anderer Aufbau des Buches erforderlich 
rech’t,namlich e*ne Klare Trennung der allgemeinen preis- 
ein?Biben Vorschriften und Grundsätze von den die 
zv/,5 nen Sondergebiete betreffenden Bestimmungen, undf'Varbem v°r allem auch im Gesetzesanhang, in dem die 
C «  Arten von Vorschriften in buntem Wechsel auf- 
Wh er folgen. Darüber hinaus weist der Gesetzesanhang 
bed?; t0cB emige andere Mängel auf, die der Abstellung 
°C m n- So sind z. B. die RPÜ. nicht mit abgedruckt, 
Eilih ■* sie mit den abgedruckten LSÖ. eine untrennbare 
aUch » bilden. Vom Spinnstoffgesetz wird zweckmäßig 

der § 1 als die die maßgeblichen Begriffsbestim- 
S Qif ,Cn enthaltende Vorschrift mit abgedruckt. Der auf 
?nlj 'ohne Datum) abgedruckte Erlaß betreffend höchst- 
Hnd olg.e Großhandelszuschläge für bestimmte Spinnstoffe 
tr„ I ^Pinnstoffwaren gehört hinter die auf S. 100 ff. ab- 
gc? UcKte VO. v 11. Juli 1940 und den auf S. 105 ff. ab- 
'ätmilCktcn RE- Nr. 94/40. Schließlich ist ausnahmslos bei 
Knie, "ehen im Gesetzesanhang abgedruckten Vorschriften 
C « ,  gelassen, in welchem Umfang diese auch für die 

et*erten Gebiete gelten; ohne Kenntnis des Gel- 
$tän,).r eichs einer Vorschrift läßt sich aber ein voll- 
»JJV'ges Bild von der Bedeutung der Vorschrift nicht 

'•'hoen.
sin(7 )en diesen mehr äußerlichen Mängeln des Buches 
sachi-aVch zahlreiche Unebenheiten und Unrichtigkeiten 
erS(.L,c.her Art festzustellen. So muß es z. B. bedenklich 

i lnen> wenn (S. 3) ausdrücklich hervorgehoben wird, 
aUfo-n - PreisstopVO. die Preise bestimmter, im einzelnen 
gan,T/ allRer Warengruppen wegen der bereits früher er- 
gleip»n,en Sondervorschriften nicht erfaßt, und nicht zu- 
Prpi/ 1 Klargestellt wird, daß dasselbe auch noch für die 
Jahr» der vielen anderen Warengruppen, die in den vier 

Seit Erlaß der PreisstopVO. eine preisrechthehe 
auch eJIeSeIung erfahren haben, gilt. Unklar dargestellt ist 
Und ,(S.5ff.) das Verhältnis zwischen der PreisstopVO. 
lieh aem § 22 KWVO.; insbesondere kommt nicht deut­
en! 2f.m Ausdruck, daß die letztgenannte Bestimmung 
PreiJP'bg selbständige und weit über den Rahmen der 
gröiu °PVO. hinausgehende Preisvorschrift von aller- 
ÜaR ter Bedeutung ist. Nicht richtig ist die Ansicht (S. 9), 
höhRaucb bei neuen Erzeugnissen die Berechnung eines 

ren Preises als des Stoppreises der durch sie ersetzten 
tiaf̂ VSnisse selbst bei Vorliegen der im RE- Nr. 37/40 ge- 

len besonderen Voraussetzungen nur mit Zustimmung

der Preisbildungsstelle erfolgen darf. Die ohne jede Be­
gründung getroffene Feststellung (S. 16,18), daß sich die 
Preisbildung für Lederbekleidung nicht nach der Leder- 
preisVO., sondern nach den für die Spinnstoffwirtschaft 
geltenden Preisvorschriften richtet, ist insofern unvoll­
ständig und mißverständlich, als nicht gesagt wird, daß 
dies nicht etwa ohne weiteres aus dem Spinnstoffgesetz 
folgt, sondern durch eine besondere VO. (v. 23. März 
1938 [RGBl. I, 30]) ausdrücklich bestimmt worden ist. 
Nicht richtig ist der Ausspruch (S. 19, 20), daß der Reichs­
kommissar für die Preisbildung bereits im RE. Nr. 94/40 
für einzelne Spinnstoffe und Spinnstoffwaren höhere 
Großhandelszuschläge als die in § 5 der VO. v. 11. Juli 
1940 genannten für zulässig erklärt hat. Nicht zutreffend 
erscheinen in ihrer Allgemeinheit die Ausführungen (S.24) 
darüber, daß „die zwischen Konzern- und befreundeten 
Firmen zur Anwendung kommenden Verrechnungspreise“  
ohne Ausnahmegenehmigung nach § 3 PreisstopVO. er­
höht werden dürfen. In der Aufzählung der staatlich er­
mächtigten Stellen i. S. des § 1 Abs. 2 PreisstrafrechtsVO. 
(S. 26, 27) fehlen die zahlreichen Reichsstellen (Über­
wachungsstellen), denen durch die verschiedensten gesetz­
lichen Bestimmungen in weitestem Umfange preisregelnde 
Befugnisse übertragen worden sind. Die Bestimmung 
des Begriffs der Fahrlässigkeit für das Gebiet des Preis­
strafrechts mit „Außerachtlassen der verkehrserforder­
lichen Sorgfalt“  (S. 27), die erkennbar dem Zivilrecht ent­
lehnt ist, stimmt mit der sonst im Strafrecht gebräuch­
lichen Begriffsbestimmung nicht überein. Unklar sind die 
Ausführungen (S.32) darüber, daß die Maßnahmen des 
§ 10 PreisstrafrechtsVO. (Schließung des Betriebes usw.) 
„neben den genannten Freiheits- und Geldstrafen — und 
im Ordnungsstrafverfahren auch allein — verfügt wer­
den“  können; diese Maßnahmen können überhaupt nur 
im Ordnungsstrafverfahren ergehen. Nicht richtig ist die 
Feststellung (S. 32), daß die Befugnis zur Schließung des 
Betriebes nach dem Organisationserlaß (nicht „Gliede­
rungserlaß“ ) des Reichskommissars für die Preisbildung 
v. 12. Dez. 1936 ausnahmslos nur diesem selbst zusteht. 
Schließlich fehlt in den Erörterungen jeder Hinweis auf 
die zivilrechtlichen Folgen eines Preisverstoßes; irgend­
wie, sei es auch nur durch eine bloße Bezugnahme auf 
die grundlegende Entscheidung des RG. in DR. 1939,1633, 
hätte aber auch diese Frage Erwähnung finden müssen.

Nach allem bedarf das Buch einer eingehenden Über­
prüfung und Neubearbeitung, wenn die Ziele, die mit 
ihm verfolgt werden, erreicht werden sollen. Daß das 
Buch einem Bedürfnis entspricht und in seiner Anlage 
und seinen Grundgedanken auch durchaus imstande ist, 
diesem Bedürfnis abzuhelfen, kann nicht bezweifelt wer­
den. Um so mehr wäre eine grundlegende Umarbei­
tung des Buches unter Berücksichtigung der vorstehend 
aufgezeigten Mängel und Unrichtigkeiten zu begrüßen.

LGR. Dr. Süßkoch,  Berlin.

Re i chspach t schu t zordnung v. 30. Juli 1940 mit 
Einführungsverordnungen und Verwaltungsvorschmten. 
Mit einer Einführung und Erläuterungen von Dr. Kar l  
Hopp,  Erbhofgerichtsrat und Oberlandesgerichtsrat 
im RJM., Mitglied des REHG. Berlin 1940. Verlag 
Walter de Gruyter & Co. 175 S. Preis kart. 3,80 M l. 
Die neue Reichspachtschutzordnung vereinheitlicht für 

Großdeutschland das Pachtschutzrecht und geht von dem 
bisherigen Zweck, einen Interessenausgleich zwischen 
Verpächter und Pächter herbeizuführen, zu dem höheren 
Ziel einer völkisch bedingten Ordnung des Pachtwesens 
über. Da auch das Verfahren einschneidende Änderungen 
erfahren hat, so ist eine wissenschaftliche Erläuterung 
der Vorschriften von vornherein zu begrüßen. Der Vert. 
hat die VO. in knapper, leichtverständlicher Fassung und 
in übersichtlicher Form erläutert. Er will damit eine erste 
Einführung in den Stoff geben, verbunden mit einer 
Herausstellung der tragenden Grundgedanken, von denen 
her die Rechtsprechung ihre Aufgabe anfassen müssen 
wird. Dies ist ihm vollauf gelungen. Sachlich-rechtlich 
und verfahrensrechtlich werden sich noch eine Fülle von 
Rechtsfragen ergeben, deren Auftreten sich nicht voraus­
sehen ließ. Solche können z. B. aus dem Fehlen einer 
Wiederaufnahme des Verfahrens entstehen.

Zu S. 10 ist zu bemerken, daß die AV. des RJM. vom 
30. Juli 1940 in DJ. 1940,933 (nicht 1065) veröffentlicht ist.

134
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Zu S. 61 (§13 Anm. 2): die Aufnahme einer Niederschrift 
über die Beeidigung der Beisitzer ist nicht vorgeschrieben, 
ein Aktenvermerk dürfte genügen. Zu S. 120 (§45) wird 
die Erörterung der Folgen der Unterlassung der Zahlung 
des erforderten Vorschusses, insbes. im Beschwerde­
verfahren, vermißt. Der Ausweg, dem Beschwerdeführer 
mitzuteilen, seine Beschwerde werde gegebenenfalls als 
zurückgenommen angesehen, erscheint nicht genügend, 
zumal der Beschwerdeführer dieser Unterstellung wider­
sprechen kann. Angemessen erscheint die Zurückweisung 
der Beschwerde oder besser ihre Verwerfung als un­
zulässig durch den Vorsitzenden.

Das Buch stellt einen wertvollen Berater für jeden 
dar, der mit dem Pachtschutz zu tun hat, und ist allen 
Beteiligten bestens zu empfehlen.

KOR. D a h m a n n , Berlin.

Dr. Ma r t i n  Jonas,  SenPräs. b. RG.: D ie L o h n ­
p fändungsve r o r dnung  v, 30,Okt. 1940. Erläute­
rungsbuch nebst zusätzlichen Erläuterungen für den 
Geltungsbereich der ostmärkischen, der sudetenländi­
schen und def Protektorats-Exekutionsordnung von 
Dr. F r i ed r i ch  Stagei ,  MinR. i. RJM. Tübingen 
1940. Verlag v. J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 95 S. 
Preis kart. 3,50 3Ui,
Die vorliegenden Erläuterungen, die bestimmt sind, in 

der 16. Auflage des ZPO.-Kommentars des Verfassers 
die Erläuterungen zu den bisherigen §§ 850—850 h zu er­
setzen, sind zugleich ein in sich geschlossenes Erläute- 
rungsbuch zur LohnpfändungsVO. Es braucht nicht be­
sonders betont zu werden, daß sie die bekannten Vor­
züge des ZPO.-Kommentars des Verfassers, die seinem 
Werke eine so schnelle Verbreitung und einen so starken 
Einfluß auf die Rechtsprechung verschafft haben, in 
vollem Umfange teilen. Mit gleicher Geschicklichkeit 
und Klarheit sind die tragenden Gedanken des neuen 
Lohnpfändungsrechts, das in so vielen Punkten vom 
alten Zustand wesentlich abweicht, wie auch die Fülle 
der praktischen Auswirkungen jeder einzelnen Vorschrift 
dargestellt. Dabei sind die mit der Schaffung des neuen 
Rechts verfolgten Ziele durchweg richtig erkannt. Dies 
gilt namentlich von der Benutzung der Vorschriften 
über die Mehrarbeitsstunden (§ 3 Anm. I I 1), über die 
Weihnachtsvergütungen (§3 Anm. I I4) und über die Zu­
sammenrechnung verschiedener Arbeitseinkommen (§ 7 
Anm. III). Besonders hervorzuheben ist noch, daß für 
die Anwendung des neuen Rechts in der Ostmark, im 
Sudetengau und im Protektorat die erschöpfenden und 
übersichtlichen „zusätzlichen Erläuterungen“  von Stagei  
(S. 75—90) eine ausgezeichnete Hilfe sein werden. So 
wird das Werk allen mit der Anwendung des neuen 
Rechts befaßten Kreisen ein zuverlässiger Führer sein.

Nur zu zwei Punkten sei es gestattet, Bedenken, die sich 
hier ergeben können, hervorzuheben: In §3 Anm. II 2a 
wird zu den nach § 3 Nr. 3 unpfändbaren Bezügen 
auch die Urlaubsabgeltung gerechnet, obwohl diese 
doch nur einen Ersatz für die aus besonderen Gründen 
unterbliebene Urlaubsgewährung darstellt, während §3 
Nr. 2 nur zusätz l i che  Leistungen im Augen hat, die 
der Unternehmer während des Urlaubs „über das Ar­
beitseinkommen hinaus“  gewährt. Die Auffassung des 
Kommentars ist hier auch in ihrer praktischen Auswir­
kung nicht unbedenklich, da es keine innere Berechti­
gung hat, den Arbeiter und Angestellten, der aus 
irgendeinem Grunde seinen Urlaub nicht nehmen konnte, 
pfändungsrechtlich günstiger zu stellen als den, der sei­
nen Urlaub ordnungsmäßig erhalten hat.

Ferner kann es zweifelhaft sein, ob es richtig ist, in den 
Fällen, in denen die Unterhaltspfändung der gewöhnlichen 
Pfändung vorgeht, stets den Drittschuldner für berechtigt 
zu halten, nach der Regel des § 7 Nr. 5 Satz 1 erst dann 
zu verfahren, wenn ein besonderer Beschluß des Voll­
streckungsgerichts hierüber ergangen ist. Sicher ist diese 
Schlußfolgerung für die Fälle richtig, in denen die Unter­
haltspfändung nicht als privilegierte Pfändung vorge­
nommen, insbesondere darin der Betrag, der dem Schuld­
ner als notwendiger Unterhalt zu belassen ist, nicht an­
gegeben wurde. Wie aber, wenn die Unterhaltspfändung 
deutlich den Betrag angibt, der dem Schuldner belassen 
werden muß und das gesamte darüber hinausgehende

[Deutsches Recht, Wochenausga^

Einkommen pfändet? Der Drittschuldner hat bis z 
Klarstellung durch das Vollstreckungsgericht „nach Qe 
Inhalt der ihm bekannten Pfändungsbeschlüsse“  zu i 
sten. Wird nun die Pfändung als privilegierte erkenne, 
und ebenso deutlich sichtbar, von welchem Betrag * 
diese Pfändung das Gehalt des Schuldners effa 
ist der Drittschuldner, wenn er den Inhalt der 11, f 
dungsbeschlüsse berücksichtigt, ja ohne weiteres in 
Lage, die im Satz 1 der Nr. 5 des § 7 vorgesehene , 
rechnung vorzunehmen. Des Schutzes von Satz 3 be? 
er nur, wenn die Unterhaltspfändung nach Art et 
gewöhnlichen Pfändung vorgenommen ist oder vV 
mit der Pfändung aus der gewöhnlichen Forderungj 
Abtretung wegen einer Unterhaltsforderung k o n k u rr 
(vgl. a. m. Aufs. DArbR. 1941, 8).

MinDir. Dr. Vo l kmar ,  Berlin-

Kör perscha f t s t euergese t z  unter Berückst1 
gung des Einkommensteuergesetzes 1939 mit Du s. 
führungsvorschriften, Nebengesetzen und Verwalm»», 
anweisungen v. Ri chard B ende r f ,  Reichsfinanzr j
2., wesentlich veränderte Aufl., bearbeitet von ^  1. 
Kaemmel ,  ORegR. b. Oberfinanzpräsidium. e 
sehe Kurzkommentare, Bd. 17.) Loseblattausg* 
München u. Berlin 1941. C. H. Beck’sche VerlagsD“1- 
handlung. XV, 668 S. Preis 12,50 X«. . hs.
Im Jahre 1935 erschien aus der Feder des Re,agS. 

finanzrates Richard Bender  dessen Erläuteru»* 
buch zum KörpStG. in der Sammlung „Beck'sche K j. 
kommentare“  in erster Auflage. Bereits diese erste ^ 
läge erwies sich als ein sehr brauchbares HilfsmitK.1 ( 
alle diejenigen, die mit Fragen des KörpStG. bescln» 
waren. Der Wert des Buches lag in der überaus s 
drängten und doch ebenso überaus erschöpfenden 
arbeitung des schwierigen und umfangreichen st0Vn 
Leider konnte der verdienstvolle Herausgeber der era' t 
Auflage sich der Neubearbeitung der zweiten Au ' % 
nicht mehr unterziehen, da er inzwischen — viel zui1 , 
— verstorben Ist. Für ihn ist Ernst  Kae»J®. te 
ORegR. beim Oberfinanzpräsidium Berlin, der 
Verfasser des in der gleichen Sammlung herausgj-SjLf. 
nen Erläuterungsbuches zum EinkStG., eingetreten. Au, uf. 
lieh unterscheidet sich die jetzt erschienene zweite ^  
läge von der ersten Auflage im Umfange nut £r, 
wesentlich, jedoch ist der eigentliche Kommentar „ 
weitert worden, während der Anhang eine Einsen ^  
kung erfahren hat. Der alte Vorzug des 'Buches c(i 
schöpfende Darstellung auf kurzem Raum — >st le i 
der zweiten Auflage eigen. Mit Recht kann Kaem ¿¡,0 
im Vorwort zur zweiten Auflage darauf hinweisen> ¡j 
die Neubearbeitung des Buches eine selbständige 
darstellt. Es handelt sich in der Tat bei dieser 
Auflage nicht nur um eine Hereinarbeitung der tv1 
sehen ergangenen umfangreichen Rechtsprechung. Gje 
dern geradezu um eine Neuschöpfung, wenn auc11 ¡st. 
ursprüngliche gute Grundlage allenthalben verbliebene- 
Die Erläuterungen zu §6 KörpStG. enthalten nie*11 ¡|. 
niger als 188 Anmerkungen und damit auch ein® ĝö- 
ständige, für die Zwecke der Auslegung des ^ % rige 
zugeschnittene Erläuterung des EinkStG. Die schwieg, 
und praktisch so bedeutsame Frage der verdeckten „ 
winnausschüttungen wird in nicht weniger als U re atif 
behandelt (S. 332—343). Die Rechtsprechung ist n l er­
den neuesten Stand gebracht worden. Der Benl> ¿et 
Kaem me Ische Kommentar zum KörpStG. vV‘f fiage 
festen Platz behaupten, den bereits die erste 
sich errungen hat. Das Buch kann auf das angUe® 
lichste empfohlen werden. n

RA. Dr. Er l e r ,  Dresde‘ ■
------------ .. iQ40

Das Grunderwerb.s teuergesetz  v. 29. MaU v0ji 
mit einschlägigen Nebenbestimmungen. Erläutert 
Dr. Siegf r i ed  Neumann, RegR. beim FinA- 
Berlin. 2., erw. Aufl. Berlin 1941. Verlag Franz Var 
VIII, 102 S. Preis kart. 3,30 M l.

D h ß 1Franz Rose: Nie wieder  Kr i eg  um den Kn ^  
1000 Jahre Kampf gegen deutsche Einheit. Berlin 
Schlieffen-Verlag. 487 S. Preis geh 6 XÄ, bro ” 
4,80 XÄ.
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Rechtsp rechung

Zivilrecht

[** Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entscheidungen des Reichsgerichts. — f  Anmerkung]

Rechtspolitisch besonders bedeutsame Entscheidungen: .
betr. vorbeugende Unterlassungsklage S. 1068 N r. 2 ; zum Eherecht S. 1075f f .  N r. 6, 7, 9; 

über Preisbildungsrecht S. 1093f f .  N r. 15, 16

als Gastwirt mehr Alkohol als andere habe vertragen 
können und daß er bei der Zecherei etwas weniger ge­
trunken habe als seine beiden Begleiter. Auch hätten die 
drei jagdfreunde zwischendurch gegessen. Alle diese Um­
stände ständen aber der Tatsache nicht entgegen, daß dei 
Bekl. auf der Unglücksfahrt unter der Wirkung des Alko­
hols gestanden habe.

Das BG. hat sodann geprüft, ob die Kl. ihre Ansprüche 
auf einen V e r t r a g  des Verunglückten mit dem Bekl. 
stützen könne. Es hat dies verneint und dazu ausgeführt: 
Das sich aus der gemeinsamen Jagdpacht ergebende Ge­
sellschaftsverhältnis habe sich allein auf die Pachtung 
der Jagd bezogen, es habe aber nicht die rechtliche Ver­
pflichtung des Bekl. zum Inhalt gehabt, die beiden Mit­
pächter in seinem Wagen zur Jagd zu befördern. Wäre 
das beabsichtigt gewesen, so würden die Beteiligten und 
Vereinbarungen über eine Verteilung der durch die Fahr­
ten entstehenden Unkosten getroffen haben, was die Pai- 
teien nicht behauptet hätten. Der Bekl. habe, wie er be­
hauptet und die Kl. ernsthaft auch nicht in Abrede ge­
nommen habe, die Jagdfreunde u n e n t g e l t l i c h  in sei­
nem Wagen mitgenommen. Es handele sich nur um eine 
Gefälligkeit, also einen rein tatsächlichen Vorgang, dem 
eine schuldrechtliche Bedeutung nicht zukomme.

Aus der ganzen Sachlage hat das BG. den Schluß ge­
zogen, daß B. durch stillschweigenden Verzichtsvertrag 
au? Ersatz aller ihm durch Fahrlässigkeit des Bekl. etwa 
entstehenden Schäden im voraus verzichtet habe, eine Ver­
einbarung, an die auch die Kl. und ihre Kinder gebunden 
seien. Hierzu hat das BG. ausgeführt: Für die Annahme 
eines stillschweigenden Verzichtsvertrages spreche einmal, 

V -  nam m,r npm tcranwauen ues dck. uci Ua,,„ daß der Bekl. die beiden Jagdfreunde aus Gefälligkeit un- 
>  diesen Leiber Gelenkt wurde, zu fahren pflegten, entgeltlich, und zwar jahrelang wiederholt, mitgenommen 
»er, „ „ „ „ „  Q 1,1.  habe. Dafür spreche ferner die lange Jagdfreundschaft der

A i-J urii» HufTrlaiidfliiofp v o r  Sich

Bürgerliches Gesetzbuch
Still' ?Q- — §§ 254» 276> 823 BGB- Zur. Annahme eines HaU,C .e’Senden Haftungsverzichtes (wie auch zur An- 
iaR j eines Handelns auf eigene Gefahr) genügt nicht, 
k„ Mitfahrer eines Kraftfahrers mit einer Einwir- 
«icr des Alkohols auf die Fähigkeit des Fahrers zur 
Ji eren Lenkung seines Wagens hätte rechnen müssen. 
8en '̂^schweigender Haftungsverzicht kann nur an- 
lici, üllnen werden, wenn der Mitfahrer sich auch tatsäch- 
Ai^ l uRt war, daß der Fahrer infolge des genossenen 
¡lehr °*s n'clh mehr in der Lage war, den im Kraftver- 
Unii ^"forderlichen Aufgaben zu genügen. Dem ver­
knackten Mitfahrer kann möglicherweise insofern ein 
U^'rkendes Verschulden an seinem Schaden zur Last 

als er bei Anwendung der erforderlichen Sorgfalt 
' Möglichkeit einer Gefährdung hätte erkennen können.

lern,15- Dez- 1938 nach 22 Uhr fuhr der Bekl- mit sei" Kraftwagen, in dem noch seine Jagdgenossen W.
SaR der Bauer B., der verstorbene Ehemann der Kl., 

n> auf ¿er Heimkehr von der Jagd auf der Landstraße 
dJ chen L. und O. beim Überholen eines vor ihm fahren- 
6ns Lastzuges mit einer Geschwindigkeit von 50 Isis 

Kwkin an die linke hintere Ecke des letzten Anhän- 
Ijjp dieses Lastzuges. Dabei wurde B. tödlich verletzt. 
Ja drei (agdgenossen, welche seit einigen Jahren die 
eh|„ 'n Vf. gepachtet hatten, deren Unkosten sie zu glei- 
VQnJeilen trugen, und die regelmäßig zur Jagdausübung 
Von j. nach W. mit dem Kraftwagen des Bekl., der dann

W"ien an dem Unglückstage morgens gegen 8 Uhr nach 
bis f5fahren und hatten dort bis zum Dunkelwerden (16 
|e„ 16 l/ä Uhr) die Jagd ausgeübt. Während der Jagd hat- 
Flä«ue ihre Butterbrote gegessen und gemeinsam ein 
O h e n  Schnaps getrunken. Nach Beendigung der 
4« Pflegfen die drei Jagdfreunde noch ein geselliges 
sie le n sem  in Gastwirtschaften anzuschließen, bei dem 
auoc ann auch Alkohol zu sich nahmen. So hatten sie 
¿Jcjm Unglückstage verschiedene Gastwirtschaften auf-

tni îe Kl. nimmt als Witwe des Getöteten und für ihre 
(Je „' "jährigen Kinder den Bekl. auf Ersatz aller Scha­

rs  ""d Zahlung einer Unterhaltsrente in Anspruch, 
an- as. LG. hat durch Urteil v. 1. März 1940 die KJage- 
öa« rJcAe dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. 
8tw-0LQ- hat durch Urteil v. 30. Juli 1940 die Klage ab- 
•olrylesen- Das RO- hob auf und verwies die Sache aus 

Äe"den Gründen an das BG. zurück.
"len4? BG- ha* angenommen, daß der Bekl. den Zusam- 
in unter der Einwirkung des genossenen Alkohols
den flrlässiger Weise dadurch herbeigeführt habe, daß er 
haLVOr 'hm fahrenden Lastzug zu überholen versucht 

e> obwohl ihm auf der anderen Straßenseite ein Last- 
f  ^ntgegengekommen sei.

pet1i7er den Alkoholgenuß des Bekl. hat das BG. fol- 
Qa ,e Feststellungen getroffen: Der Bekl. habe in der 
Qla'w'rtschaft in W. drei Steinhäger und ein bis zwei 
Bi«8 Bier, in B. zwei Steinhäger und etwa drei Glas 

Und in der Bahnhofswirtschaft O. etwa dasselbe 
fre„unken. Schon während der Jagd hätten die drei Jagd- 
¿i' ndc gemeinsam ein Fläschchen Steinhäger getrunken. 
h0i .Blutprobe habe ergeben, daß der Bekl. 1,95 /oo Alko- 

"n Blut gehabt habe. Es möge sein, daß der Bekl.

drei Männer und die Art, wie ihre Jagdausflüge vor sich 
gegangen seien, insbes., daß sie sich nach Beendigung 
der Jagd gemeinsam dem Alkoholgenuß hinzugeben pfleg­
ten, daß insbes. der Bekl. als Fahrer an der Zecherei teil­
genommen habe. Trotzdem der Bekl. erhebliche Mengen 
Alkohol zu sich genommen habe, habe der Verunglückte 
sich ihm, wie auch früher immer, für die nächtliche Nach­
hausefahrt anvertraut. Es könne nicht angenommen wer­
den, daß die beiden Mitfahrer die Folgen der Gefahren, 
in die sie sich begaben, den Bekl. tragen lassen wollten. 
Der Umstand, daß der Bekl. gegen Haftpflicht versichert 
gewesen sei, könne die Annahme eines stillschweigenden 
Haftungsverzichts nicht berühren.

Die Rev. beanstandet zunächst, daß das BG. das Be­
stehen einer v e r t r a g l i c h e n  Pflicht des Bekl. zur Be­
förderung des Verunglückten verneint habe, oie macht 
weiter geltend, das BG. habe in rechtsirriger Weise einen 
stillschweigenden Haftungsverzicht des Verunglückten an­
genommen. Sie vermißt insbes. eine Feststellung darüber, 
daß der Verunglückte das Be w u ß t s e i n  gehabt habe, 
daß der Bekl. unter der Einwirkung des genossenen Alko­
hols nicht mehr imstande gewesen sei, ein Kraftfahrzeug 
zu steuern, und daß daher ein Mitfahren mit ihm die Mög­
lichkeit eines Unfalls und einer Gefährdung der Mitfah­
renden in sich schließe. Sie weist in diesem Zusammen­
hänge darauf hin, daß der Bekl. stets vorgebracht habe, 
er unterliege dem Einfluß von Alkohol nicht in dem 
Maße wie andere Personen, da er als Gastwirt an den 
ständigen Genuß von Alkohol gewöhnt sei und im Be­
wußtsein seiner Verantwortung als Kraftfahrer weniger 
getrunken habe als die Jagdfreunde, eine Darstellung, der 
sich auch die Kl. angeschlossen habe. Die Rev. vermißt
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auch eine Feststellung darüber, daß der Bekl. eine etwaige 
Verzichtsbereitschaft der Jagdfreunde erkannt und ver­
traglich a n g e n o m m e n habe. In diesem Zusammen­
hänge weist sie insbes. darauf hin, daß der Bekl. gegen 
Haftpflicht versichert gewesen sei, daß diese Tatsache als 
Mittel der Auslegung des Verhaltens der Beteiligten her­
anzuziehen und daß sie insbes. in dem Sinne zu deuten 
sei, daß der Versicherte nicht gesonnen gewesen sei, sich 
v?.n. se*ner Haftung befreien zu lassen, vielmehr seinen 
Mitfahrern die Vorteile dieser Versicherung nicht habe 
entziehen wollen.

Der Rev. ist zuzugeben, daß das angefochtene Urteil in 
mehrfacher Hinsicht zu rechtlichen Bedenken Anlaß gibt. 
Zwar gibt die Feststellung des BO., daß der Bekl. den 
Verunglückten nicht in Erfüllung einer Vertragspflicht, 
sondern aus Gefälligkeit unentgeltlich mitgenommen habe, 
zu rechtlicher Beanstandung keinen Anlaß.

Das BO. hat die Feststellung, daß der Verunglückte 
auf die Haftung des Bekl. für Fahrlässigkeit stillschwei­
gend verzichtet habe, unter Berücksichtigung des Um­
standes, daß die Beteiligten seit langen Jahren Jagd­
freunde seien und der Bekl. die Freunde aus Gefälligkeit 
unentgeltlich mitgenommen habe, insbes. auch darauf ge­
gründet, daß die Beteiligten sich nach Beendigung der 
Ja&d gemeinsam dem Alkoholgenuß hinzugeben pflegten, 
und daß auch am Unglückstage der Bekl. unter der Wir­
kung des Alkohols gestanden habe. Das BO. hat dazu 
ausgeführt: „Der Ehemann der Kl. wußte oder mußte 
w i s s e n , daß der Genuß von Alkohol selbst in kleinen 
Mengen wegen der damit verbundenen nachteiligen Be­
einflussung der Sinne und Nerven für einen Kraftfahr­
zeugführer, der noch eine Fahrt vor sich hat, schlechthin 
unzulässig ist und erfahrungsgemäß die größten Gefahren 
für die Wageninsassen wie auch für dritte Personen her­
beiführen kann.“ Diese Feststellung reicht aber nicht aus, 
um die Annahme eines stillschweigenden Haftungsver­
zichts des Verunglückten als begründet erscheinen zu las­
sen. Wie der Senat in ständiger Rspr. — aus neuerer Zeit 
vgl. insbes. die Urteile v. 18. Mai 1938, V I302/37: IW. 
1938, 2 2 7 8 RGUrt. v. 15. Juni 1938, V I13/38: JW. 1938, 
235435; RGUrt. v. 25.Febr. 1939, V I235/38: VAE. 1939, 
201 Nr. 274 — angenommen hat, genügt zur Annahme 
eines stillschweigenden Haftungsverzichts (wie auch zur 
Annahme eines Handelns auf eigene Gefahr) nicht, daß 
der Mitfahrer mit einer Einwirkung des Alkohols auf die 
I ähigkeit des Fahrers zur sicheren Lenkung seines 
Wagens hä t t e  rechnen müssen,  sondern ein still­
schweigender Haftungsverzicht kann nur angenommen 
werden, wenn der Mitfahrer sich auch tatsächlich b e ­
wuß t  gewesen ist, daß der Fahrer infolge des genos­
senen Alkohols nicht mehr in der Lage war, den im Kraft­
verkehr erforderlichen Aufgaben zu genügen (so schon 
RGZ. 141, 262 [266] = JW. 1933, 2389’). Das Vorliegeu 
dieses Bewußtseins bei dem Verunglückten hat das BG. 
nicht mit .genügender Deutlichkeit festgestellt. Insbes. ist 
nicht deutlich erkennbar, was das BG. eigentlich feststellen 
wollte, wenn es ausführte: „Der Ehemann der Kl. wuß t e  
ode r  mußte w i s s en ,  daß der Genuß von Alkohol 
selbst in kleinen Mengen wegen der damit verbundenen 
nachteiligen Beeinflussung der Sinne und Nerven für einen 
Kraftfahrzeugführer, der noch eine Fahrt vor sich hat, 
schlechthin unzulässig ist und erfahrungsgemäß die größ­
ten Gefahren für die Wageninsassen wie auch für dritte 
Personen herbeiführen kann.“  Es hat den Anschein, als 
ob das BG. nicht das Wi ssen  des Verunglückten, ’son­
dern nur das W i s s e n m ü s s e n feststellen wollte’. Zur 
Feststellung des für die Annahme eines Haftungsverzichts 
erforderlichen B e w uß t s e i n s  der Möglichkeit der Ge­
fährdung würde insbes. nötig sein, festzustellen, ob und 
inwieweit bei dem Bekl., der als Gastwirt an den Genuß 
von Alkohol gewöhnt gewesen sein soll, der vor der Un­
glücksfahrt genossene Alkohol sich ä u ß e r l i c h  e r ­
k e nn b a r  so ausgewirkt hat, daß auch der Verunglückte 
e r k a n n t  hat ,  der Bekl. werde nicht in der Lage sein, 
den Anforderungen des Kraftfahrzeugverkehrs noch zu 
genügen. Bisher fehlt es an genügenden Feststellungen 
darüber, welchen Eindruck der Bekl. in dieser Hinsicht 
bei Beginn und während der Heimfahrt auf den Ver­
unglückten gemacht hat. Nach der Erfahrung des Lebens 
ist es sehr wohl möglich, daß ein an den Genuß von

Alkohol gewöhnter Gastwirt äußerlich durchaus noch d 
Eindruck eines besonnenen und sicheren Fahrers rriacn > 
und daß unter diesen Umständen der Verunglückte 
die Möglichkeit einer Gefährdung nicht gedacht hat. u 
Gegenteil zu beweisen, würde Sache des Bekl. sein. u ' 
BG. wird daher den Sachverhalt in dieser Richtung a 
näher aufzuklären haben. Dabei wird zu beachten se ' 
daß, auch wenn das B e w uß t s e i n  des Verunglück 
von der Möglichkeit einer Gefährdung nicht festgest 
werden könnte, möglicherweise ihm ein mitwirkendes, 8 
maß §254 BGB. zu berücksichtigendes Verschulden 111 
weit zur Last fallen könnte, als er bei Anwendung' “ 
erforderlichen Sorgfalt die Möglichkeit einer Gefährd“ * 
hä t t e  e rkennen  können (vgl. u. a. RGUrt.
18. Mai 1938, V I302/37: JW. 1938, 227812). v r.

Das BG. hat den stillschweigenden Abschluß eines „ 
zichts V e r t r ag e s  festgestellt, mithin angenommen. % , 
der Bekl. ein entsprechendes Angebot des Verunglue«• 
stillschweigend angenommen habe. Auch diese r 
Stellung des BG. ist nicht ausreichend begründet. Das 
stellt fest, daß der Bekl. gegen Haftpflicht versichert w 
ist aber der Meinung, dieser Umstand könne die Annan 
eines stillschweigenden Haftungsausschlusses nicht her 
Hussen. Dem kann nicht beigetreten werden. Wie der 
nat wiederholt ausgesprochen hat (vgl. u. a. RGUrt-' v 
28. Mai 1934, VI 72/34: JW. 1934, 2033; RGUrt. v. 9.
1936, V I171/36: JurRdschPrVers. 1937, 9; RGUrt. V.3-D,) 
1938, V I116/38: DAR. 1939 Nr. 6 S. 13 = VAE. 1^9’S  
ist die Tatsache, daß der Kraftfahrer gegen HaApu'.eS 
versichert ist, ein wichtiges Mittel der Auslegung. s 
Willens der Beteiligten. Nach der Erfahrung des Een 
kann der Umstand, daß der Kraftfahrer, falls er aus f 3\ i 
lässigkeit im Kraftverkehr in Anspruch genommen 
durch eine Versicherung gedeckt ist, sehr wohl %
Schluß rechtfertigen, daß der Kraftfahrer n i ch t  ^ '¡ ¡e

. d i *
wenn es sich, wie im vorliegenden Falle, um langj^rl‘

Vor/
wei i (ft

sein wird, den von ihm beförderten Fahrgast der 
aus dieser Versicherung zu berauben, um so 
wenn es sich, wie ir ~ '' ~ "
Jagdfreunde handelt.

(RG., VI. ZivSen., U. v. 21. Jan. 1941, VI 100/40.)

** 2. RG. -  § 823 BGB.; § 185 StGB. Die sogef^J 
vorbeugende Klage auf Unterlassung von Eingriffen , 
vom Gesetz geschützte Rechtsgüter, z. B. die Ehre, st,eS 
keine unerlaubte Handlung, also kein Verschulden c. 
Täters voraus; ein objektiv rechtswidriger Eingriff s
nÜg<‘ .. ¿cg

Die Kl. machte im Jahre 1931 die Bekanntschaff pef 
Bekl. und trat im Jahre 1936 mit ihm in Verkehr- ^  
Bekl. besuchte sie in ihrer Wohnung, sie kam auch ?”£|1 
seinem Wohnort O., zudem trafen sich beide an m» ], 
Orten. Von einer 1936 unternommenen Sommerreisc 11 0[) 
Südtirol richtete die Kl. an den Bekl. eine Rcil1 «rref- 
Briefen und Karten und blieb auch weiterhin in 
Wechsel mit ihm. Beide duzten sich und hatten auch Vje 
schlechtsverkehr miteinander. Im Sommer 1936 nahm ¡c 
KI. vom Bekl. einen Verlobungsring an. Sie erwogi ' s. 
sie angibt, eine Heirat mit dem Bekl. unter der Vof%. 
Setzung, daß sein Einkommen und Vermögen auskoij1 £ 
lieh sei. Mit Brief v. 16. April 1939 löste die Kl- \  
Beziehungen zum Bekl. und verlangte die Rückk^ 
eines Ringes, den er ihr nach ihrer Behauptung ,ej 
Sommer 1937 vom Finger gezogen habe. Trotz 
Briefes versuchte der Bekl. immer wieder, sich der 
zu nähern. Er schickte ihr Blumen, Briefe und Kar1 
wobei er sie duzte und Vorschläge zu einer Zusamt» . 
kunft machte. Die Kl. verbat sich durch Schreiben '¡L. 
Prozeßbevollmächtigten v. 19. Sept. 1939 diese An«3 
rungen. s

Mit der Klage verlangt die KI. die Verurteilung 
Bekl. zur Unterlassung der Zusendung irgendweKU, 
Schreiben und Zuschriften (Briefe, Postkarten, Schn, 
stücke, Telegramme usw.) sowie von Blumen, PakMrt 
oder sonstigen Gegenständen an die KL, ferner bege 
sie, daß er es unterlasse, zu erzählen, er sei mi* 
verlobt, und daß er ihr den Ring zurückgebe. m 

Der Anspruch auf Herausgäbe des Ringes hat sich 
Laufe des Rechtsstreits durch Herausgabe erledigt.
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5rkannt^O' ba* ^urc^ Drteil v. 7. Mai 1940 wie folgt

Der Beki. darf keinerlei Schreiben, Blumen oder 
onstige Gegenstände an die Kl. senden. Er darf auch 
pi äußern, er sei mit der Kl. verlobt, 
hiir den Fall der Zuwiderhandlung hat er drei 

Ŝ°nate Haft zu gewärtigen, insgesamt jedoch höch-
zwei Jahre Haft.

Das OLG. hat durch Urteil v. 3. Okt. 1940 die Be­
l’S des Beki. zurückgewiesen.rufunu __

D‘e Rev. war erfolglos.
d9' hat die Unterlassungsklage gemäß §823 

tu» ' “ OB. für begründet erachtet. Es hat angenom- 
’ der Beki. habe gegen § 185 StGB., also gegen ein.U , —v-ivx. u a u u  ö
“F-gesetz i. S. des § 823 Abs. 2 BGB. verstoßen, da 

i» i?, Rh aufs gröblichste beleidigt habe. Hierzu hat

n n Ihr begründet erachtet. Es hat angenom-
Hu
er.
‘las Al S 1 VUHV.IIOH. uv. IUUI6. P.TOV. ------
Schro-u 1 folgendes festgestellt: Die KI. habe in ihrem 
löbni 6n v- APr‘l 1939 den Rücktritt von dem Ver- 
sae„ sKcrhlärt. Dieses Schreiben habe eine deutliche Ab- 
hnd öccieutet und sei auch vom Beki. als solche emp- 
1(1 ^  Worden. Trotzdem habe der Beki. sich von der 
Stellt ' i ferngehalten, sondern er habe sich so einge- 
ilit A a's ob er noch weiter ihr Verlobter sei. Er habe 
über ?̂schenke übersandt, insbesondere Blumensträuße 
seinpn” helt. Er habe sie auch weiterhin geduzt und ihr 
3i. 0, Liebe zum Ausdruck gebracht. So habe er am 
he’r7- r. 1939 an sie geschrieben: „Mein inniggeliebtes 
in alp s Frauchen! Immer und immer gedenke ich Dein 
süch+ r f reuer Liebe und habe große, sehr große Sehn- 
Wjr nach Deiner uneingeschränkten Liebe. Wo wollen

14Ul'd Uu treffen?“  Auf diesen Ton seien die 72 Briefe 
nJch , Telegramme abgestimmt, die der Beki. der Kl. 
Der „dem 16. April 1939 bis Mai 1940 geschickt habe.

“ e d. habe sich nicht nur in Zärtlichkeitsausbrüchen 
San» er der Kl. ergangen, sondern sie auch an ver- 
fe v re Liebesstunden erinnert und künftige herbei- 
“eki Seine schriftlichen Äußerungen habe der
Frau’ auf Postkarten, teilweise auf solche mit nackten 
gen ^gestalten, gesetzt und diese dann in Briefumschlä­
ge i?.er Kl. zugesandt. Er habe auch Telegramme an 
Inhau • aufgegeben und dadurch den Postbeamten den 
Sran Se’ner Äußerungen bekanntgegeben. Mit Tele- 
geff!:*? v- 26. Dez. 1939 habe er die Kl. unverblümt auf- 
^hvei rt’ m’t ihm im Hotel in G. geschlechtlich zu ver-

A 8 8G. hat angenommen, das geschilderte Verhalten 
der tp h bedeute eine Herabwürdigung und Beleidigung 
lob,j •> Vor allem weil er ihr nach Auflösung der Ver- 
W t S Qeschlechtsverkehr angesonnen habe, und zwar 
Wei0, nur ihrer Wohnung, sondern auch in irgend- 
Wp Gasthöfen, und weil er verschiedentlich seine 
Vk+rUngen au{ Postkarten gesetzt habe, welche Bilder 

ter Frauengestalten enthalten hätten. 
bestas BG. hat sodann geprüft, ob Wiederholungsgefahr 
VJ. he- Es hat dies bejaht, da bei dem aufdringlichen 
<W”a«en des Beki. und der Unzahl der schriftlichen 
nic],/Ungen, mit denen er die Kl. überschüttet habe, 
fön» bezweifelt werden könne, daß er sein Treiben 

P eD-en werde.
9envgen die Zulässigkeit der Rev. bestehen keine Be- 
U  «»• Es handelt sich um einen nichtvermögensrecht- 
iW JL Anspruch, so daß die Rev. ohne Rücksicht auf 

rt <fes Beschwerdegegenstandes zulässig ist (§ 546 
aadp v Daran wird auch durch den Umstand nichts ge- 
SeriM.7 daß es sich um die Rev. gegen ein oberlandes- 
MaR , ches BU. handelt, das gemäß §9 der VO. über 
Uh.i n.ahmen auf dem Gebiete der Gerichtsverfassung 
eine r Rechtspflege v. l.Sept. 1939 (RGBl. I, 1658) über 
erkan̂ rufung gegen ein amt sger i ch t l i ches  Urteil

fol^i-hlich aber können die Rügen der Rev. keinen Er- 
? haben.

SCh„ ?. B<J. stellt fest, daß die Kl. mit dem erwähnten 
Be‘,,e’ben v. 16. April 1939 — in dem sie sich jeden 
brn/u 905 Beki. verbittet und sogar von Hausfriedens-
änd ” , sPricht — das Verlöbnis mit dem Beki. aufgelöst ..,“Q rl,o o. -  -u—u.-.u— daß es

ihrer Ab­
ibr , l̂e, Beziehungen zu ihm abgebrochen hat 
Wpp, tI’ it Ernst gewesen ist und daß sie an il

Unii immer folgerichtig festgehalten hat; es stellt

ferner fest, daß diese deutliche Absage von dem Beki. 
auch als solche empfunden worden ist. Die Angriffe der 
Rev. gegen diese Feststellung Ronnten keinen Erfolg 
haben. Das Telegramm v. 27. Mai 1939 enthält nicht nur 
kein sachliches Entgegenkommen, sondern im Gegenteil 
erneute Abwehr gegen die Annäherungsversuche des 
Beki. Auf die angeblichen Äußerungen der KL, „sie habe 
an dem Beki. nichts auszusetzen und möchte gern zu­
rück, wolle sich aber jetzt noch nicht mit ihm ver­
tragen“ , kann sich der Beki. schon deshalb nicht be­
rufen, weil er trotz Aufforderung der Kl. nicht ange­
geben hat, wann und zu wem die Kl. diese Äußerungen 
getan haben soll; einer Ausübung des richterlichen 
Fragerechts bedurfte es nach der ganzen Sachlage nicht, 
auch ist von einer eidlichen Vernehmung der KI. über 
diese Behauptungen mit Recht Abstand genommen 
worden.

Geht man hiervon aus, so ist dem BG. darin beizu­
treten, daß in dem Verhalten des Beki. eine Beleidigung 
i. S. des § 185 StGB., eine widerrechtliche Verletzung 
der Ehre der Kl. zu erblicken ist. Daß der Beki. trotz 
der in dem Schreiben der KI. v. 16. April 1939 enthal­
tenen deutlichen Absage, die er auch als solche erkannte, 
sich gleichwohl auch weiterhin zu ihr so einstellte, als 
ob er noch ihr Verlobter sei, ihr in 72 Briefen und 
14 Telegrammen fortgesetzt seine Liebe zum Ausdruck 
brachte und dabei nicht nur ständig sie an vergangene 
Liebesstunden erinnerte, sondern auch künftige herbei­
wünschte, insbesondere ihr in nicht mißzuverstehenden 
Wendungen Geschlechtsverkehr nicht nur in ihrer Woh­
nung, sondern auch in irgendwelchen Gasthöfen ansann, 
daß er sich diesen Aufforderungen verschiedentlich auch 
der Bilder nackter Frauengestalten bediente, die er mit 
entsprechenden Unterschritten versehen hatte, und daß 
er endlich sogar in Telegrammen, deren Inhalt not­
wendig zur Kenntnis Dritter, nämlich der Telegraphen- 
beamten, gelangen mußte, seine Zumutungen zum Aus­
druck brachte, ist vom BG. ohne Rechtsirrtum als Her­
abwürdigung und Mißachtung der KI. angesehen worden. 
Wenn es an sich auch keinen Ausdruck der Mißachtung 
bedeutet, daß ein Mann seine frühere Verlobte bittet, 
das Verlöbnis wiederherzustellen und ihn zu heiraten, 
so handelt es sich doch um eine schwere Kränkung der 
Frau, wenn das Verlangen in einer Art und Weise ge­
äußert wird, wie es hier geschehen ist. Mag auch die 
Übersendung von Postkarten, auf denen künstlerische 
weibliche Akte’ nachgebildet sind, an sich im allgemeinen 
nicht zu beanstanden sein, so liegt der Sachverhalt doch 
anders, wenn, wie es der Beki. in seinem Brief vom 
21. Okt. 1939 getan hat, die Abbildung einer nackten 
Frauengestalt mit der Unterschrift versehen wird: „So 
habe ich Dich schon oft gehabt, mein Liebling“ , oder 
wenn, wie in dem Brief v. 19. Jan. 1940, die Abbildung 
einer nackten Frauengestalt mit der Aufforderung über­
sandt wird: „Schenk mir bitte bald wieder Deine unbe­
schränkte Liebe!“  Daß solche Zusendungen an die frü­
here Verlobte nach dem Abbruch der Beziehungen eine 
Mißachtung und Herabwürdigung darstellen, kann kei­
nem Zweifel unterliegen. Der Umstand, daß die Kl. dem 
Beki. während der Verlobungszeit wiederholt die Bei­
wohnung gestattet hatte, berechtigte den Beki. nicht, ihr, 
nachdem sie sich von ihm losgesagt und ihm deutlich zu 
Gemüte geführt hatte, daß sie von ihm nichts mehr 
wissen wolle, gleichwohl die früheren Vorkommnisse 
immer wieder vorzuhalten und sie sogar auch jetzt noch 
zum Geschlechtsverkehr aufzufordern. Was die Tele­
gramme betrifft, so kommt es nicht darauf an, daß die 
Telegraphenbeamten zur Verschwiegenheit verpflichtet 
waren. Es genügt, daß diese Beamten von dem Inhalt 
der Telegramme Kenntnis erhielten. Wenn es in dem 
Telegramm des Beki. v. 26. Dez. 1939 hieß: „Gedenke 
Dein Niedersächsischer Hof. Wann, wo wollen wir wie­
der soooooo glücklich sein???“ , so war hier für die 
Beamten deutlich erkennbar, daß es sich um eine Auf­
forderung zum Geschlechtsverkehr im Hotel handelte, 
um so mehr, als ein Telegramm v. 25. Dez. 1939 vorher­
gegangen war: „Wann bist Du wieder in Deiner Woh­
nung allein, möcht gern mit Dir wieder sooo glücklich 
sein.“  Der Umstand, daß der Beki. derartige Aufforde­
rungen telegraphisch an die Kl. richtete, also in einer
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Weise, daß sie notwendig zur Kenntnis der Beamten ge-
Ä Rm,i ! ten’ bei den BeanJten den Eindruckder Mißachtung der Kl. erwecken.

Hiernach ist der objektive Tatbestand eines wider­
rechtlichen Eingriffs in das geschützte Rechtsgut der 
Ehre der Kl. gegeben. Die Rev. meint, daß eine vor- 
beugende Unterlassungsklage nur gerechtfertigt sei, wenn 
der, ,r ,at(rr auch das Bewußtsein von der Rechts­
widrigkeit und dem beleidigenden Charakter seiner 
Äußerungen gehabt habe. Dem kann jedoch nicht bei-
wntrHten-'rerd! n<: ^ ie in der Rspr- stän<%  angenommen worden ist, setzt die sog. vorbeugende Klage auf Unter­
lassung von Eingriffen in vom Gesetz geschützte Rechts- 
£uter geine unerlaubte Handlung, also kein Verschulden 
des Jäters voraus; ein objektiv rechtswidriger Eingriff 
genügt (vgl. z. B. RGZ. 140, 392 [4021 =  JW. 1932 
2858 ; RGZ. 148, 114 [1231 =  JW 1935 27238- RGz' 
15Ö 372 [374] =  JW. 1937, 3105«; Robrt v.’ 5 Juli'
PT P"+V r>8 a/3o in™ )939> 2009 2> sowie Erl Buch der RGRate, 9. Aufl. 1939, Bd. lf, S. 706).

Das Vorliegen der — die Voraussetzung der vorbeu- 
genden Unterlassungsklage bildenden — Wiederholungs­
gefahr ist vom BG. tatsächlich festgestellt wordtn. 
Hierbe! handelt es sich um eine Frage tatsächlicher 
bJatur, die in der Revlnst. nur dann nachzuprüfen ist, 
wenn dah BG. von unrichtigen rechtlichen Gesichts-
?o^kteon70QÛ geP ngen,.ist (ROZ- 148> 114 ['191 =  JW. 1935 2723 8) Irn vorliegenden Falle läßt die Feststel- 
lung keinen Rechtsirrtum erkennen und ist daher von 
der Rev. hinzunehmen. Wenn das BG. aus dem auf- 

y.erbalten des Bekl. und der Unzahl der 
schriftlichen Äußerungen, mit denen er die Kl. über­
schüttet hat, den Schluß gezogen hat, daß die Gefahr 
der Fortsetzung dieses Verhaltens bestehe, so ist hier- 
gegen rechtlich nichts einzuwenden. Demgegenüber kann 
es nicht ins Gewicht fallen, wenn der Bekl. im Laufe 
des Rechtsstreits weitere Belästigungen der Kl. unter­
lassen haben sollte. Der Umstand, daß der Bekl. nach 
dem ärztlichen Zeugnis v. 29. Febr. 1940 unter den Fol- 
gen eines reaktiven Nervenzusammenbruchs gelitten hat 
und sich von dessen Auswirkungen noch immer nicht 
ganz treimachen kann, und daß er angeborener Neur­
astheniker mit außergewöhnlich gesteigerter seelischer 
Erregbarkeit ist, ist nicht geeignet, die Feststellung der 
Wiederholungsgefahr zu erschüttern. Im Gegenteil wird 
bei solcher Sachlage eher mit einer Wiederholung der 
Belästigungen gerechnet werden können, als bei einem 
völlig gesunden Menschen.
11 d*e R?v‘ encB*ch meint, die Verurteilung zur
Unterlassung sei gegebenenfalls auf die im BU. hervor- 
gehobenen Belästigungen — Ansinnen von Geschlechts­
verkehr unter Übersendung der Bilder nackter Frauen­
gestalten oder in Telegrammen — zu beschränken, so 
kann auch dem nicht gefolgt werden. Unter den ge­
schilderten Umständen, insbesondere mit Rücksicht auf 
k a  umfang und Schwere der erfolgten Belästigungen, 
bedeutet jedes weitere Eindringen des Bekl. in die 
Kreise der Kl., sei es die Übersendung von Schreiben, 
Blumen oder sonstigen Gegenständen, sei es die Äuße- 
rung, er sei mit ihr verlobt, eine neue Mißachtung der 
KL, mithin einen rechtswidrigen Eingriff in das ge-
reditVeftigteĈ Ŝ Û ^  ^ re’ ^er Ünterlassungsklage 

(RG., VI. ZivSen., U. v. 11. Febr. 1941, V I116/40.) [He.]

lässig, das sich mit der Berufung gegen ein amtsgerid1 
ltches Urteil über einen nichtvermögensrechtlichen Ä 
Spruch befaßt. Der erwähnte Grundsatz wird, wenn , 
Revisionswertgrenze überschritten ist, aber namentP 
auch bei vermögensrechtlichen Prozessen zu beacht» 
sein, für die das AG. ohne Rücksicht auf den Wert “ 
Streitgegenstandes sachlich zuständig ist, oder bei den» 
die sachliche Zuständigkeit des AG. von den Streiften 
für einen wertmäßig an sich vor das LG. gehören“» 
Eall vereinbart ist. Schon diese Beispiele zeigen, daß 8 
die Tore des höchsten Gerichtshofes für zahlre|C 
Rechtsstreitigkeiten neu geöffnet werden, die bis f  
VeremfVO. der Rev. unzugänglich waren. Kann “ 
wirklich rechtens sein?

Die Antwort hängt davon ab, welcher AuslegU»?? 
methode man folgt. Wer die Sätze des Rechts wie 
freie mathematische Formeln gehandhabt wissen *“'! 
kann sich der Beweisführung des RG. nicht verschlief 
denn, so betrachtet, ist alles in bester Ordnung- " „ 
hingegen danach strebt, den wahren Sinngehalt und 
rechtspolitischen Zweck jeder einzelnen Norm zU - 
füllen, wird dem RG. die Gefolgschaft versagen i»üs ■ 
Was will denn jene VO.? Sie will nur eines: Rechtst 
und Rechtspflege „vereinfachen“ . Obgleich — daraut« 
Michael i s :  AkadZ. 1941, 108 in anderem Zusamt“ ' 
hange hingewiesen — der Personalbestand bei den ß 
teren Gerichten stärker vermindert ist als beim Kl. 
schränkt §7 der 1. VereinfVO. auch die Revisioflsm®. 
lichkeiten sehr beträchtlich ein, indem er die Revis*“®’, 
wertgrenze auf 10000#.*, d. h. um nicht weniger als 1 
ihres bisherigen Betrages erhöht. Das ist eine sehr radt»« 
Vereinfachung! Unter diesen Umständen spricht n>c“’r 
aber auch gar nichts dafür, der Gesetzgeber habe i“ . 
selben VO. zugleich auf der anderen Seite neue Revis'011̂  
möglichkeiten erheblichen Ausmaßes schaffen yroW.M. 
und überdies noch, obwohl durch die (damalige) v r 
Pflanzung der Berufung an das OLG. ohnehin schon 
Rechtsmittelzug gegen amtsgerichtliche Urteile mit ff. 
ßeren Garantien ausgestattet worden war. Dazu hätte JnnnU i>^. „11. ____ -i  ̂„ „ „  . - t ~r-C]}UB
Rechtsmittelzug gegen amtsgerichtliche Urteile m» = :a 
ßeren Garantien ausgestattet worden war. Dazu hätte J. 
auch vor allem am 1. Sept. 1939 keinerlei Veranlass“^  
bestanden. Man wird somit aus praktischen Erwägt“1®  ̂
§ 545 Abs. 1 ZPO. durch Auslegung dahin beschränk e 
müssen, daß man die Rev. nur  immer  gegen s° n
oberlandesgerichtlichen U r t e i l e  zuläßt, in de“ 
über  das U r t e i l  eines LG. befunden wor r t  
ist. Dm gegenteilige Ansicht ist zwar dem äuü% 
Wortlaute des Gesetzes nicht zuwider, entspricht 
nicht seinem Sinn und Zweck; ihre Auswirkung " , ,f 
sogar die Rechtspflege und die Rechtsuchenden geJLr 
wahrend des Krieges ohne jeden triftigen Grund 
Gebühr belasten.

Angesichts der Bedeutung der Sache dürfte
itn e n tis p h p  In+£»mrA,fo+iz'in zlti.-r.iL A  ___i.____Rar

Anmerkung: 1. Seit der 1. VereinfVO. gibt es in 
Zivilsachen zwei  Ar ten  von ober l andesger i ch t -  
i i chen B e r u f ung s u r t e i l e n ,  nämlich solche in 
denen das LG., und solche, in denen das AG. Erst- 
gencht wan Es ist von großer praktischer Bedeutung, 
daß das RG. ausdrücklich — übrigens wie stillschwei- 
gend vorher schon; vgl. z. B. RG.: DR. 1941, 7801* — hin­
sichtlich der Revisibilität alle diese oberlandesgericht- 
lichen zivilprozessualen Berufungsurteile g le ich be ­
handel t ,  und zwar ohne Rücksicht darauf, ob im 
ersten Rechtszuge, wie früher allein möglich, das LG 
entschieden oder ob die Berufung an das OLG. gemäß 
§ er ^reiP^yO\ gegen ein amtsgerichtliches Urteil 
gekämpft hat. Folgerichtig erklärt das RG. insbesondere 
die Rev. gegen ein oberlandesgerichtliches Urteil für zu­

authentische Interpretation durch den Gesetzgeber sfyn 
erwünscht sein. Denn obgleich seit der 2. Verein'^. 
v*.} ®\SfPk Ü̂40 (RGBl. I, 1253) die landgerichtlich“ „ j  
standigkeit in Berufungssachen wiederhergestellt ist ».{ 
somit die Frage künftig an Gewicht verlieren wird, h«'. ¡. 
doch besonders für die Zeit zwischen den beiden Ver“1 
VO.en erhebliche Bedeutung. .

2. Die vorbeugende Unte r 1 assungskJ*Ar 
zum Schutze persönlicher Rechtsgüter ist nicht dinghc V 
Natur; der mit ihr geltend gemachte Anspruch he1? 
nicht, wie bei der Eigentumsfreiheitsklage, auf der vc 
letzung eines ausschließlichen (absoluten) Rechts, 
dern auf der widerrechtlichen Störung des allgeinei*1 ̂  
Rechtskreises des Kl. Sie hängt daher viel enger * 
jene sachenrechtliche Klage mit dem Recht der W  \ 
Iaubten Handlung .zusammen. Nichtsdestoweniger ' 
dem RG. darin zuzustimmen, daß sie kein 
schulden des Bekl. voraussetzt. Das ist aller»1“®, 
nicht, wie das Urteil sagt, in der Rspr. ständig 
nommen worden, sondern erst allmählich ist diese 
negatorische Unterlassungsklage bei bloß gegensta« 
lichem i pch+uw idrio-pm  r; H'  i,---------------- 1. .vor» _lichem
Vom

l rechtswidrigem Eingriff herausgearbeitet vvor<R“; 
. -... Standpunkte des nationalsozialistischen Ordnuns 

gedankens aus ist daran doppelt festzuhalten. . t 
3. Auch das Ergebnis  des Urteils befr iedig.  

Es bedeutet allerdings einen sehr erheblichen richtê  
liehen Eingriff in höchstpersönliche Angelegenheiten 
etwa vergleichbar mit der schon längst anerkannt



LIaSe des einen Ehegatten gegen den anderen aufUnter- 
?.Sse» ehebrecherischer Beziehungen. Nachdem heute 

Wdividualistische Weltanschauung überwunden ist, 
°'st recht nicht einzusehen, weshalb in solchen An- 

enheiten der Rechtsschutz versagt werden sollte; er
11« a1.  I ■ 1 _ 1.    /  1 A ... A • M A A Ia n Wp 1 O K O 11 C
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d e r von Bedeutung sein: handelte es sich um ein 
Veu ,liciles Verlöbnis mit gelegentlichem Geschlechts- 
tL ! ^ r oder um ein lockeres Verhältnis oder um ein 
Du , liches Zusammenleben? (vgl. hierzu meine Anm.IQ/lH men £ \ i_i„i o+ura Mahpt CTP -

'“uiviuuaiisiiscne wciiaiDumuung uuww«»-«.
erst recht nicht einzusehen, weshalb in solchen An- 

i ,  figenheiten der Rechtsschutz versagt werden sollte; er 
vvi! v'elmehr um eines geordneten Gemeinschaftslebens 

len als durchaus notwendig anerkannt werden.
«J.,ri übrigen ist zu betonen, daß das Urteil nicht etwa 
. Iede r a n n ä h e r u n gs v e r s u c h e des ehemaj i -  

Ver lobten schlechthin untersagt; es richtet sich 
eil gegetl eine bestimmte verwerfliche Art solcher 

. ersuche, hat also insofern nur eine recht enge Bedeu- 
n.n?' Leider haben offenbar weder der Vortrag der Kl. 
S .  ?ie Feststellungen des OLG. dem RG. eine ganz- 
i'üiche Würdigung des Lebensverhältnisses ermöglicht, 
li j*re die KI. schon vor dem Verlöbnis in geschlecht- 
Haaul. Hinsicht bescholten gewesen oder hätte sie sich 
(¿"’her zu einem unsittlichen Lebenswandel erniedrigt 
En/ L̂nen solchen fortgesetzt, so hätte das u. U. für die 
vpJi ' wichtig sein können. Aber auch die Art der 
1<a„ ,ssetlen Beziehungen zwischen den Streitteilen.°nnte t~- .____i ~ um m
Jfntlici 
!Lerkehr

‘Lnlicnes ¿usammemeDen < ivgi. merzu muue 
jj.r 040, 2168 f.). Hat sich die KL etwa dabei so ge- 
A “en. daß der Bekl. annehmen durfte, derartige grobe 
st jungen seien gerade die Sprache, die dem Ver- 
He( ?rn,s der Kl. am meisten liegt und die ihr am besten 

Hat die Kl. die bisherigen Beziehungen aus 
W; ?en Gründen oder aus Selbstsucht öder aus Zugel- 
jc fkeit abgebrochen? Alle diese Gesichtspunkte mögen 
ejn'Ur sich unerheblich sein, können aber zusammen 
die faderes Gesamtbild ergeben, etwa dahin, daß sich 
C. Kl. durch das Verhalten des Bekl. nicht ernstlich 
bewert fühlen kann und daß sich ihre Berufung aut 
L , , hrenschutz wenigstens zum Teil als Rechtsnuß- 

üch darstellt.
g /- Mit Recht hat das RG. entschieden, daß die Tele- 
^.¡^hie deshalb nicht als harmloser zu beurteilen waren, 
sin i die Postbeamten zur Verschwiegenheit verpflichtet 
L? und — so könnte man hinzufügen — mit der Inne- 
Wi.'‘üng ihrer Schweigepflicht zu rechnen ist. Gewiß 
Wie etl diese Äußerungen des Bekl. noch schwerer 

wenn sie öffentlich oder auch nur auf offener 
, tkarte gemacht worden wären. Es gibt jedoch den 
Tm hlag, daß der Bekl. durch den I nha l t  der 
¡ [ G r a m m e  die KI. an sich schon gekränkt und da- 
0 noch vor den Beamten bloß ges te l l t  hat.Uac T  11 v o r  d e n  B e a m t e n  u i u u g c a i c m  mal. 
C  letztere ist in ähnlicher Weise rechtswidrig und 

iabWürdigend, als wenn jemand einem zum Schwei- 
L , Verpflichteten Rechtsanwalt aus Anlaß einer Rechts- 
tra,i®> aber ohne Wahrung berechtigter Interessen ver- 

11 lch mitteilt, Frau X. sei rauschgiftsüchtig.
Prof. Dr. W i l he l m  Herschel ,  Frankfurt a. M.

*

dl'*- RG. _  § 839 BGB.; Art. 131 W e im V e r f . ;  G e s . über 
^sekostenvergütung der Beamten. Die Dienstfahri 

Sei, S  ̂elegraphenonerbauführers mit dem Kraftwagen von 
t[p leJH Wohnsitz zu einer Baustelle fällt nicht nur dann in 
tin Bereich der Ausübung hoheitlicher Gewalt, wenn er 
w n behördeneigenen Wagen benutzt, sondern auch dann, 
'Vas* 6-" e*nen sogenannten beamteneigenen AVa ianrt. 
dr.

a c iu c il oU g C liau m cu  u c a iii iv iiv «6v » v .. • — o ,
N r'i,e‘n beamteneigener Wagen ist, ergibt sich aus 
der AusfBest. zum Ges. über Reisekostenvergutungen 
sei, Ramien v. 15. Dez. 1933 (RGBl. I, 1067). Das gilt 
an ,st dann, wenn der Beamte das Eigentum an dem be- 
trl ene>genen Kraftwagen nach Tilgung des Kaufpreises 
0r,,°r,ben hat, denn der Wagen ist aus dem gleichen 
ap,.nde wie ein Dienstwagen in den Dienst der Behörde 
«ow • t und muß von dem Beamten bei einer Dienstreise, 

We>< das nur angängig ist, verwendet werden.
2.Febr. 1938 fuhr der Kl. als Fahrgast in dem 

seik'“ Henkraftwagen des Fleischermeisters W , den w 
der w feuerte, von L. nach K. Während der Fahrt stieß 
u , Wagen mit dem ihm entgegenkommenden 1 ersonen- 

«ttwagen des Telegraphenoberbauführers R. zusam-
6p.n; R. befand sich mit seinem Wagen, der von der 

cbspost als „beamtencigener“  Wagen bezeichnet wird,

auf einer Dienstfahrt von K. nach L. Die Landstraße 
macht dort, wo der Zusammenstoß erfolgte, eine Kurve.
Sie trug damals eine Schnee- und Eiskruste, in die dei 
Verkehr eine schneefreie schmale Fahrrinne gelegt hatte. 
Diese Fahrrinne, auf welcher sich beide Fahrzeuge be­
wegten, und schließlich Kühler gegen Kühler zusammen­
stießen, lag, in der Fahrtrichtung des R. gesehen, mehr 
links von der Mittellinie der Landstraße.

Der KL, welcher bei dem Unfälle einen mehrfachen 
Schädelbruch und einen Bruch des Nasenbeins davon- 
getragen hat, steht auf dem Standpunkte, R. habe den 
Zusammenstoß schuldhaft dadurch verursacht, daß er 
nicht rechts gefahren, namentlich aber dem v°rschntts- 
mäßig in seiner Fahrtrichtung rechts fahrenden W. nicht 
seinerseits nach rechts ausgewichen sei. Für den Scha­
den müsse, so meint der Kl., die Reichspost aufkommen, 
weil R. auf einer Dienstfahrt begriffen gewesen sei und 
in Ausübung hoheitsrechtlicher Aufgaben gehandelt 
habe. Der Kl. verlangt mit der Klage einen Betrag von 
1311,77 SUHL sowie ein angemessenes Schmerzensgeld und 
weiter die Feststellung der Verpflichtung des BekL, ihm 
jeden weiteren bereits entstandenen oder noch entstehen­
den Schaden zu ersetzen.

Das LG. hat den Zahlungsanspruch des Kl. dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt und hat seinem 
Feststellungsanspruch stattgegebenDie Berufung des 
Bekl. ist zurückgewiesen worden.

Das RG. hob das Urteil des BG. auf und verwies die 
Sache an dieses zurück.

Beide Vorinstanzen sind der Auffassung, daß die 
Reichspost dem Kl. für den Unfall nach Art. 131 Weim­
Verf. i. Verb. m. § 839 BGB. einzustehen habe, weil 
der Telegraphenoberbauführer R. in Ausübung öffent­
licher Gewalt die ihm dem KI. gegenüber obliegenden 
Amtspflichten schuldhaft verletzt habe. Zur Begründung 
dessen hat das BG. ausgeführt, daß alle Handlungen, 
die zur Aufrechterhaltung ¡ies Postbetriebs vorgenom­
men würden, dem Bereiche öffentlicher Gewaltausübung 
zuzurechnen seien, auch wenn sie nur mittelbar dazu be­
stimmt seien, den Postbetrieb zu fördern. Dazu nabe es 
gehört, wenn R. in L. Kabel- und Zementkanäle ver­
messen habe. Auch die Fahrt von seinem Dienstwohnsitz 
K. nach L. sei bereits eine dienstliche Verrichtung ge­
wesen, die in Ausübung der ihm anvertrauten oftent- 
lichen Gewalt geschehen sei. Der Umstand, daß er dazu 
einen ihm gehörigen Kraftwagen benutzt habe, sei uner­
heblich, da dies mit Wissen und unter Förderung der 
Postverwaltung geschehen sei. R. sei kraft seines Amts 
verpflichtet gewesen, alle Vorsicht anzuwenden, die aei 
Straßenverkehr von ihm verlangt habe, und zwar naöe 
diese Amtspflicht ihm allen Verkehrsteilnehmern — 
darunter auch dem Kl. -  gegenüber obgelegen. Deshalb 
könne nicht anerkannt werden, daß die Beschädigung 
des KI. von R. etwa nur bei Gelegenheit der Ausführung 
des öffentlichen Dienstes verursacht worden sei, denn 
gerade die ordnungsmäßige Führung des Kraftwage 
habe zu seinen Amtspflichten gehört und sei m Aus­
übung seines Dienstes geschehen. Der Dienst n r K. 
habe nicht erst auf der Baustelle in L., sondern bereits 
mit dem Antritt seiner Dienstreise in K. begonnen. Wenn 
danach R. die Verletzung des KI. fahrlässig verschuldet 
habe, so sei hierfür auf Grund von Art 131 WeimVerf 
die Reichspost dem Kl. an Stelle des .
BG. hat dann weiter festgestellt, daß R. den Unfall 
fahrlässig verschuldet hat, und ist so zu einer Verurtei­
lung der Reichspost gekommen.

Die Rev. wendet sich in erster Lime gegen die grund­
sätzlichen Ausführungen, mit denen das BG die Anwen­
dung des Art. 131 WeimVerf. gerechtfertigt hat Inso­
weit ist dem BU. aber wenigstens im Ergebnisse beizu­
treten Die Erwägungen des BG. verfolgen die Linie, 
auf der sich die jüngere Rspr. des erk. Sen. über die 
Haftung der Hoheitsverwaltungen für die von ihren 
Kraftwagenführern angerichteten Schäden bewegt. So­
weit es sich dabei um die Reichspost handelt, ist vor 
allem auf die grundlegende Entsch. in RGZ. 158, 83 hin­
zuweisen. Diese Entsch. hat mit der früheren Auffassung 
gebrochen, nach welcher die mit dem Betriebe der po­
stalischen Anstalten verbundenen Geschäfte grundsätz­
lich dem bürgerlich-rechtlichen Kreise zugerechnet wur-
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den, und hat jedenfalls für die Briefbeförderung klarge­
stellt, daß die darauf bezügliche Tätigkeit der Reichspost 
— einschließlich der Beförderung der Briefe durch die 
Kraftwagen der Reichspost — als hoheitsrechtliche Tätig­
keit und Ausübung öffentlicher Gewalt anzusehen ist. 
In der weiteren Entsch. des erk. Sen. RGZ. 164, 274 =  
DR. 1940, I68719 ist das gleiche auch für die Paketbe­
förderung ausgesprochen worden. Endlich hat der Senat 
in seinem Urteil v. 21. Juni 1940, 111 116/39, entschieden, 
daß Dienstfahrten, welche der Verwaltung, Leitung und 
Beaufsichtigung des Postwesens dienen, ebenfalls dem 
hoheitsrechtlichen Gebiete zuzurechnen sind. Alle diese 
Entsch. beruhen im letzten Grunde darauf, daß die 
Reichspost hinsichtlich des Betriebs ihrer Anstalten eben 
nicht mehr wie früher einem privatrechtlichen Unter­
nehmer (so noch RGZ. 139, 149 [154] =  JW. 1933, 
1189u) gleichzustellen ist, daß vielmehr für den hier in 
Betracht kommenden Zusammenhang ihre Eigenschaft 
als Hoheitsverwaltung des Reichs in den Vordergrund 
tritt.

Der hoheitsrechtliche Charakter derjenigen Tätigkeit, 
welche die Reichspost auf dem Gebiete des deutschen 
Fernmeldewesens entfaltet, ergibt sich übrigens schon 
unmittelbar aus dem Gesetze über Fernmeldeanlagen v.
14. Jan. 1928 [RGBl. I, 8). Nach § 1 dieses Gesetzes übt 
der Reichspostminister neben dem Reichswehrminister 
das ausschließlich dem Reiche zustehende Recht aus, 
Fernmeldeanlagen zu errichten und zu betreiben. Die 
Tätigkeit der Reichspost auf diesem Gebiete ist demnach 
weder bürgerlich-rechtlich eingestellt, noch bürgerlich­
rechtlich zu beurteilen, sondern ist ein Ausfluß der Staats­
gewalt. Die hiermit in Zusammenhang stehenden Auf­
gaben liegen namentlich den Telegraphenbauämtern ob, 
die den gesamten Baudienst zur Herstellung des Lei­
tungsnetzes usw. zu leiten und zu überwachen haben. 
Da auch der sog. Kabelmeßdienst dazu gehört, war 
jedenfalls die Tätigkeit, welche der Telegraphenoberbau­
führer R. in L. auszuüben hatte, hoheitsrechtlicher Na­
tur und daher öffentliche Gewaltausübung.

Die Rev. macht geltend, weil die Ausübung öffent­
licher Gewalt durch R. frühestens in L. an Ort und 
Stelle begonnen hätte, könne die Zurücklegung des 
Wegs von K. bis zur Arbeitsstelle keinesfalls schon in 
den Umkreis der öffentlichen Gewaltausübung fallen, zu­
mal R. diesen Weg in einem ihm gehörigen (richtiger: 
„beamteneigenen“ ) Kraftwagen zurückgelegt habe. Da­
mit ist die Frage aufgeworfen, welche Bedeutung im 
Rahmen der Amtshaftung allgemein solchen Dienstreisen 
zukommt, die der Beamte im Kraftwagen unternimmt. 
Diese Frage ist hier in der Tat entscheidend. Die Rev. 
versucht, die Reise des R. an Ort und Stelle nach L. 
dem Fall gleichzustellen, daß sich ein Beamter von seiner 
Wohnung aus zu seiner Dienststelle begibt. Eine solche 
Gleichstellung ist jedoch abzulehnen. Denn der Beamte, 
der sich zu seiner Dienststelle begibt, tritt erst dort 
seinen Dienst an. Bis dahin befindet er sich noch nicht 
im Dienste. Hierzu sei bemerkt, daß dies ursprünglich 
auch für die Beamten-Unfallfürsorge in der (t.) Durchf- 
VO. zum DBG. v. 29. Juni 1937 (RGBl. I, 669) zu § 107 
unter Nr. 2 anerkannt war. Die Bestimmung ist dann 
allerdings durch die 2. DurchfVO. zu dem genannten 
Gesetze v. 13. Okt. 1938 (RGBl. I, 1421) zu §107 unter 
Nr. 1 dahin abgeändert worden, daß als Dienst i. S. des 
Abs. 2 auch die Zurücklegung des Weges nach und von 
der Dienststelle gilt. Schon der Ausdruck „gilt“  beweist, 
daß damit über den eigentlichen Begriff des Dienstes 
hinausgegangen wird. Auch sonst kann kein Zweifel 
bestehen, daß es sich um eine nur für die Beamten­
unfallfürsorge getroffenen Sonderregelung handelt. So 
kann in dem hier gegebenen Zusammenhänge der Rev. 
jedenfalls nicht zugegeben werden, daß R., indem er 
sich nach L. hinbegab, nichts anderes getan hätte, als 
wenn er sich in K. zu seiner Dienststelle hinbegeben 
haben würde. Seine Fahrt war vielmehr, wie dies für 
alle Beamten zutrifft, welche außerhalb ihres Amtssitzes 
ein Dienstgeschäft wahrnehmen, eine dienstliche. Hätte 
er dazu einen behördeneigenen Wagen benutzt, so wäre 
auch der Gebrauch dieses Wagens an sich schon ein 
dienstlicher gewesen. Freilich ist nicht jede dienstliche 
Kraftwagenfahrt bereits deshalb Ausübung öffentlicher

[Deutsches Recht, Wochenausgab'

auchGewalt, weil sie eine dienstliche ist. Sie fällt, wie 
die sonstigen dienstlichen Handlungen eines Beatm ’ 
entweder in den bürgerlich-rechtlichen oder in n , 
öffentlich-rechtlichen Geschäftskreis der Behörde, v 
das eine oder das andere zutrifft, muß sich im E,nz 
falle nach Wesen und Zweck der Fahrt bestim®■ 
Steht die Fahrt nur im Zusammenhang mit bürgen' 
rechtlichen (fiskalischen) Angelegenheiten der Behor » 
dann scheidet natürlich die Ausübung öffentlicher 
walt und damit die Anwendung von Art. 131 Weimv j 
von vornherein aus. Dagegen hat die Fahrt ebenso 
zweifelhaft hoheitsrechtlichen Charakter, wenn sie 
mittelbar der Verwirklichung hoheitsrechtlicher , 
(bei der Reichspost z. B. der Briefbeförderung) m 
Es bleibt aber die Frage, wie solche Kraftwagenfaj1* ^  
zu beurteilen sind, die — wie im vorliegende Falle 
zwar nicht unmittelbar i n Erfüllung hoheitsrecht11 
Aufgaben, sondern nur zum Zwecke der Erfuj 
solcher Aufgaben, also etwa zu ihrer V orbe re it-, 
unternommen werden. Die Rev. vertritt hierzu die ^ 
fassung, daß derartige Dienstfahrten eines Beamten ,. 
schließlich dem bürgerlich-rechtlichen Kreise zuzur 
nen seien, und daß der Beamte dabei keine andere 
lung habe, wie jeder sonstige Verkehrsteilnehmer- 
Betrachtungsweise ist jedoch zu eng. Sie ist auch 
die Entwicklung überholt, welche dazu geführt hat, 
Motorisierung .in immer stärkerem Maße der Amts 
Übung der Hoheitsverwaltungen dienstbar zu ma 
und in den Gang ihrer Geschäftsbetriebe einzunan 
Der Rev. ist freilich zuzugeben, daß es im ftm • er 
dem Beamten überlassen sein kann, in welcher V.e , er 
die Dienstreise zu dem Orte ausführen will, an det» 
seine dienstliche Verrichtung zu erledigen hat.
Fälle werden auch heute vielfach Vorkommen bei so;; 
Behörden, die über keine eigenen Kraftwagen ve£;u?ajg 
Es ist nur dann die Pflicht des Beamten, recllt,z ur)g 
zur Stelle zu sein. Die Auswahl und die Benutz 
dienstfremder Transportmittel steht in solchen Fa. j. 
aber in einem solchen Abstand von dem hoheitsre . 
liehen Hauptgeschäft, daß der notwendige innere ^  
sammenhang zwischen beiden fehlt. Benutzt etwa ^
Richter zur Wahrnehmung eines Ortstermins einen

PC
an­

ders, als wenn er die Eisenbahn oder die Straßen^.

■ uviiiv» vv am m.uiuuiig
gemieteten oder einen eigenen Kraftwagen, so ließ* per 
jenseits der Ausübung öffentlich-rechtlicher Gewalt- 
Richter ist dann bloßer Verkehrsteilnehmer, nicm.^

benutzen würde. In ähnlich liegenden Fällen

z '
III 140/37: JW. 1938, 1652«) hat daher der erk-

nutzung eigener Kraftfahrzeuge durch Soldaten 
156, 401 =  JW. 1938, 8662« und Urteil v. 11. März 1938,

Sen-
ve1"die Haftung des Reichs nach Art. 131 WeimVerf- g 

neint. Anders ist es aber, wenn eine Hoheitsvervvau. ^ 
eigene Kraftfahrzeuge in den Dienst ihrer Amg '̂Tf 
stellt. Freilich ist es denkbar, daß die Haltung 
Kraftfahrzeuge auch in der Form eines fiskahsCLJ 
Unternehmerbetriebes aufgezogen werden kann, e.lfCr 
um auf diese Weise den Beamten den Anmarsch zu |. 
Dienststelle oder den Abmarsch zu erleichtern. Ke®aj. 
mäßig aber werden Kraftfahrzeuge bei Hoheitsver' 
tungen um der hoheitsrechtlichen Aufgaben wille" 
halten. Sie haben den Zweck, die Erledigung dieser Cy 
von Geschäften zu fördern und die Beamtenschaft u®-,.ßcbeweglicher und daher auch geeigneter zu machen- j,

A
geschähe der Dienstwagen zu bedienen. Es kann k- ^

Beamten sind dann regelmäßig dienstlich gehalten, 'v̂ ts. 
nicht sogar verpflichtet, sich zur Erledigung ihrer

Rede davon sein, daß die Haltung von Kraftwagen J 
solchen Zwecken nur auf fiskalischem Gebiete läge ? ( 
das Reich insoweit einem privaten Fuhrunterneh|I\,  
gleichgestellt werden könnte. Jedenfalls ist die Be" „ 
zung von Dienstkraftwagen unter den oben genan"1 ¡e 
Verhältnissen eine dienstliche Angelegenheit und f 
steht, wenn der Zweck der Einzelfahrt, sei es auch *! 
mittelbar, der Ausführung eines hoheitsrechtlichen U, 
schäfts dient, damit für die lebensnahe Betrachtung -j 
einem engen, von der Behörde selbst geschaffenen u,ej 
gewollten Zusammenhänge. Das tritt besonders klar n. 
manchen Bezirksverwaltungen, und zwar namentlich D-, 
den Telegraphenbauämtern der Reichspost in Erscb 
iiung. Es ist allgemein bekannt, daß die Reichspost
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?elegraphenbauämter der dienstlichen Notwendigkeit und 
pen Erfordernissen der Jetztzeit entsprechend in erheb- 
“chenr Umfange mit Kraftfahrzeugen ausgestattet hat. 
Gerade dadurch sollten die Bedingungen für eine sach­
gemäße Erfüllung ihrer Aufgaben, die sich der Natur 
öer Sache nach über zahllose Örtlichkeiten des jeweili­
gen Bezirks erstrecken, geschaffen werden. Die Kraft- 
wagenparks der Telegraphcnbauämter bilden daher ein 
notwendiges Zubehörstück, das ihnen für ihre Amts­
tätigkeit beigegeben ist. So läßt sich die dienstliche Be­
nutzung ihrer Kraftwagen — und zwar sowohl derjeni­
gen mit besonderer technischer Einrichtung wie auch der 
*ersonenkraftwagen — von dem Amtsbetriebe dieser 
Behörden schwerlich trennen. Der Amtsbetrieb der Tele- 
Sjaphenämter liegt aber, wie schon ausgeführt, in dei 
Hauptsache auf hoheitsrechtlichem Gebiete. Gerade die 
besondere Ausgestaltung dieser Behörden und ihre An- 
Passung an die technischen Erfordernisse der Jetztzeit 
lal’t den im Wesen dieser Dinge begründeten engen Zu- - 
^uimenhang der Kraftfahrzeugbenutzung mit dem ho- 
"ejtsrechtlichen Dienstbetriebe augenscheinlich werden. 
Die Fahrt des R. würde also in den Bereich der Aus­
übung öffentlicher Gewalt fallen, wenn er einen be- 
’ordenelgenen Wagen benutzt haben würde.

Der von R. benutzte Wagen war indessen ein „be- 
atnteneigener“  Wagen. Was beamteneigene Wagen sind, 
ergibt sich aus Nr. 24 c der AusfBest., die zum Gesetze 
,ber Reisekostenvergütung der Beamten v. 15. Dez. 1933 
RGBl, l, 1067) erlassen sind (veröffentlicht im RBesBl. 
‘933, 192 Nr. 2262 nebst den Änderungen RBesBl. 1937, 
:')7 Nr. 2700). Es handelt sich demnach um Wagen, die 
!ür den Beamten auf Veranlassung der Vorgesetzten Be­
hörde oder im überwiegenden Interesse des Dienstes an- 
Seschafft sind. Die Rcichspost hatte über die beamten- 
eigeneu Kraftwagen in ihrem Bereiche bereits früher, 
’/ud zwar mit Wirkung v. 1. April 1933, eingehende Be- 
5}fjnmungen erlassen (Amtsbl. d. RPM. 1933, 163; Amts- 
.‘Vfg. Nr. 161). Hiernach gelten bei ihr als beamten- 

Hgenc Kraftwagen solche, die den Beamten aus dienst- 
i chem Anlaß zugewiesen, in der Regel aus Mitteln dei 
Reichspost beschafft, betrieben und unterhalten, aber 
nac!' Ablauf einer Tilgungszeit Eigentum des Beamten 
ij/erden. Die Bestreitung der Betriebsunkosten und die 
D'gung des Kaufpreises erfolgt aus der dem Beamten 
2Ustehenden Kraftwagenvergütung (§ 7). Der Beamte 
Unterliegt hinsichtlich der Verwendung des Wagens zum 
1 rivatgcbrauch bis zur Tilgung des Kaufpreises gewis­
sen Beschränkungen; hinsichtlich der rechtsgeschaft- 
nchen Verfügung über den Wagen bleibt er auch nach 
7?r Tilgung des Kaufpreises so lange beschränkt, als 
?le Reichspost die dienstliche Benutzung des Wagens 
Beansprucht (§11) Der Beamte muß sich verpflichten, 
?.lle dienstlich erforderlichen Fahrten, soweit irgend mög- 
>ch, mit dem ihm zugewiesenen Wagen auszuführen
'Aul n « - I  K —•4nUl\/in‘ I DlilOA PAfTAIIiniT

in Betracht. Würde die Haftung des R. aus seiner Amts­
pflichtverletzung (§ 839 BGB.) nicht auf die Reichspost 
übergeo-angen sein, wie es nach Art. 131 WeimVert. der 
Fall ist, sondern wäre sie bei R. verblieben, dann würde 
R sich von ihr nicht durch Berufung auf seine daneben 
bestehende Haftung nach §7 KraftfG. befreien können. 
Denn es ist undenkbar^ daß die Haftung eines Beamten 
für eine von ihm begangene Amtspflichtverletzung um 
deswillen nicht eintreten sollte, weil der Beamte ein 
weit geringeres getan, nämlich eine Gefährdung gesetzt 
hat, die nur die Möglichkeit für die Schadensentstehung 
geschaffen hat, während der Schaden selbst durch die 
Amtspflichtverletzung hervorgerufen worden ist. Ein 
solcher Tatbestand erfüllt nicht die Voraussetzung des 
§839 Abs. 1 Satz 2 BGB., daß der Geschädigte „auf 
andere Weise“  Erfolg zu erlangen vermag. Kann also 
hierdurch die grundsätzliche Haftung des R. aus § 839 
BGB. nicht beeinträchtigt werden, so gilt das auch von 
der Haftung der Reichspost, die nach Art. 131 WeimVert. 
insoweit an die Stelle des R. getreten ist. Die bisherige 
Rspr. hat stets angenommen, daß die Haftung einer 
öffentlichen Körperschaft auf Grund von Art. 131 Weim- 
Verf nicht dadurch beeinträchtigt wird, daß die Körper­
schaft selbst zugleich als Fahrzeughalterin haftet. Der 
vorliegende Fall gebietet die Klarstellung, daß dasselbe 
auch bei gleichzeitiger Haftung des in Betracht kommen­
den Beamten aus §7 KraftfG. der Fall ist.

Nach der Ansicht der Reichspost stehen dem Kl. abei 
auch Schadensersatzansprüche gegen den Fahrer des von 
ihm benutzten Kraftwagens, den Metzgermeister W„ zur 
Seite. Wäre das richtig, und konnte der Kl. auf diese 
Weise Ersatz verlangen, oder hätte er diese Ersatzmog- 
lichkeit schuldhaft versäumt, so würde die Klage nach 
§ 839 Abs. 1 Satz 2 BGB. in der Tat unbegründet sein 
in dieser Hinsicht rügt die Rev. mit Erfolg, daß das BU. 
eine ausreichende Erörterung über das Verschulden des 
W. vermissen läßt. Das BG. hat insbesondere nicht dazu 
Stellung genommen, ob W. wegen der Beschaffenheit 
der an'den Rändern vereisten Straße nicht damit rechnen 
mußte, daß der ihm entgegenkommende R. Schwierig­
keiten beim Ausbiegen haben wurde, und ob W mit 
Rücksicht hierauf nicht verpflichtet war, seine Fahr­
geschwindigkeit soweit herabzumindern, um äußersten­
falls noch rechtzeitig halten zu können. W. hat als 
Zeuge selbst angegeben, daß er erst im letzten Augen­
blicke gebremst habe. Die vom BG. getroffenen Feststel­
lungen schließen es keineswegs aus, daß W. die Dmch- 
fahrt auf der schneefreien Fahrbahn ertrotzen wollte 
oder daß er wenigstens der in der Straßenbeschaffenheit 
begründeten Gefahrenlage nicht genügend Rechnung ge­
tragen hat.

(RG., 111. ZivSen., U. v. 10. Jan. 1941, 1112/40.) [N.J

lp>er Form nur getrottelt woruen, um '-»•»v.
^honende Behandlung der Kraftwagen zu erreichen 

Abs. 2). Für die hier in Betracht kommenden Zu- 
satttmenhänge muß der beamteneigene Wagen, selbst 
^enn der Beamte das Eigentum an ihm nach Itlgung 
?ve.s Kaufpreises erworben hat, dem behordeneigenen 
Tragen gleichgestellt werden, denn er ist aus demselben 
^ runde wie dieser in den Dienst der Behörde gestellt 
Und muß von dem Beamten bei seinen Dienstreisen, so- 
We’t das nur angängig ist, verwendet werden.

Eusammenfassend ergibt sich nach alledem, daß die 
?rUnclsätzlichen Voraussetzungen für die Anwendung des 
6 t  131 WeimVerf. im vorliegenden Falle gegeben sind. 
Das BG. hat auch rechtsirrtumsfrei festgestellt, daß R. 
te  ihm dem KI. gegenüber obliegende Amtspflicht zum 
v°rsichtigen, den Verkehrsregeln entsprechenden Fahren 
Schuldhaft verletzt hat.
.. Eine Inanspruchnahme der Reichspost wurde aller- 
S'ngs nach Art. 131 WeimVerf. und § 839 Abs. 1 Satz 2 
,"QB. ausgeschlossen sein, wenn der Kl. auf andere 
Feise Ersatz zu erlangen vermöchte. Der Umstand, daß 
'• in seiner Eigenschaft als Halter des Wagens dem Kl. 
hach § 7 KraftfG. ersatzpflichtig ist, kommt dabei nicht

4. KG. — §§ 1667, 1668, 1670 BGB. Die Entziehung 
der Vermögensverwaltung nach § 1670 BGB. ist das letz e 
Mittel zum Schutz des Kindesvermögens. Ihr muß wenig­
stens eine andere nach §§1667, 1668 BGB. mögliche - 
Ordnung vorangegangen sein. Nicht nötig ist aber, ua» 
gerade die Auferlegung einer Sicherheitsleistung vor Ent­
ziehung der Vermögensverwaltung erfolgt
soweit wird die Entscheidung in JFG. 15, 18 aufgegeben.

Der 1921 geborene Erich B., gesetzlich vertreten durch 
seinen Vater? führt seit dem Jahre 1937 wegen einer ihm 
zugefügten Körperverletzung einen Schadensersatzprozeß 
gegen Paul M. Der Prozeß, in dem die letzte Verhand­
lung zur Sache am 10. Dez. 1937 stattgefunden hat, hat 
insbes. auch deshalb nicht gefördert werden können, weil 
der Vater, der selbst seinen Sohn vertritt erklärt hat er 
sei asthmaleidend und wegen seines krankhaften Zustandes 
nicht in der Lage, den Rechtsstreit wiederaufzunehmen 
und zum Termin zu erscheinen. Das VormGer hat nun­
mehr dem Vater gern. § 1667 BGB. aufgegeben, einen 
geeigneten Prozeß bevollmächtigten zu bestellen. Nach 
fruchtlosem Ablauf der gesetzten Frist hat es dem Vater 
das Recht der Vertretung in den die Sorge für das Ver­
mögen seines Sohnes betreffenden Angelegenheiten, so­
weit die Vertretung in dem Rechtsstreit gegen M. in 
Frage kommt, entzogen. Die Beschwerde des Vaters ist
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zurückgewiesen worden. Auch die weiteren Beschwerden 
der Eltern haben keinen Erfolg gehabt.

Das Beschwerderecht der Eltern ist gegeben. Das des 
Vaters folgt unbedenklich aus § 20 FOG. Das der Mut­
ter ist aus § 57 Nr. 9 FGG. zu bejahen. Wenn hier auch 
in erster Linie vermögensrechtliche Interessen des Sohnes 
im Spiele sind, so ist doch offenbar der Ausgang des 
Schadensersatzprozesses auf dessen weitere Lebensgestal- 
tung von wesentlichem Einfluß. Im Hinblick hierauf steht 
“/her dem anhängigen Verfahren eine auch die Sorge 
für die Person des Sohnes betreffende Angelegenheit i. S. 
des § 57 Nr 9 zur Entscheidung, die wahrzunehmen die 
Mutter ein berechtigtes Interesse hat.

Zutreffend führt das LG. aus, daß der Vater die als 
Vermögen des Sohnes LS. der §§ 1667 ff. anzusprechen­
den Klageforderungen dadurch gefährdet, daß er der 
Weiterführung des Prozesses in geradezu unverständ­
licher Weise Schwierigkeiten bereitet. Mit Recht weist es 
darauf hin, daß die Gefährdung schon einfach darin zu 
erblicken ist, daß, je länger der Rechtsstreit sich hin­
zieht, desto schwieriger die Beweismöglichkeit sich ge­
stalten kann. Dabei kann es nicht darauf ankommen, ob 
der Vater wirklich so leidend ist, daß er die Prozeß­
angelegenheit nicht wahrnehmen und insbes. in den Ge- 
richtsterminen nicht auftreten kann. Denn ist dies tat- 
sächlich der Fall, dann erfordert eine ordnungsmäßige 
Wahrnehmung der Interessen seines Sohnes, daß er dann 
die Prozeßvertretung einem geeigneten Vertreter über­
trägt. Das aber lehnt der Vater gerade ab. Er begründet 
seinen Standpunkt jetzt vor allem damit, daß er zur 
deutschen Rechtspflege kein Vertrauen habe. Hiermit be­
weist der Vater aber in der gewiß beklagenswerten An­
gelegenheit seines Sohnes ein geradezu krankhaft an­
mutendes Mißtrauen in den ordnungsmäßigen Gang der 
Rechtspflege, zu welchem die Prozeßakten nicht den 
mindesten Anlaß bieten. Jedoch kommt es auf die Ein­
stellung des Vaters nicht einmal an. Sachlich liegt eine 
Verletzung der mit einer ordnungsmäßigen Prozeßführung 
auf seiten des Vaters verbundenen Pflichten vor. Daß 
j £r schuldhaft handelt, erfordert die Anwendung
i r f  n*c^- Demnach sind die Voraussetzungen

des § 1667 gegeben. Die Aufforderung an den Vater, mit 
seiner Vertretung in dem Schadensersatzprozeß einen

S neten Prozeßbevollmächtigten zu bestellen, war nach 
un die Maßregel, die zur Abwendung der dem Ver­

mögen seines Sohnes drohenden Gefahr geeignet war.
In JFG. 15,18 hat der Senat ausgesprochen, daß die 

Entziehung der Vermögensverwaltung gern. § 1670 das 
äußerste Mittel zum Schutz des Kindesvermögens dar­
stelle und erst nach Erschöpfung der in §§ 1667, 1668 
vorgesehenen Maßregeln angeordnet werden könne. Es 
genüge deshalb zur Entziehung der Vermögensverwal­
tung noch nicht, daß das VormGer. Maßnahmen aus 
§ 1667 vergeblich versucht habe, sondern es müsse erst 
noch dem Vater durch Anordnung der Sicherheitsleistung 
ge!/- .§ die Möglichkeit eröffnet werden, wenigstens 
auf diesem Wege die Entziehung der Vermögensverwal­
tung abzuwenden. Sicherheitsleistung gemäß S 1668 ist 
hier dem Vater nicht auferlegt worden. Nach dem in 
JFG. 15,18 vertretenen Standpunkt, der allgemein geteilt 
w'/d (ygh RJA. 8, 90, OLG. 6, 289, 43,371, Pa fand t 
§ 1670 Anm. 1, Warney er § 1670 Anm., SoergeI  § 1670 
Anm.l, RGRKomm. § 1670 Anm.l, Staudinger  § 1670 
Anm. 2a; auch Mot. IV, 810, Denkschrift S. 339 — sämt­
lich ohne nähere Begründung; a. A. neuerdings Ki iper- 
Dtsch. Gemein-u. Wirtschaftsrecht 1,44), durfte daher die 
Entziehung der Vermögensverwaltung noch nicht er­
folgen. Die Entsch. in JFG. 15,18 kann jedoch, soweit 
sie die Entziehung der Vermögensverwaltung von der 
vorangegangenen erfolglosen Auferlegung einer Sicher­
heitsleistung abhängig macht, nicht aufrechterhalten 
werden.

§ 1670 bestimmt, daß, wenn der Vater den nach 
§§ 1667,1668 getroffenen Anordnungen nicht nachkommt, 
ihm die Vermögensverwaltung entzogen werden kann 
Daraus folgt, und insoweit ist JFG.15,18 aufrechtzuerhal­
ten, daß das VormGer. bei einer dem Kindesvermögen 
drohenden Gefährdung zunächst mit irgendwelchen An­
ordnungen der in §§ 1667, 1668 gedachten Art gegen den 
Vater vorgegangen, er also dadurch eindringlich auf 
seine Pflichten hingewiesen sein muß. Welcher Art nun

diese Anordnungen sind, ist den Bestimmungen 111 
§§ 1667,1668 zu entnehmen. Danach aber kommt folge11' 
des in Betracht: § 1667 Abs. 1 trifft die Grundsatzbestim­
mung dahin, daß, wenn das Vermögen des Kindes ge" 
fährdet wird, das VormGer. die zur Abwendung der 
Gefahr erforderlichen Maßregeln zu treffen hat. Diese 
können je nach der gegebenen Sachlage solche der ver­
schiedensten Art sein. In Ausführung des § 1667 Abs- 
erläutert Abs. 2 dann, welche Maßnahmen das VormGer 
„insbesondere“  anordnen kann. In der Hinsicht sind 
vorgesehen: Einreichung eines Vermögensverzeichnisses) 
Rechnungslegung, Auferlegung der Verpflichtung, ent­
sprechend den Bestimmungen in §§ 1814—1816,1818 BOß- 
zu verfahren. Eine Ergänzung des § 1667 Abs. 2 wiederum 
enthält § 1668, der bestimmt, daß, wenn die nach „§ 1b“ 
Abs. 2“  zulässigen Maßregeln nicht ausreichend sin®» 
das VormGer. dem Vater Sicherheitsleistung auferlegetl 
kann. Die Vorschrift hätte unbedenklich mit in de 
" 1667 Abs. 2 aufgenommen werden können.

Daraus aber ergibt sich: Die Sicherheitsleistung 1,3
1 AAQ .. 1_________ •_ t • • ,-1 + ^ , ~r t 1 /-* 1.

§ 1667 Abs. 2 aufgenommen werden können. «
Daraus aber ergibt sich: Die Sicherheitsleistung na« 

§ 1668 gehört ebenso wie die in § 1667 Abs. 2 bezeic«'
rt o tnH  A — — ------  ---- r *-» • • « -  JJ 3Cnneten Anordnungen nur zu den Beispielen, wie 
§ 1667 Abs. 1 verfahren werden kann. So wenig nun, wie 
der Vormundschaftsrichter gezwungen ist, in jedem Fan 
mit Anordnungen aus § 1667 Abs. 2 vorzugehen, die on 
gar nicht passen werden, ist dies auch hinsichtlich de 
Auferlegung der Sicherheitsleistung nach § 1668 der Fan- 
Ob Sicherheitsleistung aufzuerlegen ist, was nach § t60̂  
nur dann geschehen soll, wenn die nach § 1667 Abs. 
zulässigen Maßregeln nicht ausreichend erscheinen, b 
urteilt sich vielmehr nach § 1667 Abs. 1 allein dahin,. °D 
dies eben „die zur Abwendung der Gefahr erforderlic11 
Maßregel“  ist. Ist das zu verneinen, etwa weil von vorn- 
herein feststeht, daß der Vater Sicherheit nicht leisten 
kann oder will, dann bedarf es auch nicht einer datim 
gehenden Anordnung. Bei dem Sinn und Zusammenhang 
der Bestimmungen der §§ 1667, 1668, 1670 kann anderes 
auch nicht für die Entziehung der yermögensverwalhmg 
nach § 1670 gelten. Sie ist äußerste Maßregel zum Schutz«
des Kindesvermögens. Sie hat, wie sich aus dem Wort­
laut des § 1670 ergibt, zur zwingenden Voraussetzung 
daß der Vormundschaftsrichter zunächst mit Anordnun­
gen aus §§ 1667, 1668 die Abwendung der dem Kind«5 
vermögen drohenden Gefahr versucht hat. Der v°f' 
gängigen Auferlegung der Sicherheitsleistung bedarf e. 
dagegen nicht, wenn diese nicht als die gerade im EinZe1' 
fall zur Abwendung der Gefahr geeignete und deshalb 
erforderliche Maßregel anzusehen ist. Wenn § 1670 
beiden §§ 1667, 1668 anführt, so bedeutet das nach aß«' 
dem nicht, daß der Entziehung der Vermögensvervva1' 
tung stets Maßnahmen aus § 1667 und § 1668 vora«' 
gegangen sein müßten. Insoweit wird daher die Entsc11- 
in JFG. 15,18 aufgegeben. -

Hier hat das VormGer. in Anwendung des § !fA 
Abs. 1 dem Vater aufgegeben, einen geeigneten Prozeß- 
bevollmächtigten zu bestellen, eine Anordnung, die da5 
Gegebene war, die dem Vermögen des Sohnes aus der 
Prozeßführung des Vaters drohende Gefahr abzuwende/1- 
Damit, daß der Vater dieser Aufforderung nicht na«11' 
kam, rechtfertigte sich die Entziehung der Vermöge115' 
Verwaltung nach § 1670. Der vorgängigen Auferlegung, 
einer Sicherheitsleistung aus § 1668 bedurfte es nicht- 

(KG., ZivScn. 1 a, Beschl. v. 24. Jan. 1941,1 a Wx 1007/40.)
*

5. KG. — §§ 2300, 2259 Abs. 2, 2261 Satz 1 BöB-: 
§§ 39 Abs. 2, 41 Satz 1 TestG. Die Eröffnung eines Testa­
mentes oder eines Erbvertrages liegt auch dann dem ver­
wahrenden AG. ob, wenn die amtliche Verwahrung nic“ 
die „besondere“ des § 2246 Abs. 1 BGB., 88 20 Abs-« 
37, 38 TestG. gewesen ist.

Unter den vom AG. in S. aufbewahrten Akten eine5 
Notars befindet sich ein am 17. Juni 1872 errichtete1’ 
Erbvertrag der Eheleute A. Diese sind im Jahre 19°( 
und 1931 in Frankfurt a. M. verstorben, ohne daß de/ 
Erbvertrag bisher eröffnet worden ist. Die AG. in .f 
und in F. streiten über die Zuständigkeit für die Eröff­
nung. Zur Entsch. dieses Streites ist das KG. nach §, 
VO. v. 23. März 1936 i. d. Fass. v. 11. i)jli 1938 TRGB1- 
1936 I, 251; 1938 I, 903) berufen. '

Da die Erblasser vor dem Inkrafttreten des TestG-
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v: 31. Juli 1938 (RGBl. 1, 973) gestorben sind, finden hier 
?lcht die Vorschriften dieses Gesetzes, sondern die frü- 
!{,eren Vorschriften des BGB. Anwendung (§ 51 Abs. 1 
'.«stG.). Nach § 2300 BGB. gelten die für die Eröffnung 
«mes Testamentes maßgebenden Bestimmungen der 
8S 2259—2263 BGB. für den Erbvertrag entsprechend. 
“ 'e hier eingreifenden Bestimmungen lauten: § 2259 
£«¿■2: „Befindet sich ein Testament bei einer anderen 
“ «norde als einem Gericht oder befindet es sich bei 
f/nem Notar in amtlicher Verwahrung, so ist es nach 
|!«m Tode des Erblassers an das Nachlaßgericht abzu- 
netern“ und § 2261 Satz 1: „Hat ein anderes Gericht 
“ls das Nachlaßgericht das Testament in amtlicher Ver- 

ahrung, so liegt dem anderen Gerichte die Eröffnung 
«s Testamentes ob.“

„ tlas KG. hat in seiner früheren Rspr. (KGJ. 33, A103;
A91; 37, A 131), und zwar zu § 2259 Abs. 2 inGegen- 

ptz> zu § 2261 Satz 1 aber in Übereinstimmung mit der 
nD der Rechtslehre herrschenden Ansicht (Planck,  
SBQB.“  § 2259 Anm. 5. § 2261 Anm. 2; RGRKomm.,
,/ Aufl., § 2259 Anm. 3, 4, § 2261 Anm. 1) unter der dort 
«rausgesetzten „amtlichen Verwahrung“  eines Testa­

n te s  gleichmäßig nur die „besondere amtliche Ver­
wahrung“  des § 2246 Abs. 1 verstanden. Dafür ließ sich 
|«dend machen, daß das BGB. auch in den §§ 2246 
£&s.2, 2248, 2256 Abs. 1, wo es unzweifelhaft nur die 
, «sondere amtliche Verwahrung im Auge hat, schlecht- 
mn von „amtlicher Verwahrung“  spricht. Gleichwohl 
«rmag der Senat bei nochmaliger Prüfung der Frag«
? der früheren Ansicht nicht festzuhalten. Zwar läßt 

f‘«h auch § 2259 Abs. 2 auf eine besondere amtliche 
«¿Wahrung beschränken, die durch das insoweit maß- 
«̂bende Landesrecht einer anderen Behörde oder einem 
«dar übertragen worden ist. Näher liegt aber die An­

dorne, daß durch diese Vorschrift alle amtlichen Stel- 
«n> mit Ausnahme der Gerichte, und zwar der Amts- 
prichte, verpflichtet werden sollten, ein in ihrer Ver­
wahrung befindliches Testament an das Nachlaßgericht 
i,Wecks Eröffnung abzuliefern. In diesem Sinne ist die 
Vorschrift auch von dem RG. (RGZ. 48, 99) und in der 
H>ateren Rspr. des KG. (KGJ. 46, 136) ausgelegt wor- 
en* Es kommt hinzu, daß die neue, hinsichtlich der 

’•anderen Behörde“  wörtlich gleichlautende Vorschritt 
a«s § 39 Abs. 2 TestG. überhaupt nicht mehr anders 
i Usgelegt werden kann, weil bezüglich der unter das 
,',«stG. fallenden Testamente die besondere amtliche 
^««Wahrung nur noch den AG. obliegt (§ 37 Abs. 1

«StG.). Ist aber im § 2259 Abs. 2 BOB. (§ 39 Abs. 2
‘ «StG.) unter amtlicher Verwahrung jede amtliche Ver­
wahrung irgendwelcher Art zu verstehen, so muß tur 
Ql« an diese Vorschrift inhaltlich anschließende Vor- 
HChr>ft des § 2261 Satz 1 BGB. (§ 41 Satz 1 TestG.) 
dasselbe gelten, und zwar um so mehr, als jeder
pere Grund fehlt, bei der Eröffnung des Te-
^amentes zwischen solchen, die sich m der be­
sonderen amtlichen Verwahrung und • solchen, die 
s‘«h in der gewöhnlichen amtlichen Verwahrung eines 
ftP- befinden, einen Unterschied zu machen. Der Grund 
ur die im § 2261 Satz 1 BGB. (§41 Satz TestG.) ge- 
¡offene Regelung ist der, daß durch die alsbaldige
'-/Öffnung des Testamentes bei dem verwahrenden AG. 

Í 1« Gefahr eines Verlustes einer noch nicht ,w°!.ne*en 
¿«stamentsurkunde vermieden werden soll (Motive z. 
s9.B. V, 307). Geht nämlich die Urkunde erst nach der 
«^Öffnung bei der Übersendung an das Nachlaßgericht 
¿«floren, so kann ihr Inhalt immer noch auf Grund der 
ba«h § 2261 Satz 2 Halbs. 2 BGB. (§ 44. Satz 2 Halbs. 2 
,*«stG.) zurückzubehaltenden beglaubigten Abschrift 
'«stgestellt werden. Von diesem Gesichtspunkte aus ist 
l? aber ganz ohne Bedeutung, ob das Testament sich 
bisher in der besonderen oder ob es sich in der gewohn­
t e n  amtlichen Verwahrung des AG. befunden hat. 
Eigens würde die Rücksicht auf den Zweck des Ge­
ize s  sogar dann, wenn der Gesetzgeber bei der Schaf­
t s  des § 2261 Satz 1 BGB. nur an die besipndere amt- 
lche Verwahrung gedacht hätte, eine wenigstens ent­
sprechende Anwendung auf den Fall der sonstigen and­
re n  Verwahrung erfordern. Zu demselben Ergebnis 
t u n t  für das neue Testamentsrechts Vogels (lestu.,

Aufl., §41 Anm. 2, 3).

Da hier das AG. in S. den Erbvertrag in seiner — 
wenn auch nicht besonderen — amtlichen Verwahrung 
hat, ist es für die Eröffnung zuständig.

(KG., l.ZivSen., Beschl. v. 13. Febr. 1941, 1 Gen. IV. 
1.40.30.) _______

Eherecht
** 6 . RG. — §§ 42 Abs. 2, 60 Abs. 3, 61 Abs. 2 EheG. 
Gegen eine Scheidungsklage kann sich der beklagte Ehe- 
gatte mittels eines Antrages auf Ausspruch des Verschul­
dens des klagenden Gatten an einem Eheaufhebungsgrund,
§ 42 Abs. 2 EheG., verteidigen (siehe RGZ. 163, 319 = DR. 
1940, 1139‘). t)

Dem Klagebegehren der Frau auf Scheidung der Ehe 
aus dem Verschulden des Mannes hat der Mann nicht 
widersprochen und nur geltend gemacht, daß die Frau an 
der Schweren, ansteckenden und unheilbaren Krankheit 
der Knochentuberkulose leide, worüber sie ihn beim Ab­
schluß der Ehe geflissentlich in Unkenntnis gelassen habe 
und er sie bei Kenntnis ihres Leidens nicht geheiratet 
hätte. Er beantragt daher das überwiegende Verschulden 
der Frau auszusprechen (§ 60 Abs. 3 EheG.). Das Gericht 
des ersten Rechtsganges schied die Ehe aus dem Auein- 
verschulden des Mannes und lehnte ausdrücklich die Fest­
stellung eines Mitverschuldens der Frau ab. Das BG. hob 
das Urteil insoweit auf, als die Feststellung des über- 
wiegenden Mitverschuldens der Frau abgelehnt worden 
war und verwies die Sache an das untere Gericht.

Der Rekurs der Frau ist nicht begründet.
1. ln Frage steht, ob ein Mitschuld- bzw. Schuldantrag 

gemäß § 60 Abs. 3 oder § 61 Abs. 2 EheG, darauf gestützt 
werden kann, daß für den beklagten Ehegatten die Vor­
aussetzungen der Eheaufhebung vorlägen oder Vorgelegen 
hätten, und der klagende Ehegatte als schuldig i. S. des 
§ 42 Abs. 2 EheG, anzusehen sei. Das BG. hat die Frage 
bejaht. Diesen Fall sehe das Gesetz zwar nicht vor, die 
Lücke sei aber unter sinngemäßer Heranziehung der 
Entsch. des RG. v. 22. April 1940, IV 617/39: RGZ. 163, 
319 durch Erweiterung der Bestimmung der §§ 60 Abs. 3 
und 61 Abs. 2 EheG, auszufüllen. .

Die herangezogene Entsch. beruht allerdings aut einer 
anderen Grundlage. Sie besagt nur, daß auch &«Sen}*b«̂  
der Aufhebungsklage ein Schuldausspruch gemäß § ou 
Abs. 3 EheG, erwirkt werden kann. Sie zieht für die Aut- 
hebungsklage die Verteidigungsmöglichkeiten heran, die 
dem beklagten Ehegatten aus dem Verschulden des klagen­
den Ehegatten im Fall der Scheidungsklage zustehen: der 
mit der Aufhebungsklage angegriffene Ehegatte soll sicn 
in gleicher Weise verteidigen können wie gegenüber cter 
Scheidungsklage; denn für die Schuld des aus der Ehe 
strebenden klagenden Gatten kann es keinen Unterschied 
ausmachen, ob er die Lösung der Ehe mittels Scheidungs­
oder mittels Aufhebungsklage zu erreichen sucht._ Hier 
hinwieder handelt es sich darum, ob der auf Scheidung 
verklagte Ehegatte sich damit verteidigen darf, daß der 
klagende Gatte die Aufhebbarkeit der Ehe wegen Willens - 
mangels oder Irrtums gekannt oder die Täuschung oder 
Drohung verübt habe und deshalb als schuldig nach § 4 
Abs. 2 EheG, anzusehen sei. In Frage steht also nicht, ob 
der Aufhebungsklage die gleiche Verteidigung wie ein*r 
Scheidungsklage entgegengesetzt werden kann, sondein 
ob die Grundlage für das verteid.gungswe.se Begehren 
nicht bloß -  wie es der- Wortlaut der §§ö0 Abs 3 und 
61 Abs 2 EheG an sich ergibt — den Scheidungs-, son­
dern darüber hinaus auch den Aufhebungstatbeständen

eT D a ^ eEteGrdhatkrwesentlich neuer Gestaltung der 
Eheanfechtung einige Anfechtungsgründe die vordem als 
Nichtinkeitsgründe die Ehe mit rückwirkender Kraft als 
nicht geschlossen erscheinen ließen, zu Aufhebungsgrün­
den gemacht, welche die Ehe nur mit Wirkung für die 
Zukunft auflösen. Damit sind die Wirkungen eines erfolg­
reichen Aufhebungsbegehrens der Scheidung im wesent­
lichen gleichgestellt. Weiter hat das Gesetz die Auf­
hebung und die Scheidung auch hinsichtlich der Verschul­
densfrage eng aneinander angepaßt. Ein Unterschied liegt 
allerdings darin, daß bei keinem der Aufhebungsgründe 
(88 35 bis 39 EheG.) das Verschulden wie in den §§ 47 
bis 49 EheG. Tatbestandsmerkmal ist; dieser Unterschied
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verliert aber dadurch sein Gewicht, daß auch bei den an­
deren Scheidungsgründen (§§ 50 bis 53 und 55 EheG.) die 
Verschuldensfrage herangezogen werden kann. Wenn auch 
bei der Verschiedenartigkeit der einzelnen Aufhebungs­
gründe der § 42 Abs. 2 EheG, in der Frage, worin das 
Verschulden liegt, Unterschiede machen mußte, so ist 
doch ausdrücklich die Wirkung des Verschuldens bei Auf­
hebung und Scheidung der Ehe in gleicher Weise geregelt 
(§ 42 Abs. 1 EheG.). Darauf aufbauend haben auch §§ 17 
und 18 DurchfVO. v. 27. Juli 1938 (RGBl. I, 923) das Ver­
schulden in beiden Fällen gleich behandelt. Unter diesen 
Umständen liegt es von vornherein nahe, Vorschriften, 
die sich ihrer Fassung nach allerdings nur auf die Schei­
dung beziehen, in erweiterter Auslegung auf die — im 
Gesetz wesentlich kürzer behandelte — Eheaufhebung an­
zuwenden.

3. Der gegebene Ausgangspunkt der Betrachtung ist die 
Widerklage auf Aufhebung der Ehe seitens des auf Auf­
hebung oder Scheidung verklagten Ehegatten. Diese 
Widerklage — vor Inkrafttreten des EheG, auf Eheanfech- 
tung gerichtet — ist von der Rspr. des Altreichs auf 
Grund des § 615 ZPO. von jeher auch in der bedingten 
Form zugelassen, daß der Anspruch nur für den Fall 
geltend gemacht wird, daß dem Klagebegehren selbst 
stattgegeben wird (vgl. J o n a s , „ZPO.“, Anm.I 3 und 
III 3 zu § 615). Dann ist das Gericht, wenn es nicht zur 
Abweisung der Klage gelangt, genötigt, sich neben dem 
Klagevorbringen auch mit der Widerklage zu befassen 
und über sie zu erkennen. Ist hieran festzuhalten, so be­
stehen aber keine durchschlagenden Gründe, es dem Bekl. 
zu versagen, dasselbe Ziel im Wege eines schlichten 
Schuldantrags entsprechend § 60 Abs. 3 bzw. § 61 Abs. 2 
EheG, zu erreichen. Denn sowohl im Ziel wie im prak­
tischen Ergebnis laufen der Schuldantrag und die bedingte 
Widerklage auf dasselbe hinaus: beide erstreben nicht 
selbständig die Lösung der Ehe, sondern verfolgen nur 
für den Fall, daß die Ehe auf die Klage hin gelöst wird, 
das Ziel, daß die Wirkungen dieser Lösung — das ist im 
wesentlichen die Schuldfrage — so entschieden werden, 
wie wenn das Auflösungsbegehren auch von dem Bekl. 
gestellt worden wäre. Ist dem aber so, so wäre es eine 
rein äußerlich am Wortlaut des Gesetzes haftende Aus­
legung, wollte man dem beklagten Ehegatten für sein Be­
gehren zwar den Weg der bedingten Aufhebungsklage 
gestatten, ihm aber lediglich wegen des Fehlens einer ent­
sprechenden Gesetzesverweisung im § 42 EheG, den 
Schuldantrag entsprechend §§ 60 Abs. 3, 61 Abs. 2 daselbst 
versagen.

Gelangt man danach grundsätzlich zur Zulassung eines 
auf den Tatbestand des § 42 Abs. 2 EheG, gestützten 
Schuldantrags entsprechend §§ 60 Abs. 3 und 61 Abs. 2 
EheG., so muß hier sinngemäß auch die in den genannten 
Vorschriften der Fassung nach nur für die Scheidung ge­
troffene Regelung gelten, daß die Schuldfeststellung als 
Billigkeitsausspruch auch noch auf solche Umstände ge­
stützt werden kann, die infolge Zeitablaufs usw. nicht 
mehr zur angriffsweisen Geltendmachung geeignet sind 
(§ 60 Abs. 3 Satz 2 das.). Würde man diese Fälle aus- 
scheiden, so würde das offensichtlich zu Härten und Un­
gleichheiten führen, die. dem Sinn des Gesetzes wider­
sprächen; so besonders, wenn der bei Abschluß der Ehe 
von dem anderen Teile getäuschte Ehegatte die ihm ange­
tane Unbill verziehen und die Ehe fortgesetzt hat und nun 
von dem anderen Teile wegen eines vielleicht viel weniger 
schwerwiegenden Umstandes auf Aufhebung oder Schei­
dung verklagt wird.

Für den Rechtskreis des österreichischen Prozeßrechts 
kann hinsichtlich der Zulässigkeit des Schuldantrags 
nichts Abweichendes gelten. Allerdings ist hier die 
Rechtslage insofern eine andere, als sich aus der verfah­
rensrechtlichen Gestaltung der Widerklage Bedenken ge­
gen eine bedingte Widerklage in dem oben dargelegten 
Sinne ergeben könnten. Ob diese durchgreifen, kann hier 
unerörtert bleiben; denn, selbst wenn die bedingte Wider­
klage verfahrensrechtlich unstatthaft sein sollte, so würde 
daraus keineswegs der Schluß gezogen werden können, 
daß dann für den Geltungsbereich der östZPO. auch der 
im EheG, gleichmäßig für dessen gesamten Geltungs­
bereich eröffnete Weg des schlichten Schuldantrags un­
statthaft wäre.

Im Ergebnis ist danach der Auffassung des BG. beizu­
treten. Vor Erörterung der von dem beklagten Ehemafl“ 
durch seinen Antrag aufgerollten Schuldfrage ist di 
Rechtssache noch nicht spruchreif, so daß die Aufhebung 
des Urteils gemäß § 496 Ziff.3 ÖstZPO. mit Recht aus­
gesprochen war.

(RG., IV. ZivSen., Beschl. v. 15. Jan. 1941, IVB 40/40.)

aus-Anmerkung: Diese Entsch., die nach den vom RC 
stätigten Worten des BU. eine Gesetzeslücke 
füllen soll (vgl. auch RGZ. 163, 319), muß zunächst u> 
ihren Folgen und Auswi r kungen  betrachtet werden

Eine Frau verklagt den Ehemann wegen schwerer tu 
Verfehlung auf Scheidung. Seine Schuld wird von in 
nicht bestritten und im Verfahren klar erwiesen. Er ° ' 
antragt aber, neben seiner Schuld auch die Schuld ü 
Frau, und zwar die überwiegende Schuld, festzusteue , 
weil die Ehefrau ihn beim Abschluß der Ehe über m 
ansteckende und unheilbare Krankheit „geflissentlich 1 
Unkenntnis gelassen habe".

Nach der vorliegenden Entsch. soll dem Schuldantrag 
des bekl. Ehemannes — ohne daß er Widerklage au 
Aufhebung der Ehe erhebt — stattgegeben werden könne ■ 
(Gl. M. RGRKomm., Aufl. 1940, Bern. 4 zu § 34 EheO-I 
Das Urteil lautet also — im Falle der Feststellung, “ . 
die KI. ihr Leiden bei der Eheschließung kannte un 
sich auch der damaligen, für die Eheschließung kausal 
Ahnungslosigkeit des bekl. Ehemannes bewußt war 
nicht,  wie bei dem Zusammentreffen von Aufhebung 
und Scheidungsbegehren (§ 18 I DurchfVO.) auf Au>j 
h e bring der Ehe, sondern auf Scheidung.  Obwo 
sich die Kl. i n n e r h a l b  der Ehe nichts zuschuW 
kommen ließ, und obwohl der bekl. Ehemann durch o1' 
kundung des Fortsetzungswillens die Ehe bestätigt, a|s 
seiner Frau das Schweigen (im Zeitpunkt der En ' 
Schließung) über ihre Krankheit offenbar verziehen oo 
überhaupt nicht als „Schuld“  angerechnet hat, gibt i 1 
Urteilsspruch das irreführende Bild, daß die KI. die En 
während ihres Bestandes durch ihr überwiegende 
Verschulden unheilbar zerrüttet habe und an dem h°," 
nungslosen Zerfall der Ehe die weit größere Schuld a - 
der Bekl. trage.

Dabei muß bedacht werden, daß das RG. in sei*e.r 
grundsätzlich hochbedeutsamen Entsch. RGZ. 164 (2*9’ 
247 einen begrifflich scharfen Unterschied macht zwisch1-, 
der Aufhebungsschuld und der Scheidungsschm“; 
indem es wörtlich ausführt: „Der Gatte, der den A*rj 
hebungsgrund bei Eingehung der Ehe gekannt hat, 
n i c h t  schuldig in dem Sinne, daß ihm ein schu “  
haftes Verhalten zur Last fiele, sondern nur als schuld1® 
.anzusehen' “ , womit nicht gesagt sei, „daß den a‘ 
schuldig anzusehenden Gatten auch wirklich ein VC'" 
schulden treffen müßte"; vielmehr könne „die bloß*- 
Kenntnis eines Aufhebungsgrundes allein kein schuld" 
haftes Verhalten darstellen". Das RG. begründet die* 
u. a. mit den Worten: „Von einer Schuld bei der Ehe" 
Schließung selbst kann . . .  schon deshalb nicht die Re?" 
sein, weil auch eine aufhebbare Ehe rechtmäßig 
und je nach dem Willen des irrenden Gatten bei Be’ 
stand bleiben kann."

Nun halte man die Grundsätze der beiden Entschc*" 
düngen, der hier zu besprechenden und der Entsch. 
RGZ. 164, 247, am Leuchtschirm gegeneinander: einer" 
sei ts soll der Ehegatte, der den Aufhebungsgruu“ 
(nicht das Aufhebungs recht  des anderen Teiles) bei de* 
Eheschließung kannte, nur als schuldig „anzusehen 
sein, ohne daß ihn auch wirklich ein Verschulden treffe11 
müßte; andersei ts soll der bei der Heirat irrende 
Ehegatte, den im Laufe der Ehe schwere ScheidungS" 
schuld trifft und gegen den Scheidungsklage erhoben 
ist, die Möglichkeit haben, ohne Widerklage, nur wegel! 
jener Kenntnis des anderen Teiles, diesen als überwiegend 
schuldig erklären zu lassen und damit alle Folgen einet 
totalen Scheidungsniederlage (Verlust des Kindes, des 
Namens, des Unterhalts usw.) über ihn zu bringen.

Ein solches Ergebnis muß m. E. zu schweren Be" 
denken Anlaß geben:

Obzwar einzuräumen ist, daß „die Aufhebung der Ein 
nicht nur in ihren Folgen der Scheidung gleichsten 
(§ 42 EheG.), sondern ... auch ... im Schuldaussprucb
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mit der Scheidung auf eine Stufe gestellt wird“  (RGZ. 
i ”3,319), darf doch nicht verkannt werden, daß das 
Hechts- und Sachverhältnis dieser beiden Klagearten, d.h. 
rle tatbeständliche Grundlage, auf welcher der Au t -  
2 eP u n g s anspruch, und diejenige, auf welcher der 
Scheidungsanspruch sich vor dem Richter erhebt, 
auch nach neuem Recht völlig verschieden ist, wes- 
. alb es keineswegs ohne weiteres möglich sein dürfte, 
¡unerhalb des Sc he i d u n g s  Verfahrens eine A u f -  
Uebungsschuld festzustellen. Nicht nur gehören Auf- 
Ucbungsgrund und Scheidungsgrund ganz verschiedenen 
~;ei ten an: auch die Art ,  wie der Betroffene sich des
ipchtes begibt ,  einen solchen Grund geltend zu machen:
Bestät igung und Ver ze i hung  deckt sich nicht ;  
und während das Scheidungsbegehren stets ein höchst­
persönliches Recht ist, kann nach § 35 Abs. 1 Satz 2 (ent­
gegen der bisherigen Regelung in § 1336 Abs. 1 Satz 2 
PÜB ), solange der Ehegatte in der Geschäftsfähigkeit 
beschränkt ist, nur sein gesetzlicher Vertreter die Äuf­
nung der Ehe kraft eigenen Rechtes begehren.

Bei solcher Verschiedenheit der beiden Klagearten er­
scheint es mir in hohem Grade fraglich, ob „das Fehlen 
e.'uer entsprechenden Gesetzesverweisung (auf §§60 
“ bs. 3, 6i Abs. 2) im §42 EheG.“  wirklich eine v e r ­
sehent l i ch  entstandene Gesetzeslücke ist, ob der 
Gesetzgeber nicht vielmehr in vo l l e r  Abs i cht  davon 
Abstand genommen hat, dem Scheidungs beklagten 
°h«e Aufhebungswiderklage den Schuldantrag aus dem 
Gesichtspunkt eines — womöglich nur noch billigkeits- 
"ülber zuzusprechenden — Aufh ebun gs Verschuldens
2U gestatten.
„ pa überdies der mit der Scheidungsklage angegriffene 
|?ekl. das Ziel des widerklaglosen Antrages (§ 60 Abs. 3 
^tz l) ) die KI. als aufhebungsschuldig erklären zu lassen, 
ebne jeden prozessualen Nachteil mit der bedingten 
¡/Ufhebungswiderldage ( J o n as - Po h l e ,  Bern. I 2 zu 
§ 615; RGZ. 59, 409; RG. IV 151/40 v. 29. Aug. 1940) er­
lichen kann, und ein Billigkeits-Mitschuldausspruch 

des 8 60 Abs. 3 Satz 2 EheG, schon im Hinblick auf 
öetl vom RG. (RGZ. 164, 247) gegenüber dem Aufhebungs- 
Sl|nder vertretenen m i l d e r e n  Standpunkt (von einer 
iahten „Schuld“  bei der Eheschließung könne nicht die 
Kede sein, der betreffende Gatte sei nur als schuldig 
Sänzusehe n“ , es treffe ihn k e i n e  w i r k l i c h e  
Schuld) wohl in allen Fällen der Gegenüberstellung 
v°n schwerer Scheidungsschuld und nur als Schuld „an­
gehendem“  Eheschließungsverhalten ausscheiden wird, 
dürfte eine Gesetzeslücke im eigentlichen Sinne, die das 
Bedürfnis nach einem prozessualen Rechtsbehelf voraus- 
Setzen würde, überhaupt nicht gegeben sein.

In welchem nur irgend denkbaren Fall soll es der 
’■Bi l l i gkei t “  entsprechen, ein nicht schuldhaftes, son­
dern nur als schuldhaft anzusehendes Verhalten des KI. 
Pei der Eheschließung, wegen dessen er die Aufhebung 
'«folge Ehebestätigung oder mangels sittlicher Recht- 
tCrhgung (8 37 Abs. 2 EheG.) nicht mehr begehren kann, 
"Um Gegenstand eines Mitschuldanträges zu machen und 
den RI. neben dem einer schweren Eheverfehlung schul­
den  Bekl. gleichfalls schuldig zu erklären?!

Das RG. (IV 33/39 v. 19. Juni 1939 und RGZ. 163, 320) 
d ich t von einer „Gesetzeslücke“ . M. E. wird man 
Slch davor hüten müssen, Lücken des Gesetzes auch da 

sehen, wo der Gesetzgeber etwa abs i cht l i ch  die 
an sich in der Richtung auf gewisse Vorschriften aus­
gesprochene Verweisung beschränkt und einen I eil der 
Einschlägigen Vorschriften nicht miterwähnt. Gerade der 
^nistana, daß es dem in einem Sch ei dun gs verfahren 
^klagten Teil gestattet sein soll, ohne Erhebung auch 
nur einer bedingten Scheidungswiderklage die r  rage der 
v̂ch eidun gs schuld gleichzeitig auf der Seite des KI. 
Prüfen zu lassen, besagt m. E. durchaus nicht mit der 
^°ni RG. angenommenen Selbstverständlichkeit, daß ein 
s? vereinfachtes Verfahren ebenso zulässig sein soll, wenn 
d h t bloß diesseitige und jenseitige S c h e i d u n g s -  
s,chuld gegeneinander abzuwägen ist, sondern auf Seite 
.es Bekl. die Scheidungsschuld, auf Seite des Kl. 

pne etwaige Aufhebungsschuld. Im letzteren Falle 
lst die Konkurrenz der Verschuldensarten doch eine 
^sentlich kompliziertere (denn es stehen sich echte 
»Schuld“ an der Zerrüttung der Ehe und ein nur als 
schuld „anzusehendes“  Verhalten gegenüber, das nicht

die Ehezerrüttung, sondern das Zustandekommen 
der Ehe betrifft!); und gerade wenn — wie Vorliegend — 
die Feststellung der überwiegenden Schuld des Kl. 
beantragt wird, würde m. E., gleichgültig ob man § 60 
Abs. 3 EheG, hier für sinngemäß anwendbar erklärt oder 
nicht, ob also die Aufhebungswiderklage erhoben ist 
oder nicht, der gewissenhafte Richter so verfahren 
müssen, w ie wenn eine Aufhebungswiderklage in aller 
Form gestellt wäre. Denn bei der Aufhebung handelt es 
sich — wie Vo l kmar ,  Bern, zu §17 I. DurchfVO. mit 
Recht hervorhebt — „nicht um eine Schuld an der Auf­
hebung“ (a.M. Anz: JW. 1938, 2079), „sondern um eine 
Schuld im Hinblick auf das Zustandekommen der 
aufhebbaren Ehe“ , eine gerade im Hinblick auf die in 
RGZ. 164,247 vorgenommene Verwässerung des Begriffes 
der Aufhebungsschuld gewiß nicht sehr leicht zu um­
reißende Schuldart. Und es darf nicht übersehen werden, 
daß — auch wenn beim Mitschuldantrag des § 60 Abs. 3 
EheG, die Widerklage nur „gedacht“ , nicht „wirklich 
ist — „der einheitliche Urteilsausspruch eine Ent sche i ­
dung ü b e r _zwei  Klagen enthäl t ;  es ist deshalb 
zunächst zu prüfen, wie auf jede der beiden Klagen über 
die Schuld zu entscheiden wäre und daraus eine Gesamt­
entscheidung zu bilden“  ( V o l k m a r ,  Bern. 3 zu §19 
I. DurchfVO.). Dieser „Gesamtentscheidung“  kann der 
Richter auch dann nicht entbunden sein, wenn dem Bekl., 
der gegen den KI. eine Aufhebungsschuld feststellen las- 
sen will, die faktische Erhebung der Aufhebungswider­
klage erlassen wird.

Gegen die Richtigkeit des vom RG. aufgestellten Er- 
gebnisses sprechen noch zwei  weitere Gesichtspunkte:

a) Der ohne Erhebung einer Widerklage gestellte Mit­
schuldantrag des § 60 Abs. 3 EheG, geht auf A b w e i s u n g 
der Scheidungsklage. Der Bekl. will also hier n i cht  ge­
schieden sein. N ur fü r  den Fal l ,  daß der KI. ent- 
gegen dem Wunsche des Bekl. mit seiner Klage durch­
dringt, verlangt der Bekl., daß die Mitschuld des Kt. 
ausgesprochen wird.

Will man nun diese Gesetzesbestimmung in das Auf -  
h ebungs  recht übertragen, so bringt der Bekl., der 
gegen den Kl. einen Aufhebungsgrund hat bzw. früher 
hatte, durch den widerklaglosen Antrag, den Kl. als auf­
hebungsschuldig zu erklären, seinen Willen zum Ausdruck, 
die Ehe solle n i c h t  aufgelöst werden, und n u r falls der 
Kl. mit seiner Scheidungsklage durchdringen sollte, möge 
dieser gleichfalls als schuldig erklärt werden, weil er beim 
Zustandekommen der Ehe schuldig gewesen sei.

Durch diese grundsätzlich um die A u f r e c h t e r h a l ­
tung der Ehe kämpfende Haltung gibt aber der Bekl. 
doch zu erkennen, daß er die Ehe fortsetzen wolle; be­
gibt sich also selbst des Rechtes auf die Aufhebung der 
Ehe und damit auch — da der Schuldausspruch gemäß 
8 42 Abs. 2 EheG., § 17 I. DurchfVO. den Aufhebungs­
anspruch voraussetzt — des Schuldantragsrechtes. Wir 
haben hier die Auswirkung des Unterschiedes zwischen 
der dem Scheidungsrecht angehörenden Verzeihung, 
die durch Antrag auf Klageabweisung und Unterlassung 
der Widerklage keineswegs ohne weiteres zum Ausdruck 
kommt, und der im Au f h e b u n g s recht eine Rolle 
spielenden Bestät igung,  die m. E. durch den Antrag, 
die Scheidungsklage abzuweisen und durch Unterlassung 
der Aufhebungswiderklage eindeutig erklärt wird.

b) Überträgt man den widerklagelosen Mitschuldantrag 
des §60 Abs. 3 EheG, in das Aufhebungsrecht so muß 
— wenn der KI. einen Scheidungsgrund, der Bekl. einen 
Aufhebungsgrund hat — das Urteil auf Scheidung lauten, 
obwohl nach der Regel des § 18 I DurchfVO. bei Zu­
sammentreffen von Aufhebungs- und Scheidungsgrund en 
„nu r auf Aufhebung der Ehe zu erkennen ist. Denn 
ohne Aufhebungsantrag kann die Ehe nicht aufgehoben 
werden.

Der Urteilsspruch wird also notwendig fa sch: obwohl 
sich der KI keine Eheverfehlung zuschulden kommen 
ließ, muß aus dem Urteilstenor geschlossen werden, daß 
auch er scheidungsschuldig, nicht aufhebungsschuldig ist, 
während nach dem Willen des Gesetzgebers gerade um­
gekehrt das Vorkommen einer Aufhebungsschuld äußer­
lich dadurch in Erscheinung treten soll, daß die Ehe 
nicht geschieden, sondern aufgehoben wird.

Ich komme zu dem Ergebnis, daß es mir in hohem 
Maße zweifelhaft erscheint, ob nach dem Willen des
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Gesetzgebers, der in §42 EheG, nicht nur zu den F o l ­
gen der Eheaufhebung, sondern auch zur Schuld frage 
ganz klar und eindeutig Stellung nimmt und ein Ober­
sehen nicht erkennen läßt, innerhalb des bloßen Schei ­
dungsprozesses ein Teil des Schuldausspruchs aus dem 
gar nicht zum Gegenstand des Rechtsstreits gemachten 
Au fhebungs recht soll entnommen werden dürfen.

Gewiß gibt es „Gesetzeslücken“ , die unsere Rspr. 
— vor allem der Höchste Gerichtshof — innerhalb ge­
wisser Grenzen auszufüllen berufen ist. Ich selbst habe 
mich wiederholt an dieser Stelle (vgl. z. B. RG.: DR 
1941,1518) fü r das rechtsgestai tende Wirken des 
RG. ausgesprochen. Ich verweise auch u. a. auf den geist­
vollen, formvollendeten Aufsatz „Enge und Weite der 
Norm“  mit dem Unterabschnitt „Lückenlosigkeit des Ge­
setzes?“  in der „Frankfurter Zeitung“  v. 16. Febr. 1941. 
Allein im vorl. Falle bezweifle ich, daß eine Lücke des 
Gesetzes vorliegt. Will sich der beklagte, scheidungs- 
schuldige Ehegatte auf eine Aufhebungsschuld des KI. 
berufen, so kann er dies mit Rücksicht auf die Eigenart 
des (in der Bestätigung erlöschenden) Aufhebungsgrundes 
nur dann mit Erfolg tun, wenn er um ihretwillen die 
Ehe nicht fortsetzen will, also Aufhebungswiderklage er­
hebt. Ist es dagegen sein Wunsch, die Ehe aufrecht- 
zuerhalten und unterläßt er als Zeichen dessen die Auf- 
hebungswiderklage, so bringt er dadurch so unzweideutig 
den Fortsetzungswillen zum Ausdruck, daß gerade der 
auf die Aufhebung verzichtende Mitschuldantrag der 
Aufhebungsschuld den für sie wesentlichen Kern — die 
Fortdauer der subjektiven Wirkung auf den irrenden 
Teil — entzieht.

RA. Dr. G. v. Scanzoni ,  München.
*

7. RG. — §§ 52, 54 EheG.
. 1. Die Unheilbarkeit der schweren Dauerfolgen der 

eigentlichen Erkrankung, in denen ihr ekelerregender Cha­
rakter zum wesentlichen Teile begründet ist, müssen für 
die Anwendung des §52 EheG, ausreichen, wenigstens 
dann, wenn sie für sich durch ihre abstoßende Wirkung 
auf den anderen Teil ein rechtes eheliches Zusammenleben 
unmöglich machen.
Eh GZT )Fra&e der außer8cwölm,icllen Härte i. S. des §54

Zu § 52 EheG, stellt das BG. zunächst fest, daß es sich 
bei der Hauttuberkulose (lupus vulgaris) im Gesicht und 
am Körper der Bekl. um eine schwere Krankheit handele, 
die aber nicht ansteckend sei. Es bejaht auch ihren ekel­
erregenden Charakter, obwohl der Gutachter das nur für 
den „zart besaiteten Laien“ annehmen wolle; denn die 
Krankheit habe nach dem Parteivortrag und den dem 
Obergutachten beigefügten photographischen Aufnahmen 
der Bekl. zu schweren Zerstörungen im Gesicht, einer 
ausgebreiteten Narbenbildung und einer Verstümmelung 
der Nase geführt, so daß diese durch eine künstliche Pro­
these habe ersetzt werden müssen. Unter der Einwirkung 
der strengen Kälte des letzten Winters seien die Ränder 
der Erkrankung besonders über der Nasenwurzel wieder 
aktiv geworden und am Rande des Narbengewebes und 
im Bereich des ehemaligen Nasenrückens an den Wangen 
oberflächliche Geschwürbildungen aufgetreten. Wenn diese 
auch bei entsprechender Behandlung geheilt werden könn­
ten, bleibe doch die Entstellung des Gesichts bestehen; die 
Krankheit sei also nicht heilbar.

Wenn das BG. auf Grund dieser Feststellungen den Tat­
bestand des §52 EheG, für gegeben erachtet, so ist da­
gegen aus Rechtsgründen nichts einzuwenden. Der Schei­
dungsanspruch nach dieser Vorschrift — soweit sie hier 
in Frage kommt — setzt voraus, daß der beklagte Ehe­
gatte an einer schweren ekelerregenden Krankheit leidet 
und deren Heilung in absehbarer Zeit nicht erwartet wer­
den kann. Die Feststellung, daß es sich bei der Hauttuber­
kulose in der schlimmen Form, wie sie die Bekl. befallen 
hat, um eine schwere Krankheit handelt, unterliegt keinem 
Bedenken. Bei der Beurteilung, ob die Krankheit ekel­
erregend ist, geht der BerR. zutreffend von der Wirkung 
aus, die sie auf einen normal empfindenden Menschen aus­
übt. Daß er den ekelerregenden Charakter in diesem Sinne 
entgegen der Ansicht des ärztlichen Sachverständigen be­
jaht, ist nicht zu beanstanden. Was die Heilbarkeit der

Krankheit anlangt, so ist hier ihre aktive Form nach de" 
Feststellungen des BU. heilbar; was bleibt und durch ® 
Kunst der Ärzte nicht mehr beseitigt werden kann, sina 
die Zerstörungen, die der Lupus bereits angerichtet hak 
insbes. die Verstümmelung der Nase und die ausgebreitete 
Narbenbildung, mit der die Ausheilung des aktiven KranK- 
heitsprozesses verbunden war. Die Unheilbarkeit diese 
schweren Dauerfolgen der eigentlichen Lupuserkrankuflfh 
in denen ihr ekelerregender Charakter zum wesentliche 
Teile begründet ist, müssen aber für die Anwendung u® 
§ 52 ausreichen, wenigstens dann, wenn sie für sich S ' 
eignet sind, durch ihre abstoßende Wirkung auf den an­
deren Teil ein rechtes eheliches Zusammenleben untnog 
lieh zu machen, woran im vorl. Falle nach den getroffene 
Feststellungen nicht zu zweifeln ist.

Die hiernach an sich begründete Scheidung der Ehe 
lehnt der BerR. in Übereinstimmung mit dem LG. gle,c"‘ 
wohl ab, weil sie gemäß § 54 EheG, sittlich nicht ge- 
rechtfertigt sein würde. Zur Begründung hierfür 
im wesentlichen aus, dem Kl., der nun schon bald 15 Jan' 
mit der Bekl. verheiratet sei, seien deren Zustand, «a 
Wesen ihrer bereits vor der Ehe bestehenden Erkranken* 
und deren allmähliche Entwicklung während der L" 
wohlbekannt gewesen; all das habe ihn bisher nicht ge' 
hindert, mit der Bekl. ehelich zu verkehren und mit i 
drei bis jetzt gesunde Kinder zu erzeugen; er könne also 
bis dahin die Krankheit nicht als ekelerregend empfun?e 
haben. Anderseits könne die voll arbeitsfähige Bekl. weite 
dem Haushalt vorstehen, wenn auch ihre Einreihung ‘ . 
den Arbeitsprozeß erfahrungsgemäß wegen ihrer äußere 
Entstellung scheitern würde. Sie habe in den langen Jan' 
ren des ehelichen Zusammenlebens ihre Pflichten als \ xi 
und Mutter erfüllt; die Eingehung einer neuen Ehe würa 
für sie ausgeschlossen sein. Unter diesen Umstände1; 
würde die Auflösung der Ehe sie außergewöhnlich ha> 
treffen. Auel] die Kinder bedürften noch der mütterliche 
Fürsorge und Erziehung. Dagegen erscheine das Opler’ 
das der Kl. bei Fortsetzung der Ehe auf sich nehiue 
müsse, zumutbar und sittlich gerechtfertigt.

Diese Auffassung wird von der Rev. mit Recht he" 
anstandet. Wenn in § 54 EheG, bestimmt ist, die mangelnd® 
sittliche Rechtfertigung des Scheidungsbegehrens als 
derungsgrund der Scheidung aus §52 sei in der Rege 
dann anzunehmen, wenn die Auflösung der Ehe den a"' 
deren Ehegatten außergewöhnlich hart treffen würde, s° 
ist daraus zu entnehmen, daß die Härten, die mit e'nf 
Scheidung wegen einer schweren ekelerregenden Kraß­
heit für den kranken Ehegatten gewöhnlich verbunden sind< 
nicht ausreichen können, um die Scheidung auszuschließe"; 
Gerade die Voraussetzung einer auße r gewöh"  
l i ehen  Härte verleiht dem § 54 den Charakter ein«1 
engen Ausnahme (vgl. V o l k m a r ,  „Großdeutsches £h;,j 
recht“ , Bern. 2 zu § 54). Die Anwendung der Vorscm'11 
kann deshalb hier nicht damit begründet werden, daß dlt 
Bekl. wegen ihrer Krankheit keine Aussicht habe, erneu 
zu heiraten oder sich in den Arbeitsprozeß einzureihe" ’ 
denn diese Härten wird der beklagte Ehegatte bei ein®' 
Scheidung wegen schwerer ekelerregender Krankheit 
aller Regel zu tragen haben; sie sind in einem solch®" 
Falle nichts Außergewöhnliches. Würden sie bereits dl_ 
Anwendung des §54 rechtfertigen, so würde beim Vo(' 
liegen der Voraussetzungen des §52 EheG, eine Sche1' 
düng nicht die Regel, sondern eine Ausnahme bilden'

Bei der Beurteilung, ob das Scheidungsbegehren sitt­
lich nicht gerechtfertigt ist, ist im Rahmen der gesamte" 
Umstände auch zu prüfen, ob die Ablehnung der Schei­
dung etwa den klagenden Ehegatten besonders hart tret' 
.fen würde. In diese Richtung zielt ersichtlich die Bemer' 
kung des BG., das von dem Kl. bei einer Fortsetzung 
der Ehe verlangte Opfer sei ihm durchaus zumutbar, 
die volle Kenntnis des Zustandes der Bekl. ihn bisher 
nicht daran gehindert habe, mit ihr ehelich zu verkehre" 
und Kinder zu zeugen. Der vom BerR. daraus gezoge"e 
Schluß, daß der Kl. demnach bisher die Krankheit 4e, 
Bekl. nicht als ekelerregend empfunden haben könne, ist 
aber keineswegs zwingend. Ebenso nahe liegt die Ab­
nahme, daß der KL, der damals noch keine Möglichket* 
zur Lösung der Ehe hatte, den Ekel zurückgedrängt hau 
weil er die eheliche Treue nicht verletzen wollte und tru‘ 
Rücksicht auf die Kinder das eheliche Leben mit der
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ßekl. aufrechtzuerhalten bestrebt war. Seit dem Erlaß 
“es neuen EheG, ist es zu einem ehelichen Verkehr zwi- 
“cnen den Parteien nicht mehr gekommen. Vielmehr hat 
,ei Kl. bereits im September 1939 die Scheidungsklage 

«ingereicht. Daß er dabei die Krankheit der Bekl., deren 
v'°Ue Schwere im übrigen erst nach der Geburt der Kin- 
. er auftrat, etwa nur vorschützt, um eine sonst nicht 
®9«ichbare Scheidung zu erlangen, hat die Bekl. selbst 
nicht behauptet.
, Weiter hat der BerR. nicht berücksichtigt, daß der Kl.Oßj . . . . , , >n T 1 ____ .U tirnVll

— vj'-uwcre im UDrigen ci&i imui uu ^  * . r,
auftrat, etwa nur vorschützt, um eine sonst nicht 

. eichbare Sch"  ’ J:" n“’'' **
“cht behauptet.
.Weiter hat der dciiv. iu«.i — - —  u
°.ei seinem Alter von jetzt 42 Jahren noch sehr wohl 
a‘ne völkisch wertvolle neue Ehe eingehen und in dieser 
gesunde Kinder erzeugen kann. Insofern sprechen auch 
gewichtige bevölkerungspolitische Belange für das Schei- 
iiungsbegehren und seine sittliche Berechtigung. Dem­
gegenüber reichen der Hinweis auf den 15jährigen — bis 
dim Prozeßbeginn 13jährigen — Bestand der nach dem 
beiderseitigen Vortrage keineswegs ungetrübt verlaufenen 
the cter parteien, deren eheliches Zusammenleben zudem 
?llrch die wiederholten Anstaltsbehandlungen der Bekl. 
untner wieder unterbrochen war, sowie der Umstand, daß 
l rst ¡m Anschluß an die von der Bekl. durchgemachten 
gebürten, also im zeitlichen Zusammenhang mit der 
, püllung ihrer Frauenpflicht jene Verschlimmerung ihres 
Lefdens eintrat, die den Scheidungsanspruch des Kl. be­
gründete, allein nicht aus, um das Verlangen des Kl. als 
.‘blich ungerechtfertigt erscheinen zu lassen. Ob die Be- 
7>ge der noch fürsorgebedürftigen Kinder mehr die 
Aufrechterhaltung der Ehe oder ihre Scheidung erfordern, 
^scheint im Hinblick darauf zweifelhaft, daß eine Be-iretiii --- - * * «• t i -------m i l  u a iu u i  i - v v ------ ------
K,-Ung der Kinder durch die Bekl. vermutlich schon 
. lsher wegen ihrer häufigen Abwesenheit und der Alt 
Jpres Leidens in Frage gestellt war. Es wird in jedem 
,a'le Aufgabe des VormGer. sein müssen, hier die im 
Interesse der Kinder gebotene Regelung zu treffen. 
ß Nach alledem beruht die angefochtene Entsch. aut 
beehtsirrtum und ist deshalb aufzuheben.

(RG., IV. ZivSen., U. v. 12. Dez. 1940, IV 274/40.) [R.]

Anmerkung: Die vorstehenden Ausführungen bedürfen 
ü°ch einer Ergänzung aus dem nicht abgedruckten leü 

Urteils
. °ie Parteien haben am 6. Sept. 1925 die Ehe geschlos- 
s.en- Der Mann war damals 27, die Frau 22 Jahre alt 

der Ehe sind drei, in den Jahren 1926, 1929 und 
y/Ü geborene Kinder hervorgegangen. Der letzte ehe- 
!che Verkehr war Anfang Juli 1938. Die Hauttuberkulose 
Seur Frau bestand in ihren Anfängen bereits zur Zeit der 
Eheschließung. Seit der Geburt der Kinder hat sich die 
Rankheit stärker entwickelt; nach der Geburt des zwei­
en Kindes hat die Krankheit auch das Gesicht befallen, 
ftotz zahlreicher langer und schmerzhafter Behandlungen 
ährte das Leiden zu einer starken Entstellung des Ge- 
Slchts und machte die Anfertigung einer künstlichen Nase
forderlich.-  ‘uraeriich.Alle drei Instanzen haben angenommen, daß die Bekl. 
i 1) einer schweren ekelerregenden Krankheit i S. des § 5- 
'■heü. leidet und daß eine Heilung der Krankheit m ab­
sehbarer Zeit nicht erwartet werden kann. Den Aus 
hihrungen des RG. ist in dieser Richtung nichts lnnzu-
rusetzen. . ,, ,
.Das LG. und OLG. haben die Scheidungsklage des 
Cannes gleichwohl abgewiesen, weil nach ihrer ■puttas- 

ein sog. Härtefall i. S. des § 54 EheG, vorhegt. Das 
^9- ¡st anderer Auffassung. Die Entsch. kann zw 
^m. Da die Ehe 15 Jahre lang bestanden hat und die aus 
ber Ehe hervorgegangenen Kinder erst 14,15 und 0 Jahre 
5? sind und deshalb noch der elterlichen Fürsorge be-sind und deshalb noch uer eiiernuicu . . r r  
durfen, mag man an sich geneigt sein, der Stellungnahme 
dtr Instanzgerichte den Vorzug zu geben Im Ergebnis 
sEmme ich dennoch dem RG. zu. Aus dem nicht ab- 
?edruckten Teil des Tatbestands ergibt sich, daß die Ehe 
‘inerlich zerrüttet ist. Die Frau hat dem Manne vor- 
Seworfen daß er sie mißhandele und beschimpfe, wah- 
j-end der Mann behauptet, die Frau habe lhr.,^ ‘d“ /V r.tsh 
Dnsauberkeit verschlimmert, sie sei eigeinvi lig und bos- 
ar*ig. Ein rechtes Eheleben kann von den Parteien also 
*};cht mehr erwartet werden. Aus sittlichen Gründen ist 
d>e Aufrechterhaltung der Ehe deshalb nicht geboten.

OLGR. M a ß f e 11 e r , Berlin.

8 . RG. — § 55 Abs. 2 EheG, fordert nur, daß die 
Zerrüttung ganz oder überwiegend auf ein Verschulden 
des klagenden Ehegatten zurückzuführen ist, nicht aber 
auch, daß für den beklagten Teil ein Scheidungsanspruch 
besteht oder auch nur bestanden hat. Allerdings muß dem 
bekl. Ehegatten, wenn er einen Schuldausspruch nach § 61 
Abs. 2 EheG, erreichen will, ein Scheidungsanspruch aus 
Verschulden nach §§ 47-49 EheG, zur Seite stehen oder 
gestanden haben; für die Frage, ob dem bekl. Ehegatten 
nach §55 Abs. 2 EheG, ein Widerspruchsrecht zusteht, 
kommt es aber darauf nicht an.

(RG., IV. ZivSen., U. v. 29. Jan. 1941, IV 302/40.) [He.] ;
*

9. OLG. — Den nach § 55 Abs. 2 EheG, erhobenen, 
dann aber zu gerichtlichem Protokoll failengelassenen 
Widerspruch kann die Bekl. in einem späteren Termin 
wieder aufgreifen, sofern sie nicht arglistig handelt, T)

Wenn die Bekl. laut Protokoll vom 24-Okt. 1940 er­
klärt hat, ihren Widerspruch gegen das Scheidungsbe­
gehren des Mannes aus § 55 EheG, nicht aufrecht erhalten 
zu wollen, dann aber den Widerspruch laut Protokoll 
vom 22. Nov. 1940 doch aufrechterhalten hat und das LG. 
hierzu ausführt, ein bindender Verzicht auf das Wider­
spruchsrecht liege nicht vor, so ist darin ein Rechtsirrtum 
nicht zu finden. Das Widerspruchsrecht ist nicht etwa nur 
eine verzichtbare Prozeßeinrede, vielmehr ist das Fehlen 
besonderer Umstände, die das Festhalten des Kl. an der 
Ehe trotz Zerrüttung und dreijähriger Trennung geboten 
erscheinen lassen, materieller Klagegrund des § 55 EheG. 
(RGZ. 164, 319), der immer der Nachprüfung des Gerichts 
unterstellt bleiben muß, solange nicht infolge Unterlas­
sung des Widerspruchs durch die Bekl. eine gesetzliche 
Vermutung gegen das Vorhandensein solcher Umstände 
spricht. Selbst einer ver t ragl i chen Vereinbarung der 
Ehepartner, vom Widerspruchsrecht keinen Gebrauch ma­
chen zu wollen, könnte im Hinblick auf die öffentlich- 
rechtlichen Belange der Ehe und ihr Wesen keine rechtliche 
Wirksamkeit zukommen. Erst recht kann eine Bekl. an 
einer solchen einsei t igen Erklärung wie hier, das 
Widerspruchsrecht nicht auszuüben, festgehalten werden. 
Erklärt sie später, doch widersprechen zu wollen und er­
folgt dieser Widerspruch, so ist er vom Richter zu be- 
achten und zu würdigen. Dies gilt besonders, wenn zwi- 
sehen Verzicht und Wiederholung des Widerspruchs eine 
neue, den Widerspruch stützende Tatsache eingetreten ist, 
wie das hier durch den Versuch des Kl., die Bezüge der 
Bekl. durch geheime Schritte beim Fürsorgeamt zu schma­
lem, der Fall ist. Dem widersprechenden Eheteil kann als­
dann die Einrede der Arglist sicher nicht entgegengehal­
ten werden. Selbst ohne eine neue Tatsache liegt lediglich 
in dem Wiederaufgreifen des Widerspruchs an sich nichts 
Sittenwidriges. Besondere Umstände, die zur Bejahung 
führen könnten, fehlen nach Aktenlage.

(OLG. Karlsruhe, 3. ZivSen., Beschl. v. 21. Jan. 1941,
3 UH 3/41.)

Anmerkung: Diese Entscheidung geht den Weg, den 
das RG. in dem von mir besprochenen Urteil: K u z . i l ,  
199 beschriften hat, um einen Schritt weiter: Wahrend 
dor t  ausgesprochen ist, die Bekl. könne eine“ .im,p R 
Rechtszuge zurückgenommenen Widerspruch mit der Be­
rufung gegen das sie beschwerende Urteil des LG. wieder 
aufnehmen" läßt das OLG. Karlsruhe sogar den Widerruf 
der Zurücknahme des Widerspruchs innerhalb der

' w ä  -  d £ ? Ä ± s t  „das Fehlen besonderer Um­
stände die das Festhalten des Kl. an der Ehe trotz Zer­
rüttung und dreijähriger Trennung geboten erscheinen 
lassen , als „mater iel len Klagegrund des § 55 
EheG “ bezeichnet, so geht es damit über die hierfür 
zitierte Entsch. RGZ. 164, 319 die nur von „einer dem 
sachlichen Recht angehörigen Befugnis“ spricht, weit 
hinaus und schließt sich der in meiner Abhandlung „Wie­
derholung der auf § 55 EheG, gestützten Scheidungsklage : 
DR. 1940, 2206, III 3 u. 4, wohl erstmals vertretenen
Rechtsauffassung an. _ , ,

Allein der Umstand, daß das Fehlen besonderer Beacht- 
lichkeits-Umstände zu den wesentlichen Bestandteilen des 
in § 55 geregelten Klagegrundes gehört, ändert nichts 
daran, daß der Bekl. auf sein Widerspruchsrecht durch
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Erklärung gegenüber dem Kl. und gegenüber dem Pro­
zeßgericht in gleicher Weise rechtswirksam verzichten 
kann, wie er auf die Geltendmachung eines Scheidun^s- 
grundes (z. B. auf die Geltendmachung eines Ehebruches
o^-zal?o?reon̂ J ei!es). vertraglich (KG.: JW. 1933, 181; Kuz. 120, 321) oder im Wege prozessualer  Erklärung 
(Jonas-Pohle,  Bern. I zum § 306 ZPO.) verzichten 
kann.

Der Verzicht auf den bereits erhobenen Widerspruch ist 
mit seiner Nichterhebung (von vornherein), d. h. mit dem 
Antrag der beklagten Partei, „nach Sachlage zu erken- 
nen , gleichbedeutend. Die Frage ist also nur, ob die be­
klagte Partei innerhalb der Instanz die einmal von ihr 
abgegebene Erklärung, dem Scheidungsbegehren des Kl. 
nicht widersprechen zu wollen, widerrufen kann.

Wäre die Auffassung des OLG. Karlsruhe richtig, so 
müßte theoretisch eine unendliche Kette von Wider­
spruchserhebung, Widerspruchs zu rück nähme und 
w i de r r u f  der Widerspruchszurücknahme möglich sein, 
ein Ergebnis, das ohne weiteres die Nichthaltbarkeit der 
Karlsruher Ansicht beweist.

RGRKomm., 9. Aufl. (1940), Vorbem.2 vor § 56 läßt 
ausdrücklich unter Hinweis auf A 1 a. E. zu § 397 BGB 
und auf Jonas-Pohle,  Bern. I zu § 306 ZPÖ. den Ver­
zicht auf den Scheidungsanspruch gelten und unterstellt 
ihn den gleichen Regeln wie den gewöhnlichen Prozeß­
verzicht des § 306 ZPO., der Wi l lens-,  nicht Wahr ­
heitserklärung sei, und auch bei „Ansprüchen“ auf Ehe­
scheidung Geltung habe.

Wenn nun der Kl. auf einen Scheidungsanspruch (z. B. 
einen von mehreren Scheidungsgründen) in einer sowohl 
prozessual wie auch materiell wirksamen Weise verzich­
ten kann, so muß in dem neuartigen Fall des § 55 EheG, 
sinngemäß auch der beklagte Teil auf den im Wider­
spruch liegenden Anspruch, die Ehe aus besonderen 
Gründen aufrecht zu erhalten, mit gleichzeitig prozes­
sualer und materieller Wirkung verzichten können

Der (zutreffende) Gesichtspunkt, daß das Scheidungs­
gericht eine ver t rag l i ch  übernommene Verpflichtung 
des Bekl., den Widerspruch zu unterlassen, bei Verletzung 
dieser Vertragspflicht, d. h. vertragswidrig erhobenem 
Widerspruch nicht berücksichtigen dürfe (vgl. Volkmar,  
Vorbem.2c; Jonas, § 622 III 4), greift m. E. hier nicht 
durch. Denn die bloße Übernahme einer „Verpflichtung“ 
zu einem bestimmten prozessualen Verhalten ist etwas be­
grifflich anderes, viel Geringeres, als das prozessuale 
Verhalten selbst. Verzichtet der Bekl. durch Erklärung im 
Prozeß auf die Erhebung des Widerspruchs, so ist er an 
dieser Erklärung, deren „Einseitigkeit“  der obige Be­
schluß ohne ersichtlichen Grund hervorhebt, in. E. festzu­
halten, sofern er nicht etwa zur Unterlassung oder Zu­
rücknahme des Widerspruchs vom Kl. in arglistiger oder 
sonst sittenwidriger Weise bestimmt worden ist.

Wäre eine so wichtige Prozeßhandlung, der auch noch 
die Doppelnatur einer Verfügung über sachl iches 
Recht innewohnt, jederzeit innerhalb der Instanz frei 
widerruflich, so hätte das Gericht in keinem Stadium des 
Verfahrens eine feste Judiz-Grundlage.

Jonas (Bern. I zu § 617 ZPO.) unterscheidet zwischen 
Partei-„D isposition“ und Parte i-„In itiative“ , und 
vertritt den Standpunkt, daß im Eheprozeß zwar die 
erstere zugunsten des Prinzips der von Amts wegen 
durchzuführenden Untersuchung besei t igt  sei, l e t z­
tere aber nach wie vor bestehe. Das heißt der’Richter 
ist auch im Eheprozeß an die Sachanträge der Par­
teien gebunden.

Nun ist aber Verzicht auf das Widerspruchsrecht nichts 
anderes als der Sachantrag der beklagten Partei (nicht 
die Klage abzuweisen, sondern:) „nach Sachlage zu er­
kennen“, d. h. die Ehe zu scheiden.

Nimmt der Kl. den Scheidungsantrag zurück, so kann 
der Richter nicht etwa trotzdem die Ehe scheiden (sofern 
nicht Widerklage erhoben ist). Ändert aber der Bekl. 
den in der Bitte um Erkenntnis nach Sachlage enthaltenen 
Antrag auf Scheidung ins Gegenteil, so kann — da der 
ursprüngliche Antrag des Bekl. nicht die Grundlage für 
den richterlichen Scheidungsausspruch gewesen wäre 
sondern nur Freimachung dieser Grundlage, nämlich Zu­
stimmung des Bekl. zum Antrag des Kl., oder, negativ 
ausgedrückt, Unterlassung des Widerspruchs — die Ände­
rung des beklagtischen Antrages ins Gegenteil nichts

anderes sein, als Widerruf eines bereits endgültig ausgC" 
sprochenen Verzichtes des Bekl. auf ein prozessuales und 
gleichzeitig materielles Recht. ,

Hier dreht sich die Unwiderruflichkeit herum: Während 
der Kl. der Regel nach die Zurücknahme des Scheidung8' 
antrages nicht widerrufen kann, scheint mir auf Seite de 
Bekl. die Zurücknahme des Widerspruchs der Regel nacik 
d. h. sofern nicht Arglist des Kl. oder sonstige Sittenwidrig' 
keit hereinspielen, unwiderruflich zu sein.

Grund hierfür ist, daß Prozeßerklärungen, die einen 
Verzicht auf prozessuale Befugnisse enthalten oder sons 
der Partei ungünstig sind, nach Jonas-Pohle (vor 
§ 128, V, 4) in der Regel unwiderruflich sind, und daß_b'_ 
Zulassung; eines öfteren Wechsels des prozessualen 1 ? 
teistandortes das ganze Gefüge des Rechtsstreites b» 
Wanken käme (um so mehr, wenn die prozessuale c ' 
klärung gleichzeitig eine Verfügung über sachliches Raj- 
darstelit!); daß ferner § 617 ZPO. zwar die Vorschrift" 
über das Anerkenntnis (§ 307 ZPO.), nicht aber die Vor­
schriften über den Prozeß verzieht  (§ 306 ZPO.) a)s 
unanwendbar im Eheprozeß erklärt.

Im Grunde kommt übrigens die Einrichtung in § ® 
EheG., daß bei Nichterhebung des Widerspruchs sene:a 
der beklagten Partei eine richterliche Prüfung der Vor- 
ausetzungen von Abs. 2 S. 1 und 2 wegfällt, einer t>e" 
schränkten Einführung des Anerkenntnisses in Ehesacn 
gleich.

Die in RG.: DR. 1941, 1988 vertretene Rechtsansich ’ 
der Bekl. könne sogar noch in der Berlnst. den vor den 
Erstrichter fallen gelassenen Widerspruch wieder f j '  
greifen, beruht wohl auf einer vermeintlich sinngemäße 
Anwendung des alten, durch § 614 a ZPO. noch verstarb 
ten Rechtsgedankens, daß der Kl. ohne Beschwer Ber“' 
fung zum Zwecke der Zurücknahme der Scheidungskl3̂  
erheben kann. Eine Analogie ist aber hier in Wirklich*«' 
nicht gegeben. Denn während im e i n e n Falle der Kl- f  
der Berlnst. erstmals und unwiderruflich auf seinen Sch#' 
dungsanspruch verzichtet, also Verzicht und nicht Wmer' 
ruf eines Verzichtes vorliegt, wird im anderen Falle de 
vor dem LG. ausgesprochene Verzicht auf das Wider' 
spruchsrecht in der Berlnst. widerrufen, was mir gege 
den Grundsatz zu verstoßen scheint, daß auch im 
prozeß die Partei „wissen muß, was sie will“ , daß L»°' 
nung und Disziplin des Prozesses gefährdet würden, we0 
der wichtigste Antrag der Prozeßparteien im Wechsel von 
Anspruch, Anspruchsverzicht und Verzichtswiderruf f,--------- -.. ----  .......  jvlüfiRMühle zuZusagen zu einem „Mühle auf 
auf“ werden würde.

RA. Dr. G. v. Scanzoni,  München-

Handels- und Wirtschaftsrecht
10. RG. — § 28 HGB.; GmbHG.; § 181 BGB. Nur a“* 

dem Unternehmen eines Einzelkaufmannes, nicht auch ein« 
GmbH., selbst wenn es sich um eine Einmanngesellscß3 
handelt, können ohne weiteres Außenstände und Zahlung5' 
Verpflichtungen herausgenommen werden, wenn and« 
Personen als Mitinhaber in das Geschäft aufgeno 
werden sollen. Einer entsprechenden Verfügung durch 
alleinigen Gesellschafter einer GmbH, steht § 181 By *  
entgegen. Die Haftung für die bisherigen Verbindlichkeit11 
verbleibt bei der GmbH.

Ist_ ein nichtiger Gesellschaftsverlrag einer GmbH. au£* 
nur im Innenverhältnis bereits umfänglich in Vollzug S.e’ 
setzt worden, dann ist dadurch jedenfalls tatsächlich e[n 
Gemeinschaftsverhältnis begründet worden. Auch die 
sung eines solchen nur tatsächlichen Gesellschaftsverbä11' 
nisses kann in aller Regel nur im Wege der Auseinander 
Setzung herbeigeführt werden, t )

Die Kl., die in B. die Fabrikation und den Vertrieb 
von Knöpfen aller Art betreibt, ist eine GmbH, mit eh1«!1 
Stammkapital von 20000 M i. Ihr alleiniger Gesellscha1; 
ter (mit den beiden Stammeinlagen von 19000.5737 t>ntl 
1000 M l)  und Geschäftsführer war im Jahre 1938 de1 
Fabrikant G. zu A. (Holland). Dieser schloß, nach eine1 
vorhergehenden schriftlichen, aber noch lückenhaften Ve>" 
einbarung zwischen ihm und dem Bekl. v. 30. Nov. 193® 
am 11. Dez. 1938 mit dem Bekl. und dem Kaufmann kl­
einen Vertrag, wobei teils mündlich, teils privatschrifj' 
lieh folgendes vereinbart wurde: H. überließ der KL die
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F'rma H. & L. in Be., die er aus nichtarischem Besitz für 
„ a 16000 MM erworben hatte; die KI. übernahm da- 
S.egen die Bezahlung des von H. noch nicht gezahlten 
^Preises. Die Firma H. & L. sollte zunächst als Zweig- 
"leUerlassung der Kl. fortgeführt werden. Für spater war 
°eabsichtigt, den Betrieb der Kl. in B. stillzulegen und 
rA gesamten Fabrikbetrieb und Verkauf nur noch von 

aus zu bewirken. Um für diese Zwecke das Unter- 
l.e«men auf eine breitere Grundlage zu stellen, sollten 
ch der Bekl. und H. daran als Gesellschafter beteiligen, 

?war in der Weise, daß jeder der drei Gesellschafter 
neu Wert von 50000MM einbringt: 
a) der Bekl. durch Zahlung von 50000 5f.fi in bar, 
ö) H. durch Einbringung eines Knopflagers im Ein­

kaufswerte von über 50000 wobei der über- 
schießende Rechnungsbetrag von der Kl. käuflich 

, übernommen werden sollte, .
v G. in erster Linie durch Einbringung des Betriebs­

vermögens der Kl. ohne Außenstände und Zahlungs­
verpflichtungen; dieses Betriebsvermögen, das in 
einer von G. vorgelegten Aufstellung mit rund 
27 000 MM bewertet war, sollte, entsprechend dein 
Verlangen von G-, mit 20000 MAI angerechnet wer- 
den. Weitere 30000 MM verpflichtete er sich zunächst 
in bar einzubringen; da dies jedoch auf Schwierig­
keiten stieß, wurde später vereinbart, daß er statt 
dessen für 30000 MM aus Holland einzufiihrende 
Ware einbringen sollte.
die hiernach geplante Erhöhung des Betriebskapitals 

v, btlich gestaltet werden sollte, ob eine regelrechte 
0 P'talerhöhung ■ stattfinden oder nur Darlehen an die 
. ®e**schaft gegeben werden sollten, wurde späterer Ver- 

ofmarung Vorbehalten, da der Bekl., der von Beruf 
■ euerberater ist, erst noch ermitteln sollte, was steuer- 

Vorteilhafter ist; in der Vertragsurkunde v. 11. Dez. 
vv, . heißt es hierzu unter III: „Die Frage der Art und 
dwdse der Verstärkung der Betriebsmittel bleibt beson- 
snin11 Vereinbarungen überlassen.“  Im Innenverhaltms 
Aken auf alle Fälle Gewinn und Verlust zu je 1/3 geteilt 
an/den. Einstweilen sollte G. je Vs seines Geschafts- 
W 1 s> also je 6650 MM, an den Bekl. und an H. ab- 
H„Yen; da jedoch H. aus gewissen Gründen nicht ofrent- 

als Gesellschafter der Kl. in die Erscheinung zu 
k!ie.n wünschte, sollte dessen Anteil ebenfalls an den 
,1 kl., wenn auch nur zu treuen Händen, abgetreten wer- 
A"- Q. und der Bekl. sollten zu Geschäftsführern der Kl. 
p; der Maßgabe bestellt werden, daß jeder von ihnen 
i, n,?e 1 vertretungsmucht hat. Die Geschäftsleitung wurde 
?„der Weise verteilt, daß G. den Fabrikationsbetrieb, H.

Ein- und Verkauf und der Bekl. die Buchhaltung 
nd die Steuerangelegenheiten übernehmen sollte. 

rJ.!1 Ausführung dieser Vereinbarungen trat G. in nota- 
Ä  Urkunde v. 11. Dez. 1938 einen Teilbetrag von 
/300 &im von seiner Stammeinlage von 19000 MM an 

SA Bekl. ab; in der Abtretungsurkunde heißt es daß 
Gegenwert der Abtretung, der 13 300 X« betragt, 

1( fC l Verrechnung beglichen wird. In der gleichen Ur- 
»jde wurden sodann durch Gesellschafterbeschlu . 
nd der Bekl. zu Geschäftsführern der Kl. mit Emzel- 
A^etungsmacht bestellt und die Satzung entsprechend 

Rändert mit dem Zusatz, daß die Abberufung vmes Gc- 
lA aEsführers nur aus wichtigem Grunde erfolgen dürfe. 
sJ*es wurde zum Handelsregister angemeldet und ein- 

fagen. Auch die Be.er Zweigniederlassung wurde dem- 
achst als solche im Handelsregister vermerkt.
. Auf wiederholtes Drängen von H. hat der Bekl. im 
Jan- 1939 25 000 .AM bei der Deutschen Bank in w. für*■ *VOV ZD UUU J l J t b  UCl u t i uv-uiöwnvu ------- ....

KI. eingezahlt. Da er selbst nicht über das notige 
M«ld verfügte, hat er den Betrag von dem Kaufmann N. 
n B. entliehen und diesem dafür einen Teil seines Ge-
..Aaftsanteils an der KL in Höhe von 3300 ¡AM mit Zu- 
A mmung von G. verpfändet (in welcher Rechteform, lst 
|AS den Akten nicht ersichtlich). H. hat der Kl. Varen 
Sl. Rechnungsbeträge von 82419 X« übersandt die in 
P°he von 50 000 ¡AM zur Tilgung seiner Einlage dienen, 

übrigen von der KI. käuflich übernommen werden 
SJKen. G. hat vereinbarungsgemäß das Betriebsvermögen 
ver Kl. (ohne Außenstände und Verbindlichkeiten) zur 
y.erfüg»ng gestellt, auf seine weitere Einlage von 300005UC 
‘‘Eer weder etwas gezahlt noch geliefert. Wahrend G.

dann nach Amerika verreist war, kamen sowohl dem 
Bekl. als auch dem H. Bedenken wegen der Durchführ­
barkeit des Vertrages, da beide an dem Willen und an 
der Fähigkeit von G., den Vertrag zu erfüllen, zweifel­
ten, da außerdem auch H. die Zahlungsfähigkeit des 
Bekl. und dieser den Wert der von H. eingebrachten 
Knöpfe in Zweifel zog. Sie verhandelten deshalb, in Ab­
wesenheit von G., über eine stille Liquidation der Kl. 
durch Verkauf der Firma H. & L., konnten sich aber 
hierüber nicht einigen. Obwohl der Bekl. noch unter dem 
11. Mai 1939 dem H. mitgeteilt hatte, die in Aussicht ge­
nommenen Maßnahmen seien nicht möglich ohne eine 
ordnungsmäßig einberufene Gesellschafterversammlung, 
hat er dann, nach einem vergeblichen Versuch, eine 
solche einzuberufen, von sich aus in seiner Eigenschaft 
als Geschäftsführer der KI. die gesamten Maschinen una 
den größten Teil des Warenvorrats der Firma H. <> L. 
für rund 31 000 JUt an die Firma P. in Be. verkauft. Von 
diesem Erlös hat er 25 000 MM zur Rückzahlung seiner 
Einlage an sich selbst, den Rest von rund 6000 MM zur 
Begleichung verschiedener Zahlungsverpflichtungen der 
Kl. verwandt. Den für sich entnommenen Betrag ließ er 
dem Kaufmann N. in E. zur Tilgung seiner Darlehens- 
schuld überweisen; N. hat dann aber später den Betrag 
auf ein Konto bei der Dresdner Bank überwiesen, über 
das nur er und der Bekl. gemeinsam verfügen können. 
Durch Schreiben v. 26. Mai 1939 teilte der Bekl. dem H. 
und G. den Verkauf der Maschinen usw. mit; zugleich be­
anstandete er H. gegenüber das von diesem eingebrachte 
Knopflager und stellte es ihm zur Verfügung, da es un­
sortiert und lediglich „Ramsch“  sei. H. hat daraufhin 
die noch vorhandene Ware abholen lassen, widersprach 
aber, ebenso wie G., der inzwischen aus Amerika zuruck­
gekehrt war, dem Verkauf der Maschinen usw. der 
Firma H. & L. G. berief nunmehr eine Gesellschafter- 
Versammlung zum 6. Juni 1939. In dieser trat zunächst 
der Bekl. auf Verlangen von H. an diesen den ihm nur 
treuhänderisch überlassenen Geschäftsanteil der Kl. in 
Höhe von 6650 MM in notarischer Form ab. Sodann be­
riefen G. und H. den Bekl. „aus wichtigem Grunde als 
Geschäftsführer ab. Eine demnächst im Aufträge von H. 
von der Treuverkehr R. unter dem 16. Aug. 1939 vor­
genommene Prüfung der Zwischenbilanz der B.er Zweig­
niederlassung der KI. zum 15. Juli 1939 ergab einen bei 
dieser Zweigniederlassung eingetretenen Verlust von 
20495,53 MM. Während H. sich mit G. dahin einigte, daß 
er gegen Zahlung von 7000 MM aus allen Verpfhehtungen 
ausschied, und er dann seinen Geschäftsanteil an einen 
Dritten verkaufte, scheiterten die Vergleichsverhandlun­
gen zwischen G. und dem Bekl.

Die KI. verlangt nunmehr vom Bekl. die Rückerstat­
tung der 25000 MM nebst 5o/0 Zinsen seit dem 1. Juni 
1939, indem sie den Standpunkt vertritt, der Bekl. habe 
als ihr Geschäftsführer diesen Betrag unterschlagen und 
zur Tilgung seiner persönlichen Darlehnsschuld an N. 
verwendet.

Der Bekl. hat sich gegen den Vorwurf einer Unter­
schlagung verwahrt und hat folgendes eingewendet: 
Sowohl G. als auch H. hätten ihn über den Wert ihrer 
Sacheinlagen arglistig getäuscht. Der Fabrikbetrieb der 
KL sei noch nicht 2000 MM wert gewesen, da er lediglich 
aus einigen veralteten Maschinen bestanden habe und 
aueh die vorhandene Ware minderwertig und unverkäuf­
lich gewesen sei. Ausweislich einer ihm vorenthaltenen 
Bilanz der Kl. zum 31. Dez. 1937 habe die Kl. seit 1933 
dauernd mit Verlust gearbeitet und sei sie so gut wie 
bankerott gewesen. Ebenso sei auch die von H. der Kl. 
mit 82 000 MM in Rechnung gestellte Ware noch nicht die 
Hälfte wert gewesen. Aus diesen Gründen habe er mit 
Schreiben v. 14. Juni 1939 den Gesellschaftsvertrag wegen 
arglistiger Täuschung angefochten. Außerdem sei er 
auch berechtigt gewesen, von dem Gesellschaftsvertrage 
zurückzutreten, da weder G. noch H. den übernomme­
nen Verpflichtungen nachgekommen seien und infolge 
der langen Abwesenheit von G., über dessen Verbleib 
die Mitgesellschafter nicht unterrichtet gewesen seien, 
bei der KI. unhaltbare Zustände geherrscht hatten. Im 
übrigen sei der zwischen G., H. und ihm geschlossene 
Vertrag über Beteiligung an der Kl. überhaupt nichtig, 
da er nicht gemäß der Vorschrift des § 3 Abs. 2 OmbHU. 
gerichtlich oder notariell beurkundet worden sei. Aus
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allen diesen Gründen habe er einen Anspruch auf Rück­
erstattung seiner Einlage gehabt; als Geschäftsführer der 
Kl. sei er auch berechtigt gewesen, die Maschinen und 
Vorräte der Firma H. & L. zu verkaufen und die Rück­
zahlung der Einlage an sich zu bewirken. Da die Kl. nur 
noch von seinem Gelde gelebt und der Verlust seiner 
Einlage gedroht habe, sei die größte Eile nötig gewesen. 
Ein Versuch, vorher eine Gesellschafterversammlung ein­
zuberufen, sei an der Abwesenheit von G. gescheitert.

Die beiden Vorinstanzen haben die Klage abgewiesen.
Das RG. verurteilte den Bekl. nach dem Klagantrag.
Das BG. lehnt zunächst die in der Berlnst. von der 

K ' vorgetragene Auffassung ab, daß ihr der Betrag 
von 25 000 MM auf Grund eines zwischen ihr und dem 
den h b 3n°e ^ ê omrnenen Darlehnsvertrages zugestan-

Hierauf kommt es aber nicht weiter an. Denn das BG. 
stellt anschließend selbst fest, daß diese nach dem Vor­
trag der Kl. allein mögliche Rechtskonstruktiou mit dem 
Ergebnis der Beweisaufnahme unvereinbar sei. 
n Annahme des BG., daß die Vertragsabrede der 
Gesellschafter wegen Formmangels, sei es gern, 8 3 
Abs 2, sei es gern. § 53 Abs. 1 u. 2 GmbHG., nichtig sei, 
weil dadurch den Gesellschaftern der GmbH. Verpflich- 
tungen gegenüber der Gesellschaft auferlegt worden seien, 
ist rechtlich nicht zu beanstanden. Die Nichtigkeit ergibt 
sich außerdem aber auch schon aus dem Inhalt der ge- 
trottenen Vereinbarungen. Hierzu ist folgendes zu sagen, 
j ie  .vertragschließenden sind, wenn man zunächst von
der m notarieller Form erfolgten Abtretung des Geschäfts­
anteils von 13300 MM an den Bekl. absient, bei der von 
ihnen am 11. Dez. 1938 getroffenen Regelung offensicht­
lich davon ausgegangen, daß G. über das in der Rechts- 
rorm der GmbH, geführte Unternehmen, dessen sämt- 
hche Geschäftsanteile ihm allein gehörten, in gleicher 
weise wie über eine Einzelfirma verfügen könne Nur 
so ist es zu erklären, daß vereinbart wurde, ein jeder 
der künftigen drei Gesellschafter solle in das auf eine 
breitere Grundlage zu stellende Unternehmen 50000 MM 
einbringen, und die Einlage des bisherigen Alleininhabers 
u. solle in Hohe von 20000 MM darin bestehen, daß er 
das Betriebsvermögen der KI. (Maschinen, Vorräte, Biiro- 
emrichtung usw.) unter  Ausschluß der Außen­
s t ände  an d Z ah l u n g s  V e r p f l i c h t u n g e n  ein- 
Dringen solle. Dies wäre nur möglich gewesen, wenn es 
sich um ein Einzelunternehmen von G. gehandelt hätte- 
nur aus einem solchen hätte er ohne weiteres die Außen­
stände und Zahlungsverpflichtungen, die ihn betrafen, 
nerausnehmen können, wenn er andere Personen als Mit­
inhaber — sei es als persönlich haftende Gesellschafter, 
rW eSso f Kommanditisten — in sein Geschäft aufnahm 
V p. §28 HGB.); in diesem Falle wäre der bisherige 
Aueminhaber —■ wenn auch unter dem aus 8 28 Abs. 2 

ersicbtlichen Vorbehalt zum Schutze gutgläubiger 
Uritter — für die im bisherigen Betriebe des Unter- 
nehmens entstandenen Verbindlichkeiten allein haftbar 
geblieben und stünden auch die Außenstände nicht der 
neuen Gesellschaft zu. Da das Unternehmen aber in der
Kt CtIS urn!  de,r GmbH-> wenn auch als Einmanngesell- 
schaft, bestand, war G. nicht befugt, über die Außen-
rvrnds e£™ nIbH* lni eißenen Interesse zu verfügen 

BGß)> unci verblieb ihr auch auf alle Fälle 
die Haftung für ihre bisherigen Verbindlichkeiten; KJ. 
bf e 'iur d‘e Verpflichtung zur Befreiung der GmbH. 
o°* Verbindlichkeiten' übernehmen können. Die
Beteiligten scheinen geglaubt zu haben, das von ihnen 
neu begründete Gesellschaftsverhältnis in irgendeiner 
Weise in den Rahmen der bereits bestehenden GmbH, 
hineinpressen zu können, haben sich aber dabei über 
die möglichen rechtlichen Wege hierzu nicht ausreichend 
Rechenschaft abgelegt; sie wollten dies, wie es zu III 
des Abkommens v. 11. Dez. 1938 heißt, „besonderen Ver­
einbarungen überlassen“ ; zu solchen ist es aber iiber- 
haupt nicht mehr gekommen. Das, was sie wirtschaftlich 
gewollt haben, wäre erst nach Umwandlung der bisherigen 
Einmanngesellschaft mit beschränkter Haftung in ein 
Einzelunternehmen durchführbar gewesen, sei es in der 
rorm einer OHG., sei es in der Form einer neu errich- 
teten GmbH. mit einem Stammkapital von 150000 MM. 
schon der Gedanke, es möglicherweise bei einem Stamm­
kapital der GmbH, von nur 20000 MM bewenden zu

lassen und das darüber hinaus benötigte Kapital vü‘ 
130000MM dieser GmbH, durch Darlehen zur Verfügung 
zu stellen, hätte sich nur unter Mißbrauch dieser Rectlti 
form verwirklichen lassen, weil die eigene Kapitalgrim0' 
Iage der GmbH, für deren Aufgabe von vornherein m 
zureichend gewesen wäre (vgl. RG. in 1170/37 v. 16. 
1937: DJ. 1938, 601 m. Anm. =  JW. 1938, 862m). In 1̂  
kennung der rechtlichen Möglichkeiten zur Erreichung 
des beabsichtigten wirtschaftlichen Erfolges haben 0 
drei Beteiligten dann ihrem Ziel dadurch näherkomm 
zu können geglaubt, daß G. rund */, seiner Geschah' 
anteile von 20000 MM, nämlich 13300 5t.fi davon, an & 
Bekl. abgetreten hat, wovon dieser die Hälfte als Tre 
hander für H. erwerben sollte. Wenn es dabei m 
notarischen Abtretungsurkunde heißt, der Gegenweo 
dieser Abtretung werde „durch Verrechnung begTichen > 
so ist wieder nicht ersichtlich, wie die Beteiligten sic 
diese „Verrechnung“  gedacht haben; denn tatsäcimo 
sollte G. einen Gegenwert überhaupt nicht erhalten, 30'1 
dern sollte alles, was die drei Gesellschafter als Einlage“ 
leisteten, der GmbH, zufließen, und übernahm G. sei 
eine solche Einlage, abgesehen von den anderweit a 
zubringenden 30000 MM, in Höhe von 20 000 5?.« m.oe' 
Weise, daß er der GmbH, ihr eigenes Betriebsvermog 
ohne Außenstände und Zahlungsverpflichtungen zur v . 
fügung stellte. Auf diese Weise wurde also die Gese t 
schaft, wenn auch unter schiefen Gedankengängen, % 
eine völlig neue finanzielle Grundlage gestellt, so 
geradezu der Eindruck eines neuen von der GmbH. “ 
abhängigen Gesellschaftsverhältnisses erweckt wird, ¡.1 
neben die bisherige GmbH, treten sollte. Gleichwohl " 
aber für die Annahme, daß die drei Beteiligten ne . 
der bestehen bleibenden GmbH, eine besondere Ges,e‘‘ 
Schaft bürgerlichen Rechts oder auch, da es sich um 
Betrieb eines Handelsgewerbes handelte, eine besond« 
OHG hätten errichten wollen, deshalb kein Raum, w« ’ 
wie das BG. ohne Rechtsirrtum feststellt, nach 0 
Willen der Beteiligten deren Einlagen unmittelbar f ,  
GmbH, zufließen und nur für diese Rechte begrün0/ 
werden sollten. Die Vertragschließenden haben somit 
doppelter Hinsicht dem Vertrage einen inhaltlich fern 
hatten und rechtlich unmöglichen Inhalt gegeben/ . 
haben einesteils die Einmanngesellschaft mit beschran 
ter Haftung einem Einzelunternehmen gleichgestellt lin 
über deren Vermögenswerte (Aktiven und Passiven) ^  ( 
tugt, als wenn es ein solches wäre, und zum andern , 
die Rechtsform der bisherigen GmbH, als Deckmam 
für ihr Gesellschaftsunternehmen benutzt, das durch p" 
s<?.,,.ub e'nes besonderen Gesellschaftsvertrages auf 
völlig neue gesellschaftliche, insbes. auch finanzie| 
Grundlage gestellt werden sollte. Da diese Art der Red}", 
gestaltung inhaltlich unmöglicli ist und auch durch 
deutung nicht, zum mindesten nicht ohne Änderung ü 
Gesellschaftsvertrages der GmbH, in gehöriger F°rZ  
durchführbar gemacht werden kann, ist schon aus d‘ese 
Grunde der Vertrag nichtig.

Jedoch sind die Folgerungen, die das BG. aus df
i p h r in ’ l / r n i .  /J n «  __ t__i J I 1 i « * • . j  j  Jj C ' ' 1Nichtigkeit der gesellschaftlichen Vereinbarung v. ll.P f} 

1938 ^eht, rechtlich verfehlt. Denn das Gesellschf" 
Verhältnis ist auf der erweiterten finanziellen Grundig 
insofern tatsächlich ins Leben getreten, als jedenfalls
P/kl; seine Einlage in Höhe von 25 000 MM (also 
Hälfte) bar geleistet und auch H. das zum Rechnung 
werte von 50000 MM als Einlage bestimmte KnopfR?,. 
angebracht hat, und als außerdem das Unternehm 
auf dieser Grund lage,  also unter Benutzung dies. 
Einlagen, sich wirtschaftlich betätigt hat, insbes. du^ 
den Betrieb der infolge davon übernommenen und 1 
eine B.er Zweigniederlassung der KI. umgewandelü-1, 
rirma H. &L.; hierbei ist sogar, wie der Prüfungsben01,, 
der Treuverkehr R. ergibt, ein Verlust von rund 20500 -̂■ 
herbeigeführt worden. Wenn auch nach außen hier*5'
Tllir HlP altp »«i rlio Froofioivi..»._ __i.nlad iSo
------- w. ^v_n. w  U l»  “ »u., u a u i  uUlJcn
nur die alte Gesellschaft in die Erscheinung getreten - 
so hat sie sich doch mit Mitteln betätigt, die sie ^  
Grund der zwischen den Gesellschaftern in’ rechtlich url' 
gültiger Weise getroffenen besonderen gesellschaftlich*  ̂
Vereinbarungen erlangt hatte, und war dadurch zwischen 
den Gesellschaftern in Ansehung der tatsächlich gemach'

k-iumgui gwcnauiaHuv.m:5 innenvernaunis» "
gründet worden, das sich in der angegebenen Weise aUS' 
gewirkt hat. Ist aber der nichtige Gesellschaftsvertrag
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äiich nur im Innenverhältnis auf diese Weise bereits 
umfänglich in Vollzug gesetzt worden, dann ist dadurch 
Wenfalls t a t s ä c h l i c h  ein Gemeinschaftsverhältnis 
Unter den Gesellschaftern begründet worden, das auf die 
^jenseitigen Beziehungen der Gesellschafter nicht ohne 
Wirkung geblieben sein kann. Auch die Lösung eines 
°lchen nur tatsächlichen Gesellschaftsverhältnisses (einer 

*0genannten de-facto-Gesellschaft) kann in aller Regel 
nur im Wege der Auseinandersetzung herbeigeführt wer- 
“e,n, mit der Folge, daß der einzelne Gesellschafter nicht 
mlechthin das von ihm Eingebrachte zurückfordern, 
ondern nur den sich aus der Auseinandersetzung für ihn 
^gebenden Überschuß verlangen kann (vgl. RG.: JW. 
V«, 26171; vgl. auch die zum Abdruck bestimmte Entsch.
?es Senats v. 13. Nov. 1940, 11 44/40: DR. 1940, 633 D. So 
“ S* es auf alle Fälle auch hier, da durchaus ungeklärt 
st> inwieweit die Einlage des Bekl. durch den emgetre- 
enen Verlust verbraucht ist.

haben die Vorinstanzen verkannt. Aus den an- 
pgebenen Gründen ist die Auffassung, daß der Bekl.
!/, Ige Nichtigkeit der gesellschaftlichen Vereinbarung 
»;*. J* Dez. 1938 ohne weiteres befugt gewesen sei, seine 
Umlage zurückzuverlangen und deshalb in seiner Eigen- 
uhaft als Geschäftsführer der KI. gern. § 181 BGB. den 
„.rag an sich abzuführen, rechtlich nicht haltbar. Ehe 
Knt die Auseinandersetzung durchgeführt war, stand 
Cfn Bekl. ein fälliger Anspruch auf Rückzahlung auch 

i,Ur eines Teils seiner Einlage ■ nicht zu, so daß die 
, Aussetzungen des §181 BGB. für die Zulässigkeit einer 
-Ostung an sich selbst nicht Vorlagen. Hierzu kommt 
5?ch folgendes. Die Abtretung der GmbH.-Anteile und 
„le Bestellung des Bekl. zum Geschäftsführer sind zwar 
» au ß e n  unbedingt und Wirksam gewesen. Im Innen- 
, erhältnis waren sie aber abhängig von dem Zustande* 
°mmen der erweiterten Gesellschaft in rechtswirksamer 

,°im. Mit dem Rücktritt des Bekl. von dem neuen Ge- 
RelIschaftsvcrhältnis fiel im Innenverhä l t n i s  seine 
Pesfellung zum Geschäftsführer der alten GmbH. Er 
>?nnte nicht gleichzeitig zurücktreten und von seiner 
/'achtstellung als gesetzlicher Vertreter der GmbH. Ue- 
Srauch machen. Daher ist auch aus diesem Grunde § 181 
QB. hier unanwendbar.
Da die nach den vorstehenden Ausführungen zunächst 

^forderliche Auseinandersetzung auch jetzt noch aus- 
, eht, ist der Bekl. schon aus diesem Grunde zunächst 

Rückzahlung des vollen Betrages an die Kl. verpflich- 
}}> so daß es nicht darauf ankommt, ob er sich durch 

Selbstbefriedigung einer vorsätzlich begangenen un- 
fdaubten Handlung schuldig gemacht hat und ob des- 

eine Aufrechnung mit seiner Forderung auf Aus-
SMung seines Auseinandersetzungsguthabens gern. §dJ3
“QB. unzulässig wäre. Im übrigen ergibt auch das un- 
re’tige Schreiben des Bekl. an H. v. 11. Mai 1939, daß 

!r s>ch, wenn auch wohl in der Annahme der Gültigkeit 
^er gesellschaftlichen Vereinbarung v. 11. Dez. 1938, be­
wußt war, nicht eigenmächtig Vorgehen zu dürfen, soll­
e n  zunächst die Abwicklung des vermeintlichen Gesell- 
,chaftsverhältnisses durch entsprechende Gesellschafter- 
Schlüsse herbeiführen zu müssen. Wenn er sich gleich- 
^°hl später darüber hinweggesetzt hat, so beruht dies 
”ach seinen eigenen Äußerungen nur darauf, daß er 
L0nst das von ihm in die Gesellschaft hineingesteckte 
naP'tal als gefährdet ansah; dies gab ihm aber kein 
£echt zur Selbsthilfe unter Mißbrauch seiner Stellung als 
Schäftsführer der Kl. in der Weise, wie er es getan 
aat; vielmehr hätte er sein Ziel, seinen Anspruch sicher 
^stellen, höchstens im Wege des dinglichen Arrestes 

der einstweiligen Verfügung erreichen k°nnen,wenn 
e,ne gütliche Vereinbarung hierüber nicht moglicn war.

Es könnte noch in Betracht kommen, ob der Anspruch 
“ ‘cht auch schon aus den §§ 30,31, 43 Abs 3 GtnbHG 
Rechtfertigt ist; da die neuen Einschüsse offenbar dazu 
?lenen sollten, das alte verlorengegangene Gesellschafts- 
baPitaI wiederherzustellen, und da auch der Bekl. selbst 
Penauptet hat, daß die Gesellschaft im Jahre 1937 nahezu 
b?nherott gewesen sei. Jedoch erübrigt es sich, hierauf 
näher einzugehen, zumal da die Klage auf diesen Klage- 
Sfünd nicht ausdrücklich gestützt ist und er auch sonst 
n‘cht weiter erörtert worden ist. .
r. Die Rev. Maubt eine besondere Untreuehandlung des 
°ekl. i. S. des § 266 StGB, daraus herleiten zu können,

daß er nicht etwa den von ihm auf ein Bankkonto der 
Kl. eingezahlten Betrag von 25 000 MM wieder abgehoben, 
sondern zur Flüssigmachung des Geldbetrages die ge­
samten Maschinen und einen erheblichen Teil der Waren 
der B.er Zweigniederlassung der Kl. verkauft hat, um 
von dem Erlös einen Betrag von 25000 MM in die eigene 
Tasche zu stecken. Aus welchen Beständen der Kl. der 
Bekl. das Geld entnommen hat, ist jedoch im Grunde 
gleichgültig. Denn, wenn man unterstellt, daß er wirk­
lich einen fälligen Anspruch auf Rückgewahr seiner Bar­
einlage von 25000 MM hatte, so richtete sich dieser 
Anspruch nicht etwa nur auf das durch die Einzahlung 
entstandene Bankguthaben, das übrigens vermutlich auch 
gar nicht mehr unverändert vorhanden war, sondern be­
stand der Anspruch ganz allgemein als Zahlungsanspruch. 
Eine Untreuehandlung des Bekl. könnte sich, abgesehen 
von der Rechtswidrigkeit seines eigenmächtigen Vor­
gehens überhaupt, höchstens daraus ergeben, daß der 
Verkauf der Maschinen usw. oder die Vorwegbetriech- 
gung der Forderung des Bekl. oder beides nach den Be­
dürfnissen und Verhältnissen der KI. wirtschaftlich nicht 
zu verantworten war. Auf dergleichen ist aber der An­
spruch nicht gestützt, so daß diese Fragen keiner wei­
teren Erörterung bedürfen.

Aus den angeführten Gründen war das BU. aufzuheben 
und zugleich auch gern. § 565 Abs. 3 Nr. 1 ZPO. in der 
Sache selbst dahin zu erkennen, daß auf die Berufung 
der Kl. das landgerichtliche Urteil abgeändert und der 
Klage stattgegeben wird. Die Berechtigung des geforder­
ten Zinssatzes, dessen Höhe auch nicht beanstandet ist, 
ergibt sich aus einer entsprechenden Anwendung des 
§111 Abs. 1 HOB. i.Verb. m. §352 Abs. 2 HGB.

(RG., II. ZivSen., U. v. 13. Jan. 1941, II 88/40.) [N.]
Anmerkung: In diesem vom RG. entschiedenen Fall ist 

besonders bemerkenswert der Tatbestand. Die Beteiligten, 
von denen der Bekl. Steuerberater war, haben recht ver­
wickelte, z. T. im Torso gebliebene Abreden im Gesamt­
werte von 150 000 &UC getroffen, offensichtlich ohne Hinzu- 
Ziehung eines Rechtsberaters. Sie haben versucht, das von 
ihnen neu begründete Gesellschaftsverhältnis in die be­
reits bestehende, mit einem Nommalkapital von 20.000 MM 
versehene GmbH, hineinzuzwängen, ohne zu prüfen, ob 
dieser Weg überhaupt rechtlich gangbar ist. Dabei 
scheint der Gedanke, hierdurch vielleicht Kapitälverkehr- 
und andere Steuern zu sparen, mehr oder weniger ent­
scheidend mitgewirkt zu haben. Das Ergebnis ist ab­
gesehen von den entstandenen Verlusten rechtlich ein 
Nichts, ein von den Beteiligten nicht gewolltes, nur tat­
sächliches Gemeinschaftsverhältnis, das lediglich durch 
die anzuerkennende Rspr. des RG. insofern einer Rechts­
wirkung unterworfen ist, als die Lösung einer derai tigen 
de-facto-Gesellschaft in aller Regel nur im Wege der 
Auseinandersetzung herbeigeführt werden kann mit dei 
Folge, daß nicht das Eingebrachte, sondern nur der 
diesem entsprechende Anteil am etwaigen Auseinander­
setzungsguthaben gefordert werden kann.

Dabei ist nur zu billigen, daß auch aus der formalen 
Rechtsstellung als Geschäftsführer keine Verfugungs- 
befugnis i.S. des § 181 Halbsatz 2 BGB. anerkannt wird, 
wenn im Innenverhältnis die Grundlage für die Bestel­
lung als Geschäftsführer entfallen ist, z. B. wie mer in­
folge Rücktritts des Bekl. von dem neuen Gesellschatts- 
verhältnis, auf Grund dessen seine Bestallung eno'gte.

Das wirtschaftlich Gewollte wäre jedoch nicht nur wie 
das RG. meint, „erst nach Umwandlung der bisherigen 
Einmanngesellschaft mit beschrankter Haftung in em 
Einzelunternehmen durchführbar gewesen, sei es in der 
Form einer OHG., sei es in der F o r m erI ‘̂  
teten GmbH, mit einem Stammkapital von 150 000 JIM. 
Es hätte auch der Weg der Erhöhung des Stammkapitals 
der GmbH, um 130000 MM durch Hereinnahme der 
beiden neuen Gesellschafter' mit je 50000 MM Geschäfts­
anteil und Übernahme eines weiteren Geschäftsanteils von 
30000^«^ durch den bisherigen Alleingesellschafter ge- 
wählt werden können in Verbindung mit dem weiteren 
zwischen diesem und der GmbH, zu tätigenden Abkom­
men der Abtretung ihrer Außenstände und der Über­
nahme der Verpflichtung durch ihn, die GmbH, von 
ihren bisherigen Verbindlichkeiten zu befreien. Der Ge­
danke dagegen, es bei einem Stammkapital der GmbH.

136*
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von nur 20 000 ¡UM bewenden zu lassen und das darüber 
hinaus benötigte Kapital von 130000.5t« dieser GmbH 
durch Darlehen zur Verfügung zu stellen, wird vom Rc! 
erneut entsprechend seiner bisherigen Rspr. als Miß- 
brauch dieser Rechtsform gewertet, weil die eigene Ka­
pitalgrundlage der GmbH, für deren Aufgabe von vorn­
herein unzureichend sein würde.

. RA. u. Notar
Dr. mr. et rer. pol. Hugo D i e t r i ch ,  Berlin.

r\ur-' ^*7 *95 HOB. Da der Gesellschafter der
0 ™°: 7; ,m 0egensa*z zur stillen Gesellschaft — am Ge- 
sellschaffsverinogen un ganzen beteiligt ist, entspricht sein 
jeweiliger Kapitalanteil nicht ohne weiteres dem, was 
ihm im Falle der Auseinandersetzung in diesem Augen­
blicke zufallen würde, sondern er bildet insoweit nur den 
Verteilungsmaßstab.

Enthält der Gesellschaftsvertrag einer OHG eine Be- 
stimmung dahin, daß von den drei Töchtern einer Ge­
sellschafterin im Falle ihres Ablebens nur eine in die 
Gesellschaft eintreten soll, alle drei aber zu gleichen Tei­
len den bis dahin auf ihrer Mutter jährlich entfallenden 
Reingewinn erhalten sollen, so erwerben die Töchter 
einen unmittelbaren Anspruch in entsprechender Höhe 
gegen die Gesellschaft. Im Zweifel ist im Falle ihres Ab­
lebens dieser Anspruch nicht vererblich.

Der Kaufmann Oswald U. war seit 1919 Alleininhaber 
der Firma Gebrüder U. (der KL). Im Jahre 1921 trat sein 
sohn Karl U. als persönlich haftender Gesellschafter in 
das Geschäft ein, so daß dieses in eine OHG. umgewan­
delt wurde. Nachdem Oswald U. im Jahre 1925 verstorben 
war, trat seine Witwe, Frau Elise U., an seine Stelle 
Die beiden nunmehrigen Gesellschafter, Frau Elise U. und 
inr Sohn Karl U., nahmen durch Vertrag v. 30. Juli 1925 
den Kaufmann Max Ul., der bisher Angestellter der Firma 
gewesen war, als Mitgesellschafter auf und schlossen bei 
dieser Gelegenheit einen neuen Gesellschaftsvertrao- der 
folgende Bestimmungen enthielt: Nach § 1 sollten nur Karl 
U:.,und , ^ ax UL zur Vertretung der Firma befugt sein, 
wahrend Frau Elise U. von der Vertretung ausgeschlossen 
wurde. Nach § 2 sollten die beiden geschäftsführenden 
Gesellschafter für ihre Tätigkeit eine bestimmte Vergü­
tung erhalten. Sodann heißt es weiter:

§3. „Jeder Gesellschafter erhält auf seine am Schlüsse 
jedes Geschäftsjahres festgestellte Kapitaleinlage eine Ver­
gütung deren Höhe am 1. Juli des folgende^ Geschäfts­
jahres festgesetzt wird . . .“

§ 4. „Der nach der Bilanz, die nach den bisherigen 
Grundsätzen auch in Zukunft aufgestellt wird, ausgewie­
sene Reingewinn wird an die Gesellschafter zu gleichen 
Teilen verteilt.“

§ 5. „Den Geesellschaftern steht das Recht zu, im Laufe 
eines Geschäftsjahres von ihren am Schlüsse des vorher­
gehenden Geschäftsjahres festgestellten Guthaben 10% ab­
zuheben.

Frau Elise U. verpflichtet sich jedoch, ihr derzeitiges 
Guthaben von etwa 100 000 ¿2,,# sowie die Depots bei der 
Firma Gebrüder A. und der C.-Bank unverändert be­
stehen zu lassen.

Abhebungen, die dieser Vereinbarung zuwiderlaufen 
sind nur mit Zustimmung sämtlicher Gesellschafter zu­
lässig.“

§ 7. „Durch das Ableben eines Gesellschafters wird die 
Gesellschaft nicht aufgelöst.

Es treten vielmehr an Stelle des Verstorbenen die von 
diesem bestimmte Person oder, falls eine solche nicht 
bestimmt sein sollte, seine gesetzlichen oder testamenta­
rischen Erben.

Es kann aber in jedem Falle immer nur eine Person 
an Stelle des Verstorbenen in die Firma eintreten 

Die Ermächtigung zur Vertretung der Firma kann dem 
ur o ^er Verstorbenen nur durch einstimmigen Be- 

schluß der beiden anderen Gesellschafter erteilt werden 
Unbeschadet dieser Bestimmungen fällt der Anteil am 

Reingewinn der Frau Elise U. im Falle von deren Ab­
leben zu gleichen Teilen an deren drei Töchter.“

£ **• „Sollte einer der Gesellschafter versterben und 
seine Erben nicht gesonnen sein, in die Firma einzutreten, 
so ist der Geschäftsanteil des Verstorbenen in der Weise

zu berechnen, daß dem auf Grund der letzten Bilanz zu 
berechnenden Anteil in den nächsten fünf Jahren D '[ 
und in den folgenden Jahren 20 % hinzugeschlagen wer­
den, um ein Äquivalent für die stattgehabten Abschre- 
bringen zu bilden.

Der sonach sich ergebende Betrag ist in fünf Ja*ir.ê  
raten, von denen die erste ein Jahr nach dem Todes« 
fällig wird, zu bezahlen und bis dahin wie eine u 
schäftseinlage zu verzinsen.

Eine frühere Rückzahlung ist nur im gegenseitigen t* 
Verständnis zulässig.

Den übrigen Gesellschaftern steht jedoch, falls 1 
Erben des Verstorbenen nicht in die Firma eintreten, a 
Recht zu, die Liquidation der Firma zu verlangen.“ , ,

Das Geschäftsjahr der Kl. entspricht dem KaFenderjan“ 
Die in §3 des Gesellschaftsvertrages vorgesehene * < 
gütung auf die Kapitaleinlagen wurde bisher ständig a 
8% festgesetzt. Der darüber hinaus bilanzmäßig. ar  
gewiesene Gewinn wurde gemäß §4 auf die drei u
S chä ftS iin tp ilp  o-lpiVhi-nößi/v r x : ----  n A . , r',ntu>
u --------— .. w.ivtv. gviliuu *1 aill U1V —- .y,
Schaftsanteile gleichmäßig verteilt. Diese Gewinne wu _ 
den, soweit sie nicht abgehoben wurden, den Gesellst1 
tern ohne weiteres auf dem Kapitalkonto gutgeschrieb‘ : 

Die Gesellschafterin, Frau Elise U., verstarb am 2. Ja'. 
1929. Sie wurde von ihren vier Kindern, dem Sohn Ka! 
U. und den drei Töchtern, Frau Rose U., Frau Margare 
. unc* Frau Anna U., zu gleichen Teilen beerbt. Ui 

vier Miterben teilten das der verstorbenen Mutter , 
Gesellschafterin der KI. zustehende Kapitalkonto 
dem Stande v. 31. Dez. 1929 untereinander auf, so 
ailf Trau Anna U. (die Ehefrau des Bekl.) V« {& 

t  und außerdem ein Gewinnanteil für *. e„,, V— “  «unciueiu ein uewinnameu
^ . Höhe von 6527,95 MM ̂ entfiel. Diese hatte bisher ^

f

4 » ,

cnmei. Diese natte
reifs ein laufendes Konto bei der Kl. unterhalten, das 
31. Dez. 1929 mit einem Guthaben von 30 923,50 
sie abschloß. Dieses Guthaben übertrug die Kl. v. •mon i v>uuiauut uucnuig uie xxi. »•
1/30 ab im stillschweigenden Einverständnis aller 
ligten auf das „ererbte Kapitalkonto“ von 24 417,' 

°527,95 MM, so daß sich dieses nunmehr -, 
61 869,18 MM belief. In der Folgezeit wurden die t  
nahmen hiervon abgeschrieben und die Anteile der W  
Anna U. am Überschuß des von der Mutter hinterlasseri 
... •' _ Kap1.

i
— - .. m. uv v vii Hll tili i . f i 11 Iclllll UCI11

befreiten Vorerben und ihren drei Geschwistern als * QjnNach-

r> lt 7 . ----vgmi u u  xvLLiiici i iu h v i»--
Grundbesitzes sowie die Gewinnanteile aus ihrem 
talkonto gütgeschrieben. Am 15. Nov. 1931 verstarb r r4 
Anna U. Sie wurde von ihrem Ehemann, dem Bekl-, 
befreiten Vorerben und ihren drei Geschwistern als 
erben beerbt. Auf Verlangen des Bekl. im Schreiben v 
22. Marz 1932 wurde für diesen v. l.Jan. 1932 ab e‘ 
besonderes laufendes Konto eingerichtet, auf dem die s'L 
aus dem Kapitalkonto für 1931 und die folgenden M  
ergebenden Gewinnanteile gutgeschrieben und persöm  ̂
Entnahmen abgeschrieben wurden, während alle Zam“ , 
gen auf Nachlaßverbindlichkeiten zu Lasten des Kap>ta. 
kontos gebucht wurden. Auf diese Weise wies das K»P 
talkonto im Jahre 1937 nur noch ein Guthaben  ̂
43 108,30 MM aus. n

Nach dem Tode der Frau Elise U. war in den ers * 
Jahren zwischen den am Unternehmen der Kl. Beteilig 
die Frage ungeklärt geblieben, wer von den Erben %
I rau Elise U. gemäß § 7 Abs. 3 des Gesellschaftsvertrag 
an deren Stelle als persönlich haftender Gesellschafter 

. sollte eintreten dürfen. Zum l.Okt. 1936 e‘.die OHG. _____ ___ ___ ____ ^ U1U 1-V/RU
klärte dann Frau Rosa U. im Einverständnis aller

Eint,r it t , in die Gesellschaft an Stelle1̂
Bete'-

Mutter. Sie wurde daraufhin als Mitgeseilschafterin 
Handelsregister eingetragen, blieb aber von der Vertrc 
tung der Gesellschaft ausgeschlossen. Nach dem Tode & 
Gesellschafters Max UI. trat ferner im Jahre 1937 dess*1 
Sohn und Erbe Werner Ul. an Stelle seines Vaters iu a 
Gesellschaft ein.

Im Jahre 1937 klagte in einem Vorprozeß der je*^V 
Bekl. gegen die jetzige Kl. einen Betrag von 10 000 
ein, indem er geltend machte, daß ihm mindestens dies 
Betrag auf Grund seines ehemännlichen Nutznießung’ 
rechts am eingebrachten Gut seiner verstorbenen Eheua.(C111C /4öt1 7mo («m<4 _• c i r ■* J!a 1aus den Zins- und Gewinnanteilsgutschriften für die 
bis 1931 auf dem Kapitalkonto seiner Ehefrau zusten • 
Das LG. wies die Klage mit der Begründung ab, .da11 
das Kapitalkonto der Ehefrau des damaligen KL (jetzige, 
Bekl.) eine stille Gesellschaftseinlage darstelle und dap 
dieser sich mit der Verschmelzung des bisherigen laufe11'
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le" Kontos seiner Frau mit diesem Kapitalkonto einver- 
/anden erklärt habe, ln der Berlnst. kündigte der dama­
ge Kl. für den Fall, daß das BO. sich dieser Auffassung 
“''schließt, im Schriftsatz v. 23. Juni 1938 vorsorglich das 
*aige stille Oesellschaftsverhältnis zum 31. Dez. 1938

I,,“ verlangte er deshalb mit einem Hilfsantrage Verurtei- 
, "g der damaligen Bekl. zur Zahlung des Betrages zum 
¿Jan. 1939. Entsprechend diesem Hilfsantrage wurde die 
R!r'"a (jetzige Kl.) durch das BU. v. 6. Okt. 1938 auch 
Erteilt.
¡an rauihin hat die (jetzige) Kl. dem (jetzigen) Bekl. An- 

des Jahres 1939 sein gesamtes ihm auf Kapitalkonto 
'̂geschriebenes Guthaben von 43 108,30 JUL ausgezahlt,

m sie sich mit Zustimmung aller Beteiligten mit 
^scheiden des Bekl. aus dem Oesellschaftsverhältnis

dem
ein-

Sftanden erk1ärTe7glei7hviei ob es sich hierbei um eine 
Qesellschaft oder, wie das BG. im Vorprozeß an-

-  ■ * ‘ r  . _ 11 — 1 .1 a a  *• /-*■ a  ffrommen hatte, um eine Innengesellschaft des bürger- 
. en Rechts handelte.

B ‘Nach dem Ablaufe des Geschäftsjahres 1939 machte der 
kn ■ — entsprechend einer schon im Vorprozeß vertre- 
»,e" Auffassung —, gestützt auf die Bestimmung des § 7 
de 'd des Gesellschaftsvertrages, einen Anspruch auf ’/» 

.̂Reingewinns der Kl. geltend.
Kl. hält diesen Anspruch für unbegründet und hat 

daß r Kkge erhoben mit dem Anträge auf Feststellung, 
p dem Bekl. kein Anspruch auf Beteiligung an ihrem 
^ ’gewinn aus den Geschäftsjahren 1939 und 1940 zu-

e P'e beiden Vorinstanzen haben nach dem Klageanträge 
r*annt. Das RG. bestätigte.

M7as BG. gelangt auf Grund seiner Auslegung des Ge­
schäfts Vertrages v. 30. Juli 1925 zu der Annahme, daß 
iq»'ler durch die Kündigung v. 23. Juni 1938 zum 31. Dez. 

® herbeigeführten Beendigung der Beteiligung des Bekl. 
der Kl. auch das auf § 7 Abs. 5 des Gesellschaftsver- 

beruhende Recht des Bekl. als Erben seiner Frau 
> einen Anteil am Reingewinn der Kl. erloschen sei. 
trUr Auslegung dieser Bestimmung des Gesellschaftsver- 
'ages führt es aus: Sie sei insofern nicht eindeutig, als 
p;. verstorbener Gesellschafter an sich keinen Anteil am 
p ["gewinn mehr haben könne. Unter dem Anteil am 
Reingewinn der Frau Elise U. sei offensichtlich der Anteil 
i.1 Reingewinn zu verstehen, der auf den von ihr hinter- 
A„ e"en Kapitalanteil in Zukunft entfallen werde. Da ein 
r!?'eU am Reingewinn nur auf einen Kapitalanteil ent-

.. . .. r» ---------  voraus, daß der
nach deren Tode

fall '* am IVCIUgCWlilU 11U1 aui VU“ -»*
u e" könne, so setze die Bestimmung
. .Pdalanteil der Frau Elise U. auch -----  ------
Cne rechtliche Eigenschaft als Kapitalanteil habe bei­
d e n  sollen. Daß die Parteien dies gewollt hätten, 
smi!,eße der Bekl., der den Gesellschaftsvertrag seinerzeit 
e‘bst Ver[aßt habe, mit Recht aus §5 Abs. 2 des Vertra­

gs, wo bestimmt sei, daß Frau Elise U. ihren Kapital- 
i ' d l  unverändert in der Gesellschaft stehen lassen müsse; 
¿SU» er habe selbst zugegeben, daß diese Verpflichtung 

^stverständlich auf die Erben der Frau Elise U. uber- 
?aRangen sei, so daß diese keineswegs jederzeit die Aus- 
C  ll"S ihres „Einlagekapitals“ hätte fordern können. Die 
L.eshrnmung in § 7 Abs. 4 betreffe also den von Elise U.
, '"̂ erlassenen Kapitalanteil, der auch weiterhin „Einlage- 
¡fP'lal“ habe bleiben sollen, und bestimme, daß der dar­
rt/1 entfallende Reingewinn nicht auf ihre vier Erben, son- 
„T" nur auf drei von ihnen, nämlich ihre drei lochter, 

hallen solle, und zwar zu gleichen Teilen. Sie habe also 
Ir die Bedeutung eines Ausschlusses des vierten Erben 

U. vom Gewinnbezugsrecht, da dieser bereits Ge- 
rie"schafter gewesen und früher angeblich begünstigt wor ¡JCfl _ .. î_Aar Roctimrrninp'en des

s,imi

ei" sei. Dies habe „unbeschadet“ der Bestimmungen des 
»' Abs. 2 und Abs. 3 geschehen sollen, d. h. abweichend 

der Gewinnverteilung, wie sie sich aus diesen Be- 
Zungen für die Erben oder Rechtsnachfolger der da- 
gen anderen persönlich haftenden Gesellschafter er-

d Aus dieser Auslegung der Bestimmung ües §7, ^138.5 
t. s, Gesellschaftsvertrages, wonach der von Elise U. mn- 
erlassene Kapitalanteil habe bestehen bleiben sollen, fol- 
1er* das BG. weiter, daß die Erben der Elise U. als Be- 

"htigte des Kapitalanteils in ein Beteiligungsverhaltnis 
„"r Kl. getreten seien, da der ihnen vererbte Kapitalanteil 
°"sf kein Kapitalanteil geblieben wäre, auf den Rein­

gewinne hätten entfallen können. Das dadurch entstan­
dene Beteiligungsverhältnis der Erben beurteilt es nach 
den §§705 BGB., nicht nach den Bestimmungen über 
die stille Gesellschaft, indem es hierzu sagt: Dieses 
Beteiligungsverhältnis ergebe sich nur aus der Bin­
dung des ererbten Kapitalanteils als Beteiligungskapi­
tal, nicht aber aus Vereinbarungen der Erben über 
ihre eigene Beteiligung als Gesellschafter an der Kl., 
wie sie zur Entstehung einer stillen Gesellschaft notwen­
dig sein würden; es bestehe auch kein ausreichender An­
halt für die Annahme, daß der Bekl. nach Verschmelzung 
seiner verschiedenen Arten von Guthaben bei der Kl. nach 
dem Tode seiner Ehefrau dieses Beteiligungsverhältnis in 
eine stille Gesellschaft habe umwandeln wollen. Nach der 
Ansicht des BG. hat die in §7 Abs. 5 des Gesellschafts­
vertrages getroffene Regelung zur Voraussetzung, daß die 
drei Töchter der Frau Elise U. und deren etwaige Erben 
den ererbten Kapitalanteil nicht vermindern und an der 
Kl. beteiligt bleiben; dies entnimmt es insbes. aus dem 
Zusammenhänge dieser Regelung mit der in §5 Abs. 2 
von Frau Elise U. übernommenen Verpflichtung, ihr da­
maliges „Guthaben“ unverändert bestehen zu lassen. Auf 
diese Weise gelangt es zu dem Schluß, daß der Bekl. 
nicht mehr berechtigt sei, einen Gewinnanteil zu be­
anspruchen, nachdem er seine Beteiligung an der Kl. durch 
Kündigung und Zurücknahme seines Beteiligungskapitals 
gelöst habe; hierzu führt es als weiteren Beleg noch den 
§5 Abs. 3 und §11 Abs. 1 des Gesellschaftsvertrages an.

Die Rev. rügt in erster Linie als rechtsirrig die Auffas­
sung des BG., daß bei einer OHG. ein Anteil am Rein­
gewinn nur auf einen Kapitalanteil entfallen könne. Der 
Kapitalanteil habe, so führt sie aus, rechtsnotwendig mit 
dem Gewinne nichts zu tun. Auch nach § 4 des Gesell­
schaftsvertrages sei der Reingewinn, der nach Abzug der 
gemäß §3 nach dem jeweiligen Kapitalanteil berechneten 
Vergütung verbleibe, unabhängig von der Höhe des Kapi­
talanteils auszuzahlen. Dieser Reingewinn solle, soweit er 
auf den Geschäftsanteil der Frau Elise U. nach deren 
Tode entfalle, zu gleichen Teilen an deren drei Töchter 
fallen. So sei es auch bis Ende 1938 gehandhabt worden. 
Deshalb sei es für den Gewinnanteil auch ohne Belang, 
ob etwa ein Gesellschafter seinen Kapitalanteil abgehoben 
oder vermindert habe. Mit der Bestimmung des § 7 Abs. 5, 
daß „unbeschadet“ aller vorhergehenden Bestimmungen 
der Anteil der Frau Elise U. am Reingewinn im Falle 
ihres Ablebens zu gleichen Teilen an deren drei lochter 
fallen solle, sei gemeint, daß dies auch dann gelten solle, 
wenn etwas anderes geschehe, als was im § 7 Abs; 1 4
angeordnet worden sei. Für diesen Fall könne auch uer 
§11 denkgesetzlich keine Geltung haben; denn nach §< 
Abs. 3 könnten zwei der Geschwister nicht in die Firma 
eintreten; die Bestimmung des §'7 Abs. 5 sei alsoi mit de 
des § 11 unvereinbar und gehe, da sie ausschließlich de 
Anteil von Elise U. betreffe, allen anderen Bestimmungen 
vor. Die Beteiligung der drei Töchter auf Grund dieser 
Bestimmung sei weder als stille Gesellschaft noch als 
Seilschaft bürgerlichen Rechts, sondern als Vertrag zu­
gunsten Dritter anzusprechen. Die vom Bekl. zum 31. JJ . 
1938 ausgesprochene Kündigung habe keinesfalls 
verfolgt, damit die gesamten Rechtsbeziehungen zur K . 
zur Auflösung zu bringen; sie sei nur erk ar ,
um eine etwa erforderliche Voraussetzung für die Ab­
hebung der 10 000 JUL zu schaffen. Tatsächlich wurde das 
Ergebnis der Auffassung des BG. das sein, daß der Bekl. 
und die Nacherben seiner Frau zu einem wesentlichen 
Teil um den Anteil an dem Gesellschaftsvermogen ge­
bracht würden, der ihnen nach dem Gesellschaftsvertrage 
als Rechtsnachfolgern der Witwe U. habe zustehen sollen; 
denn der Kapitalanteil verkörpere in keiner Weise den 
wirklichen Anteil an der OHG. oder deren Vermögen.

Der Rev ist zuzugeben, daß das BU. auf einer Ver­
kennung des Begriffs des Kapitalanteils beruht. Dieser 
stellt als solcher kein selbständig übertragbares und ver­
erbliches Recht dar. Er bezeichnet vielmehr nur das je­
weils auf dem Kapitalkonto ausgewiesene Kapitalguthaben 
des Gesellschafters der OHG. (oder KommGes.), das sich 
aus seinen Einlagen und den ihm gutgeschriebenen Ge­
winnen, vermindert um die Abschreibungen für Entnahmen 
und Verluste, zusammensetzt, oder, falls das Kapitalkonto 
passiv ist, das entsprechende Kapitalguthaben der Gesell-
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Schaft (vgl. § 120 Abs. 2 HGB.). Der Kapitalanteil bildet 
also die rein rechnerische Grundlage für die Gewinn­
berechnung und -Verteilung (§121 HGB.), für das Ab- 
hebungsrechf (§ 122 HGB.) und für die Auseinander­
setzung des Gesellschaftsverhältnisses (§ 155 HGB.) so­
weit diese Berechnungen von dem Kapitalguthaben ab­
hangen (vgl RGZ. 117, 242). Da der Gesellschafter der 
UHG. und KommGes. — im Gegensatz zu dem der stillen 
Gesellschaft (vgl. RGZ. 126, 343 = JW. 1930, 1724: RGZ. 
153, 373 f. = JW. 1937, 1492 >2; RG.: JW. 1939, 489 >«) — 
am Gesellschaftsvermögen im ganzen beteiligt ist ent­
spricht jedoch sein jeweiliger Kapitalanteil nicht’ ohne 
weiteres dem, was ihm im Falle der Auseinandersetzung 
in diesem Augenblicke zufallen würde, sondern bildet er 
lnsowed nur den Verteilungsmaßstab (Verteilungsschlüs­
sel). Auch soweit er als „Guthaben“ bezeichnet wird stellt 
er in der Regel keine eigentliche Forderung dar. Eine 
Ausnahme besteht in dieser Beziehung lediglich hinsicht- 
lich des Kapitalanteils, der das Ergebnis einer Schluß­
abrechnung über die Auseinandersetzung — sei es nach 
aufgelöster Gesellschaft (vgl. §155 HGB.: „Kapitalanteile, 
wie sie sich auf Grund der Schlußbilanz ergeben“ ) sei 
es infolge Ausscheidens des Gesellschafters aus der im 
übrigen bestehen bleibenden Gesellschaft — bildet und 
den man deshalb, im Gegensatz zum l a u f e n de n  K a p i -  
t a l a n t e i l ,  als abs c h l i e ße nd e n  K a p i t a l a n ­
t e i l  bezeichnen könnte; denn dieser steht dem Ausein-
iw/eiSooIUI? i i ^ tllabe-n " leicfl (v£*- hierzu von God in :  JW. 1936, 3512); er ist daher auch übertragbar und ver­
erblich, setzt aber die Auflösung und Abwicklung der 
Gesellschaft oder das Ausscheiden des betr. Gesellschaf­
ters in einem bestimmten Zeitpunkt voraus. Dieser ab- 
schließende Kapitalanteil (Auseinandersetzungsguthaben) 
ist wiederum zu unterscheiden von dem A n t e i l e  des 
G e s e l l s c h a f t e r s  am G e s e l l s c h a f t s v e r m ö -  
g e n d. h. an dem Inbegriff der Sachen und Rechte, die 
l ey ° eSeIlschaft Chören (vgl. RGZ. 117, 242 = JW. 1928, 
2610 *), sowie auch von dem G e s e 11 s c h a f t s a n t e i 1 
d.h. von der Rechtsstellung im ganzen, die dem Gesell­
schafter durch seine Beteiligung an der Gesellschaft zu- 
kommt, mit anderen Worten, dem Inbegriff der sich für 
ihn daraus ergebenden Rechte und Pflichten; er stellt einen 
reinen Geldwert dar.

Der Frau Elise U. stand nun nach dem Gesellschaftsver­
trage, außer der ihr gemäß § 3 gutzuschreibenden Ver­
gütung auf ihren laufenden Kapitalanteil, gemäß § 4 noch 
ein von dessen Höhe unabhängiges Drittel des danach 
verbleibenden und bilanzmäßig ausgewiesenen Rein- 
gewnns zu. Dieser Gewinnanteilsanspruch setzt Grund­
sätzlich das Fortbestehen des G e s e l l s c h a f t s a n ­
t e i l s  der Frau Elise U. (nicht, wie das BG. iii Verken- 
nung dieser Begriffe annimmt, das unverminderte Fort­
bestehen ihres laufenden Kapitalanteils) voraus. Wenn 
" acI}„lht'erltl Tode keiner ihrer Erben an ihrer Stelle in die 
Gesellschaft eingetreten wäre, so wäre die Gesellschaft 
trotzdem nicht aufgelöst worden (§7 Abs. 1), sondern 
wäre sie von den überlebenden Gesellschaftern fortgesetzt 
worden, sofern diese nicht etwa gemäß §11 Abs. 4 die 
Liquidation der Firma verlangt hätten. Im Falle des sich 
daraus ergebenden Ausscheidens der Frau Elise U. hätte 
deren Erben also nur noch ein Abfindungsanspruch zu- 
gestanden, der nicht etwa nur ihrem laufenden Kapital­
anteil entsprach, sondern gemäß § 11 Abs. 1 des Vertrages 
unter Berücksichtigung des sich nach der letzten Bilanz 
ergebenden Gesamtvermögens der Gesellschaft zu be­
rechnen gewesen wäre. Für eine Anwendung des § 7 Abs. 5 
des Gesellschaftsvertrages wäre in solchem Falle über- 
haupt kein Raum gewesen, da der Gesellschaftsanteil der 
rrau Elise U. mit deren ersatzlosem Ausscheiden in Fort­
fall gekommen wäre. Die vier Erben der Frau Elise U. 
haben jedoch, ohne eine dem §11 Abs. 1 entsprechende 
Auseinandersetzung hinsichtlich des Gesellschaftsanteils 
der, Erblasserin vorzunehmen, lediglich den laufenden 
Kamtalanteil (nach dem Stande v. 31. Dez. 1929) unter sich 
aufgeteut. Dies hätte nur dann einen Sinn gehabt, wenn

laufende11dahingestellt bleiben, ob die Aufteilung des i«—  , 
Kapitalanteils der Verstorbenen unter ihren Erben taj' 
sächlich diese Rechtswirkung gehabt hat; es mag sel!| 
und kann zugunsten des Bekl. unterstellt werden, da> 
dies zur Folge gehabt hätte, daß nunmehr — trotz Nie*1;’ 
einhaltung der Bestimmung des §7 Abs. 3 — der An» 
am Reingewinn, der auf den aufgeteilten früheren u" 
sellschaftsanteil der Frau Elise U. entfiel, gemäß § 7 AbS' 
zu gleichen Teilen deren drei Töchtern (anstatt den V1 
Erben) zustand. Tatsächlich hat die Kl., solange dieser 
Zustand bestehen blieb, den Reingewinn entsprechend 
Regelung des § 7 Abs. 5 verteilt und herrscht unter 0
P a rfp ip n  in e n u rp it izo;« ä «»/-iamtierParteien insoweit auch kein Streit. Eine Änderung 
Rechtslage ist dann aber jedenfalls dadurch eingetreten, 
daß zum 1. Okt. 1936 die eine der drei Töchter, Rosa v* 
im Einverständnis aller Beteiligten ihren Eintritt in 
Gesellschaft an S t e l l e  i h r e r  M u t t e r  erklärte (v'&‘ 
auch die diesbezügliche Handelsregistereintragung, “ 
eine Eintragung der Erben als persönlich haftender 
sellschafter nicht vorhergegangen war). Damit s0| tr] 
offenbar der Rechtszustand hergestellt werden, der den 
§ 7 Abs. 3 des Gesellschaftsvertrages entsprach, wou* 
in jedem Falle nur eine Person an Stelle des Vers'“*, 
benen in die Firma eintreten durfte. Wäre diese Re& 
lung von vornherein, mit Wirkung für den Zeitpunkt “ 
Todes der Frau Elise U. erfolgt, so würde es kein“  
Zweifel unterliegen, daß Rosa U. damit nicht nur “ 
Gesellschaftsanteil der Verstorbenen, sondern zuglel“ 
auch deren laufenden Kapitalanteil als solchen im ganZ,“ 
erworben hätte und daß es dann ihre Sache geV/eSZ
wäre, sich mit den Miterben hierüber auseinander* 
setzen; natürlich hätte auch, wenn die Mitgesellscha11* 
einverstanden gewesen wären, diese Auseinandersetzung 
in der Weise erfolgen können, daß die OHG. zu LaS, ‘ 
des Eintretenden die Abfindungszahlungen leistete. 
Falle eines solchen unmittelbaren Eintritts von Ros*
würde, völlig unabhängig von einer Auseinandersetzu |
der Erben untereinander, die Bestimmung des §7 Abs' 
des Gesellschaftsvertrages eingegriffen haben, so daß R°,:ü 
U. je Vs des auf ihren Gesellschaftsanteil entfallen0 
Reingewinnes ihren beiden Schwestern, Frau Margal!‘. 
E. und Frau Anna U. (der Ehefrau des Bekl.), hätte ut>e' 
lassen müssen. Die Anordnung im §7 Abs. 5, daß d>e’_ 
Regelung „unbeschadet“ der vorhergehenden Bestimm0" 
gen gelten solle, kann nur den Sinn haben, daß die 
hergehenden Bestimmungen, also insbes. die des Abs: 
und 3, durch die im Abs. 5 getroffene Sonderreghmg u 
Ansehung des Gesellschaftsanteils der Frau Elise U. »‘P,; 
berührt und nicht abgeändert werden sollen, daß es ¡r 
ihnen also auch in Ansehung dieses Gesellschaftsam“ . 
sein Bewenden haben soll. Eine Beteiligung dieser bet?*, 
Schwestern an der Gesellschaft selbst setzt die Bes”™ 
niung des § 7 Abs. 5 — entgegen der Annahme des ßö- „  
in keiner Weise voraus; dies ergibt sich zwingend scnu 
daraus, daß § 7 Abs. 2 des Gesellschaftsvertrages ofte 
ließ, ob überhaupt eine der drei Töchter an die St*?7 
der Verstorbenen treten würde, und daß nach demJ 
Abs. 3 des Gesellschaftsvertrages jedenfalls nur der 
tritt e i ne r  von ihnen in Betracht kam. Dadurch, dL  
das bisher der Frau Elise U. zustehende Drittel “L 
Reingewinns zu gleichen Teilen an die drei Töchter f , 
Frau Elise U. „fallen“ sollte, erwarben diese auch untim*1. 
bar ein Recht g e g e n d i e G e s e l l s c h a f t a u f  AusZar\
1,1»-» zr «r/s« 1/_ u :______ ___1____ J .U  *1.1. . e— . llB1lung von je V» hiervon; es handelt sich also insofern 
einen Vertrag zugunsten Dritter i. S. des § 328 Abs. 1 ßO“; 
Gewisse Schwierigkeiten in der Anwendung der 
schrift des § 7 Abs. 5 des Gesellschaftsvertrages erge?P

min frpilirh im t/nrl Polio Harano rloß IT

. ° ----- — ««ml  einen oimi yciiaui, wenn
sie, entgegen § 7 Abs. 3 des Gesellschaftsvertrages, samt -  
1.1.c,i1,a? ftelle ihrer Mutter in die Gesellschaft als per­
sönlich haftende Gesellschafter (oder Kommanditisten) ein­
getreten wären und auf diese Weise zu gleichen Teilen 
deren Gesellschaftsanteil erworben hätten. Es kann hier

...... — ' o ■ 4 ^ liaycb ci& ,
sich nun freilich im vorl. Falle daraus, daß Rosa U. m“ ; 
u n m i t t e l b a r  mit Wirkung vom Zeitpunkt des To?e, 
der Frau Elise U. in deren Rechtsstellung eingetreten f, 
und daß in der Zwischenzeit die Erben der Frau Elise 
deren „Kapitalanteil“ , wie er auf dem Kapitalkonto a°s’ 
gewiesen wurde, unter sich aufgeteilt, diese Aufteite0" 
auch nicht etwa nachträglich rückgängig gemacht habe"' 
Denn dies könnte zu Zweifeln Anlaß geben, ob Rosa Jy 
wirklich den vollen Gesellschaftsanteil der Frau Elise 
erworben hat und ob unter solchen Umstähden überha°Pj 
noch Raum ist für die Anwendung der Vorschrift des § 
Abs. 5 des Gesellschaftsvertrages. Jedoch kann auch dte3 
dahingestellt bleiben; denn selbst wenn man zugunsten
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Fr unterstellt, daß seiner Ehefrau als Tochter der 
M u Ehse U. auf Grund der Bestimmung des §7 Abs. 5 
-1  E/esellschaftsVertrages ein Neuntel des Reingewinns 
.fanden hat, der nach Abzug der im §3 des Ge- 

t ai,, . tsvertrages vorgesehenen Vergütung auf die Kapi- 
n a?eile der Gesellschafter verblieb, so ist doch dieses 

cht auf alle Fälle mit dem Tode der Ehefrau des Bekl. 
“"‘«gegangen.
np M ergibt sich zwingend aus folgenden Erwägungen. 
M  Binn der Bestimmung des § 7 Abs. 5 des Gesellschafts- 
, ' rages kann unmöglich der sein, daß den drei Töch- 
Tfii,< Frau Elise U. und den Erbstämmen dieser drei
Revu r damit ein z e i t l i c h  u nb e s ch r ä n k t e s  
Fra c?* diesen Gewinnanteil zu Lasten des an Stelle der 
Dipd 'se E>. eintretenden Gesellschafters zustehen sollte. 
».. Bestimmung konnte vielmehr lediglich eine Vergünsti- 
der d r die Töchter selbst darstellen. Mag sie auch, wie 
c , Bekl. behauptet hat, dadurch veranlaßt sein, daß der 
uns -,Karl E. als Teilhaber in die OHG. aufgenommen 
M  'hm außerdem das Grundstück R.-Straße 17 gekauft 
Am i ̂  war> s0 hatte Frau Elise U. einen endgültigen 
Von t ¡eh hierfür nur durch entsprechende Anordnungen 
di» .g °des wegen treffen können. Dagegen wäre es für 

Gesellschaft (die Kl.) auf alle Fälle völlig untragbar 
wenn durch eine solche Bestimmung entweder

q s®lbst oder auch nur der Gesellschaftsanteil eines ihrer 
sellschafter für alle Zeiten belastet worden wäre. Ob, 

a.,fnigstens in beschränktem Umfange, diese Bestimmung 
Na iiieri Töchterstamm der Frau Elise U., also auf die 
^hkommen dieser Töchter erstreckt werden könnte, 

q dahingestellt bleiben. Eine weitere Vererbung des 
gM'nnanteilanspruchs auf sonstige Erben der Töchter 

er auch nur auf deren Ehemänner erscheint völlig aus-
Det-i l°ssen- Ea nun aber Frau Anna U., die Ehefrau des 
,1 "h, überhaupt keine Nachkommen hinterlassen hat, son- 
Vr? testamentarisch von ihrem Ehemann als befreiten
gerben und ihren Geschwistern als Nacherben beerbt 

Q°rden ist, ist mit ihrem Tode der Anspruch auf diesen 
. 'vinnanteil unter allen Umständen in Fortfall ge- 
eM men. Ob und inwiefern es unter diesen Umständen 
Uns nocE einer Auseinandersetzung zwischen Rosa U. 
c 3 dem Bekl. als Erben einer Tochter und Erbin der 
( jau Elise U. über deren Nachlaß oder, falls Frau Anna 
s Mid später noch ihr Mann als persönlich haftende Ge- 
Mlschafter an der Kl. beteiligt gewesen sein sollten, zwi-

hen der und dem Bekl.”  wegen seines Ausscheidens 
ReV'Okt. 1936 bedarf, ist für die Entscheidung des vorl. 
Mhtsstreits ohne Bedeutung. Ebensowenig kommt es ^ra"' "• * .........„,Jalf  an, ob etwa Frau Anna U. und später ihr Ehe- 
ri,ai i  als Gesellschafter i. S. der §§ 335 ff. HGB. oder, wie
M  bg . 
i'atti

jedenfalls rechtsirrigerweise — angenommen
ui e> als Gesellschafter bürgerlichen Rechts im Innenver- 
l‘altHs an der Kl. mit einem Kapitalguthaben als Ein­
ritte beteiligt gewesen sind und ob diese Beteiligung 
■¡Mb die Kündigung des Bekl. v. 23. Juni 1938 zum 

■Eez. 1938 beendet worden ist.
(RQ-, II. ZivSen., U. v. 23. Jan. 1941, I I 93/40.) [N.]

*
I 12. KG. — §§ 5 Abs. 4, 15 Abs. 3 GmbHG.; § 133 BGB.
. im Gründungsvertrage einer GmbH, festgesetzt wor- 
rM; daß ein Gesellschafter einen ihm an einer anderen 
, mbH. zustehenden Geschäftsanteil als Sacheinlage ein- 
k ln?ti so ist es tatsächlich und rechtlich möglich, darin 
a r®ds die Abtretung des einzubringenden Geschäftsanteils 

die künftige Gesellschaft zu erblicken.
„ ¿1 einem Vertrage über die Gründung einer Gesell- 
v“haft mbH. sind teils Geldeinlagen, teils Sacheinlagen 
u JEnbart worden. Die letzteren werden, wie es wörtlich 
,1 1 t, derart geleistet, daß die namhaft gemachten Grün- 
rp> darunter Dr. S., bestimmte Geschäftsanteile an ande- 
* 3 Gesellschaften mbH. einbringen. Nach ihrer Ein­
igung wirkte die neue Gesellschaft als Inhaberin eines 
liehen Geschäftsanteils bei der Kapitalerhöhung der 

d;Jrern Gesellschaft mit. Das Registergericht beanstandete 
mit der Begründung, daß noch die Abtretung des 

eschäftsanteils in der vorgeschriebenen Form vorge- 
 ̂ Jimen werden müsse. Das LG. trat dem bei. Das KG. 
“¿ die Vorentscheidungen aufgehoben.
Nach § 15 Abs. 3 GmbHG. ist zur Abtretung von Ge­

schäftsanteilen ein in gerichtlicher oder notarischer Form 
geschlossener Vertrag erforderlich. Zur Wahrung der 
Form Vorschrift genügt auch eine nicht eigens wegen der 
Abtretung, sondern gleichzeitig wegen anderer Vorgänge 
gerichtlich oder notarisch aufgenommene Urkunde (RGZ. 
68, 394; RG.: LZ. 2, 782 Nr. 35).

Ob die Festsetzung einer Sacheinlage (§ 5 Abs. 4 
GmbHG.) als eine Abtretung an die künftige durch Ein­
tragung entstehende Gesellschaft mbH. gewollt ist oder 
lediglich als eine Verpflichtung zur Abtretung, ist eine 
Frage der Vertragsauslegung, für welche die §§ 133, 157 
BGB. gelten. Weder für den einen noch für den anderen 
Fall ist eine bestimmte Ausdrucksweise vorgeschrieben; 
entscheidend ist vielmehr der Vertragswille, wie er sich 
aus dem Wortlaut und dem Zusammenhang der ganzen 
Urkunde nach der Verkehrsauffassung ergibt (RG. wie 
oben; OLG. 40, 434). Die Prüfung, welches im vor­
liegenden Falle der Wille der Beteiligten war, ist vom 
LG. unterlassen worden. Nach der Ansicht des Senats 
wollten die Gründer nicht nur eine Verpflichtung zur Ab­
tretung des dem Dr. S. gehörigem Geschäftsanteils an die 
künftige Gesellschaft mbH. begründen, sondern ihr Wille 
ging dahin, daß die von ihm einzubringende Stamm­
einlage mit der Entstehung der Gesellschaft mbH. als 
gele i s te t  gelten, die Einbringung also dingliche Wir­
kung haben sollte. Schon der Wortlaut des Gesellschafts­
vertrages, wonach die einzubringenden Beteiligungen als 
Sacheinlagen gele i s te t  werden,  spricht für einen 
solchen Willen. Es lag aber auch im Sinne der Beteilig­
ten, zugleich mit der Begründung der Verpflichtung deren 
ebenfalls formbedürftige Erfüllung mitzuvollziehen, um 
so die umständliche und mit neuen Kosten verbundene 
(§ 38 KostO.), dabei aber zwecklose besondere Beurkun­
dung des Erfüllungsgeschä t̂es zu vermeiden. Entgegen­
stehende Rücksichten, etwa das Interesse des Leistenden 
an der Sicherung einer Gegenleistung, kamen hier er­
sichtlich nicht in Betracht. Es kann danach unbedenklich 
als Wille der Gründer angenommen werden, daß die Ver­
einbarung über die Einbringung der Stammeinlagen ding­
liche Wirkung haben sollte. Dann erhebt sich freilich die 
weitere Frage, ob diese Wirkung rechtlich erreichbar 
war. Das ist aber zu bejahen.

Nach der allgemeinen Meinung, die zu praktisch be­
friedigenden Ergebnissen führt und der der Senat sich 
anschließt, können Sacheinlagen schon vor der Eintra­
gung einer Kapitalgesellschaft derart geleistet werden, 
daß sie mit der Eintragung Vermögen der Gesellschaft 
werden (Schlegelberger -Quassowsk i ,  „AktO.“ ,
3. Aufl., §34 Anm.9; Gado w-H e in i chen , „AktG.“ ,
§ 28 Anm. 14; God in - Wi l he l m i, „AktG.“ , §34 I I 1,2; 
Te i chmann-Köhler ,  „AktG.“ , §34 Anm. 3 und ins­
besondere wegen Einbringung einer Stammeinlage: 
Baumbach,  „GmbHG.“ , 2. Aufl., §15 zu 3A). Nur bei 
Einbringung eines Grundstücks in eine Kapitalgesellschaft 
kann das Eigentum auf die Gesellschaft erst nach ihrer 
Eintragung übergehen, weil erst dann die Umschreibung 
im Grundbuch möglich ist. Doch ist es auch hier zu­
lässig, daß die einen dinglichen Vertrag darstellende Auf­
lassung zugunsten der künftigen Gesellschaft schon vor 
deren Eintragung erklärt und von den Gründern ange­
nommen wird (OLG.6, 486; s. ferner RG.: JW.1925,
11097; Schlege lberger -Quassowsk i ,  G ad ow-  
He in i chen,  Te i chmann-Köhfer  a. a.O.). Nun ist 
im vorliegenden Falle die in der Einbringung zu er­
blickende Abtretung an die künftige Gesellschaft mbH. 
allerdings nicht mit deren künftigen Vertretern (den Ge- 
schäftsführern) vereinbart, sondern im Grundungsvertrage 
erklärt worden. Dieser Umstand steht jedoch der ding­
lichen Wirkung nicht entgegen. Wenn auch grundsätz­
lich Rechte, die eine errichtete künftige Kapitalgesellschaft 
erwerben soll; besonders übertragen werden müssen, gilt 
doch ebenso wie für Geschäfte, die zur Entstehung def 
Gesellschaft notwendig sind, auch für Geschäfte, die in 
der Satzung festgelegt werden, der Grundsatz, daß sie 
mit der Entstehung der Gesellschaft ohne weiteres auf 
diese übergehen (Sch lege lberger -Quassowsk i  
und Teichmann-Köhler .a.  a.O.; s. auch RGZ. 58,55 
und 143 S.372). Die Erklärungen der Gründer brauchen 
also in derartigen Fällen nicht wiederholt zu werden. Es1 
liegt im Wesen des Gründungsvertrages, daß schon darin'
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derartige Rechte und Pflichten unter der Rechtsbedingung 
der Eintragung der Gesellschaft nicht nur, was völlig 
unzweifelhaft ist, mit verpflichtender, sondern auch mit 
dinglicher Wirkung begründet werden können. Die Wirk- 
samkeit solcher in der Satzung getroffenen Abmachungen 
Endet ihre Rechtfertigung in der besonderen Natur des 
Gesellschaftsvertrages, der als Grundgesetz die Verhält­
nisse der Gesellschaft von dem Augenblick ihrer Ein­
tragung an bestimmt.

(KG., l.ZivSen., Beseht v. 13. März 1941, 1 Wx 54/41.)

13. RG. — § 1 UnIWG. Auch Veröffentlichungen in 
einer Fachzeitschrift, in denen zu einer zwei Gewerbe­
zweige berührenden Streitfrage, hier dem Streite zwischen 
der Fahrradindusfrie und dem Fahrradgroßhandel über 
den Begriff Markenrad“ , Stellung genommen wird, kön­
nen einem Wettbewerbszweck unterliegen, wenn sie von 
einer dem einen Gewerbezweig nahestehenden Person aus­
gehen und erkennbar für diesen Partei ergreifen. Daraus 
hergeleiteten Unterlassungsansprüchen ist der ordentliche 
Rechtsweg nicht schon deshalb verschlossen, weil die Zeit­
schrift Fachorgan eines Reichsinnungsverbandes ist und 
dieser die Erörterung der Streitfrage angeregt hat. Eine 
vergleichende Heranziehung betriebswirtschaftlicher und 
sozialer Verhältnisse des bekämpften Gewerbezweigs läßt 
sich weder unter dem Gesichtspunkte des Systemvergleichs 
noch gebotener Abwehr rechtfertigen, wenn die Heran­
ziehung nicht erforderlich war und sich auf Umstände 
erstreckte, die mit der zur Erörterung stehenden Frase 
nichts zu tun hatten.

Der Bekl. zu 1 ist der Schriftleiter, die Bekl. zu 2 die 
Verlegerm der Zeitschrift „R “ , eines Fachblattes für den 
rahrradhandel, Handwerk und Industrie und Fachorgans 
der Reichsfachgruppe Fahrräder-Motorfahrräder im Reichs- 
ranungsverband des Mechanikerhandwerks. Der Bekl. zu 3 
ist Direktor der D.-Fahrradwerke und Vorsitzender des 
Vereins der Fahrradindustriellen (VDFI.). In den Num- 
mern 2485 und 2490 der genannten Zeitschrift v. 7. Jan 
und 11. Febr. 1939 sind unter den Überschriften „Zur 
Markenradfrage“  und- „Nochmals zur Markenradfrage“  
vom Bekl. zu 3 verfaßte Aufsätze erschienen, in denen 
erörtert wird, ob Großhändler Fahrräder, die sie aus 
Bestandteilen fremder Herkunft zusammcnstellen, als 
Markenräder bezeichnen dürfen. In der zuletzt genann­
ten Nummer der Zeitschrift findet sich weiter ein Bild, 
auf dem ein Kapitän drei lächelnden Eskimos offenbar 
ein Fahrrad zum Kaufe anbietet. Daneben steht unter 
der Überschrift „Das Spezialrad“  der als Antwort der 
Eskimos anzusehende Satz: „Nee, Käpt’n, wir haben den 
,K. gelesen, wir kaufen lieber Markenräder.“
, ..Die KI., und zwar die Kl. zu 2 und 3 als Fahrradgroß- 
handler, die selbst Fahrräder aus von dritter Seite be- 
zogenen Einzelteilen zusammenstellen und als „Spezial- 
rader“  in den Handel bringen, beanstanden den Inhalt 
der Veröffentlichungen in den in ihren Klaganträgen her­
vorgehobenen Punkten als unrichtig und wettbewerbs­
widrig Sie machen geltend, der Bekl. zu 3 bezeichne die 
Spezialräder des Großhandels zu Unrecht als minder­
wertig, erkläre die Markenradindustrie im Gegensätze 
zum Großhandel als den volkswirtschaftlich und sozial­
politisch wertvolleren Teil und setze den Großhandel in 
den Augen der Verbraucher herab. Er treibe damit un­
lauteren Wettbewerb. Die Bekl. zu 1 und 2 seien für 
den Inhalt der Veröffentlichungen mitverantwortlich und 
ebenso wie der Drittbekl., den KI. zu 2 und 3 schadens­
ersatzpflichtig. Der Kl. zu 1 sei als Verein zur Förderung 
gewerblicher Interessen im Rahmen des § 13 UnIWG 
klagberechtigt. Die Kl. zu 2 und 3 hätten ihm auch ihre 
Unterlassungsansprüche gegen die Bekl. vorsorglich ab­
getreten.

Die KI. haben beantragt, den Bekl. zu 3 bei Straf­
androhung zur Unterlassung zu verurteilen und fest- 
zustellen, daß die Bekl. zu 1 bis 3 als Gesamtschuldner 
verpflichtet sind, den Kl. zu 2 und 3 den Schaden zu er­
setzen, der ihnen durch die Veröffentlichung und Ver­
breitung der beiden vom Bekl. zu 3 verfaßten und in den 
Nummern 2485 und 2490 des „R.“  abgedruckten Aufsätze 
entstanden ist und noch entsteht, und daß die Bekl. zu 1 
und 2 außerdem als Gesamtschuldner verpflichtet sind 
den Kl. zu 2 und 3 den Schaden zu ersetzen, der ihnen

durch die Veröffentlichung und Verbreitung des Bild 
in der Nr. 2490 der genannten Zeitschrift entstanden * 
und noch entsteht, sowie den Klägern die Befugnis z 
Veröffentlichung der Formel des Urteils im „R-‘ > 
FKZ. und der Frankfurter Zeitung zuzuerkennen.

Das LG. hat die Bekl. antragsgemäß verurteilt. Die d 
rufung der Bekl. hiergegen ist vom KG. zurückgewie» 
worden.

teil-
*\v_». w iv_o dUI UIC n,CV. UC1 DCIV1. U lt * '----------

weise ab, zum Teil wies es die Rev. zurück. , .
r%:_ r». . . . ■ I . . I4- des

er- 
aus- 
des- — — C1CI uit^v--

staatlich organisierten Wirtschaftsaufbaus im wesentlich^

Das RG. wies auf die Rev. der Bekl. die Klage 
eise ab, zum Teil wies es die Rev. zurück. ,
Die Bedenken der Rev. gegen die Zulässigkeit 

xvechtswegs sind nicht begründet. In den von ihr 
wähnten Entscheidungen hat der erk. Sen. allerdings au» 
gesprochen, daß der Aufgabenkreis der Gliederungen ac

. tun wlriscnansauTDaus im wwui-
auf öffentlich-rechtlichem Gebiete liege, soweit er , » 
fachliche Betreuung ihrer Mitglieder umfaßt, und n? 
deshalb Maßnahmen, die solche Gliederungen zur 
füllung ihrer öffentlich-rechtlichen Aufgaben ergrd > 
einer Nachprüfung durch die ordentlichen Gerichte ‘ 
Zuge von Ansprüchen auf Unterlassung, Widerruf, <? 
nchtigung u. dgl. entzogen sind. Das gilt jedoch nur 
eine Betätigung, die erkennbar von den genannten w 
Schaftsorganisationen selbst ausgeht und in den Ber 
der ihnen verliehenen öffentlich-rechtlichen Machtbeiufe 
nis fällt. Die auf der Übertragung hoheitlicher Re , 
beruhende Unangreifbarkeit ihrer Entschließungen m“ 
Richterspruch erstreckt sich nicht auf Kundgebung 
Dritter, mögen diese auch sachlich geeignet sein, 
Organisation in der Erfüllung ihrer Aufgaben zu un „ 
stützen, oder auf einer von ihr ausgehenden Anregn , 
beruhen. Es fehlt insoweit an der auf staatlichern A 
trag beruhenden pflichtmäßigen Wahrnehmung obngKE,. 
licher Gewalt, die es allein rechtfertigt, gegen ihre 
tätigung gerichteten Ansprüchen den ordentlichen Kecni. 
weg zu verschließen. Die Bekl. können daher nicht 
Anspruch nehmen, schon deshalb vor einer richterlicn 
Nachprüfung ihres Verhaltens bewahrt zu bleiben, w 
die Zeitschrift, in der die beanstandeten Aufsätze 
schienen sind, Verbandsorgan des Reichsinnungsverh“ 
des der Mechaniker (RDM.) ist und dieser eine Stein1“*’ 
nähme zu der Frage des Markenradbegriffes wünsc“ 
Die Bekl. behaupten nicht, daß der RDM. über das b° 
Verlangen hinaus, diese Frage in einer besonderen N I,
mer Hur 7pifcr'hriff a rtpru m t u t a ,  u i c a c  I  i d g L  I I I  e i n e r  D C S O llU C iu * ' A j j f '

mer der Zeitschrift zu behandeln, den Inhalt der 
satze vorgeschrieben oder von ihm auch nur von 
Kenntnis genommen, ihn insbes. in den jetzt beahSt» 
deten Teilen gebilligt habe. Aber selbst wenn dies « 
Fall gewesen wäre, könnte keine Rede davon sein, °c/'lmn rlooImlK A t n  _n:„t......  • *• n  . . . U m P  0
* » v u ic ,  i v u u i n c  IV C IIIC  ix C U c  d a v o n  CS»-1“ ’ Jpg
schon deshalb die Veröffentlichung eine Maßnahme 
RDM. darstelle, die sich wegen ihrer öffentlich-rechtbcn,je 
Natur einer richterlichen Nachprüfung entziehe. Da'1 .4 
Zeitschrift „R.“  Fachorgan einer Reichsfachgruppe ‘j,c 
besagt nicht, daß ihr Inhalt im ganzen als am“ ,
k ^ l l  IT r l  r r p  h n n  nr i o n o r  ________ f __  n io S f i  ^

aus'Kundgebung jener Gruppe anzusehen wäre. Diese lS, 
dient sich des Blattes zur Veröffentlichung von ibf . 
gehender Verlautbarungen in der Weise, daß sie <T. 
an besonderer Stelle als „Verbands-Mitteilungen' e‘ „ 
rücken läßt. Bei den beanstandeten Aufsätzen tritt e 
keiner Weise in die Erscheinung, daß die FachgrllPL 
sie veranlaßt habe oder sich ihren Inhalt zu eigen ma ,5 
und hinter ihm stehe. Wie aus dem Vorwort in Nr.-’ 
hervorgeht, handelt es sich um private Veröffentlm11“ ^ 
gen, mit denen die Schriftleitung ihre Leser über 
geschichtliche und rechtliche Bedeutung des den Griffs 
stand des Bielefelder Strafverfahrens bildenden Be&„Ae 
des Markenrades und die für die Zukunft anzustreben 
Ordnung auf diesem Gebiete unterrichten wollte. So'V 
sie sich hierbei — sei es auf Grund ausdrücklicher A 
Weisung, sei es aus allgemeinen, durch die Beziehung  ̂
der Zeitschrift zur Gruppe begründeten Erwägungen 
durch Rücksichten leiten ließ, die sich aus deren, £ 
sonderem Aufgabenkreis ergaben, ändert dies mcn. 
daran, daß sie nicht namens der Gruppe, sondern , 
Ausübung eigener beruflicher Tätigkeit gehandelt 
die nicht nach den für jene geltenden Grundsätzen 
werten ist. Kann sich sonach der Bekl. zu 1 gegen em 
richterliche Nachprüfung seines Verhaltens nicht seb̂  
deshalb verwahren, weil es den Wünschen des RB“ , 
entsprochen und im Bereiche der von diesem zu j- '

• füllenden öffentlich-rechtlichen Aufgaben gelegen habe>
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dies erst recht für den Drittbekl., der sich hier-
*** ffi Sllrrnln . 11. __ _ D rtn r/'h
jljj. erst recnx iur cicn L/riiiucivi.j uu oicxi
den o^gels eigener unmittelbarer Beeinflussung durch 
Ers+K i lediglich darauf berufen könnte, daß er vom 
sa+, Um die Abfassung und Einreichung des Auf- 
Sa“ es gebeten worden sei.
sip f f  ^ev- I<ann auch nicht beigetreten werden, wenn 
des d?\ > durch die von ihr behauptete Einflußnahme
au kDM. auf die beanstandeten Veröffentlichungen sei 
tri. a lossen> daß diesen ein Wettbewerbszweck zu- 
\Venn .Üege. Die Aufsätze dienten Wettbewerbszwecken, 
w!p, i Sle sachlich geeignet waren, die geschäftliche Ent- 
La  ,nS der Markenradindustrie auf Kosten des Groß- 
der au . z u  fördern, und wenn ihre Veröffentlichung in 
e r a c h t  solcher Förderung geschah. Dabei war nicht 
Kruiia/Iich’ daß diese Absicht den a l l e in igen Beweg- 
der *-fur. die Veröffentlichung bildete. Es genügte nach 
nur Sta,ndigen Rspr. des Senats, daß sich die Beld. auch 
'ioriT u n̂ er von dem Wunsche leiten ließen, durch ihr 
den <; n. der Verbreitung des Markenrades gegenüber 
dani^Pezialrädern des Großhandels zu dienen, der Ge- 
jls Ke.geschäftlicher Förderung der Markenradindustrie 
Wir̂ ni?ht gänzlich außerhalb der Ziele lag, deren Ver­

ziehung sie erstrebten.
Ver'-«*1 *1'.er 'sf das Vorbringen der Rev., der Zweck der 
¿eit i tid'chung sei in erster Linie aus den Zielen der
*UtnSDr-i selbst abzuleiten und durch deren Stellung 
sä*" kDM. bestimmt gewesen, nicht geeignet, die Auf- 
2llp des Drittbekl. ihrer wettbewerblichen Bedeutung 
Uic, «kleiden. Dieser mag, wie die Rev. geltend macht, 
Sich Von sich aus den Plan gefaßt und verfolgt haben, 
du ®n die Öffentlichkeit zu wenden, sondern hierzu erst 
»ein e e Aufforderung des Erstbekl. veranlaßt worden 
gleiAu r mag auch mit der Abfassung der Aufsätze zu- 
F,lC|’ das Ziel verfolgt haben, den Gütegedanken im 
tijji rradfache zu fördern und damit der Allgemeinheit zu 
daß etl- Das alles vermag jedoch nichts daran zu ändern, 
v0„ i r sich bei seiner Stellungnahme unverkennbar auch 
h„n PrWäguno-pn bat leiten lassen, die seiner engen Ver-

. • * < 11. 1J11L U  V  1 1 C l lH  1 d U I U U U O L i  iv .  t u iv *  w  ------

r “E/vogen, durch Hervorhebung ihrer Überlegenheit 
.Unfnüber dem Großhandel ihre wettbewerbliche Stel-

büä^^gungen hat leiten lassen, die seiner engen Ver- 
i^U^nheit mit der Fahrradindustrie  ̂ entsprangen und

f e S e r
F stärken.

f0uUch hinsichtlich des Erstbekl. hat das BG. eine Ver- 
wettbewerblicher Zwecke mit Recht bejaht. War 

lieb ’ wie es feststellt und wie es nach Lage der Sache 
anders sein kann, darüber unterrichtet, daß zwi- 

■*» eahrradindustrie und Großhandel tiefgehende Mei- 
bJpverschiedenheiten über den Begriff des Markenrades 
flJ^den, die nicht nur theoretischer Natur waren, son- 
tjj,!1 erhebliche wirtschaftliche Bedeutung für die be- 
c,,iS*en Gewerbezweige besaßen, so konnte ihm nicht 
eiu l n> daß die Ausführungen des Drittbekl. mit ihrem 
der c ledenen Eintreten für die Auffassung und Belange 
in, ,v?hrradindustrie geeignet und bestimmt waren, diese
2,. Wettbewerb gegenüber dem Großhandel in Vorteil 
¿,sftzen. Brachte er die Aufsätze gleichwohl zum Ab- 

so machte er sich die Absichten des Drittbekl. zu 
der'̂ Uncl betätigte sich damit selbst in einer weise, die 
ist , ahrradindustrie wettbewerblich zustatten kam. Es 
hip^^^'ch nicht zu beanstanden, wenn das BG. schon 
be„a"s folgert, daß auch er durch die Veröffentlichung 
*  «ßt den Elelangen der Fahrradfabriken habe dienen 
Hi f« ’ Auch der Erstbekl. kann sich nicht darauf be- 
5* .Cn> daß er sich lediglich für den Gedanken einer Gute- 
K|,,̂ erung im Fahrradfache habe einsetzen und zum 
trPf etl der Allgemeinheit im Sinne der vom ver-

Ziele habe wirken wollen, überdies durch die 
sei g lic h e n  Wünsche des RDM. gebunden gewesen 
ihir, ^ erartige Erwägungen und Rücksichten mögen bei 
de? ? esentlich mitgesprochen haben und — entsprechend 
h Stellung seiner Zeitschrift zum RDM. — fur sein 
51 ndeln in stärkerem Maße bestimmend gewesen sein, 
5„ es beim Drittbekl. der Fall war. Sie konnten jedoch 
cl hesichts des Inhalts der Aufsätze nicht so weit gehen, 
fL, er sich deren wettbewerblicher Bedeutung für die 
Vir^dindustrie nicht hätte bewußt werden müssen. Er 
ein e. '.n der Lage gewesen, die Aufsätze wegen ihrer 
ZUrs.ed>gen Stellungnahme für die Markenradindustrie 
rüp ckzuweisen oder auf eine Beseitigung oder Milde- 
hp;*̂ ..der darin enthaltenen Betonung ihrer Überlegen- 

1 über den Großhandel hinzuwirken. Sah er hiervon

ab, so brachte er zum Ausdruck, daß er die Meinung 
des Drittbekl. teile und sein Vorgehen billige. Damit be­
kannte auch er sich zu dem wettbewerblichen Zwecke, 
dem dieser nachging. Soweit noch Zweifel hierüber be­
stehen könnten, verweist das BG. mit Recht auf die 
Abbildung in Nr. 2490 der Zeitschrift, die der Erstbekl., 
wie es feststellt, unabhängig vom Drittbekl. oder der 
Markenradindustrie veröffentlicht hat. Wenn es aus der 
darin klar zutage tretenden Absicht, die Markenräder 
der Fahrradindustrie als den Spezialrädern des Groß­
handels überlegen hinzustellen, einen Schluß auf die 
Einstellung des Erstbekl. gegenüber letzterem zieht und 
seine Annahme, der Erstbekl. habe auch bei der Wieder­
gabe der Aufsätze des Drittbekl. wettbewerbliche Zwecke 
verfolgt, bestätigt findet, so vermag die Rev. gegen diese 
im wesentlichen auf tatsächlichem Gebiete liegende Er­
wägung nichts Stichhaltiges vorzubringen.

Der Erstbekl. kann endlich auch nicht in Anspruch 
nehmen, daß er schon deswegen nicht zu Zwecken des 
Wettbewerbs gehandelt haben könne, weil die Bedeutung 
seiner Veröffentlichungen durch ihr Erscheinen in einem 
Fachblatt, das sich pflichtmäßig für die gesetzlich be­
gründeten Belange seiner Fachgruppe einsetze und damit 
das Wohl der Allgemeinheit wahrnehme, eindeutig be­
stimmt sei. Wie das BG. mit Recht au^ührt, nimmt auch 
ein Fachorgan lediglich wegen dieser seiner Eigenschaft 
keine Sonderstellung im wettbewerblichen Verkehr ein. 
Es kann wie jeder andere fremden Wettbewerb fördern, 
wenn es in seinen Veröffentlichungen für einen bestimm­
ten Gewerbekreis zum Nachteil der Mitbewerber Partei 
ergreift. Daß sich der Erstbekl. hiervon nicht schon um 
deswillen für entlastet halten kann, weil er geglaubt und 
beabsichtigt hat, mit seinem Vorgehen in Übereinstim­
mung mit den Wünschen der Fachgruppe gemeinnützigen 
Zielen zu dienen, ist oben ausgeführt worden.

Das BG. hält ebenso wie das LG. die vom Erstkl. 
in den Klaganträgen geltend gemachten Unterlassungs­
ansprüche unter dem Gesichtspunkt einer persönlichen 
und vergleichenden Reklame i. S. des § 1 UnIWG. für 
begründet. Es geht von dem in der Rspr. anerkannten 
Grundsätze aus, daß die Heranziehung persönlicher Eigen­
schaften und Verhältnisse eines Mitbewerbers zur Förde­
rung des eigenen Absatzes oder eine Vergleichung der 
eigenen Ware oder Leistung mit der der Konkurrenz 
zum Zwecke der Anpreisung der ersten auf Kosten 
der als minderwertig hingestellten fremden Ware oder 
Leistung den Anschauungen des anständigen Geschäfts­
verkehrs zuwiderläuft. Eine solche Werbung bedient sich 
wettbewerbsfremder Mittel, indem sie dem Urteil, das 
sich das Publikum auf Grund eigener Prüfung und Er­
fahrung über die Güte des Angebots bilden soll, da­
durch vorgreift, daß sie durch absprechende Bewertung 
des Mitbewerbers oder seiner Leistung die einseitige 
Auffassung des Werbenden als maßgeblich hinstellt und 
so den Umworbenen in seiner Entschließung zum Nach­
teil des Mitbewerbers beeinflußt. Dabei kommt es nicht 
auf die Wahrheit der aufgestellten Behauptungen an. 
Die Gründe, die eine persönliche oder vergleichende 
Reklame als unzulässig und sittenwidrig i. S. des § 1 
UnIWG. erscheinen lassen, entfallen auch dann nicht, 
wenn sich der Werbende auf die Richtigkeit seiner An­
gaben berufen kann. Das BG. läßt deshalb dahingestellt, 
ob die Behauptungen der Bekl., durch die sich die Kl. 
beeinträchtigt fühlen, zutreffen.

Soweit in der Rspr. ein an sich wettbewerbsfrernder 
Hinweis auf die Person oder Leistung eines Mitbewerbers 
zugelassen worden ist, wenn er geeignet und bestimmt 
ist, einen von diesem ausgehenden Angriff abzuwehren, 
sind einem hierauf gegründeten Einwand insofern enge 
Grenzen gesetzt, als die als Abwehrmaßnahme bezeich- 
nete Handlung auf jeden Fall notwendig gewesen sein 
muß um vom Angreifer hingenommen werden zu müssen. 
Stehen dem Angegriffenen Mittel und Wege zur Ver­
fügung, um sich auf andere Weise in -einem seinen 
berechtigten Belangen entsprechenden Maße gegen Be­
einträchtigungen zu schützen, so ist der Einwand der 
Abwehr nicht begründet. Er versagt deshalb, wenn der 
Verletzte imstande ist, die Hilfe des Gerichts oder an­
derer Stellen in Anspruch zu nehmen, bei denen er sein 
Recht suchen kann. Er greift ebensowenig durch, soweit 
die Abwehrhandlung über das Maß des sachlich Not-
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wendigen hinausgeht und ihrerseits offensichtlich eine 
durch den Verteidigungszweck nicht gebotene wettbewerbs­
widrige Beeinträchtigung des Angreifers zur Folge hat. 
Geht man hiervon aus, so ist dem BG. beizutreten, wenn 
es dem Abwehreinwand des Drittbekl. schon deshalb 
kein Gehör schenkt, weil, wie es feststellt, der Streit um 
den Markenradbegriff schon durch das Bielefelder Urteil 
zugunsten der Markenradindustrie geklärt war und hier­
gegen gerichtete Äußerungen der Gegenseite, die einer 
Zurückweisung oder Widerlegung bedurft hätten, seither 
nicht ergangen waren.

Hierzu kommt, daß die Veröffentlichung auch der 
Sache nach die Grenzen überschritt, die mit einer zu­
lässigen Abwehr vereinbar waren. Wenn darin dem 
Großhandel die Fähigkeit abgesprochen wurde, in seinen 
sozialen Einrichtungen, der Fürsorge in den Betrieben 
und an opferbereiter Beteiligung an den Gemeinschafts- 
aufgaben den Verpflichtungen zu genügen, die mit dem 
Begriffe „Markenrad“  in Verbindung stünden, und wenn 
für die Markenradindustrie deshalb in Anspruch genom- 
men wurde, sich wirtschaftlich und sozialpolitisch als der 
wertvollere Teil fühlen zu dürfen, so würden damit Ge­
sichtspunkte herangezogen, die, selbst wenn sie im ein­
zelnen Falle zutrafen, mit einer sachlichen Verteidigung 
gegen eine mißbräuchliche Verwendung der Bezeichnung 
Markenrad durch den Großhandel nichts zu tun hatten.

Am Mangel der Sachlichkeit scheitert auch die Berufung 
der Bekl. auf die Zulässigkeit eines Systemvergleichs. Es 
mag dahinstehen, ob sich mit diesem Gesichtspunkt die 
Zulässigkeit einer persönlichen oder vergleichenden Re­
klame überhaupt in dem von der Rev. angenommenen 
Umfang rechtfertigen läßt, wenn es sich, wie hier, nicht 
um eine rein wissenschaftliche, sondern zugleich um eine 
wettbewerbliche Behandlung von Fragen handelt, die, 
wenn auch nicht einen bestimmten Mitbewerber, so doch 
einen im Wettbewerb stehenden Gewerbezweig und seine 
Erzeugnisse berühren, oder ob es in Fällen solcher Art 
für die Erlaubtheit eines Vergleichs nicht vielmehr ledig­
lich darauf ankommt, ob es der vergleichenden Heran­
ziehung bedurfte, um einen sonst nicht darstellbaren Vor­
zug der eigenen Ware oder Leistung in einer durch den 
Werbezweck gebotenen Weise anschaulich zu machen 
ivg;-,MuW' 1949> 132> 152)\ Soweit die Bekl. mit ihren 
Ausfuhrungen die Unterschiede zwischen den nach ihrer 
Meinung für die Betriebs- und Absatzverhältnisse der 
Markenradindustrie wesentlichen Voraussetzungen und 
den die Bezeichnung Markenrad ausschließenden Ver­
hältnissen des Großhandels darlegen wollten, wäre ein 
Vergleich jedenfalls nur dann erlaubt gewesen, wenn sie 
sich auf eine Hervorhebung der Merkmale beschränkt 
hatten, ohne die sich die Verschiedenheit jener Verhält­
nisse nicht verdeutlichen ließ. Das ist nach dem vorher 
Ausgeführten nicht der Fall. Die herabsetzenden und 
zuju Teil eines tatsächlichen, auf seine Richtigkeit nach­
prüfbaren Inhalts überhaupt ermangelnden Behauptungen 
waren für die Veranschaulichung dessen, was nach der 
Auffassung der Fahrradindustrie im Gegensätze zu der 
des Großhandels den Begriff des Markenrades ausmache, 
entbehrlich und deshalb unzulässig.

Daß auch der Bekl. zu 1 den durch die Aufsätze ver­
wirklichten Wettbewerbsverstoß ebenso wie der Drittbekl. 
zu vertreten habe, folgert das BG. daraus, daß er, wie 
es feststellt, die wettbewerbliche Bedeutung der Aufsätze 
erkannt und durch ihre Veröffentlichung zu Zwecken des 
Wettbewerbs in den Kampf zwischen Markenradindustrie 
und Großhandel zugunsten der ersteren eingegriffen habe. 
Es erachtet damit die Erfordernisse einer haftungbegrün­
denden Mittäterschaft für gegeben. Wenn die Rev. dem 
entgegenhält, das BG. lasse es an einer ausreichenden 
Begründung hierfür fehlen und begnüge sich mit einer 
von ihm selbst abgelehnten rein sachlichen Beurteilung 
der Mittäterschaft, so folgt schon aus den obigen Aus­
führungen, daß dieser Vorwurf unbegründet ist. War 
auch für den Erstbekl. die Verfolgung wettbewerblicher 
Ziele zum mindesten mitbestimmend für die Veröffent­
lichung der Aufsätze, so ergibt sich daraus ohne wei­
teres, daß ihn die Verantwortung für deren Inhalt in 
demselben Maße trifft wie den Drittbekl. Im Rahmen 
der diesen treffenden Unterlassungspflicht haftet, wie das 
BG. unter Verweisung auf § 13 Abs. 3 UnlWG. mit Recht 
ausführt, auch die Zweitbekl.

[Deutsches Recht, Wochenausgs^

Soweit das BG. feststellt, daß die Bekl. verpflichtet s > 
den Kl. zu 2 und 3 den durch ihr wettbewerbsvvimS 
Verhalten entstandenen und noch entstehenden Sctia 
zu ersetzen, tritt dem die Rev. mit dem Vorbringen 
gegen, für  ̂einen Schaden der KI., der auch nach der
siciu ues Dvj. nur in den Aufwendungen Desrem-u 
deren es bedürfe, um im Publikum den durch die 
anstandeten Handlungen hervorgerufenen Eindruc". ¡¡jg 
Minderwertigkeit ihrer Spezialräder zu beseitigen) D nuf 
kein Raum, wenn, wie es der Fall sei, ihr .guter , f. 
schon durch die Veröffentlichung des Urteils w> u 
hergestellt werde. Die Rev. verkennt hierbei, da» " ^ 
der Lebenserfahrung jede wettbewerbliche Beeintrat 
gung durch unzulässige persönliche oder vergleic L 
Reklame die Entstehung eines Schadens durch u 
rung des Umsatzes ohne weiteres wahrscheinlich in ¡ni 
mag der Betroffene auch in der Regel außerstande . 
ihn ziffernmäßig nachzuweisen. Diese Beweisschw ° 
keit, zu deren Überwindung § 287 ZPO. eine brauen“ 
Handhabe bietet, kann nicht dazu führen, dem Verie 
von vornherein einen Anspruch auf Feststellung, zü h0I) 
sagen. Die dazu erforderliche Wahrscheinlichkeit ist s 
durch die allgemeine, in dem Zwecke und der c 
rungsgemäßen Wirkung jeder Werbung begründete u 
gegeben. " , das

Eine Schadenshaftung auch der Bekl. zu 2 Ieite $  
BG. daraus her, daß nach ihrem eigenen Vortrag ^  
Leitung des Verlags stets einen Gesamtüberblick “ d 
die Haltung und Absichten der Schriftleiter besitze 
daß nach dem Ausdruck der Zeitschrift diese regei /¡.fio» 
durch den Direktionssekretär im Aufträge der Di!~« es 
durchgesehen werde. Das BG. schließt hieraus na“ ^  
der Verlagsleitung nicht entgangen sein könne, da 
Schriftleitung in den zwischen dem Großhandel una ¡¡f
M a rlr i * n  (o I - ^ - i .  T,__ L .  . _ r̂ - ,■ ...  A  i * r i Dtfr
WW„.IIUVKU„5 m uui ¿wiaEiicn uem uruuiuuiuv» opcrfl**
Markenradfabriken entbrannten Kampf um den 
„Markenrad“  eingegriffen und zugunsten der r a“ ,er. 
Stellung genommen habe. Da sie dagegen nichts . rIag 
nommen habe, sei davon auszugehen, daß der ' 
mit der Haltung und Einstellung seines Schriftleiter» 
verstanden gewesen sei. Das BG. stellt damit in ¿¡e 
irrtumsfreier tatrichterlicher Würdigung fest, dan> ,£jl 
Zweitbekl. von dem beanstandeten Inhalt der 
Hefte vor ihrem Erscheinen Kenntnis erlangt una 
gebilligt habe. .

(RG., II. ZivSen., U. v. 16. Jan. 1941, II 51/40.) P4 '

* 14. RQ. — § 6 PatG. 
1. icH<

pr
I .  . \v * . » U I  alVJ. .

.. Als Erteilungsbehörde ist das RPatA. befugt 11 ] 
nur den Gegenstand, sondern auch den Umfang «e* ¿s- 
tentschutzes mit bindender Wirkung für den Verletz“ & 
richter festzulegen. .

2. Hat das RPatA. in der Absicht, den Schutzu“1 Lji
zu beschränken, bei der Erteilung des Patents die von ke|| 
Anmelder geltend gemachte selbständige Schutzial,lsvoii 
eines einzelnen Merkmals oder einer UutergrupPe j en 
Merkmalen der den Gegenstand des Anspruchs biW^^n 
Kombination verneint, so ist diese Entscheidung fur 
Verletzungsrichter verbindlich. m

3. 'Die Wirksamkeit einer den Patentschutz unzwei“^ gS-
einschränkenden Entscheidung des RPatA. im ErR1'“ JaS 
verfahren ist nicht davon abhängig, ob es mit RecB‘ Jes 
Einverständnis des Anmelders mit der Beschränku”» 
Patentschutzes als vorhanden angesehen hat. ¡n

Am 28. Aug. 1934 wurde von W. bei dem RPâ pmer- 
Patent auf eine Vorrichtung zur Abnahme des J 1 er- 
kuchens von Zellendrehfiltern angemeldet. Die Kl- e. 
warb von ihm die ausschließliche Lizenz an der % .  
meldeten Erfindung. Auf Grund Beschlusses der r^  
fungsstelle v. 25. Sept. 1935 wurde die Anmeldung ^  
30. Jan. 1936 mit folgendem Anspruch bekanntge'11 y0j

Vorrichtung zur Abnahme des Filterkuchens 
Zellendrehfiltern, bestehend aus einer Walze mit an 
bekannter rauher Oberfläche, die dauernd mit. & a 
Filterkuchenschicht bedeckt ist, dadurch gekennzeKwer 
daß die Erhebungen bzw. Vertiefungen auf der mit e* rt 
Gegenwalze zusammenarbeitenden Abnahmewalze d*L|, 
unterschnitten sind, daß der Filterkuchen auf der w 
zenoberfläche festgehalten wird. us

Am 24. Juni 1937 beschloß die Anmeldeabteilung
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L  *- unter Zurückweisung des von der Bekl. einge- 
dp. n E'nspruchs die Erteilung des Patentes auf Oründ 

DitUSgel,eSten Unterlagen.
VorrL,öel<1- hat Zellendrehfilter mit Kuchenabnahme- 

. "tungen entsprechend ihrem im Mai 1937 heraus-PjtrpL s - “  c u is p re c n e n u  i i i r e iu  im  « u ii  i w i  
ste]|t en̂ n Werbeblatt „Das Filterproblem“  F 41 herge- 
bächst . vertrieben. Die Kl. hat hierin, und zwar zu- 
der Unter Berufung auf den mit der Bekanntmachung 
Veriefnme*^ung eingetretenen einstweiligen Schutz,^eineer e ilig e n  cicncu c u w iw cm g c u  o c h m h -, vmv.
Vorriru11®' des Klagepatents gesehen. Die beanstandeten 
aijfp. jungen haben außer einer Abnahmewalze mit 
k«ch aUL-er Oberfläche, die ständig von einer Filter- 
kuChPnsc" ‘cht bedeckt ist, eine zur Ablösung des Filter­
te einS Von ^er Abnahmewalze dienende Gegenwalze, 
hat ? geringeren Durchmesser als die Abnahmewalze 

¿1 n(J, schneller umläuft als diese.
KW ^ ’ hat vorgetragen, vor Anmeldung des der 
^  zugrunde liegenden Schutzrechts habe man den 
Schab<_ en von der Abnahmewalze mit Hilfe von

Vor
—ov.ui augciubl, Uic IllUCbbCll lUUll ¿unicuw.
arbeiteten, weil sich der plastische Filterkuchen 

in cC“*11 s*aue- Um diesem Mangel abzuhelfen, seien 
die c .Anmeldung und dem später erteilten Patent W.s 
‘epp* ,er durch eine sich drehende Walze, die sog. 
icr,invv‘dze, ersetzt worden. Mit Hilfe dieser Walze'vefclW , * ne Schicht des Filterkuchens unter Vermeidung 
Dje ^^henwülsten von der Abnahmewalze abgequetscht. 
'Verdpi -der Abnahmewalze verbleibende Kuchenschicht 
benpj hierdurch in einem gleichmäßigen und gleichblei- 
Ûche- ^ustande erhalten, der die Übernahme des Filter-

sdieh»S Von der Fiitertrommel erleichtere. Dies ge- 
Bekl , aacb bei der angegriffenen Vorrichtung der 
detn’ n übereinstimmender Weise habe die Bekl. von 
die izfrandsätzlich neuen Gedanken Gebrauch gemacht, 
Oe»» lc'enschicht von der Abnahmewalze mit Hilfe einer 
diöpp "'alze abzulösen. Zur Verbesserung des Haftver- 
^chpS 1er die Abnahmewalze bedeckenden Filter- 
flächp^^'cht habe außerdem das Klagepatent die Ober- 
sieh*i- l r Abnahmewalze, in der aus dem Anspruch er- 

Nar>ken Weise ausgebildet.
i!rtej|t. den Klageanträgen hat das LG. die Bekl. ver-

anterî ê Vermeidung von Haft- oder Geldstrafe es zu 
des p-s,Sen> Drehfilter mit Vorrichtungen zur Abnahme 
halt0, .erkuchens gewerbsmäßig herzustellen, feilzu- 
9us .’ *n Verkehr zu bringen oder zu benutzen, die 
ten lner dauernd mit einer Filterkuchenschicht bedeck- 
'velch • hmewalze und einer weiteren Gegenwalze, 
die ve d*e Aufgabe eines Schabemessers erfüllt, nämlich 
Schichtn der Abnahmewalze abzuführende Filterkuchen- 

2 , abzulösen, bestehen;
denn, r Kl. über die von ihr seit dem 3. Febr. 1935 vor- 
Uflter menen, unter 1. gekennzeichneten Handlungen 
Und . Angabe der Lieferzeiten, Lieferorte, Lieferpreise 

ln Abnehmer Rechnung zu legen.
SclnHdern bezeichneten Urteile hat das LG. auch die 

Im i Sersatzpflicht der Bekl. festgestellt, 
des Dnufe des Berufungsverfahrens hat der BeschwSen. 
•icht« .A . auf die gegen den Erteilungsbeschluß sich 
H|Lnde Beschwerde der Bekl. am 23. Nov. 1938 be- 
üur°®s.®n, auf die Anmeldung W.s das Patent Nr. 671 703 
gen den aus dem Beschlüsse ersichtlichen Anderun- 
sPriinur ausgelegten Unterlagen zu erteilen. Der An- 
gen^pdes Patentes hat nach diesem Beschlüsse fol- 

Passung erhalten:
l„^ r'chtung zur Abnahme des Filterkuchens von Zel- 
fN^drehfiltern, bestehend aus einer Walze mit rauher 
k ,erfläche, die dauernd mit einer Filterkuchenschicht 
j  deckt ist, gekennzeichnet durch die Kombination 
m/ t folgenden beiden Merkmale: 1. eine Abnahme- 
p j *Ze, deren rauhe Oberfläche durch unterschnittene 
p, üebungen bzw. Vertiefungen, z. B. durch um ihre 
p.berfläche gelegte Schnüre oder Drahtgeflecht, ge- 
o det ist, und 2. eine Gegenwalze, die an Stelle eines 

habers die Abnahme des Filterkuchens von der Ab- 
“bniewalze übernimmt.

genie Bekl. hat im Berufungsverfahren in erster Linie 
Schmd gemacht, der BeschwSen. habe den Pafent- 
Zu, .U beschränkt auf die aus dem Anspruch ersichtliche 

tt*gliedrige Kombination. Von dieser machte die ange­

griffene Vorrichtung keinen Gebrauch. Hilfsweise hat 
die Bekl. vorgetragen, ihre Vorrichtung arbeite grund­
sätzlich anders als die Vorrichtung des Klagepatents. 
Durch den Geschwindigkeitsunterschied zwischen der 
ersten und der rasch umlaufenden zweiten Walze werde 
die oberste Kuchenschicht auf der ersten Walze aufge­
rauht und zur Übernahme durch die zweite Walze ge­
eignet gemacht. Die zweite Walze führe sodann die auf­
genommene Kuchenschicht ab. Sie sei also Transport­
organ im Gegensatz zu dem Abquetschorgan der Kl.

Die KI. ist diesem Vorbringen entgegengetreten.
Über die Frage, ob der BeschwSen. des RPatA. den 

Patentschutz in einer den Klageanträgen entgegenstehen­
den Richtung eingeschränkt habe, hat auf Ersuchen des 
KG. ein Vertreter des RPatA. nach § 52 Abs. 3 PatG, 
eine schriftliche Erklärung abgegeben, die zu einem die 
Frage bejahenden Ergebnis gelangt ist.

Das KG., das dieser Rechtsauffassung beigetreten ist, 
hat auf die Berufung der Bekl. die Klage abgewiesen.

Die Rev. war erfolglos.
I. Das Klagepatent verbessert die Abnahmevorrichtung 

an Zellendrehfiltern für nichtfaseriges Filtergut, indem 
es die Aufgabe, die Abnahmewalze ständig mit einer 
gleichmäßigen Filterkuchenschicht von ausreichendem 
Haftvermögen bedeckt zu halten, und Stauungen bei der 
Abnahme des Filterkuchens zu vermeiden, durch die 
Vereinigung der beiden Mittel löst:

a) Die Oberfläche der Abnahmewalze soll durch unter­
schnittene Erhebungen oder Vertiefungen rauh gemacht 
werden. Als hierzu geeignete Mittel nennt der Anspruch 
beispielsweise ein Drahtgeflecht oder Schnüre, die um 
die Abnahmewalze gelegt werden sollen.

b) An Stelle eines Schabers dient eine Gegenwalze 
zur Übernahme des Filterkuchens von der Abnahmewalze.

Von dieser zweigliedrigen Kombination, die nach der 
zutreffenden Annahme des Berufungsrichters Gegen­
stand des Patentschutzes ist, macht die Bekl. keinen Ge­
brauch. Zur Ablösung des Filterkuchens von der Ab­
nahmewalze verwendet sie eine Gegenwalze, die einen 
geringeren Durchmesser hat als die Abnahmewalze und 
schneller umläuft als diese. Dagegen entspricht die Ober­
fläche der Abnahmewalze nicht dem vorstehend an­
geführten Merkmal a, sondern den im Schlußabsatz der 
Beschreibung erwähnten bekannten Walzen, deren Ober­
fläche lediglich aufgerauht ist, um das Haftvermögen des 
Filterkuchens zu vergrößern. Der Streit der Parteien 
geht deshalb darum, ob durch das Klagepatent der all­
gemeine Gedanke geschützt ist, zur Erhaltung einer 
gleichmäßigen Filterkuchenschicht auf der Abnahme- 
walze die von dieser abzuführende Filterkuchenschicht 
statt durch einen zu Stauungen führenden Schaber mit 
Hilfe einer Gegenwalze abzulösen.

Die rechtlich nicht bedenkenfreien Erwägungen des 
Berufungsrichters zu der Frage, ob die Patentschrift 
dem Durchschnittsfachmann diesen allgemeinen Gedan­
ken offenbart hat, können auf sich beruhen, weil sein 
zweiter Entscheidungsgrund durchgreift, daß im Ertei- 
lungsverfahren eine das Schutzbegehren der Kl. ausschlie- 
ßende Beschränkung des Patentschutzes eingetreten sei.

II. Der endgültig erteilte Patentanspruch, der die 
Eigenschaft der Erfindung als Kombination unter schar- 
fer Hervorhebung der einzelnen Merkmale betont, unter­
scheidet sich zwar in seinem sachlichen Inhalt nicht von 
dem bekanntgemachten Anspruch. Der BeschwSen. hat 
es indessen in seinem Beschlüsse v. 23. Nov. 1938 mit 
Rücksicht auf den Verletzungsprozeß der Parteien und 
das hieran anknüpfende Vorbringen des Anmelders und 
der Bekl im Beschwerdeverfahren für geboten erachtet, 
auch die Frage der Möglichkeit eines selbständigen 
Schutzes der Elemente der Kombination in der hier in 
Betracht kommenden Richtung zu entscheiden. Die Re­
visionsbegründung übersieht die den zu entscheidenden 
Streit bezeichnende Feststellung des BeschwSen. in den 
Gründen seines Beschlusses, der Anmelder habe beson­
ders in der mündlichen Verhandlung auch Schutz be­
gehrt für die aus dem Rahmen des bekanntgemachten 
Gegenstandes herausfallende Kombination einer bekann­
ten aufgerauhten Abnahmewalze mit einer Gegenwalze. 
Dieses Schutzbegehren, auf das es für den Verletzungs­
prozeß ankommt, hat der BeschwSen. unzweideutig

137*
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zuruckgewiesen. Der Frage, wofür Patentschutz bean­
sprucht werden könne, hat er die bekanntgemachte Fas­
sung der Anmeldung zugrunde gelegt. Auf dieser 
Urundlage hat er erwogen, beansprucht sei die Kombi­
nation einer Abnahmewalze mit in bestimmter Weise 
ausgestalteter Oberfläche und einer mit ihr zusammen­
arbeitenden uegenwalze, die den Kuchen von der Ab- 
nähme walze entfernt. Wenn es auch nicht möglich sei, 
oeiae Einzelmerkmale in ihrer Tragweite im Erteilungs- 
verfahren nach jeder Richtung festzulegen, so könne dies 
doch hinsichtlich des ersten Merkmals im Verhältnis zu 
dem in der bekanntgemachten Beschreibung bezeich- 
neten Stand der Technik geschehen. Nach der Einleitung 
der Beschreibung sei es am Anmeldetage bekannt ge­
wesen, den Filterkuchen von Drehfiltern durch eine Ab­
nahmewalze mit aufgerauhter Oberfläche abzunehmen 
die dauernd und gleichmäßig von einer Filterkuchen­
schicht bedeckt sei. Wesentliche Bedeutung legt der 
BeschwSen. dem Satze der bekanntgemachten Anmel- 
dung bei, von diesen bekannten Einrichtungen unter- 
scheide sich der Erfindungsgegenstand dadurch, daß die 
Oberfläche der Walze mit Erhebungen solcher Art ver- 
sehen sei, daß Vertiefungen entständen, die sich nach 
der 1 iete zu erweitern. Daraus folgert er, gedacht sei 
nicht an Benutzung einer der bekannten Abnahmewalzen, 
sondern an eine Abnahmewalze mit der Oberflächen­
gestaltung des Patentanspruches, die erst ein dauerndes 
Festhalten des Filterkuchens oder eine wesentliche Stei­
gerung seiner Haftfähigkeit auf der Abnahmewalze be­
wirken solle. Hierdurch sei der Oedanke, daß statt der 
im 1 atentanspruche gekennzeichneten Abnahmewalze 
auch eine der bekannten aufgerauhten Walzen mit ähn­
lichem Erfolge verwendbar sei, in den für die Feststel­
lung des Anmeldungsgegenstandes maßgebenden be- 
Kanntgemachten Unterlagen ausdrücklich abgelehnt wor- 
den. Die Grenze des Anmeldegegenstandes sei damit in 
der Hinsicht festgelegt, daß Vorrichtungen, die statt der 
beanspruchten Gestaltung der Oberfläche eine der be­
kannten oberflächlich aufgerauhten Abnahmewalzen ver- 
wendeten, aus ihm herausfielen. Der Anmelder habe sein 
schutzbegehren hinsichtlich der zu verwendenden Ab­
nahmewalze nicht nur im positiven, sondern auch im 
negativen Sinne bestimmt, indem er angebe, wie die 
Abnahmewalze nicht beschaffen sein solle, so daß für 
eine Ausweitung des Schutzbegehrens auf die bekannte 
autgerauhte Abnahmewalze kein Raum sei. Für uner- 
hebheh erachtet es der BeschwSen., ob etwa der An­
melder erst nachträglich erkannt habe, daß auch die 
bekannten aufgerauhten Abnah me walzen mit ähnlichem 
Erfolg wie die im Anspruch gekennzeichneten verwend­
bar seien. Sodann bemerkt er, die Gegenwalze als 
^ r®Lani zur Abnahme des Filterkuchens sei nicht nur 
nach dem Anspruch, sondern auch im Hinblick auf die 
m der bekanntgemachten Beschreibung dem Schaber zu­
geschriebenen Nachteile für die Erfindung wesentlich. 
Zu einer abschließenden Feststellung über die Bedeu­
tung dieses Merkmals liege keine Veranlassung vor. 
Uagegen sei, nachdem der Anmelder in der mündlichen 
Verhandlung Schutz begehrt habe für die aus dem be­
kanntgemachten Gegenstände herausfallende Kombina­
tion einer bekannten aufgerauhten Abnahmewalze mit 
einer Gegenwalze hinsichtlich des ersten Merkmals die 
forderlich Begrenzung des Anmeldungsgegenstandes er-

Ober den Willen des BeschwSen., den Schutzbereich 
des Klagepatents einzuschränken, ist hiernach kein Zwei­
fel möglich. Unerheblich ist, ob die Gründe, die er für „  
die Notwendigkeit einer solchen Einschränkung ange- 
fuhrt hat, überall zutreffen. Zum richtigen Verständnis 
seiner Abführungen ist indessen klarzustellen, daß es 
sich liier nicht um einen erweiterten Schutz des ersten 
Merkmals der Kombination des Patentanspruchs, das in 
deiu a°2eRhnten allgemeinen Erfindungsgedanken nicht 
enthalten ist, sondern vielmehr darum handelt, ob die 
Verwendung einer Gegenwalze als Mittel zur Ablösung 
des Filterkuchens außerhalb des Rahmens der geschütz­
te11 Kombination selbständig schutzfähig ist. Wenn der 
Anmelder gleichzeitig mit der Einführung der Gegen­
walze als Mittel zur Ablösung des Filterkuchens die als 
unzulänglich erkannte bekannte aufgerauhte Abnahme­

walze durch eine neue, das Haftvermögen des Fin 
kuchens steigernde Gestaltung ihrer Oberfläche ver“, f 
sern wollte, so besagt die Überlegung, der 
habe die bekannte Abnahmewalze wegen ihrer 
als ungeeignet abgelehnt, an sich noch nichts für «r 
Frage, ob aus der bekanntgemachten Anmeldung 
den Durchschnittsfachmann hervorging, daß die 
züge, die der Gegenwalze als Ablösemittel geSen ¡j 
einem Schaber eigneten, auch zur Geltung kamen 
Verbindung mit der bekannten Vorrichtung, bei der 
Aufrauhung der Abnahmewalze immerhin schon jl£ 
Haften einer Kuchenschicht auf der Walzenoberiw j 
förderte, sei es auch nach Meinung des Anmelders » 
in ausreichendem Maße. Auch in der bekanntgema 
Anmeldung war dem Schaber der Nachteil zugescn 
ben, daß der plastische Kuchen sich vor ihm zusanljhze 
schiebe, und demgegenüber als Vorzug der Gegen V.|St 
betont, daß sich an der Abnahmestelle kein Kucjmn' , e; 
bilde. Hätte sich der Anmelder darauf beschränkt, u 
Hervorhebung dieses Vorteiles den Ersatz des Sch 
durch die Gegenwalze und nicht zugleich eine Ver y ar 
rung der Abnahmewalze vorzuschlagen, so würde jje 
zutage treten, daß er damit keinen Patentschutz 'u ¡-s 
bekannte Aufrauhung der Abnahmewalze begehr ■ ^  
hegt also ebenso wie in anderen Fällen, in denen n« ^  
Teil einer Maschine verbessert wird, kein zwmĝ cti- 
Grund vor, den Vorschlag, in der bekannten var sser 
tu"M e n  Schaber durch eine die gleiche Aufgabe » ,e 
erhallende Gegenwalze zu ersetzen, als eine die bem* 
Abnahmewalze mitumfassende Kombination aufzUliV  
Vor allem aber leuchtet nicht ein, inwiefern dieser (£ 
schlag eine Erweiterung des Schutzes für das ¿¡e 
Merkmal in der Kombination des Patentansprüche 
neue Oberflächengestaltung der Abnahmewalze, 
Obwohl nun der BeschwSen. sich fast ausschhe‘u|)ä
mit der nach seiner Ansicht vorliegenden AusdehJ1 ¡¡. 
des Patentschutzes für dieses erste Kombinations® ̂  
mal des Patentanspruches befaßt hat, und über e 
zweite, den Ersatz des Schabers durch die Gegerl 
betreffende Merkmal, die mißverständliche Ben'e ß  
macht, zu einer abschließenden Feststellung üjK so 
Bedeutung dieses Merkmals bestehe kein 
kann doch nicht zweifelhaft sein, daß der Beschw n
1 in  c a r M i r l i o n  J __ r » . i  i  i  i  n (*.U  . *

hat vei"der Anwendung einer Gegenwalze in der - 
Vorrichtung mit aufgerauhter Abnahmewalze h- ipi 
sagen wollen und versagt hat. Nur in diesem Sinne ße.
CIOh rlifi E 7 - .__  j l__ Qlv . .«•

uuut iiiLiii zweiiemart sein, dan der ß»
im sachlichen Ergebnis den Patentschutz für den feii

A -------J----- ^ . . .

-----------1 »*«t. i ’iui in uicaEu»
sich die abschließende Erklärung verstehen, - ,w 
Schränkung des Patentschutzes sei notwendig 
der von dem Anmelder in der mündlichen Verband- 
begehrten Ausdehnung des Patentschutzes auf die ’L-nUe 
bination“  der bekannten aufgerauhten Abnahme ^  
mit einer Gegenwalze. Sachlich ist also der Patems ¿¡¡s 
nicht hinsichtlich des ersten Erfindungsmerkmal\t ¡n 
die für den allgemeinen Erfindungsgedanken tt} ß- 
Betracht kommende neue Oberflächengestaltung a , yef' 
nahmewalze durch unterschnittene Erhöhungen un° gr- 
tiefungen betrifft, sondern hinsichtlich des 
findungsmerkmals beschränkt worden, dem der , 1 uan*1' 
tenschutz für den Fall seiner Anwendung in der bc 
ten Vorrichtung versagt worden ist. iflcr

III. Hinsichtlich der rechtlichen Zulässigkeit. ¿ei 
solchen Beschränkung des Patentschutzes verwe)S ¿(s 
BeschwSen. auf einen Beschluß des 2. BeschwSem ¡¿i 
RPatA. v. 23. Mai 1936 (GRUR. 1937, 132). In.® zU 
Entscheidung hat das RPatA., und zwar wie ¡¡c'ß 
betonen ist, im Einklang mit der Rspr. des RG-, ef- 
nicht nur für befugt, sondern auch für verpflRüt^dlt 
achtet, das, was als patentfähig unter Schutz ¿& 
werden solle, so genau, wie es bei der Erteilung \ y, 
Patentes möglich sei, klarzustellen, und den ^  
umfang, soweit dies tunlich sei, abzugrenzen (vgoASf.)' 
den Beschl. des RPatA. v. 16. Okt. 1933 Bl. 1933 S. ¿° e[te 
Zu billigen ist grundsätzlich auch die hieraus g^oSp-
Notwendigkeit, Meinungsverschiedenheiten zwischen .
melder und Erteilungsbehörde über den Umfang 
was geschützt werden solle, schon im Erteilungsve% t 
ren zu beseitigen. Bei der Entsch. über das KlagePav0n 
hat der BeschwSen. es für geboten erachtet, den fjfl. 
dem Anmelder geltend gemachten allgemeinen &
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jSfgedanken, umfassend den Ersatz des Schabers 
ffij[cn «ne Gegenwalze in der bekannten Vorrichtung 

aüfgeranhter Abnahmewalze, von dem Patentschutz 
b ¡/«schließen, weil er im Widerspruch stehe zu dem 
d'Ka"ntgemachten Inhalte der Anmeldung. Auch wenn 
sdr„ , SchwSen. bei der Annahme eines solchen Wider- 
Veri +S Seirrt haben sollte, ist seine Entsch. für den 

'«zungsrichter gleichwohl verbindlich. 
sch,u Be.fugnis des RPatA., den Umfang des Patent- 
di?. .es im Erteilungsverfahren festzulegen, soweit es 
od Hinblick auf die Unterlagen der Anmeldung 
$¡5 den Stand der Technik für geboten erachtet, ergibt 
Q." aus seiner Stellung als Erteilungsbehörde. Die 
Sufnüberstellung der Begriffe „Schutzgegenstand“  und 
¿rwtzumfang“  bezeichnet keinen Gegensatz, sondern 
e j n u r  zum Ausdruck, daß Umfang und Bedeutung 

Erfindung weiterreichen können als die konkrete 
lg-)!Un_g des Patentanspruchs (RGZ. 142, 325 =  JW. 
C u 76)- Wenn die Kl. meint, dem RPatA. komme 
Dona r Bestimmung des Schutzumfanges keine „Prä- 
2ll ‘deranz“  im Verhältnis zu den ordentlichen Gerichten 
üörH° Verkennt sie die Verschiedenheit der diesen Be-
9..Qen durch die Rechtsordnung zugewiesenen Auf- 

Als Grundlage der Auslegung hat der Verletz 
»nnchter das Patent so hinzunehmen, wie es erteilt 
ist ,,en ist- Der erklärte Wille der Erteilungsbehörde
dj also in jedem Falle zu beachten. Hiervon geht auch
L  .‘ür die Auslegung von Patenten richtungweisende 
heiefu RGZ. 80, 54 aus, indem es den Grundsatz hervor- 
den 5 aß der Anmelder im Zweifel den Schutz und nur 
$t‘ ^hutz beanspruchen könne, der ihm nach dem 
ohn der Technik zur Zeit der Anmeldung gebühre, 
Vf,,. daß es — abgesehen von unzweideutig erklärten 
\veZlch}en und absichtlich verfügten Einschränkungen — 
pji e*]Bich darauf ankomme, ob ihm selbst oder der 
¡¡¿/«erteilenden Behörde der Stand der Technik voll-

® Bekannt gewesen sei. Damit ist nicht nur ge-
iibp, daß die Auslegung der Behebung von Zweifeln 
4Uch den Umfang des Patentschutzes dient, sondern 
den daß einschränkende Verfügungen des PatA. für 
kn Verletzungsrichter verbindlich sind. Insbesondere 
pai n danach nicht ein einzelnes Merkmal außerhalb der 
w e r te n  Kombination selbständigen Schutz genießen, 
gen "das RPatA. diese Frage im Erteilungsverfahren 
(j^d t und im ablehnenden Sinne entschieden hat (RG- 
ck' V' 28. Jan. 1928, 1 91/27: JW. 1928, 121212; Pietz-  
Jhp?r » Anm. 44 u. 62 b zu §4 PatG.). Anderes kann 
teil," nic,1t deshalb gelten, weil nach der Lage des Er- 
Er« ^Verfahrens der BeschwSen. die Befugnis zu einer 
|e."«terung des Patentschutzes in der von ihm abge- 

aten Richtung nicht mehr hatte (§ 26 PatG.). 
tC e,®en Erf0ig kann demgegenüber das Vorbringen 
au Kl. haben, aus den Unterlagen in den Erteilungs- 
Hil*® könne nicht das Einverständnis des Anmelders 
f>‘! der von dem RPatA. gewollten Beschränkung des 
nipatschutzes gefolgert werden. Nach der Sitzungs- 
AnHerschrift hat der Anmelder sich im voraus mit den 

jungen der Unterlagen einverstanden erklärt, die 
hat ?escnwSen. für notwendig erachten sollte. Mit Recht 
Qn, r BeschwSen. in dieser Erklärung eine ausreichende «r-H-Undls -  -  . .  r .  . M J _ _  111

!esch
jage für die Erteilung des Patentschutzes in 

(]i,I/!lränktem Umfange gesehen. Unerheblich ist, ob 
Ana* die in der Formel des Beschlusses festgelegten 
Bpd̂ Ungen des Anspruchs und der Beschreibung der 

J-ßfänkungswille schon mit hinreichender Deutlichkeit 
qJ? Ausdruck kommt. Es genügt vielmehr, daß die 
Rt>UlJde des Beschlusses über die Grenzen, die das 
gpi'dA- dem Patentschutz gezogen hat, sichere Auskunft 
b|; ,Ctl (P ie t zcker ,  Anm. 62b zu §4 PatG.). Im H*n- 

, hierauf kommt es auch nicht darauf an, ob der 
dpVhwSen., wie die Kl. geltend macht, der Erklärung 
bP; Anmelders eine ihr nicht zukommende Bedeutung 
>hr̂ e*eRt hat. Abgesehen davon, daß die Erklärung 
¿s®jn beurkundeten Wortlaute nach als im voraus 
ei-rr*-68 Einverständnis mit einer von dem RI tur 
5üf0rderlich erachteten Einschränkung des Patentschutzes 
befaß t werden kann, würde dieser Angriff auch des- 
ilir,? unbegründet sein, weil die Entsch. des RPatA. zu 
crur. Wirksamkeit keiner Ergänzung durch eine1W>'leils- 

‘arung des Anmelders bedürfen. Hiergegen laßt sich

nicht die von der KI. angeführte Bemerkung Krauß es 
(2. AufL, Anm. 7 CII Ziff. 1 zu § 6 PatG.) verwerten, die 
Verzichte des Anmelders und die einschränkenden Ver­
fügungen des PatA. seien nicht zwei selbständige Ein­
schränkungstatsachen, sondern gehörten zusammen, weil 
dem Anmelder gegen seinen Willen kein Patent erteilt 
werde (vgl. auch Krauße in der Anmerkung zu dem 
Urteil des RG. v. 1. April 1933, I 277/32: MuW. 1933, 
360, und in dem Aufsatz: MuW. 1933, 166II 2). Verfah­
rensrechtlich ist allerdings die ganze Anmeldung zurück­
zuweisen, wenn der Anmelder sich mit einer von dem 
RPatA. verlangten Beschränkung des Schutzbegehrens 
nicht einverstanden erklärt. Kommt er dem Änderungs­
verlangen des Prüfers nach oder unterwirft er sich in 
dem Beschwerdeverfahren im voraus einer von dem Be­
schwSen. gegebenenfalls für erforderlich erachteten Ein­
schränkung des Patentschutzes, so wird hierin regel­
mäßig auch ein Verzicht des Anmelders gefunden werden 
können. Dies ändert aber nichts daran, daß die den 
Patentschutz unzweideutig beschränkende Entsch. des 
RPatA. nicht nachträglich, durch die Behauptung ihrer 
Bedeutung entkleidet werden kann, daß sie zu Unrecht 
das Einverständnis des Anmelders angenommen habe. 
Es bedarf deshalb nach der Rspr. des RG. (RG.: JW. 
1928, 121212; RGUrt. v. 15. Okt. 1932, 1 44/32: GRUR. 
1932, 1178; RGZ. 153, 47 =  JW. 1937, 3099; RGZ. 159, 
lf .  =  jw . 1939, 112 3*) neben der Feststellung, daß das 
RPatA. die Verwendung der Gegenwalze in der bekann­
ten Vorrichtung mit aufgerauhter Abnahmewalze von 
dem Patentschutz ausgenommen habe, nicht noch der 
Feststellung, daß der Anmelder insoweit auf Patent­
schutz verzichtet habe. _

Unbegründet ist hiernach auch die Rüge der Rev., 
der Berufungsrichter habe die Frage des Elementen- 
schutzes der Gegenwalze prüfen müssen. Die Kl. ver­
kennt die dargelegte Bedeutung der Entsch. des Be­
schwSen., denn danach ist der Patentschutz abgelehnt 
worden für die Verwendung einer Gegenwalze an Stelle 
eines Schabers bei den bekannten Vorrichtungen mit 
aufgerauhter Abnahmewalze. Der beanspruchte Elemen- 
tenschutz wird hierdurch ausgeschlossen.

(RG., I. ZivSen., U. v. 15. Nov. 1940, I 177/39.) [He.l

Preisbildung
** 15. RG. — § 134 BGB.; PreisbildungsG. v. 29. Okt. 
1936 (RGBl. I, 927); PreisslopVO. v. 26 Nov. 1936 (RGBl. 1, 
955). Hat die zur Prüfung eines Grundstücksveräußerungs- 
vertrags berufene Preisbehörde dahin entschieden, daß der 
vereinbarte Preis volkswirtschaftlich nicht gerechtfertigt 
sei, und hat sie gleichzeitig einen geringeren Preis an­
gegeben, zu dem die Veräußerung genehmigt werden 
solle, so ist der abgeschlossene Vertrag in vollem Um­
fange nichtig. Er bleibt nicht etwa zu dem für angemessen 
erklärten niedrigeren Preise aufrechterhalten.

Die Bekl. verkaufte dem KI. ihre in E., Landstraße 
Nr. 56, gelegene Hausbesitzung in notariell beurkunde­
tem Vertrage v. 31. März 1939 zum Preise von 22 000 ¿KM. 
Das Haus wurde dem Kl. ’gegen eine Anzahlung von 
7000 ¡hM übergeben; er ließ Instandsetzungsarbeiten aus­
führen. Der Oberbürgermeister der Stadt E. als I leis- 
behörde versagte die Genehmigung zur Veräußerung des 
Grundstücks zum Kaufpreise von 22 000 ÄÄ. Er Jug.e 
hinzu: „Bei einer etwaigen Veräußerung des in Frage 
stehenden Grundstücks zum Preise von 10 000 X« gilt 
der Kaufpreis als genehmigt.“  Der Verbandsprasident 
des Siedlungsverbandes R. wies die Beschwerde der 
Bekl eeeen die Versagung der Genehmigung zurück. Er 
änderte aber den Bescheid dahin, „daß bei einer etwaigen 
Veräußerung des bezeichneten Grundstücks zum Preise von 
13 000 M *der Kaufpreis als genehmigt gelten soll“ .

Der KI. meint: Durch die Entsch. der Preisbehörde 
sei der Kaufpreis auf 13 000^C herabgesetzt worden; 
mit dieser Änderung sei der Kaufvertrag v. 31. März 1939 
wirksam. Es entspreche dem Willen der Vertrag­
schließenden, den von der Preisbehörde für angemessen 
erachteten Preis als Kaufentgelt einzusetzen. Demgemäß 
begehrt der KL die Verurteilung der Bekl., dahin ein- 
zuwilligen, daß der Kaufpreis auf 13 000 XJi ermäßigt 
wird. Hilfsweise beantragt er Feststellung, daß der
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Kaufvertrag zum Preise von 13000 StM zustande ge­
kommen ist. Für den Fall aber, daß der Kaufvertrag 
nicht gültig .sein sollte, hält der Kl. die Bekl. zur Er­
stattung ¿einer Aufwendungen auf das Grundstück für 
verpflichtet. Deswegen begehrt er bei Abweisung der 
eben aufgestellten Anträge Verurteilung der Bekl. zur 
Zahlung von 12592,88 StM.

Die Bekl. meint, der Kaufvertrag sei infolge der Ver­
sagung der Genehmigung durch die Preisbehörde völlig 
unwirksam geworden. Sie habe sich nicht verpflichtet 
gehabt, zu einem ihr unbekannten Preise zu verkaufen. 
Weiter bestreitet die Bekl., in dem geltend gemachten 
Umfange zum Ersatz der Aufwendungen des Kl. ver­
pflichtet zu sein.

Das LG. verurteilte die Bekl, darin einzuwilligen, 
daß der Kaufpreis auf 13 000 3iM ermäßigt wird. Das 
OLG. wies durch Teilurteil den Klageantrag auf Ein­
willigung in die Ermäßigung des Kaufpreises auf 
13000StM und den Hilfsantrag auf Feststellung, daß der 
Vertrag zu 13 000 31M zustande gekommen sei, ab, Die 
Entsch. über das Begehren auf Erstattung von Aufwen­
dungen wurde Vorbehalten.

Die Rev. war erfolglos,
Das BG. verwirft zunächst die vom KI. vertretene 

Meinung, ein unter der Herrschaft der PreisstopVO. ge- 
schlossener Vertrag habe nach übereinstimmender Ver- 
tragserklärung der Beteiligten von vornherein den Inhalt, 
daß er zu dem von der Preisbehörde zu bestimmenden 
Preise gelten solle. Das sei auch hier der erklärte Wille 
der Vertragsteile gewesen, was sich daraus ergebe, daß 
die Verkäuferin die Anzahlung yon 7000 MC angenom­
men und verbraucht habe. Das OLG. verkennt nicht 
daß ein Kaufvertrag im Einzelfall einen solchen Inhalt 
haben kann. Es verneint aber, daß derartiges mit Rück- 
Sicht auf die PreisstopVO. allgemein anzunehmen sei 
und daß in diesem besonderen Fall ein solcher Vertrags- 
i?halt vorliege. Die Rev. kommt hierauf nicht zurück. 
Der Standpunkt des BG. ergibt sich ohne weiteres als 
richtig. Die PreisstopVO. läßt die Vertragserklärung als 
solche unberührt. Die Wirkung jener tritt trotz dieser 
und zwingend über sie hinaus ein, wobei aber zu prüfen 
bleibt, welches diese Wirkung ist (Herabsetzung des 
Preises oder völlige Vernichtung?). Hier war im Ver­
trage ein Preis von 22 000 9tM fest vereinbart worden 
Von der Möglichkeit einer Herabsetzung durch die Preis­
behörde und einer von vornherein erklärten Annahme einer 
solchen durch die Vertragsteile ist nirgends die Rede.

In der Frage, welche Wirkung der Entsch. der Preis­
behörde nach Inhalt des Gesetzes zukommt, nimmt das 
BG. bei Gr unds t ücksver käu f en  als Folge einer 
Genehmigungsverweigerung zu einem bestimmten Preise 
Nichtigkeit des Vertrages im vollen Umfange an. Es er­
wägt: Die Sachlage sei hier anders als bei Verkäufen 
beweglicher Waren, bei denen das Eingreifen der Preis­
behörde nicht zur Zurückhaltung führen dürfe. Aus amt­
lichen Äußerungen des Preiskommissars ergebe sich, daß 
im Grundstücksverkehr eine Preisbeanstandung nach 
dem Willen der Behörde regelmäßig zur völligen Ver­
nichtung des Vertrags führen solle. Demgemäß sei auch 
hier die Genehmigung zum Grundstücksverkauf im 
vollen Umfange versagt und den Parteien der Abschluß 
eines neuen Vertrags zum Preise von 13 000 HtM frei­
gestellt worden.

Dagegen wendet sich die Rev. unter Berufung auf die 
Entsch. des RG. v. 29. März 1939 (II 185/38 «=» DR. 1939 
1633), in der beim Verkauf einer beweglichen Sache an­
genommen worden sei, daß ein Verstoß gegen das Ver­
bot der Preiserhöhung keine Nichtigkeit des Vertrags 
zur Folge habe, und in der kein Unterschied für den 
Verkauf eines Grundstücks gemacht werde. Auch in 
einer Entsch. des RG. v. 4. Juni 1940 (VII 240/39 =  DR. 
1940, 15282S), die einen Pachtvertrag über ein Grund­
stück betreffe, sei allgemein ausgesprochen worden, daß 
Verträge, die gegen die PreisstopVO. verstießen, nicht 
nichtig, sondern zum zulässigen Preise gültig seien. Dies 
sei auch die überwiegende Meinung im Schrifttum. Die 
Äußerungen des Preiskommissars seien lediglich Anwei­
sungen an die Preisüberwachungsstellen. So sei der 
Vertrag als zu dem von der Preisbehörde gebilligten 
Preise von 13 000 ¡f)M abgeschlossen anzusenen. Not­

falls hätte das BG. den zulässigen Preis ermittO" 
müssen.

Der Standpunkt des BG. ist jedoch zu billigen. .
Die Preisbehörde hatte den Kaufvertrag auf /jr j er 

des PreisbildG. v. 29. Okt. 1936 (RGBl. I, 927) und u 
PreisstopVO. v. 2. Nov. 1936 (RGBl. I, 955) i. Ver?-^ 
der Anordnung .des Reichskommissars für die * r , g 
düng v. 6. Okt. 1937 (Scheuerraann,  » «  Kie'

“ . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  S. 50)und Preisüberwachung bei Grundstücken“ , S. 23, 
fersauer ,  „Grundstücksverkehrsrecht“ , 2. Autl., •

* * — — • * iund dem Runderlaß Nr. 155/37 des Reichskomm'* 4; 
v. 6. Okt. 1937 (JW. 1937, 2757; Scheuerraann5̂ .  
K ie fersauer  S. 52) daraufhin zu prüfen, ob .a;criiaft- 
einbarte Kaufpreis von 22 000 3UI als „Volkswirt 
lieh gerechtfertigt“  i. S. des § 2 PBG. angesehen 
den konnte. Die Prüfungsbehörde kam zur Vern ^ 
dieses und erklärte infolgedessen, daß sie ihre j, 
migung zur Veräußerung des Grundstücks zum n 
preis von 22000 ¡RM versage. Es handelte sich um 
Fall, in dem nach dem WohnSiedlG. v. 22. Sep1 • ef. 
(RGBl. I, 659) eine Genehmigung zur Veräußer fc v. 
forderlich war (vgl. dazu Erlaß des Preiskommp gA 
16. März 1938; Scheuermann S. 35; JW. 1938, ^
Dem Versagungsbescheide wurde hinzugesetzt, o f. 
einer etwaigen Veräußerung zu 13 000* ^  dieser 
preis als genehmigt gelten solle. _ ste[|e

Mit der Versagung der Genehmigung (an deren.' ^  
bei einem nichtgenehmigungspflichtigen Gescn 
Durchführung des Kaufvertrags zu diesem F>relf)e,/ 
bieten gewesen wäre), wurde der zu 22000* *  
schlossene Kauf als Rechtsgeschäft herausgesten, -¡st 
gegen ein gesetzliches Verbot verstieß. Dies Vei j. 
enthalten in § 1 PreisstopVO. in der durch den 
erlaß v. 6. Okt. 1937 für Grundstücke gebotenen g3 
anwendung (vgl. § 6 PBG. und bei Kiefersau 
PBG. Anm. 3). Für Rechtsgeschäfte, die gegen m chtig' 
setzliches Verbot verstoßen, schreibt § 134 BGB. ^ eti 
keit im ganzen vor, „wenn sich nicht aus dem 
ein anderes ergibt“ . , g in

Das RG. hat in ständiger Rspr. angenommen, qc. 
Fällen, wo eine Überschreitung der auf Orund , . 339, 
setzes betr. Höchstpreise v. 4. Aug. 1914 *

ver-
v

516) festgesetzten Preisgrenze stattgefunden n UerU 
Nichtigkeit des § 134 BGB. nicht Platz greife, s° $ti 
der Kaufpreis auf das zulässige Maß herabzusetz ^  
(RGZ. 88. 250; 89, 196; 98, 293). Dies Gesetz saß^ 
Festsetzung von Höchstpreisen vor „für Gegen' ^  
des täglichen Bedarfs, insbesondere für Nahrung njsSe, 
Futtermittel aller Art, sowie für rohe Naturerzeug, t.
Heiz- und Leuchtstoffe“ . Die Folge der Preis" / i!  a"5 
zung (unter Vermeidung der Nichtigkeit) ^¡¿bare* 
dem Zweck des Gesetzes gezogen, daß die verv-renZeI1 
Vorräte gegen Preise, die sich in den gesetzten u ¿¡e 
hielten, in den Verkehr kommen sollten, daß a/ eIIittit, 
Verteilung der nötigen Nahrungsmittel nicht gen jjeSe 
sondern gefördert werden sollte. In Anknüpfung. '¡MnS 
Rspr. hat das RG. in einem der VO. über Pre's, 880 
für ausländische Waren v. 15. Juli 1937 (RGBl-' ' j^ uf 
unterliegenden Fall, in dem es sich um den ^  
eines Kraftwagens handelte, angenommen, u?“ fegel- 
dem Zweck dieser VO., den Geschäftsverkehr "1in re%teil
mäßigen, von Preisveränderungen nicht beU?rp,r nlr 
Bahnen zu halten, eine Überschreitung des nach 1 ¡ses 
zulässigen volkswirtschaftlich gerechtfertigten ¿¡e 
nicht die Nichtigkeit des ganzen Geschäfts, sorl • i1tigel1 
Herabsetzung des vereinbarten Preises auf den ric pa]l, 
Betrag zur Folge habe; dies abgesehen von einem die 
in dem vorsätzlicher Verstoß beider Teile ge%e' sebe 
VO. Nichtigkeit des Geschäfts aus § 138 BGB- 233). 
(Urt. v. 29. März 1939 in 11 185/38 =  DR. 1939, 1 0it 
Gleiche Erwägungen stellt dies Urteil für Oeschai 
Überschreitung .der nach der PreisstopVO. v. .2b’ ung 
1936 zulässigen Preise an. ln einem die Verein0 k l­
eines Pachtzinses für Ausnutzung eines Bimss»v jg4Ö 
kommens betreffenden Urteil des RG. v. 4. Jur" , 
(VII 240/39 -  DR. 1940, 15282>) wird als feststehend' 
Satz aufgestellt, daß ein Verstoß gegen die Pxtl . c\[tS‘ 
VO. nicht ohne weiteres die Nichtigkeit des K®, a|i 
geschäfts zur Folge hat, sondern daß’ das Geschm pa- 
zu den zulässigen Bedingungen abgeschlossen gl!t
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jetzt auch — soweit ersichtlich einhellig — die 
delt des Schrifttums, soweit es sich um Waren han- 
sincj’ nle Gegenstände des regelmäßigen 
Gru^^hten aber ist die Anwendung

*elt rf' A  im uuis, buwcii cs sich um w a ic u  iw i i-
¡nd’ R Gegenstände des regelmäßigen Handelsverkehrs 
uru'P 4®*r‘t,en aber ist die Anwendung dieses Satzes auf 
30l-p ‘aeksverkäufe (vgl. Oehlschläger:  DR. 1940, 
( j Jtnemann: DR. 1940, 564; Pe ters: AkadZ. 1941,17; 

l 'Qes RQ. v. 19. Dez. 1940 in V 49/40: DR. 1941.643'«1.v. 19. Dez. 1940 in V 49/40: DR. 1941,64310). 
Hina6/  üreiskommissar hat sich dahin geäußert (Äuße- 
llkff IL'c 16. März 1938: Scheuermann S.35 =  JW.
Qrund 084, und v- 18- APrü 1939: DR- 194°- 301)> der

Z’ dad e‘ne Überschreitung des Stoppreises 
derfl .Kaufvertrag nicht vollständig nichtig mache, son­
ant Q, . der Vertrag zum Stoppreis gültig bleibe, gelte 
der Qjbei Grundstücksverkäufen. Wenn aber in Fällen 
v “erschreitung die Preisbehörde diese Genehmigung 
Was p  °der die Durchführung des Vertrags verbiete, 
tigUjfS l̂mäßig geschehen solle, so habe das die Nich­
te^ 1 des Vertrags zur Folge. Dabei könne den Par- 
v0fau.m. Seteilt werden, zu welchem Preise die Behörde 
iberUSSlĉ üich ihre Zustimmung geben werde. Wenn 

ausnahmsweise das öffentliche Interesse die Herab- 
des Kaufpreises und trotzdem die Durchführung

Raufe

> *£
Wenn •Verl,. . ™ vorliegenden Falle die Genehmigung zum

«5s P| ivauipreises unu troizuem uie uurcniunrung
deP^ulumsübergangs erfordere, so könne die Behörde 
&re I aüfpreis unmittelbar auf das volkswirtschaftlich 
2u d i erügte Maß herabsetzen; dann sei der Vertrag

v. sem Preise gültig.
C enn '
Betr/ Û zu 22 000 M l versagt und den Parteien der 
ist, ln yon 13 000Ädi als der Preis mitgeteilt worden 
geitgl.11 dertl eine etwaige Veräußerung als genehmigt 
lieh /  s°He, so hat damit die Preisbehörde offensicht- 
Bie |3.n*sprechend obiger Weisung des Preiskommissars 
A r t ig k e i t  des geschlossenen Vertrags herbeiführen 
I3o0op n Parteien einen Neuabschluß zu höchstens 
»Hnp. anheimstellen wollen. Eine behördliche Anord- 
>ver̂ daß eine Veräußerung zu 13 000 ¡RM durchgeführt

ê wa scR°n zuungunsten des KI. entschieden. 
iVtn- r über die Wirkung „der zum Vertrage der 
lijer ,len erteilten Bescheide v. 27. Juni und 6. Okt. 1939
°est;1X1 Rrozeß auf Grund der einschlägigen gesetzlichen 
Vo\tnmungen (§134 BGB.; PreisbildG. und Preisstop­
ps'/: 211 befinden. Der Kl. ist nicht gehindert, die Auf
31,^2 durchzufechten, daß bereits im Vertrage vom
V■̂ arz 1939 in der ihm durch die Preisbehörde gege- 

1 Gestaltung ein Abschluß zu 13 000IRM liege. Die 
päp/ auftretende Rechtsfrage, welche Wirkung eineJab,
v/Qn-, . 4 V- I v U V i U  l y L C i l  L a l l  W  v l W l I v  vv & 1 rv I.11X ̂

hat ?c."reitung des Stoppreises bei Grundstückskäufen 
auch nicht etwa durch die eben inhaltlich wieder- 

jj« oenen Äußerungen des Preiskommissars entschieden, 
fiir 'p  das allgemeine Belehrungen und Anweisungen 
Gerjcl.le nachgeordneten Preisbehörden, aber keine die 
(vei i e Rindenden Anordnungen i. S. des § 6 PreisbildG. 
fer; dazu bei Scheuermann Anm.5, 7, 3% Kie-  

p?auer S. 20, 24).
Veräußerungen von Grundstücken ergeben Inhalt 

v0n pveck des PreisbildG. und der PreisstopVO. keine 
5a„ öer Grundregel des § 134 BGB. — Nichtigkeit des 
Scbrp*r Geschäfts — abweichende Folge einer Über- 

„rtuing des nach diesen Gesetzesbestimmungen zuläs- 
eifju, Preises. Geschäfte, die Preiserhöhungen und Ver- 
Bi-p-pungen volkswirtschaftlich nicht gerechtfertigter 
Hans.e enthalten, sind verboten und bei schuldhaftem 
$t0n?rtn strafbar. Weder das PreisbildG. noch die Preis- 
No- j ' enthalten eine Bestimmung, die auf Ausschal- 
die (jder Regel des § 134 BGB. hinwiese. Daraus, daß 
stü j ’öhe des zulässigen Preises vielfach — bei Grund- 
erniiun w°bl in den meisten Fällen — erst nachträglich 
Nh u werden muß und daß nach § 3 PreisstopVO. 
kan abfnsweise Zulassung überhöhter Preise möglich ist, 
üiit n'cWs gegen völlige Nichtigkeit eines Geschäfts 
Ql Unzulässiger Preisvereinbarung entnommen werden. 
Ver Ermittlung und ihr Ergebnis, Genehmigung oder 
A^ngung, führen zur Feststellung dessen, was von 
jib/ng an rechtens war. Eine Ausnahmebewilligung er- 
spJ die nachträglich eingetretene Gültigkeit eines ur- 

nnglich nichtigen Geschäfts.
ante'e Rrdsch- der Zweifelsfrage muß der Interessenlage 
siCLr Beachtung des Erfolgs entnommen werden, der 

uei der Anwendung der PreisstopVO. i. Verb. m.

§ 134 BGB. nach der einen oder anderen Richtung er­
gibt. Die Rechtsanwendung muß den Belangen des 
Volksganzen und dem gesunden Volksempfinden gerecht 
werden und entsprechen. Bei solcher Betrachtungs­
weise tritt die Bedeutung des wirtschaftlichen und welt­
anschaulichen Unterschieds hervor, der zwischen Gegen­
ständen des regelmäßigen Handelsverkehrs, der Ware, 
und Grund und Boden besteht. Der regelmäßige Weg 
der Handelsware ist der Umlauf vom Hersteller durch 
den Handel zum Verbraucher. Die Höchstpreisgesetz­
gebung des Weltkrieges und die der Durchführung des 
Vierjahresplanes dienende neue Preisbildungsgesetzge­
bung wollen den regelmäßigen nützlichen Geschäftsver­
kehr fördern und seine Aufrechterhaltung zu Preisen ge­
währleisten, die für die Volkswirtschaft erträglich sind, 
insbesondere die Erhaltung eines gesunden Verhältnisses 
zwischen Preisen und Löhnen ermöglichen. Das Höchst­
preisgesetz enthielt auch noch Bestimmungen, die sich 
gegen das Zurückhalten von Gegenständen des täglichen 
Bedarfs richteten (vgl. RGZ. 8S, 251). Diesem Zweck 
der Förderung sachdienlichen Umlaufs würde es wider­
sprechen, wenn Veräußerungen zu übersetzten Preisen 
völlig vernichtet werden würden; während die Aufrechter­
haltung geschlossener Verträge zu richtigen Preisen dem er­
strebten Ziel dient. Daher wird dem Zweck dieser Gesetz­
gebung, entgegen der Regel des § 134 BGB., nicht völ­
lige Nichtigkeit einer die erlaubte Grenze überschreiten­
den Preisvereinbarung, sondern Herabsetzung auf das 
rechte Maß entnommen. Dies zweifellos mit Recht, so­
weit es sich um Waren des regelmäßigen Handelsver­
kehrs handelt. Das Höchstpreisgesetz betraf nur solche 
Gegenstände, während die jetzige Preisgesetzgebung 
nicht zwischen Gütern des täglichen Bedarfs und anderen 
Gütern unterscheidet, sondern Güter und Leistungen je­
der Art, insbesondere auch Grundstücke betrifft. Das 
ist aber noch kein Grund, in Anwendung des § 134 BGB. 
die Veräußerungen aller Gegenstände gleich anzusehen, 
obschon bei verschiedenen Arten auch die Interessenlage 
ganz verschieden ist.

Grundstücksverkäufe unterscheiden sich in ihrer wirt­
schaftlichen und volksanschaulichen Bedeutung eben 
deutlich vom Warenhandel. Während das regelmäßige 
Schicksal der in letzteren fallenden Güter der Umsatz 
ist, sind Grundstücke ihrem Wesen nach gerade nicht 
zum Umsatz bestimmt. Der Eigentümer eines Handels­
guts entspricht allgemein den Belangen des Volksganzen, 
wenn er die in seinem Besitz befindliche Ware dem Ver­
kehr zuführt. Bei Grundstücken dagegen ist gerade die 
Gesetzgebung des Dritten Reichs bestrebt, die Zusam­
mengehörigkeit des Eigentümers mit seinem Besitz zu 
fördern und diesen nicht zur Handelsware werden zu 
lassen. Für den Verkäufer einer Ware hat ein Festhalten 
am vereinbarten Preise nicht die Bedeutung wie bei 
Grundstücken. Die Ware wird er in regelrechtem Lauf 
jedenfalls mal veräußern; dann kann er keinen höheren 
Preis erzielen als den nach der PreisstopVO. zulässigen. 
Bei Grundstücken aber pflegt die Höhe des vereinbarten 
Preises ein den Entschluß zum Verkauf überhaupt sehr 
wesentlich bestimmender Umstand zu sein, dies jeden­
falls bei wirtschaftlich gesunden Käufen, die nicht etwa 
als Notverkäufe zu jedem sich bietenden Preise erfol­
gen. Es würde ein überraschendes Ergebnis sein, wenn 
ein Eigentümer, der sich zum Verkauf seines Hauses zu 
einem bestimmten Preise entschlossen hat, etwa aus der 
Überlegung heraus, daß er die erzielte Summe notwen­
dig braucht oder daß er sie anderweit gut verwenden 
kann, nun nachträglich gezwungen werden würde, das 
Haus zu einem weit geringeren Betrage abzugeben, ob­
wohl ihm dieser für den vorgesehenen Zweck bei weitem 
nicht ausreichen mag. Damit würde die größte Un­
sicherheit in das wichtige Gebiet der Grundstücksver­
äußerungen hineingetragen werden. Eier Verkäufer kann 
dann nicht mit nur einiger Sicherheit voraussehen, ob 
sein Entschluß zur Veräußerung die gewünschten wirt­
schaftlichen Folgen haben wird und ob er von seinem 
Standpunkt aus vernünftig ist. Ihm muß es als unerwar­
teter und unzulässiger Eingriff in die Freiheit seiner 
Entschließung erscheinen, wenn er zwac am Verkauf 
festgehalten werden sollte, aber _zu einem Preise, zu 
dem er sich freiwillig .nicht zur Veräußerung entschlos-
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SC" hafei!, würd?' Ihn im We^e der Rspr. so gegen 
seinen Willen und entgegen der grundsätzlichen Freiheit 
der Verfügung über sein Eigentum zu binden, wäre dann 
gerechtfertigt, wenn die höherstehenden Belange des 
Volksganzen solches erfordern würden. Das aber îst bei 
Grundstücken regelmäßig nicht der Fall. Wo Grund und 
Boden für allgemeine Zwecke notwendig gebraucht wird 
bestehen ausreichende Möglichkeiten der Beschaffung.’ 
d° z.; i ,, Enteignung oder die besonders geregelte 
Bereitstellung von Siedlungsland. Daher liegt vom Stand­
punkt des allgemeinen Wohls aus keine Notwendigkeit 
vor, den Verkäufer eines Grundstücks, entgegen dem 
Grundsatz des § 134 BGB., gegen seinen Willen am Ver­
klage testzuhalten, wenn dieser im wesentlichen Punkt 
des Preises nicht so, wie vereinbart, durchgehen kann. 
ln? Gegenteil kann es nur dem Wohl der Volksgemein- 
®™a“ . dle,nen.> ,vve,nn die Rechtssicherheit nicht dadurch 
erschüttert wird, daß der Verkäufer zur Weggabe seines 
Grundstücks zu einem von ihm nicht vorausgesehenen 
Preise genötigt wird. Derartiges wird nicht durch den
iw r Ck d/ Sr-Pre^ ' d,G- und der PreisstopVO. in Anwen- dung auf Grundstucksveräußerungen erfordert. Der Satz, 
daß eine Überschreitung .des Stoppreises einen Kaufver­
trag nicht vollständig nichtig macht, sondern daß der

Si°pp/ els güItig bleibt> güt also nicht bei Grundstucksverkaufen, vielmehr hat bei ihnen die Ver­
einbarung eines nach der PreisstopVO. verbotenen Prei­
ses die Nichtigkeit des ganzen Kaufgeschäfts zur Folge.
■ a Praktischen Ergebnis kommt das überein mit der
ts AnrU nnnanrWi?hVten 1Au'ierungen v. 16. März 1938 und 18. April 1939 niedergelegten Auffassung des Preiskom- 
missars, daß Grundstückskäufe, die ^Vereinbarungen

d̂erV1ReSap|aft-1Cri+ ^ chti £erechtfertigter Preise enthalten, n der Regel nicht durchzuführen seien. Dabei bedarf es 
in dieser Sache keiner Stellungnahme zu der in der 
Äußerung v. 16. März 1938 zutage getretenen Ansicht 
daß in Ausnahmefällen Durchführung c[er Veräußerung 

deJt Willen des Verkäufers zulässig sei (vgl. dazu 
?94119) ger:  DR- 194°> 304; Paters:  Akadl

(RG., V. ZivSen., U. v. 30. Jan. 1941, V 99/40.) [He.]
Ei.ne4 Stellungnahme zu dieser Entschei- dun£ folgt im nächsten Heft. D g

<RGB*I LlEfQ?si_ H§ ?7aREn : P[ei,sstopVO. v. 26. Nov. 1936 (KCjdI. I, 955). Hat die Preisbehörde in einem Vertrage
über den Verkauf von Erbhofland unter Berufung auf die 
h: re* f opyO. V. 26. Nov. 1936 den vereinbarten Kaufpreis
wPdprSp0Sef• 15° bedeu<eJ das nichh daß der Vertrag ohne we feres nichtig geworden sei. Der beim AEG gestellte 
Antrag, den Vertrag (mit dem herabgesetzten Preis) an- 
erbenjenchthch zu genehmigen, ist daher nicht etwa man­
gels eines Rechtsschutzinteresses unzulässig; das AEG hat 
vielmehr, indem es die Frage der Rechfsgültigkeif des Ver-
iu  fn tsc tT de f}) ÜbCr de“  Genehraigu« r a i1 S c h l ic h

teiNrechtaUeWnkri def ,en Erbhof nur mit einem Alten- teilsrecht, Wohnungsrechten und Grunddienstbarkeiten
von Masten für Elektrizitätsleitungen) belastet

*’ ho L'on ..l937 mehrere Grundstücke von zusam-

und Steuern des Grunderwerbs hat die Elektrizitäts-Aö' 
übernommen.

Der Notar hat beim AEG den Antrag gestellt, den »er 
trag zu genehmigen, da die Erwerberin auf dem G"* , 
stück des D. Wohnungen für ihre Monteure errli,;i|ie 
müsse, die bei auftretenden Störungen an der in der ly  
gelegenen Schaltstation sofort zur Stelle sein müßten, 
eine unterbrochene Versorgung mit elektrischem bt 
sicherzustellen. Der KrBF hat das Vorliegen eines 
tigen Grundes anerkannt, den Kaufpreis aber als unan. 
messen hoch bezeichnet, weil er wesentlich über ■ 
Durchschnitt der Grundstückspreise liege, die bisher 
den vielfachen Grundstückskäufen in der Gemarkung & 
zahlt worden seien. Der Landrat in R. als PreisbiMU“|  
behörde hat dem AEG mitgeteilt, daß er den Preis tu „ 
Grundstück auf Grund von Gutachten der Ortsschätzer ‘ 
1,50 JIM  für den Quadratmeter bewerte. Das AEG m -s 
Vertrag „mit der Maßgabe genehmigt, daß der nie 
auf 1,50 JIM  pro Quadratmeter herabgesetzt wird • 
Kosten sind der Elektrizitäts-AG. auferlegt. In j(ien 
grundung ist gesagt, daß die Durchführung der neJ  
Verträge mit D. und den Eheleuten G. im öffentlichen w  
esse hege. Der Kaufpreis sei aber übersetzt. In G" 'j, 
Stimmung mit dem Gutachten des Landrats seien 
lur den Quadratmeter als angemessen anzusehen. Da n 
dem Landrat als Preisbildungsbehörde auch das AEG 
erhöhten Kaufpreis herabsetzen könne, wenn diese Jjs 
an es herangetragen werde, sei der vereinbarte KaÛ per 
auf den angemessenen Preis herabgesetzt worden. 
Vertrag bleibe aber trotzdem für die_ Parteien bb’, reclii- 

-  ■ ■ - ~ ”  ’ ifest;
rt,“ oieiue aoer trotzaem lur die Karteien t»«“ ' 
Gegen diesen Beschluß hat der Bauer Karl V- 

zeitig sofortige Beschw. eingelegt. Er hält die Pre‘„ sei 
Setzung durch das AEG für ungesetzlich; im übrige" ^ 
der vereinbarte Kaufpreis angemessen, weil es slC .¡def' 
Baugelände handele. Der KrBF hat der Beschw. 
sprochen. Der Sachbearbeiter des Senats hat bei dem u. 
rat angeregt, den Preis für das Grundstück ‘.e,slv0in 
setzen. Darauf hat der Landrat durch Bescheid . 
24. Aug. 1940 den Preis auf 1,50 JIM festgesetzt. Der V' ß. 
1 ras. hat die dagegen eingelegte Beschw. des Ba"e per 
am 30. Nov. 1940 als unbegründet zurückgewiesen. u( 
Bauer D. hält die Entscheidung für unrichtig und s tf ':j a. 
dem Standpunkt, daß der Vertrag vom 12. Mai Vf ”  eW 
durch unwirksam geworden sei und deshalb nicht 
genehmigt werden könne. . fce.

Die Beschw. ist zulässig, im Ergebnis aber njeh ^gucsenw. is i  zulässig, im Ergebnis aber 
gründet. Das AEG hat den Kaufvertrag vom 12. M*‘ 
mit Recht aus einem wichtigen Qrunde genehmig*Aho O DPC.. ß OO Al_t  - -  ^

(§ 37
deriiui i\ cuh dub einem wientigen (Jrunde genennng1 ^ 

Abs. 2 REG; § 33 Abs. 1 u. 2 EHRV). Das Interesse „ 
Allgemeinheit, besonders während der gegenwar“ | eS 
Kriegszeit, erfordert eine ununterbrochene Versorgt10» -(S 
fraglichen Betriebes mit elektrischem Strom, die inr° j er 
wieder davon abhängt, daß etwaige Störungen 10 ¿¡e 
Stromzufuhr alsbald von fachkundigen Arbeitskräfte"’ „ 
deshalb ln  unmittelbarer Nähe der Schalterstation w°'f,en 
müssen, behoben werden. Die Ackernahrung des D-ycuuucu weiuen. Lue Acicernanrung ue= ~ 
Hofes wird im Ergebnis nicht nur nicht beeintra' 
sondern noch etwas verbessert. Der Senat hat durc"^.nuLu ciwas veroesseri. D e r senat nai 
Schluß vom heutigen Tage auch den Kaufvertrag der
+1*1 A n  a ___i . • i nidaß P-

von 9M 2 r  ■9iroße an dl e Eirma K. und ein Grundstück 
2’6? i Qroß^ an dle Firma Elektrizitäts-AG. verkauft und aufgelassen. Das AEG hat diese Veräußerungen aus 

Gründen der Durchführung des VierjahresplaneSSgeneh­
migt. Der Hof hat jetzt noch eine Größe von 11 73 31 ha 
Durch notariellen Vertrag vom 12. Mai 1939 hat D. ein 
noch zu vermessendes Teilgrundstück von 1800—2000 qm 
■[•0iße,*£as.”angre.nzend an die Betriebssfelle der Elektri-

we^derffPrtlli^i11101161̂ Rich,unf  entlang dem Gemeinde- 
r / Ä eStaIi  abgemesf,en wird, daß die östliche Grenze 
des Kaufgrundstucks entlang der Ostgrenze der Betriebs- 
®‘enlle " acb Sl,den verläuft“ , für den Preis von 2,60 JIM für 
den Quadratmeter an die Elektrizitäts-AG. verkauft In 
Anrechnung auf den Kaufpreis erhält D. von der Elektri-

f n n8,47 ar großes Qrundstück, das diese von den Ehe euten Bauer Martin G. für 3600 JIM gekauft hat. 
Der restliche Teil des Kaufpreises soll bei der Auflassung, 
die nach Vermessung des Kaufgrundstücks und nach Er­
teilung der anerbengerichtlichen Genehmigung vorgenom­
men werden soll, bar bezahlt werden. Sämtliche Kosten

trizitats-AG. mit den Eheleuten G. genehmigt, s° o 
für das 1800—2000 qm große Grundstück ein 48,47 ■
ßes Grundstück zurückerhält. ge-

Das AEG hat nun von sich aus den zwischen de" ^  
teihgten vereinbarten Kaufpreis von 2,60 JlJ- fu j amit 
Quadratmeter auf 1,50 JIM herabgesetzt. Es hat "ae[1. 
seine Zuständigkeit überschritten, auch wenn die A" ¡,. 
düng der Preisbildungsvorschriften, wie in dem ange 
tenen Beschluß ausgeführt ist, im Einvernehmen m>*¡gt 
Landrat als der zuständigen Preisbildungsbehörde e"1 f t. 
sein sollte. Die Anerbenbehörden sind nur für die A 
legenheiten, und zwar ausschließlich, zuständig; 
Wahrnehmung ihnen durch das REG und die dazu e> j  
senen Durchführungsbestimmungen, insbes. die EHRV„ bei 
die EHVfO, übertragen ist (§ 40 REG). Richtig ¡st> daLer- 
einer Entscheidung über die Genehmigung eines Ka"1̂  
träges die Anerbenbehörden auch die Angemessenheit, 
vereinbarten Kaufpreises als eines wesentlichen Vertrag 
bestandteils nachzuprüfen haben. Sie müssen sich a" , 
wenn der Preis aus irgendwelchen Gründen zu beans' 
den ist, darauf beschränken, die Genehmigung entvVeaali 
zu versagen oder sie unter der Bedingung zu erteil""’ 0
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tnt, ^ r t r a g s pa r t e i en  an Stelle des in dem Vertrag 
Kai t ei?en den von dem AEG für angemessen befundenen 
»utpreis vereinbaren.  Das bedeutet, daß die Geneh- 

lehn"’ als nicht erteilt gilt, wenn die Parteien es ab- 
ty ?en> den Vertrag in der von dem AEG gewünschten 
da se abzuändern. Nicht aber sind die Anerbenbehörden 

«befugt, den vereinbarten Kaufpreis anderweitig fest- 
töade '° Un<* c" e Vertragsparteien an diese Festsetzung zu

erschöpft sich auch die Tätigkeit der Preis-Q |jj v. i  o v .u w p 11 o iv . i l  a u u i  u iv .  »

lra UnSsbehörden darin, die Durchführung eines Kaufver- 
kinri einem von ihnen beanstandeten Preise zu ver- 
¿nd rn’ we"  tlern öffentlichen Interesse an einer Unter-
5ai“«ng ungerechtfertigter Preissteigerungen in der Regel 
¡L -„Genüge getan ist. Nur in Ausnahmefäl len,  wenn 
vert °"e,dliche Interesse die Aufrechterhaltung des Kauf­
te  a6s erfordert, sollen die Preisbildungsbehörden nach 
du r Anweisung des Reichskommissars für die Preisbil- 

befugt sein, den Kaufpreis unmittelbar auf das volks- 
zuSPtChaftlich gerechtfertigte Maß mit der Wirkung herab- 
iem v 11’ der Vertrag im übrigen gültig bleibt und 
L  Verkäufer auch kein Rücktrittsrecht erwächst (Erlaß 
inj t\e'chskommissars v. 16. März 1938: JW. 1938, 1084 
"ch |Motz. 1938, 350). Es bestehen jetzt, soweit ersicht- 
iL ’ ".eine Meinungsverschiedenheiten mehr darüber, daß 
L  Gesetz betr. Bestellung eines Reichskommissars für 
Vo Eisbildung v. 29. Okt. 1936 (RGBl. I, 927) und die 
(RQri r das Verbot von Preiserhöhungen v. 26. Nov. 1936 
scll b'- I, 955) nebst den dazu erlassenen Ausführungsvor- 
den 1 "en auch auf den Grundstücksverkehr Anwendung fin- 
Wa‘i Gber die Auswirkungen einer von den Preisüber- 
r«chf1lnSsbehörden ausgesprochenen Anordnung der Auf- 
ier vh^ltung des Vertrages, insbes. über die Bindung
da. Vertragsp, 

?2,en im S,Aal
arteien an eine solche Anordnung, bestehen 

sj - -... wchrifttum und in der Rspr. keine einhelligen
' lchten. Die Anerbenbehörden sind zwar nicht befugt,
Kegen

part Entscheidung darüber zu treffen, ob die Vertrags- 
beuj.?len an den Vertrag mit dem von den Preisprüfungs- 
ob «rden festgesetzten Kaufpreis gebunden bleiben, insbes. 
t(ft ?er Verkäufer verpflichtet ist, dem Käufer das Grund- 
eion 2eSen Zahlung des herabgesetzten Preises zu über- 
lics,nen. Dies zu entscheiden ist allein Sache der ordent- 
fr4'etl Gerichte. Für die Anerbenbehörden ist diese Rechts- 

Ve aber insofern von Bedeutung, als dann, wenn die 
¿Absetzung des Kaufpreises durch die Preisbildungs- 
lUjö^en für die Vertragsparteien unzwei felhaf t  nicht 
.̂auttelbar bindend wäre und diese auch nicht bereit 

du en> den Vertrag zu dem herabgesetzten Kaufpreis 
feien i «führen, ein einer Genehmigung fähiges, die Par- 

bindendes Rechtsgeschäft überhaupt nicht vorhanden 
te« deshalb der Antrag auf Genehmigung zurückzuweisen 
<ler n Dav°n kann aber nach dem augenblicklichen Stande 
Km KsPr- und des Schrifttums zu dieser Streitfrage keine 

r!e sein.
EG. hat in einem Urt. v. 29. März 1939 (DR. 1939, 

1 ausgesprochen, daß ein Verstoß gegen die im Rah- 
tenn des Vierjahresplans erlassenen Preisbildungsvorschrif- 
H;.«Icht zur Nichtigkeit des abgeschlossenen Rechtsge- 

afts fuhrt, es sei denn, daß beide Vertragsteile dabei zur 
Stellung ¿er Bestimmungen in verwerflicher Weise zu- 
üntlmeneewirkt haben; andernfalls gilt das Geschäft als 
hane,r den gesetzlichen Bedingungen geschlossen. Der be- 
de delte Fall betrifft allerdings nicht ein Grundstück, son- 
Wa? c!en Kauf eines gebrauchten Kraftwagens; außerdem 
dü Gne Anordnung der Aufrechterhaltung des Vertrages 
Sj«*1 die Preisbildungsbehörde nicht getroffen. Eine Zu- 
L«nienste"ung der bis dahin im Schrifttum und in der 
V0n ’ vertretenen Meinungen findet sich in einem Aufsatz 

0 ehlschläger:  DR. 1940, 301. Der Verfasser kommt 
Zyi.deni Ergebnis, daß Grundstückskaufverträge, die den 
Hakigen Preis überschreiten, ihrem ganzen Umfang 
hrji5 nichtig sind und daß eine Anordnung der Preis- 
eri« «ngsstelle, daß der Vertrag zu dem Stoppreis aufrecht- 
bihÜvn werde, für die (ordentlichen) Gerichte nicht ver- 
Su «bch sei und der Verkäufer daher nicht auf Uberlas- 
^«2 des Grundstücks zu dem festgesetzten Stoppreis in 
s *®Pruch genommen werden könne. Dieses von Oehl-
jq.Eläger gefundene Ergebnis hält Fr iemann (DR. 
den , ^®4) für unrichtig. Er hält die Vertragsparteien an 
p , Vertrag zu dem von der Preisbehörde festgesetzten 

«'s für gebunden und führt weiter aus, daß nach den

in der Praxis gemachten Erfahrungen von der Ermächti­
gung zur Ausübung des Erfüllungszwanges seitens der 
Preisbehörden der vorsichtigste Gebrauch gemacht werde; 
es müsse ein von der Person des Erwerbers unabhängiger 
Grund vorliegen, wenn von dieser Befugnis Gebrauch ge­
macht werden solle, das öffentliche Interesse gehe über die 
durch die Enteignungsgesetzgebung geschaffenen Möglich­
keiten hinaus; wenn beispielsweise die Preisbildung einer 
Baulandparzelle für die künftige Bodenpreisgestaltung 
eines ganzen Stadtteils von ausschlaggebender Bedeutung 
und wenn zu befürchten sei, daß bei der Lösung des Ver­
trages unliebsame Stockungen im Bebauungsplan auftreten 
könnten, hätten die Preisbehörden die Durchführung des 
Vertrages zu erzwingen.

Auf die Ausführungen Fr iemanns hat Oehlschlä- 
ger in DNotZ. 1940, 265 geantwortet und an seiner Auf­
fassung festgehalten. Am Schlüsse seines Aufsatzes bemerkt 
er jedoch, daß da, wo es sich um Gegenstände des nor­
malen Umsatzverkehrs handele, die Verträge bei Über­
schreitung des Stoppreises zum Stoppreis bestehen blieben. 
Wo es sich aber nicht um derartige Gegenstände handele, 
sondern um solche, bei denen das persönliche Verbunden­
sein des Eigentümers mit dem Gegenstand eine Rolle 
spiele, trete Nichtigkeit des ganzen Vertrages ein, wenn 
der Stoppreis überschritten sei. Von diesem Standpunkt 
aus könne man vielleicht bei einer gewissen Gruppe von 
Grundstücken ausnahmsweise den vom Preiskommissar 
vertretenen Standpunkt für zutreffend halten, nämlich bei 
Grundstücken, deren Bedeutung und Wert ausschließlich 
in ihrem Charakter als Bauland bestehe. Denn diese hätten 
die Natur von Handelsgut angenommen und seien ihrer 
Natur nach zur Veräußerung bestimmt. Ein beachtliches 
Interesse des Eigentümers, ein solches Grundstück zu be­
halten, liege hier regelmäßig nicht vor, sondern sein Inter­
esse sei hier gerade auf den Umsatz gerichtet, wie er bei 
Bauland dessen Bestimmung gemäß doch einmal erfolgen 
müsse. Hier geschehe also dem Eigentümer auch kein Un­
recht, wenn in solchen Fällen der Kaufvertrag zum Stop­
preis aufrechterhalten werde.

Das OLG. München hat in einem Urt. v. 27. März 1940
iDR. 1940, 1306) mit Bezug auf einen Kaufvertrag über ein 
Grundstück (Fremdenpension) dahin entschieden, daß nur 

die Vereinbarung des unzulässigen hohen Kaufpreises 
nichtig ist, im übrigen die Parteien an den Vertrag aber 
gebunden bleiben mit der Maßgabe, daß der von der zu­
ständigen Preisüberwachungsbehörde festgestellte Preis 
als vereinbart zu gelten hat, dies ergebe sich zwar nicht 
aus dem nur eine Verwaltungsanweisung darstellenden 
und die Gerichte daher nicht bindenden Erlaß des Reichs­
kommissars v. 16. März 1938, sondern aus der Vorschrift 
des § 134 BGB. Das Urteil ist a. a. O. von Fr iemann zu­
stimmend besprochen. Oehlschläger  (DNotZ. 1940, 
447) stimmt der Entscheidung im Ergebnis ebenfalls zu, 
weist aber darauf hin, daß in dem entschiedenen Falle eine 
besondere dem Regelfall entgegengesetzte Sachlage Vorge­
legen habe, weil nämlich der zum Verkauf gezwungene 
Verkäufer  ohne weiteres mit dem festgesetzten niedri­
geren Preis einverstanden gewesen sei, während der 
Käufer  von dem Vertrag habe los kommen wollen und 
sich auf dessen Nichtigkeit berufen habe.

Schließlich ist noch das Urteil des OLG. Breslau vom 
20. Juni 1940 (HöchstRRspr. 1940, 1374) zu erwähnen wo­
nach ein ohne vorherige Abschätzung geschlossener Kauf­
vertrag über eine gebrauchte Zugmaschine nicht nichtig 
ist, sondern nach § 134 BGB. als unter den gesetzlichen 
Bedingungen abgeschlossen gilt.

Das LEHG Celle hat bereits mehrfach Grundstückskauf­
verträge, bei denen die zuständige Preisbehörde den Kauf­
preis auf das zulässige Maß herabgesetzt hatte, genehmigt. 
Teilweise ist zur Begründung dieser Entscheidungen aus­
geführt, daß der Kaufvertrag trotz dieser Änderung des 
Kaufpreises für die Vertragsparteien bindend geblieben sei 
(Beschl. v. 17. Okt. 1939: DR. 1940, 662, und v. 7. Nov. 1939, 
veröffentlicht in Vogels-Hopp,  Rspr. § 37a, S.373). 
Letztere Entscheidung ist in einer Anmerkung von 
v. Spreckelsen ablehnend besprochen worden, weil der 
Erlaß des Reichskommissars v. 16. März 1938 keine Rechts­
grundlage für die Feststellung abgeben könne, daß die 
Parteien an den Vertrag mit dem von der Preisbehörde 
festgesetzten Preis gebunden blieben. Der erk. Senat hat 
in einem Beschl. v. 6. Aug. 1940, 5 We 515/39 ebenfalls einen
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Grundsfückskaufvertrag genehmigt, bei dem die Preis­
prüfungsbehörde den vereinbarten Kaufpreis herabgesetzt 
hatte. In der Begründung dieses Beschlusses ist ausgeführt, 
daß nach dem gegenwärtigen Stande des Schrifttums und 
der Rspr. keine Rede davon sein könne, daß der Kaufver­
trag infolge der Neufestsetzung des Preises durch die Preis­
behörde of fensicht l i ch seinem ganzen Umfange nach 
nichtig geworden sei; er biete deshalb nach wie vor eine 
hinreichende Grundlage dafür, daß über den Antrag auf 
Genehmigung seitens der Anerbenbehörden sachlich ent­
schieden werde.

An dieser Auffassung ist auch im vorl. Fall festzuhalten, 
wenn der Bauer es ablehnen sollte, den Kaufvertrag zu 
dem von dem Landrat und dem RegPräs. festgesetzten 
Preis zu erfüllen, und die Elektrizitäts-AG. auf Erfüllung 
des Vertrages besteht, wird das ordentliche Gericht end­
gültig über die Streitfrage zu entscheiden haben, ob und 
auf Grund welcher Vorschriften die Parteien an den ab- 
geanderten Vertrag gebunden sind oder nicht. Vom erb­
hof recht l i chen Standpunkt aus begegnet jedenfalls die 
Durchführung des Vertrages zu dem auf 1,50 MM festge­
setzten Kaufpreis keinerlei Bedenken. Auch sonst ergeben 
die vertraglichen Vereinbarungen keinen Anlaß zu bean­
standen. Wenn das ordentliche Gericht dahin entscheiden 
sollte, daß die Parteien an den Vertrag nicht mehr ge­
bunden sind, hat die anerbengerichtliche Genehmigung 
dieses Vertrages keine praktische Bedeutung mehr. Da eine 
solche Nichtigkeit des ganzen Vertrages aber in keiner 
Weise jetzt schon zweifelsfrei feststeht, war das Geneh­
migungsverfahren durchzulühren.

Aus diesen Gründen war in Abänderung des angefoch­
tenen Beschlusses der Kaufvertrag vom 12. Mai 1939 mit 
der aus den Bescheiden des Landrats und des RegPräs. 
sich ergebenden Festsetzung des Kaufpreises auf 1,50 MM 
für den Quadratmeter zu genehmigen.

(LEHG Celle, 5. Sen., Beschl. v. 5. Febr. 1941, 5 We 
520/39.)

Anmerkung: Der Bauer D. hat ein rund 2000 qm großes 
Stück seines Erbhofs an eine Elektrizitätsgesellschaft zur 
Errichtung von Wohnungen für ihre Monteure verkauft, 
und zwar zum Preis von 2,60 MM für den Quadratmeter. 
Der Vertrag bedarf nach § 37 REG der anerbengericht­
lichen Genehmigung. In diesem auf Antrag beider Par­
teien eingeleiteten Verfahren äußerte der KrBF das Be­
denken, daß der Kaufpreis unangemessen hoch sei und 
daher gegen den Preisstop verstoße. Das AEG setzte sich 
mit dem zuständigen Landrat als Preisüberwachungsbe­
hörde in Verbindung (vgl. AV. des RJM. v. 25. Okt. 1940: 
DJ. 1940, 1217) und erhielt von ihm den Bescheid, daß das 
Grundstück mit 1,50 ¿R,Jl je Quadratmeter zu bewerten sei. 
Der Verkäufer ist der Meinung, daß der Kaufvertrag in- 
folge des Eingreifens der Preisbehörde unwirksam und 
daß das anerbengerichtliche Genehmigungsverfahren ge­
genstandslos geworden sei.

Das LEHG erwidert hierauf, die Frage, in welcher 
Weise die Wirksamkeit eines Vertrages durch die Ver­
fügung der Preisbehörde beeinflußt werde, sei streitig 
und brauche vom AEG nicht entschieden zu werden. Im 
anerbengerichtlichen Verfahren sei der Genehmigungsan­
trag sachlich zu prüfen. Die Entscheidung habe allerdings 
nur Bedeutung für den Fall, daß eine wirksame Veräuße­
rung zu dem nach der Erklärung der Preisbehörde zu­
lässigen Preis zustande komme.

Zur Frage der Wirksamkeit des Kaufvertrages, die das 
LEHG offen läßt, möchte ich wie folgt Stellung nehmen: 
Da die Preisbehörde erklärt hat, daß der Preis von 
2,60 MM je Quadratmeter den Preisstop verletze, kann ein 
Vertrag mit dieser Vereinbarung nicht wirksam geschlos­
sen werden. Andererseits kann die Preisbehörde die Par­
teien nicht zwingen,  den Vertrag auch bei dem herab­
gesetzten Preis von 1,50 MM je Quadratmeter aufrecht­
zuerhalten. Der Preiskommissar hatte zwar in einem 
Runderlaß v. 16. März 1938 (JW. 1938, 1084) geglaubt, 
daß den Preisbehörden eine solche Befugnis zustehe; er hat 
diese Auffassung auch in einem RdErL v. 17. März 1941 
aufrechterhalten. Es ist aber unstreitig, daß diese Rund­
erlasse nur innerdienstliche Weisungen an die Preisbe­
hörden darstellen, die für die Gerichte nicht bindend sind 
(so auch F r i emann :  DR. 1940, 1310).

Die Frage, ob die Vertragsparteien trotz der Änderung

des Preises nach bürger  1 i c h e m R e c h t an den Vertrag 
gebunden sind, läßt sich nicht für alle Fälle eindeutig en- 
scheiden. Bei der Veräußerung von Waren und s°nstl». 
zur Veräußerung bestimmten bewegl ichen GegensW 
den wird eine solche Bindung im allgemeinen zu beßa , 
sein. Denn hier ist der Wille der Parteien im Zweifel 
die Veräußerung zu dem gesetzlich zulässigen PreiiJv-. 
richtet (vgl. § 139 BGB.; RG.: DR. 1939, 1633 und 
Breslau: HöchstRRspr. 1940, 1374). . ht

Man kann jedoch Grundstücke in dieser Hin«, 
nicht mit Waren auf eine Stufe stellen. Stellt sich mwis 
des Eingreifens der Preisbehörde heraus, daß der von ° 
Parteien vorgesehene Preis zu hoch ist, so wird man a 
Verkäufer des Grundstücks nicht gegen seinen Willen . 
dem Vertrag festhalten können (es sei denn, daß der 1r 
unterschied so gering ist, daß es gegen Treu und Glau 
verstoßen würde, wenn der Verkäufer sich hierauf , 
rufen wollte). Es wird also zunächst ein Schwebezust 1 
eintreten bis zu dem Zeitpunkt, in dem der Verkäufe1,» 
gegenüber dem Vertragsgegner endgültig über seine ( 
lungnahme zu der neuen Sachlage geäußert hat. trv  js 
der Verkäufer, daß er auch zu dem herabgesetzten i 
den Vertrag aufrechterhalten wolle, so sind beide „ 
teien an den Vertrag gebunden (vgl. OLG. München: u 
1940, 1306). ht

Erklärt der Verkäufer des Grundstücks jedoch mit R* ’ 
daß der Preisunterschied so erheblich sei, daß man 
die Veräußerung nicht mehr zumuten könne, so ist 
Veräußerungsvertrag hinfällig geworden. In ahn w' 
Sinne haben sich zu der Frage geäußert: OehlschluS , 
in DR. 1940, 301 und in DNotz! 1940, 265, v. Sprecl<« 
sen in Vogels-Hopp,  Erbhofrechtspr. § 37a N r * ! 
sowie neuerdings Jeschke in DGWR. 41, 1, pe. ‘¡n- 
AkadZ. 41, 17 und Hopp:  DJ. 41, 167; sowie rrm _j 
gehender Begründung das RG. im Urt. v. 30. Jan. 1941M  
408). Die Vertragsparteien können gegen ihren w‘‘teD 
selbst dann nicht an dem Vertrag mit dem herabgese* 
Preis festgehalten werden, wenn die Preisbehörde es 
ordnet. Denn zum Erlaß einer solchen Anordnung siria 
nicht befugt (vgl. P r i t s c h :  DJ. 41, 410). aire0.

Im vorl. Falle hat der Veräußerer zwar dem AEG ge= 
über erklärt, daß er sich nach dem Eingreifen der 1 
behörde nicht mehr für an den Vertrag gebunden n* 
Das schließt aber nicht aus, daß die beiden Vertrag^, 
teien sich doch noch darüber verständigen, daß 
äußerung auch zu dem herabgesetzten Preis aU 
erhalten werden soll. Eine solche Verständigung ist scn .j 
deshalb nicht unwahrscheinlich, weil hier ein großer Ve. 
des Kaufpreises durch Überweisung von Ersatzland -e 
richtigt werden soll. Das LEHG hat daher mit R ^U r- 
Genehmigung für den Fall erteilt, daß eine wirksam« * s 
äußerung zu dem geringeren Preis (sei es ohne ^ ‘Ver­
kraft Gesetzes oder auf Grund einer ausdrücklichen 
ständigung der Parteien) zustande kommt. , p.

Es läßt sich nicht leugnen, daß die Auswirkung des 
preises auf Grundstücksveräußerungsverträge immer » 
zu gewissen rechtlichen Unklarheiten Anlaß gibt. 
ein Notar allen Streitigkeiten hierüber Vorbeugen w l‘\-t 
steht ihm hierfür folgender Weg offen: er kann zuna« 
einen bloßen Entwurf des Vertrages hersteilen und dar 
hin eine Äußerung der Preisbehörde herbeiführen, ^  
im Entwurf vorgesehene Preis mit dem Preisstop nicm 
Widerspruch steht. Ergeht die Antwort der Preisbelm 
in zustimmendem Sinne, so steht der endgültigen ßeUrK 
düng des Vertrages nichts mehr im Wege.
Preisbehörde dagegen, daß der Preis zu hoch sei unu • s0 
von ihr abgegebene Grenze nicht überschreiten dürfe.

einen bloßen Entwurf des Vertrages hersteilen und dar3 r 
hin eine Äußerung der Preisbehörde herbeiführen, ob 
im Entwurf vorgesehene Preis mit dem Preisstop m^i Je 
Widerspruch steht. Ergeht die Antwort der Preisbelm 
in zustimmendem Sinne, so steht der endgültigen BeurKVe 
düng des Vertrages nichts mehr im Wege. Bestimm* me 
Preisbehörde dagegen, daß der Preis zu hoch sei und e*s0 
von ihr abgegebene Grenze nicht überschreiten dürfe> 
wissen die Parteien, woran sie sind, und können sich 
dem endgültigen Abschluß auf diese Sachlage 
Eine Verteuerung der Beurkundung tritt hierdurch °1\ ){ 
ein, da die Gebühr für die Aufstellung des Entwurfs 
die Gebühr für die Beurkundung des endgültigen „ 
trags angerechnet wird (§ 145 KostO.). Dieses VerfabU, 
empfiehlt sich zum mindesten dann, wenn es sich um J  
erhebliches Objekt handelt und wenn berechtigte ZWel^ 
darüber bestehen, ob der im Vertrag vorgesehene f Lß 
mit dem Preisstop vereinbar ist. Mit einer ausdrückl*c‘'p. 
gesetzlichen Klärung der Frage der Auswirkung des SmL 
preises auf Grundstückgeschäfte ist nicht zu rechnen, . 
sich der erörterte Fragenbereich hierfür kaum eign 
dürfte. MinDirig. Dr. V og e l s ,  Berlin-
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Reichsversicherungsordnung
AG. __ §§ 1542, 1524 RVO. Ein Sozialversicherungs- 

. 'st bei der Geltendmachung von Ersatzansprüchen 
•jy. § 1542 RVO. berechtigt, in derselben Sache lür einen 
srh i Schadens, z. B. Arzt- und Arzneikosten, die pau- 
u„,a.mäßige Berechnung nach § 1524 RVO. anzuwenden 
die . einen anderen Teil (meist die Krankenhauspilege) 

Wirklichen Kosten zu verlangen, t)
§Sicr unstreitig verpflichtet, der Kl. gemäß
P ‘542, 1S24 RVO. diejenigen Leistungen zu ersetzen, 
Ani o Se ihrem Mitgliede, dem Arbeiter O. in Köln, aus 

des Unfalls vom 19. Sept. 1938 gewährt hat. 
V ^ K I .  hat ihre Aufwendungen für den vorliegenden 

Slcherungsfall wie folgt berechnet:
1 ärztliche Behandlung vom 12. Okt. 1938 
bis 2. März 1939 =  142 Tage zu 2/s von 

. 3 3iJi Grundlohn, also zu 0,76 M l =  107,92 ÜIM
Arznei und Heilmittel für dieselbe Zeit 

142 Tage zu Vs von T>Ml Grundlohn, 
also zu 0,38 ¡UM =  53,96 M l

• Krankengeld vom 12. Okt. 1938 bis 2. März 
1939 =  142 Tage zu 1,50 ¡KM =  213 — M t

^ Hausgeld vom 22. Sept. bis 11. Okt. 1938 
5 7  20 Tage zu =  . 21 ,— HtM

Krankenhauspflege vom 19. Sept. bis 
H-Okt. 1938 =■•> 23 Tage zu 4,90¡UM (tat­
sächliche Aufwendung) =  112,70 M l

tun e hinter dem Bekl. stehende Haftpflicht-Versiche- 
Oi Gesellschaft hat für diesen die Posten 1—4 bezahlt, 
(j. Krankenhauspflege berechnet sie abweichend von 
<u[ KI. nicht nach den tatsächlichen Aufwendungen, son- 

" ebenfalls nach dem Grundlohn. Es ergaben sich für 
1 Krankenhauspflege vom 19. Sept. bis 
H-Okt. 1938 =  20Tage zu Vs des Grund- 

k. iohns von 3 M l, also 2,625 M l 60,38 31M
Jesen Betrag hat der Haftpflichtversicherer ebenfalls für 

Innung des Bekl. erstattet.
Uhp le..Kl. ist der Auffassung, auf Grund des 5. Gesetzes 
1Q.V Änderungen in der Unfallversicherung v. 17. Febr. 
t, , (RGBl. I, 267) berechtigt zu sein, die Posten 1—4 
da*1 ^en Pauschalsätzen des § 1524 RVO., den Posten 5 
re\ egen nach ihren tatsächlichen Aufwendungen zu be- 
Kla nen und erstattet zu verlangen. Sie begehrt mit der 
h‘aße den sich aus beiden Rechnungsarten ergebenden 

jierschiedsbetrag mit 52,32 ¡KM.
■7er Klage war stattzugeben, 

j. ¿War ist aus dem Wortlaut des § 1542 RVO. neuer 
assung Abs. 2
v >.Auf das Maß des Ersatzes für Krankenpflege und 
Frankenhauspflege sowie für Krankenbehandlung und 
Hilanstaltenpflege ist § 1524 Abs. 1 Satz 2—4 ent­

gehend anzuwenden, wenn der Versicherungsträger 
nicht höhere Aufwendungen nachweist.“

Entscheidung der hier streitigen Rechtsfrage, ob die 
d.'la,nnten Kassenleistungen e i nhe i t l i ch  nach einer 
dP, beiden zulässigen Berechnungsarten festgeste It wer- 
q/ 1 Russen, nicht zu entnehmen. Darüber besteht au, 
tu ereinstimmung unter den Parteien wie in dem Schrift- 

ri zu dieser Frage. ,
a, ^ agegen ergibt sich die der Kl. günstige Entscheidung 
bi„. Anlaß und Zweck des Änderungsgesetzes in Ver- 

bng mit der vom Gesetzgeber als gegeben voraus- 
¡h^tzten Organisation der Sozialversicherungsträger und

Abrechnungsverfahrens.
ifi-VjHlaß zur Gesetzesänderung s«u «.<- - - -
5 ,öes- der bei der Krankenhauspflege zu erstattende

2̂ Vom 7 / /4nn in rlor \Äplir7!lhl OCT * ällP
Jäter 
tatsä,

recnnungsverianrens.
zur Gesetzesänderung gab die Tatsache, daß 

v,, — der bei der Krankenhauspflege zu erstattende 
iiru Von Vs des Grundlohnes in der Mehrzahl der Falle 
tat-r den von den Versicherungsträgern aufgewandten 
fürstlichen Krankenhauskosten lag. Zweck der  ̂Ejn-
nii“ng in § 1542 RVO. war demgemäß, wie auch der 
dp '• und sein Haftpflichtversicherer nicht verkennen, 

n Versicherungsträger im öffentlichen Interesse von 
ri;.r starren Bindung an die Pauschalberechnung zu losen, 
3n .es ihm in den genannten Fällen verwehrte, wie jeder 
g dere Ersatzberechtigte Erstattung seines tatsächlichen 

tlf'.dens zu verlangen.
in 7,leser vom Gesetzgeber gewollte Zweck könnte aber 

der überwiegenden Zahl der Versicherungsfälle nicht 
e'cht werden, wenn die KI. gehalten wäre, entweder

al le Sachleistungen nach ihren tatsächlichen Aufwendun­
gen zu beziffern, oder auf die Anwendung dieser Berech­
nungsart ganz zu verzichten. Von den Sachleistungen, 
die der Versicherungsträger gegebenenfalls zu gewähren 
hat, ist nämlich die der Krankenpflege bei dem jetzigen 
Stande des Abrechnungsverfahrens überhaupt nicht nach 
den tatsächlichen Aufwendungen berechenbar. Es han­
delt sich nicht nur um eine erhebliche praktische Schwie­
rigkeit, sondern um eine rechtliche Unmöglichkeit.

Der wesentliche Bestandteil der Krankenpflege, die 
ärztliche Behandlung außerhalb des Krankenhauses, wird 
nämlich von den Krankenkassen, nicht nach dem Einzel­
fall, auch nicht nach der Summe der Einzelfälle, son­
dern mit einer jährlichen, einmalig im Jahre 1930 durch 
Schlüsselung festgesetzten Pauschale vergütet. Aber auch 
diese Pauschale wird nicht unmittelbar dem behandeln­
den Arzt nach Maßgabe seiner Beteiligung an der Ge­
samtleistung gezahlt, sondern der Kassenärztlichen Ver­
einigung Deutschlands (KVD.) überwiesen. Diese über­
nimmt dann ihrerseits die Verteilung an ihre Mitglieder, 
und zwar wiederum nach einem Schlüssel, der diesmal 
von den Bestimmungen der KVD. und nicht denjenigen 
der Krankenkassen abhängt. Die Bestimmungen der KVD. 
endlich sehen gemäß Anordnung des Reichsärzteführers 
eine Pauschalhonorierung der Ärzte vor, die von dem 
Umfang der dem einzelnen Patienten gegenüber erbrach­
ten ärztlichen Leistungen unabhängig ist. Damit fehlt es 
an jedem ursächlichen Zusammenhang zwischen dem zum 
Ersatz verpflichtenden Ereignis und der dem behandeln­
den Arzt zugeflossenen Vergütung. Die von Kranken­
kassen an die KVD. zu zahlende Pauschale ändert sich 
durch den Hinzutritt eines weiteren Versicherungsfalles 
überhaupt nicht, insbes. auch nicht auf dem Wege irgend­
einer Schätzung oder Schlüsselung. Überdies ist dann die 
dem Arzt zukommende Gesamtvergütung unabhängig 
von der im einzelnen Krankheitsfall erbrachten ärztlichen 
Leistung. Ob die letztgenannte Schwierigkeit lediglich 
eine solche der Schadensberechnung ist und daher 
durch Schätzung nach § 287 ZPO. überbrückt werden 
könnte, etwa durch Bildung eines Durchschnitts aus der 
Höhe der Pauschale, der Zahl der Krankheitsfälle und 
dem Wert der Einzelleistungen nach der einschlägigen 
Gebührenordnung, kann dahingestellt bleiben. In jedem 
Falle fehlt es an einem ursächlichen Zusammenhang 
zwischen dem schädigenden Ereignis einerseits und der 
Pauschalleistung der Kassen an die KVD. andererseits 
und damit an der Grundlage einer konkreten Schadens­
forderung überhaupt. Insoweit ist deshalb auch eine 
Schätzung gern. § 287 ZPO.! — etwa durch Zurückgehen 
auf die 1930 der Pauschalberechnung zugrunde gelegten 
PreuGO.-Sätze — hier nicht etwa nur praktisch schwie­
rig, sondern rechtlich unzulässig.

Das geschilderte Abrechnungsverfahren hat mithin zur 
Rechtsfolge, daß der Versicherungsträger die Kranken­
pflege stets nur nach den Pauschalsätzen des § lo24 
RVO. erstattet verlangen kann. Weil ihm aber dieser 
Weg offensteht, entfällt auch die sonst vielleicht denk­
bare Möglichkeit, die tatsächlichen Aufwendungen der 
KVD. durch sog. „Liquidation des Drittinteresses gel­
tend zu machen. Folgte man nun der Auslegung der 
Neufassung des § 1542 RVO., wie sie der Bekl. sieht, so 
wäre die Anwendung der konkreten Schadensberechnung 
in allen Fällen ausgeschlossen, in denen u. a. auch 
Krankenpflege gewährt worden ist. Das aber ist die 
ganze überwiegende Mehrzahl gerade derjenigen¡Ver­
sicherungsfälle, die zu einer Regreßnahme führen. Dieser 
Auffassung, die zur praktischen Wirkungslosigkeit der 
Novelle v. 17. Febr. 1939 führen müßte, kann daher nicht 
befolgt werden.

Es ist vielmehr davon auszugehen, daß der Gesetz­
geber ersichtlich nur einen besonderen Mißstand auf dem 
Gebiete der Regreßnahme nach §§ 1542, 1524 RVO. be­
seitigen wollte. Da es sich hierbei um die Regelung einer 
Einzelheit aus der Praxis der Versicherungsträger han­
delt, muß diese im übrigen als bestehend und auch als 
bestehen bleibend vorausgesetzt worden sein. Es ist 
daher derjenigen Auslegung der Vorschrift der Vorzug 
zu geben, welche den gesetzgeberischen Zweck verwirk­
licht, ohne grundlegende organisatorische Umstellungen 
zu verlangen, die mit der Novelle weder unmittelbar 
noch mittelbar beabsichtigt waren und in ihrem Ausmaß
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in einem Mißverhältnis zur Bedeutung der ganzen Oe- 
setzesänderung ständen. Demgemäß war die grundsätz- 
i ? e-,Berechtigung ,der KL anzuerkennen, die in § 1542 
Abs. 2 RVO. aufgeführten Leistungen getrennt nach der 
einen oder anderen Weise zu berechnen. Damit recht­
fertigt sich zugleich die erfolgte Pauschal-Liquidation der 
Arzneikosten.

Eine solche getrennte Berechnungsweise kann, soweit 
die Krankenpflegekosten nach Pauschale und die sonstigen 
Leistungen in tatsächlicher Höhe erstattet verlangt wer­
den, auch niemals eine unzulässige Rechtsausübung dar­
stellen. Denn welche Leistungen der Kassenarzt im ein­
zelnen Versicherungsfalle erbringt, berührt nach dem 
Gesagten den Versicherungsträger überhaupt nicht; ihm 
können daher unmöglich aus einer besonders gering­
fügigen Arztleistung im Einzelfalle irgendwelche Vorteile 
erwachsen, die er nach Treu und Glauben durch Liqui­
dation auch des übrigen Schadens nach den Pauschal- 
satzen auszugleichen verpflichtet wäre. Zu den beson­
deren Umständen tatsächlicher und rechtlicher Art, von 
denen die Höhe eines Schadenersatzanspruches immer im 
Einzelfall abhängt, gehört im Falle der Verletzung eines 
Sozialversicherten, daß der Schädiger auf die besonderen 
Normen der §§ 1542, 1524 RVO. stößt. In ihnen haben 
überwiegende Belange der Allgemeinheit ihren Ausdruck 
gefunden, denen gegenüber das Interesse des Schädigers, 
xr-C u ü’ me^r zahlen müssen als bei Verletzung eines 
Nicht-Sozialversicherten, zurücktreten müssen.

(AG. Köln, Urt. v. 29. Febr. 1940, 46 C 26 a/40.) [He.J
Anmerkung: Dem Urteil des AQ. Köln ist voll und 

ganz zuzustimmen. Man kann den Gedankengang des 
Urteilsfassers noch wesentlich ergänzen. Es trifft zu, daß 
bei der Geltendmachung von Heilungskosten durch die 
Versicherungsträger leicht Summen herauskommen, die 
nach Ansicht des Schädigers weit höher sind, als die tat­
sächlichen Aufwendungen an Arztkosten usw. betragen 
haben. Daß dies gerade bei den Heilungskosten vor­
kommt, hat seinen Grund darin, daß hinsichtlich anderer 
Ansprüche, insbes. der Rentenzahlungen, ein Rückgriffs­
anspruch der Versicherungsträger nur insoweit besteht, 
als Schadensersatzansprüche des Verletzten gern § 1542 
RVO. übergegangen sind. Ist mithin der wirkliche kon­
krete Schaden des Verletzten nicht in dem beanspruchten 
Umfange entstanden, so muß der Versicherungsträger 
mit seiner Rückgriffsklage auch dann abgewiesen wer­
den, wenn er seine Aufwendungen im Sinne der RVO 
richtig berechnet hat. Von diesem Grundsatz hat § 1542 
Abs. 2 eine Ausnahme insofern geschaffen, als er kraft 
gesetzlicher Fiktion die Höhe des an Heilungsaufwand 
entstandenen Schadens des Verletzten auch für das Oe- 
biet der bürgerlich-rechtlichen Rückgriffsklage des Ver-' 
Sicherungsträgers dem theoretischen, nach § 1524 RVO 
berechneten Aufwand der Versicherungsträger gleichstellt. 
Diese gesetzliche Ausnahmeregelung für die Heilungs­
kosten beruht bereits ausschließlich auf dem Gedanken, 
daß der Nachweis des wirklichen Aufwandes in diesen 
Fallen infolge der Organisation der Sozialversicherung 
schlechterdings unmöglich ist. Wenn sich daher der 
Schädiger im Einzelfalle darüber beschwert, daß ihm 
scheinbar viel zu hohe Heilungskosten von dem Ver­
sicherungsträger in Rechnung gestellt werden, ohne daß 
ihm der Einwand zusteht, der Schaden des Verletzten sei 
in Wirklichkeit geringer, so ist dies eine der Folgen der 
abstrakten Schadensberechnung der RVO. Diese Berech­
nungsweise muß ihrer Natur nach häufig mit den tat­
sächlichen Verhältnissen in Widerspruch geraten Man 
hat sie aber aus praktischen Gründen ganz allgemein im 
Gesetz durchgeführt. Es kommt hinzu, daß die Novellen 
zur RVO. uns in immer größerem Umfange Pauschalie- 
rungsvorschriften für die Verrechnung unter den Ver- 
Sicherungsträgern gebracht haben. Dies hat seinen guten 
Grund, weil die Beiträge zu den Versicherungsträgern 
natürlich in möglichst hohem Umfange für Versiche­
rungsleistungen und nur zu einem möglichst kleinen 
Prozentsatz für Verwaltungskosten ausgegeben werden 
sollen. Infolgedessen ist es grundsätzlich unrichtig, wenn 
der einzelne sich daran stößt, daß ihm infolge der ab­
strakten Schadensberechnung überhöhte Beträge in Rech­
nung gestellt werden.

Wenn das AG. mit Recht schon aus diesen allgemeinen

Erwägungen der Klage stattgegeben hat, so spricht we - 
ter auch für die Auffassung des AG., daß die E‘nze'] 
ansprüche für Krankenhauspflege, Arztkosten usw. s ' 
wohl in § 1524 wie auch in § 1542 Abs. 2 RVO. 
getrennte Einzelansprüche aufgeführt worden sind, g 
nicht zu reden von der Sonderbehandlung der einzeln 
Leistungen in den §§558 ff. RVO. Der Gedanke des 
gewissermaßen den Gewinn aus der Pauschalberechtj11̂  
der Arztkosten gegen den Verlust bei einer entsprecW 
den Pauschalierung der Krankenhauskosten aufzureenn > 
ist schon deshalb häufig nicht durchführbar, weil 
Behandlung bei Durchführung des Prozesses nicht im® 
abgeschlossen ist. Man könnte in diesen Fällen gar 
beurteilen, wie sich auf die Dauer, je nach der Aj» 
dehnung der ärztlichen Behandlung, der Ausgleich für 
Versicherungsträger stellen würde. Auch diese Grillt“ 
sprechen für die Ansicht des AG. Im übrigen kann »a 
den Entscheidungsgründen nur in vollem Umfange 
pflichten. RA. Dr. W e r n e r W u s s o w , Berlui-

liergrecht
einst'** | 8- R°- -  § 148 ABG.; §§ 2, 3 Ges. über die 

weihge Neuregelung des Straßenwesens und der Stra 
Verwaltung v. 26. März 1934 (RGBl. I, 243). Ein vor 1 
krafttreten dieses Gesetzes vom Eigentümer der Sn 
ausgesprochener Verzicht auf Ersatz künftiger Berg8«'
den, der nicht in Gestalt einer Grunddienstbarkeit ve
dinglicht wurde, steht demjenigen, der auf Grund die» 
Gesetzes Träger der Straßenbaulasf ist, bei einer F°r“ 
rung auf Ersatz von Bergschäden, die zu seiner Besitz* 
an der Straße entstanden sind, nicht entgegen. . .

An der Ostlandstraße und der Zollstraße in B. sjjL 
in den Jahren von 1936 bis 1938 Schäden infolge 0 
Bergbaus der Bekf. entstanden. Weitere Schäden sine < 
erwarten. Diese Straßen stehen im Eigentum der Sta-j 
B., die für sie wegebaupflichtig war. Seit dem 1-tL . 
1935 ist jedoch auf Grund des Gesetzes über die e'n 
weilige Neuregelung des Straßenwesens und der Straß6'. 
Verwaltung v. 26. März 1934 (RGBl. I, 243) der 
(Provinzialverband) Träger der Straßenbaulast. Er “ 
die Schäden beseitigt und verlangt von der Bekl. 
stattung des dazu aufgewendeten Betrags. . .-ch

Die Bekl. bestreitet ihre Ersatzpflicht, weil sie"'• 
am 21. Dez. 1931 mit der Stadt B. in einem zur Bede? ¡ij 
von Streitigkeiten geschlossenen Vergleich dahin g«5infz 
habe, daß die Stadt gegen Überlassung von Grund0«* r 
seitens der Bekl. für sich und ihre Rechtsnachtok,. 
auf Ersatz von Bergschäden an dem städtischen Gr“1,£ 
besitz, wie er auf einer dem Vertrage beigefügten ^ . 
dargestellt war, auf die Dauer von 140 Jahren ver?Ue 
tete. Unter diesen Verzicht sollen die Ostland- und 
Zollstraße in den beschädigten Strecken fallen. a*

Der KI. meint, der Vergleich stehe ihm nicht « 
gegen: er werde durch ihn nicht berührt, weil er m “ 
ihm durch das Gesetz v. 26. März 1934 gestatteten Au;c 
Übung der Rechte eines Eigentümers am Straßenge|a“ 
nicht Rechtsnachfolger der Stadt B. und nicht an die * 
dieser abgeschlossenen Verträge gebunden sei. Der 
gleich sei auch deshalb für die von ihm als Träger “ 
Straßenbaulast aufgestellten Ansprüche bedeutungs > 
weil er nicht von der Wegepolizeibehörde genehnUL 
worden sei. Schließlich seien diese Straßenzüge aUS'V:rht 
lieh der dem Vergleich beigefügten Karte vom Verz 
ausgenommen worden. ,

Der KI. begehrt Verurteilung der Bekl. zur Zahl ® 
von 2837,54 iflM nebst Zinsen, welchen Betrag er hat, 
streitig zur Beseitigung der Schäden aufgewendet 
und ferner die Feststellung, daß die Bekl. verpfhcn 
ist, ihm für alle weiteren bergbaulichen Beschädigtes o’ 
welche an den Landstraßen 1. Ordnung B.-T. und 
entweder schon im Entstehen begriffen sind oder in ^  
kunft entstehen werden, Schadensersatz gemäß s 1 
ABG. zu leisten. . eie

Die Stadt B. trat dem KI. als Streithelferin bei­
schloß sich dem Klagebegehren an. -¡e

Die Bekl. ist diesem Begehren entgegengetreten- 5,- 
hält den Vergleich, der die Ostland- ima die Zollstra 
in den beschädigten Teilen mit umfasse, auch dem ‘ 
gegenüber für wirksam.
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Ĵas LQ. erkannte nach dem Klageanträge.
Kl 38 BQ. gelangt aus folgenden Erwägungen zur 
2(iaEê we'sunS: Der KI. sei nach § 3 des Gesetzes v. 
den k FZ '934. der ihm die sich aus dem Eigentum an 
Zu? y,eschädigten Straßen ergebenden Rechte zuweist, 

r Geltendmachung der Bergschädenersatzansprüche 
Ab iT'j. Seschädigte Eigentümerin der Straßen befugt.
f •• '-‘ CI
¡g die _
zieh* Bekl. könne sich demgegenüber auf den Ver- 
Qe /ertrag v. 21. Dez. 1931 berufen. Dieser habe keiner 
kl^hmigung der Wegepolizeibehörde bedurft, da er 

¡glich privatrechtliche Ersatzansprüche der Stadtge- 
~ ,ltlae betreffe und ihre Wegebaupflicht nicht berührt 
26 m- habe. Aus dem Wortlaut des Gesetzes vom 
öd ̂ rz 1934 ergebe sich keine Beantwortung der Frage, 
ge aer( neue Träger der Straßenbaulast an voraufgegan-

0-pL r r  u'-l , CUC UUU 1111C WC^CUdU[JlUUU «*** «•

5*n?,b* habe. Aus dem Wortlaut des Gesetzes vom 
*?• Märj -  • ~
°t> der

Verträge des Eigentümers, dessen Rechte und 
Sin j en er ausübe, gebunden sei oder nicht. Aber der 

n des Gesetzes, das ein reines Organisationsgesetz sei 
nm - -  .......................

har3Uf
Rechte
iar ntUr .e‘ne einstweilige Regelung beabsichtige, weise 
RerSt hin, daß es keinen grundsätzlichen Eingriff in 
stini'e ^ r*^er w°lle. Das ergebe sich auch aus der^Be-
Zu„ UnS des § 3 Abs. 2 des Gesetzes, wonach die Nut- 
Ei» dnd Pflege von Baumpflanzungen den bisherigen 
. sentümern, wenn sie nicht Träger der Straßenbaulast 
tcrea> überlassen werden können; ferner aus dem RErl. 
23S/û eneralinsPekt°rs für das deutsche Straßenwesen v. 
y'jvlärz 1937, wonach Konzessionsverträge über die
J r'egung von Leitungen im Straßenkörper einzuhalten 
Sßr 1 Jedenfalls würde es Treu und Glauben wider- 
finriCFlen, wenn die Bekl., die der Stadt eine hohe Ab-

Qllno- nu n  n n n lim o lo  c n l l lo  7 n h lp t l ftltlQ«sen 'v? .?ewährt habe, nun nochmajs sollte zahlen müs-
daß 
Und
^hadensstellen mit umfasse.

d „■ Weiter stellt das OLG. nach Beweisaufnahme fest, 
Unn ^er Vertrag v. 21. Dez. 1931 nach seinem Wortlaut 
- a der Parteiabsicht die hier in Betracht kommenden

j  Ple Rev. beruft sich diesen Ausführungen gegenüber 
Ei auf, daß der Kl. als Wegebaupflichtiger ein vom 
(lan *Utn unabhängiges Besitzrecht an der Straße habe, 
e: der Bergbau in diese Rechtsstellung schädigend
y Segrjffen habe und daß sich daraus für ihn ein vom 
an rzichtsvertrag der Stadt unabhängiger Schadensersatz- 
sJP/Uch ergebe. In zweiter Linie hält die Rev. einen 
stei en Anspruch aus dem dem Kl. zur Ausübung zu- 
b henden Recht aus dem Straßeneigentum heraus für 
IgSfündet. Sie meint, dem könne der Vertrag v. 21. Dez. 
den. aus mehreren Gründen nicht entgegengestellt wer- 
{sl*.: Dieser Vertrag habe wesentlich in die Leistungs- 
eni£keit des früheren Trägers der Straßenbaulast ein- 
¡rpiffen und deswegen zu seiner Wirksamkeit der Ge­
nu u igUn£ der Straßenpolizeibehörde bedurft. Aber 
sP; Gültigkeit binde er den KI. nicht, da dieser
J'J Recht nicht von der Stadt B. ableite, und da es 
V^. bei dem Vergleich um einen rein obligatorischen 
so* raS handle, dessen Wirkung nicht durch § 3 des Ge- 

Ues v. 26. März 1934 auf den KI. erstreckt werde.
¡. Die Rev. mußte Erfolg haben. Nicht zuzustimmen ist 
l l Ausführungen allerdings darin, daß sie einen 
j/terschied machen will zwischen der Rechtsstellung, 
d/ der Kl. als Träger der Straßenbaulast hat, und der, 
je® ihm aus der durch §3 des Gesetzes v. 26. Marz 
u überwiesenen Ausübung der Eigentumsrechte zu- 
r iirnt, und daß sie meint, schon auf Grund des erste- 

ohne Berücksichtigung des letzteren könne der Kl. 
dn n eigenen Bergschädenanspruch aufstellen, der von 
r.-P Rechtsbeziehungen der Stadt B. zum Bekl. nicht be- 
10?? werde. Der KI. ist durch das Gesetz v. 26. Marz 
l Träger der Straßenbaulast für die hier in Betracht 
“Himenden Wegestrecken geworden. Damit dieser Trä- 

jLr die ihm daraus erwachsenden Aufgaben vollständig 
n , reibungslos erfüllen könne, sollte ihm die restlose 
v. herrschung der Straße übertragen werden (Todt ,  
I°m Zweck der Straße: AkadZ. 1937, 624). Dem dient 
r>e Bestimmung des §3 des Gesetzes. Sie ist für die 
jy chtsstellung des Straßenbaupflichtigen wesentlich. 
§lese kann nur einheitlich unter Einbeziehung des auf 
g.4 beruhenden Rechts der Ausübung der sich aus dem 
h’Sentum an der Straße ergebenden Rechte und I fhch- 
Pl.n. angesehen und beurteilt werden. Übrigens ist nicht 
• sichtlich, was die von der Rev. gewollte Unterschei- 

für die Beantwortung der Frage ausmachen konnte,

ob dem KL der von der Bekl. mit der Stadt B. abge­
schlossene Vertrag entgegengehalten werden kann oder 
nicht.

Wenn §3 bestimmt: „Die aus dem Eigentum an der 
Straße sich ergebenden Rechte und Pflichten stehen der 
Ausübung nach . . .  dem jeweiligen Träger der Straßen­
baulast zu“ , so bedeutet das, daß der Straßenbaulast­
träger nun aus eigenem auf dem Gesetz beruhenden 
Recht heraus die Rechte eines Straßeneigentümers aus­
üben kann, ohne daß er selbst Eigentümer ist. Es han­
delt sich dabei nicht um einen vom Eigentümer abgelei­
teten, sondern um einen ursprünglichen, gesetzlich be­
gründeten Erwerb der Befugnisse, die bis dahin der 
Eigentümer als solcher auszuüben berechtigt war. Ein­
schränkungen des Eigentums selbst, die etwa durch 
frühere Begründung dinglicher Rechte am Straßengrund­
stück entstanden sind, bleiben nach wie vor bestehen, 
da das Gesetz keinen Eingriff in solche bestimmt und 
daher die Rechte aus dem Eigentum nur in dem Um­
fange ausgeübt werden können, wie er zur Zeit des 
Übergangs der Ausübung vorhanden ist.

Nach § 148 ABG. hat der Bergwerksbesitzer für 
allen Schaden Ersatz zu leisten, welcher dem Grund­
eigentum durch den Betrieb des Bergwerks zugefügt 
wird. Das Gesetz sagt nicht ausdrücklich, wer der An­
spruchsberechtigte ist. Jedoch ist allgemein anerkannt, 
daß jeder, der durch die Beschädigung des Grundeigen­
tums einen Vermögensschaden erleidet, Ersatz dieses 
fordern kann. Danach ist der KI. aus eigenem Recht 
zum Anspruch auf Ersatz des Schadens befugt, der ihm 
dadurch entstanden ist und noch entstehen wird, daß der 
Bergbau die Straßen angreift, die er im Besitz hat und 
die er unterhalten muß. Dieser Anspruch umfaßt den 
Schaden, der durch Beschädigung des Straßengeländes 
im Vermögensstande des Kl. durch Vermehrung der Un­
terhaltungskosten entsteht. Er ist ohne Rücksicht auf 
die Stadt B. als Eigentümerin zu berechnen.

Weiter tritt dann die Frage auf, ob dieser dem KL 
gegenüber dem Bergwerksbesitzer auf Grund des § 148 
ABG. erwachsene Anspruch durch den Vertrag .vom 
21. Dez. 1931 berührt wird. Nach dessen Inhalt hat die 
Stadt B. „für sich und ihre Rechtsnachfolger“  auf 
140 Jahre hinaus auf Ersatz von Bergschäden, die in 
einem bestimmten Gebiet entstehen, verzichtet; sie hat 
sich verpflichtet, bei Weiterveräußerung ihres Grund­
besitzes diesen Verzicht auch ihren Rechtsnachfolgern 
aufzuerlegen, auch den Bergwerksbesitzer ihrerseits 
schadlos zu halten, wenn er trotzdem von künftigen 
Eigentümern mit Erfolg angegriffen werden sollte. Ein­
tragung des Verzichts im Grundbuch hat nicht stattge­
funden. Es handelt sich also lediglich um eine Bindung 
der Stadt B. Dabei kommt es nicht auf die von der Re- 
visionsbeantwortung behandelte Frage an, ob der Ver­
trag von 1931 eine bereits dem Grunde nach entstan­
dene Forderung .der Stadt ergreift oder ob er als die 
Entstehung zukünftiger Forderungen hindernd in Be­
tracht kommt. Das Wesentliche ist, daß sich die Abrede 
nur über Forderungen — gegenwärtige oder zukünftige 
— der Stadt B. verhält.

In der Rspr. und Rechtslehre herrscht Einverständnis 
darüber, daß der Verzicht eines Grundeigentümers auf 
Schadensersatz für Bergschäden die etwa in Zukunft in 
der Person von Rechtsnachfolgern neu entstehenden An­
sprüche unberührt läßt. Der gegenwärtige Eigentümer 
ist nicht befugt, auf möglicherweise in der Zukunft ent­
stehende Ansprüche eines Dritten zu verzichten. Anders 
ist es nur dann, wenn der Verzicht durch Eintragung 
einer Grunddienstbarkeit des Inhalts verdinglicht worden 
ist, daß dem Grundstück, um dessen Beschädigung es 
sich handelt, Bergschäden zugefügt werden dürfen, ohne 
daß die Entschädigungspflicht aus § 148 ABG. besteht. 
Die früher streitige Frage der Zulässigkeit einer solchen 
Eintragung ist durch den Beschluß des RG. v. 25. Nov. 
1930 bejaht worden (RGZ. 130, 350).

Der Rev. ist nicht zu folgen, wenn sie den Vertrag 
v. 21. Dez. 1931 überhaupt für rechtsunwirksam hält, 
weil er zur Wirksamkeit der Genehmigung der Wege­
polizeibehörde bedurft hätte. Bei dem Vertrage handelt 
es sich, wie das BG. richtig ausführt, um rein privat­
rechtliche Abreden, nicht aber um eine Vereinbarung



1102 Rechtsprechung [Deutsches Recht, Wochenausgabe

über die Regelung der Wegebaulast. Nur bei einer 
solchen aber wäre eine Genehmigung der Wegepolizei­
behörde in Betracht gekommen; und auch dies nur, um 
der Abmachung öffentlich-rechtliche Wirkung zu ver-
4 Ai fl ̂ Bd ? 5^325 f shausen’ Se>'deI> .»Wegerecht“ ,

Mit Recht aber vertritt die Rev. die Auffassung, daß 
der Verzichtsvertrag nicht .gegen den Bergschädenersatz 
anspruch des KI. wirke. Zunächst gilt der bereits er 
wähnte Grundsatz, daß der Verzicht eines Eigentümers 
der nicht zu einer das Eigentum ergreifenden Dienstbar 
keit ausgebaut wurde, einen Dritten, auch einen Sonder 
rechtsnachfolger im Eigentum, nicht für Ansprüche bin 
det, die in der Person dieses Dritten neu entstehen 
Das muß erst recht für den KI. gelten, der, wie gezeigt 
nicht einmal Rechtsnachfolger der Stadt B. ist, sondern 
eigene gesetzlich begründete Rechte und Pflichten am 
Straßengrundstück hat. Anders wäre es nur dann, wenn 
aus der durch das Gesetz v. 26. März 1034 gegebenen 
Gestaltung abweichendes hervorgehen sollte.

Die oben wiedergegebenen Ausführungen des OLG., 
die eine Bindung des KI. an den Verzicht der Stadt B. 
aus dem Inhalt und Zweck dieses Gesetzes entnehmen 
wollen, sind rechtsirrig. Der Umstand, daß das Gesetz 
keine ausdrückliche Regelung der Frage enthält, ob der 
neue Träger der Straßenbaulast mit der Überweisung 
der sich aus dem Eigentum an der Straße ergebenden 
Rechte und Pflichten der Ausübung nach an irgend­
welche schuldrechtlichen Verträge, die bezüglich des 
Straßengeländes bestehen, gebunden sein soll, spricht 
von vornherein für das Eingreifen des allgemeinen 
Grundsatzes, daß persönliche Bindungen nicht zu Lasten 
eines Dritten gehen und daß keine Befugnis zum Ver­
zicht auf Rechte eines anderen besteht. Wenn in § 3 des 
Gesetzes von den „aus dem Eigentum an der Straße sich 
ergebenden Rechten und Pflichten“  die Rede ist, so 
fallen darunter nicht etwa die mit dem Eigentum zu­
sammenhängenden schuldrechtlichen Verträge. Der Ver­
zicht auf künftigen Bergschädenersatz stellt keine sich 
„aus dem Eigentum“  ergebende Pflicht dar, sondern ist 
eine yon der Stadt B. eingegangene Bindung, die nicht 
zu einer Einschränkung des Eigentums ausgestaltet 
wurde, was an sich möglich gewesen wäre. Das BG. 
will aus den Bestimmungen des § 3 Abs. 2 des Gesetzes 
und des § 22 der DurchfVO. v. 7. Dez. 1934 (RGBl. I, 
1237), daß die Nutzung von Baumpflanzungen an der 
Straße regelmäßig den bisherigen Eigentümern und Nut­
zungsberechtigten zu überlassen ist, wenn sie nicht Trä- 
ger der Straßenbaulast waren, entnehmen, daß eine 
Schädigung Dritter durch das Gesetz möglichst vermie­
den werden sollte. Es mag sein, daß diese Vorschrift 
aus Billigkeitsgründen dieser Art gegeben wurde. Ihr Vor­
handensein bestätigt aber eher, daß der neue Baulast- 
trager yon vornherein nicht gebunden ist, als daß sie für 
91?1® ®*ndui)S .spräche. Unmöglich kann, wie es das 
OLG. tut, der Runderlaß des Generalinspektors für das 
deutsche Straßenwesen v. 23. März 1937 im Sinne der 
Bindung verwertet werden: Der Generalinspektor sagt 
im Eingang des Erlasses, er habe beim Vollzug des Ge­
setzes stets daran festgehalten, daß der Übergang .der 
Unterhaltslast der Straße auf einen anderen Baulastträger 
für diesen nicht ohne weiteres die Verpflichtung be- 
gründe, in alle sich auf die Straße beziehenden und vom 
früheren Verfügungsberechtigten eingegangenen Ver­
tragsverhältnisse einzutreten. Er weist dann aber, um 
einen Eingriff in die berechtigten Belange der Energie- 
und Wasserwirtschaft zu vermeiden, die nachgeordneten 
Behörden an, Verträge über die Gestattung der Straßen­
benutzung für bestehende Leistungen als fortdauernd 
wirksam anzuerkennen. Darin kommt deutlich der Stand­
punkt des Generalinspektors dahin zum Ausdruck, daß 
trotz fehlender rechtlicher Bindung des neuen Baulast­
trägers durch frühere Verträge des Eigentümers doch 
aus praktischen Gründen die alten Verträge in den be­
schriebenen Sonderfällen beachtet werden sollen.

Aus dem Zweck des Gesetzes, im Verkehrsinteresse 
eine e i ns twe i l i ge  Neuregelung des Straßenwesens 
mit gerechter Lastenverteilung zu geben, und aus sei­
nem Wesen als eines „Organisationsgesetzes“  heraus, 
kann keine Bindung jles neuen Baulastträgers an nur

persönliche Verpflichtungen des Eigentümers entnomni 
werden, die im Gesetz nirgends vorgeschrieben ist’ 
ist auch nicht so, daß der Neuberechtigte mehr Re6 
hat als der Eigentümer selbst. Die Rechte aus d 
Eigentum kann er nur in dem Umfange ausüben, 
ihn das Eigentum aufweist. Das würde sich Pra<tLj. 
auswirken, wenn der Bergschädenverzicht als Oru 
dienstbarkeit eingetragen gewesen wäre. Die Ver ' 
nung der Bindung des KI. an den von der Stadt B- a, 
gesprochenen Verzicht beruht auf dem grundlegen 
Unterschied, der im geltenden Recht zwischen scnu 
rechtlicher Bindung und dinglichem Recht besteht, , 
wie darauf, daß die Stadt nicht gewillt und nicht 
war, über Ansprüche zu verfügen, die einem Dritten .... 
eigenem Recht erwachsen würden. Bloße Billig1) 
erwägungen können daran nichts ändern. Übrigens 
nicht anerkannt werden, daß die Nichtbindung m aie^ 
Falle zu einem mit Treu und Glauben in Widersp 
stehenden Ergebnis führt. Durch den Bergbau g69 .
digt ist der Kl., der die Straße instandzuhalten hat. _ 
Entgelt für den im Vertrage v. 21. Dez. 1931 aus» 
sprochenen Verzicht ist nicht ihm, sondern der btaQ 
zugeflossen. Da ist es durchaus gerecht, daß er , n„ 
Bergwerksbesitzer entschädigt werde. Dieser mag P*. 
.aus dem Vergleich seiner damaligen Vertragsgeg11 
gegenüber den Anspruch auf Schadloshaltung nach 
halt des Schlußsatzes in § 2 des Vertrags herbett 
Wenn dort zwar nur von Ansprüchen künftiger tu» „ 
tümer die Rede ist, so wird doch der gegenwärtig6 . 
der durch das Gesetz v. 26. März 1934 dem Kl. zu£f'hen 
senen Berechtigung mit darunter fallen. So beste« 
auch keine Billigkeitsgründe, die einen Versuch, 
Gesetz anders auszulegen, rechtfertigen könnten. , «

Das Recht des Kl. aus § 148 ABG. besteht, ohne a 
ihm der von der Stadt B. ausgesprochene Verzicht 
Bergschädenersatz entgegensteht. Daraus ergibt sich 
Wiederherstellung .des Urteils des LG. Doch war “ 
Feststellungsausspruch entsprechend dem zwischen 
Parteien bestehenden Streit wie folgt zu beschran^• 
„Es wird festgestellt, daß der Vertrag v. 21. Sept- ,je 
zukünftigen Bergschädenansprüchen des Kl. gegen 
Bekl. nicht entgegensteht.“  .

(RG., V. ZivSen., U. v. 6. Febr. 1941, V 95/40.)

19. KG. -  §§114, 120 PrAllgBergG.; § 29 her­
auf Grund eines in notarisch beurkundeter Gewerk6" . s 
Sammlung gefaßten Beschlusses die Umschreibung n 
Eigentums an dem Bergwerk im Grundbuche einge'^Ju. 
werden, so beschränkt sich das Prüfungsrecht des y 
darauf, ob der Beschluß bei Zugrundelegung de9 D ¡3f. 
kündeten Inhaltes ordnungsmäßig zustande gekommei1 jj 
In dieser Hinsicht muß die Urkunde ersehen lassen, . 
der Notar die Legitimation der bei der Beschlußfass ,fe, 
beteiligten Gewerken und der für sie erschienenen *er 
ter geprüft und festgestellt hat. ,je

Eigentümerin eines eingetragenen Bergwerks Is* ,ef 
Gewerkschaft M., deren sämtliche Anteile sich 111 eB 
Hand der Gewerkschaft A. befinden. In deren ^ , ‘ „1 
erklärte Dr. H. zu notarischer Niederschrift v. 25. J .gr 
1940, und zwar, wie es darin heißt, „als ihr Verta g 
auf Grund schriftlicher Vollmacht v. 17. Juni 1940 > j. 
eine Gewerkenversammlung der Gewerkschaft «
gendes beschließe: die Liquidation der Gewerks611 „e 
die Bestellung des Otto S. zum Liquidator und
Übertragung des Bergwerks auf den alleinigen GeW6l? q 
der ebenfalls in Liquidation befindlichen Gewerks61110 
A., nämlich die Gewerkschaft T. Demgemäß ließ yLj 
S. das Bergwerk an die Gewerkschaft T. auf. Rje 
Grundbuchamt verlangte mit Zwischenverfügung u 
Vorlegung der privatschriftlichen Vollmacht auf DrVm 
v. 17. Juni 1940. Auf eine Beschwerde trat das LG. 0 
bei. Eine weitere Beschwerde hat Erfolg gehabt. , 

Die Eigentumsumschreibung setzt eine wirksame A . 
Iassung voraus. Zu einer wirksamen Auflassung geb 
daß sie von dem zur Verfügung über das veräuße 
Grundstück oder Bergwerk Berechtigten entweder P“ . 
sönlich oder durch einen wirksam bestellten Vertre1 
erklärt wird. Hier ist dije Auflassung von dem Otto ' 
als Liquidator der Bergwerkseigentümerin Gewerks6113
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j ' erMärt worden. Seine Verfügungsberechtigung hängt 
daR0n â ’ daß er wirksam zum Liquidator bestellt und 
ent Eu ,wirksam gemäß § 114 Abs. 2 AlIgBergG. zur un- 
Di , „diclien Übereignung des Bergwerks ermächtigt ist. 
er™•• i .teIlunS zum Liquidator und die Veräußerungs- 
dur i? ii?®'UnS sind *n der Verhandlung v. 25. Juni 1940 
Q* Pr- EL als Vertreter des einzigen Gewerken — der 
.Werkschaft A. — beschlossen worden. Dies wird durch 
.¡notarische Urkunde bewiesen. Durch die Urkunde 
d rfr!erner ’n öffentlicher Form die Tatsache bezeugt, 
J  ur, H. bei der Fassung dieser für das Verfügungs- 

. t des Otto S. maßgebenden Beschlüsse auf Grund 
îner schriftlichen Vollmacht v. 17. Juni 1940“  gehan- 

r . , nat. — Die Annahme der Vorinstanzen, daß das 
d.^douchamt berechtigt und verpflichtet sei, die in 
Kuri y ersammlungs- und Beschlußprotokoll v. 25. Juni 
fe„ bezeugte Vertretungsmacht des Dr. H. nachzuprii- 
tna iÜn<̂ zu diesem Zwecke die Vorlegung der Voll- 
, chtsurkunde zu verlangen, beruht auf einer Ver- 

n̂nung der stellung des Grundbuchamts gegenüber 
salari?chen Niederschriften über eine Gewerkenver- 
aitlmlung.
an?er ^enat hat bereits in der Entsch. JFG. 8, 269, 273 
ri ?esProchen, daß das Grundbuchamt, dem eine nota- 
ff.f® Urkunde über einen von dem alleinigen Gewerken 
r rnx i11 Beschluß vorgelegt wird, nicht einen besqnde- 
tr, Nachweis in der Form des § 29 GBO. für die Über- 
J fn g  aller Kuxe auf den beschließenden Gewerken 
s , langen könne, wenn nach dem Inhalt der notari- 
, en Niederschrift der Gewerke die Versammlung „als 
Kiivlm .Gewerkenbuch als alleiniger Eigentümer aller 

Eingetragene abgehalten hat“ . Auch in der Ent- 
" JFG. 7, 435 hat der Senat einen in der Form(Je j r v j .  / ,  4 0 0  n a i  U C I  o c u a i  e i n e n  i n  n e i  1

C  .V 9 QBO- zu führenden Legitimationsnachweis der 
Erfließenden Gewerken nicht gefordert, sondern — in 
p.^aagelung einer entsprechenden protokollarischen 
^ "Stellung — das dem Grundbuchamt vorgelegte Ge- 
s ,rkenbuch als ausreichende Beweisgrundlage ange- 
Qnen- In der Entsch. KGJ. 31, A 168/169 wird bei der 
«i neralversammlung einer Aktiengesellschaft (die nur 
trnfr1 Aktionär hat) die vom Notar (oder Richter) ge- 
£is+ ne Feststellung der Legitimation als für das Re- 
»(J^gericht ausreichend angesehen. Der leitende Grund- 

uanke dieser Rspr. ist der, daß der die Beurkundung 
5 n Beschlüssen einer Gewerken- (Gesellschafter-) Ver­
tan lun8 vornehmende Notar, wenn eine Vollversamm- 
stâ . zulässigerweise ohne ordnungsmäßige Einberufung 
/ ‘«findet, die für das Zustandekommen eines wirk- 

zn Beschlusses allein verantwortliche und deshalb 
.‘“  Prüfung aller Wirksamkeitserfordernisse maßgebende 
un itssteI,e ist. An diesem Standpunkt ist festzuhalten, 
f  zwar auch für den Fall, daß die Beschlußfassung 

Voraussetzung für grundbuchliche Eintragungen 
snk./ändernder Art bildet. Die allgemeine Formvor- 
vJ*1 ‘ des 8 29 GBO. findet dann nur in dem Sinne An- 

ndung, daß die notarische Niederschrift die Ord- 
M/jSsmäßigkeit des Beschlusses und die durch den 

erfolgte Prüfung der Voraussetzungen für diese
,. enen lassen muß. Geschieht' das, so werden damit auch 
r e, /Um Gegenstand der Beschlußfassung gehongen 
L^bfsgeschäftlichen Voraussetzungen für die Wirksam- 
p 1 der beschlossenen Verfügung über das hegende 
„ewerkschaftseigentum (die Substanz des Bergwerks: 

BergG.) und die Zulässigkeit ihrer grundbuch- 
«en Eintragung für das Grundbuchamt nachgewiesen. 
Eine der wesentlichsten Voraussetzungen für das Zu- 

„ andekommen eines wirksamen Versammlungsbeschlus- 
'st die Legitimation der Personen, von denen er 

3/aßt wird. Das können die Gewerken selbst oder 
i/en  Bevollmächtigte sein. Im ersten Fall genügt, wie 
k, JEG. 8, 269 ausgesprochen ist, gegenüber dem urund- 
y cliamt die aus der notarischen Urkunde über den 
g^sarnmlungsbeschluß erkennbare und damit i. S. des 
S 22 RNotO. bezeugte Tatsache, daß der Notar das Ge- 
n,efenbuch eingesehen und auf Grund dieser Einsicht- 
ahttie die Überzeugung von dem behaupteten Kux- 

rjgentum der als beschließende Gewerken handelnden 
»Egonen gewonnen hat, obwohl das Gewerkenbuch 
' Ibst nur eine privatschriftliche Urkunde ist. Dann ist 

ril,r folgerecht, es im zweiten Falle genügen zu lassen,

daß der Urkundsnotar die Ermächtigung eines in der 
Versammlung erschienenen Vertreters auf Grund einer 
ihm — dem Notar — vorgelegten privatschriftlichen 
Vollmachtsurkunde geprüft hat und daß die Tatsache 
dieser Prüfung aus der notarischen Niederschrift sicher 
erkennbar ist. Dadurch ist für das Grundbuchamt die 
Ordnungsmäßigkeit der Beschlußfassung, falls auch an­
dere Mängel nicht ersichtlich sind, und die Wirksamkeit 
der in ihm niedergelegten als Eintragungsvoraussetzun­
gen in Frage kommenden Erklärungen i. S. der Vor­
schrift des § 29 GBO. i. Verb. m. § 22 RNotO. form­
gemäß nachgewiesen.

Gefahren für die Sicherheit des Grundbuchverkehrs 
sind bei Anwendung dieser Grundsätze nicht zu be­
fürchten, da der Notar für die von ihm getroffene Fest­
stellung der Legitimation der erschienenen Gewerken 
oder Gewerkenvertreter verantwortlich ist. Hierbei ist 
auch darauf hinzuweisen, daß das Grundbuchamt die 
ihm als Eintragungsunterlagen vorgelegten notarischen 
Urkunden, wie nirgends bezweifelt wird, auch hinsicht­
lich der Feststellung der Persönlichkeit und der Ge­
schäftsfähigkeit der an dem beurkundeten Rechtsgeschäft 
Beteiligten nicht nachzuprüfen hat.

Die Anwendung der entwickelten Grundsätze auf den 
vorliegenden Fall ergibt, daß die Berechtigung des 
Dr. H., namens der Gewerkschaft A., der einzigen Ge­
werkin der Gewerkschaft M., die vorerwähnten Be­
schlüsse zu fassen, durch das vorgelegte notarische Proto­
koll dem Grundbuchamt ausreichend nachgewiesen ist. 
Denn durch den in die Niederschrift aufgenommenen 
Vermerk „als Vertreter der Gewerkschaft A. auf Grund 
schriftlicher Vollmacht v. 17. Juni 1940“  ist erkennbar 
gemacht, daß die Vollmacht dem Notar vorgelegt, daß 
sie von ihm hinsichtlich der Person der Aussteller und 
des Inhalts geprüft und daß sie in Ordnung befunden ist.

(KG., 1. ZivSen., Beschl. v. 23. Jan. 1941,1 Wx 632/40.)

Verfahren, Gebühren- und Kostenrecht
20. RG. — § 9 ZPO. Bei der Streifwertberechnung auf 

den 12 lh fachen Betrag des einjährigen Bezugs kommt es 
nicht darauf an, ob es mehr oder weniger wahrscheinlich 
ist, daß der Wegfall vor Ablauf von 12 l/i Jahren eintreten 
wird.

In der Revlnst. verlangt der Kl. als Ruhegeld aus 
seiner Stellung als Vorstandsmitglied der Bekl. über den 
ihm bewilligten Betrag von monatlich 400 3tM hinaus 
einen weiteren Betrag von 300 3Ui monatlich. Nach § 9 
ZPO. berechnet sich der Streitwert, da der künftige Weg­
fall des Bezugsrechts gewiß, die Zeit des Wegfalls aber 
ungewiß ist, auf den 12Vsfachen Betrag des einjährigen 
Bezugs. Das ergibt einen Betrag von 300x12x121/2 
=> 45000 M l.

Der RevKi. beantragt, den Streitwert auf 71/2X3600 
=  27000 XM festzusetzen, da der KI. zur Zeit der Klage­
zustellung bereits 69 Jahre alt gewesen sei. Der Antrag 
ist unbegründet. Nach § 9 ZPO. ist der Streitwert gerade 
dann auf den 12i/2fachen Betrag des einjährigen Bezuges 
festzusetzen, wenn die Zeit des Wegfalls des Bezugs- 
rechts ungewiß ist. Hierbei kommt es nicht darauf an, 
ob es mehr oder weniger wahrscheinlich ist, daß der 
Wegfall vor Ablauf von 12i/2 Jahren eintreten wird. Eine 
andere Art der Berechnung findet nur dann statt, wenn 
der Höchstbetrag der wiederkehrenden Leistungen be­
stimmt geringer ist als der 12i/2fache Betrag des ein­
jährigen Bezuges. Das trifft im vorliegenden Falle aber 
nicht zu, da die Rente möglicherweise noch 12i/2 Jahre 
seit Klageerhebung und länger gezahlt werden muß. Zu 
dem Betrag von 45 000 tkM kommt noch eine einmalige 
Zahlung von 300 M l.

(RG., II. ZivSen., Beschl. v. 3. März 1941, II 14/41.)
[He.]

*

21. RG. — § 233 ZPO. Der Rechtsgrundsatz, daß der 
Rechtsanwalt und mit ihm die Partei für die Versäumung 
einer Frist durch ein Versehen des geschulten und be­
währten Büropersonals nicht einzustehen haben, gilt nur, 
wenn durch die Einrichtung des Büros und die Über-
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wachung des Personals das möglichste getan ist, um Ver­
sehen auszuschließen. Die ungewöhnlichen Verhältnisse 
und Schwierigkeiten der Kriegszeit sind auch bei der Be­
urteilung der Frage, ob ein unabwendbarer Zufall im 
Sinne des §233 ZPO. vorliegt, zu berücksichtigen. Von 
dem Rechtsanwalt ist aber zu verlangen, daß er diesen 
Schwierigkeiten durch besondere Sorgfalt Rechnung zu 
tragen sucht.

Der Bekl. ist durch Urteil des LQ. St. v. 6 Juli 1940 
verurteilt worden, an den Kl. die in der Urteilsformel 
bezeichneten Sachen herauszugeben. Gegen das am 
J6 -Juli 1940 zugestellte Urteil hat der BekL am 15? a S  
1940 durch den RA. St. in St. Berufung eingelegt Auf 
den Antrag des Bekl. hat der Vorsitzende des BG 
durch Verfügung v. 13. Sept. 1940 die Fristen zur Be­
gründung der Berufung und zum Nachweis der Zahlung 
der Prozeßgebühr bis zum 28. Okt. 1940 verlängert 
Der Bekl hat die Zahlung der Prozeßgebühr am 28. Okt" 
1940 nachgewiesen, die Berufungsbegründung aber erst 
am ll.Nov. 1940 eingereicht und zugleich die Wieder­
einsetzung in den vorigen Stand gegen die Versäumung 
der Frist zur Begründung der Berufung beantragt. Die 
Berufungsbegründung und der Wiedereinsetzungsantrag 
sind vom AnwAss. Dr. F. für RA. St. unterzeichnet wor­
den- Der Bekl. hat zur Begründung des Antrages auf 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ausgeführt, die 
m, Burogemeinschaft verbundenen RA. St. und Dr H 
seien seit Monaten eingezogen. Der im Zivildienst tätigt 
KA. St. sei bisher in der Lage gewesen, sich im Monat 
jeweils für einen Tag freizumachen und sich über die 
allernotwendigsten Dinge kurz unterrichten zu lassen; er 
sei aber nicht imstande gewesen, im gegenwärtigen Falle 
die Berufungsbegründung innerhalb der vorgeschriebe­
nen Frist abzugeben. Die Bemühungen der beiden ein- 
gezogenen Rechtsanwälte, einen Vertreter zu bekommen 
seien ergebnislos gewesen. RA. St. habe sich auch an­
gesichts der Arbeitsüberlastung der meisten Anwalts- 
buros ohne Erfolg bemüht, die mit ihm befreundeten 
Rechtsanwälte zu bewegen, einige Rechtsstreitigkeiten, 

d‘e gegenwärtige, für ihn weiterzuführen. Am 
24. Okt. 1940 sei der AnwAss. Dr. F. in das Büro des 
RA. St. eingetreten. Er habe eine große Anzahl uner­
ledigter eiliger Sachen vorgefunden und es sei ihm nicht 
möglich gewesen, einen Überblick zu gewinnen und so­
gleich eine Teilung der unbedingt notwendigen und der 
weniger dringenden Arbeiten vorzunehmen. Von dem 
Lauf der Frist zur Berufungsbegründung in der gegen­
wärtigen Sache habe der AnwAss. erst am 29 Okt 1940 
erfahren. In dem Büro der RA. St. und Dr. H. sei wegen 
j~r  ̂nkpns des übrigen Personals nur eine Sekretärin 
beschäftigt. Diese sei zwar schon längere Zeit in dem 
Büro tätig, angesichts der Fülle der Arbeit sei es ihr 
aber nicht möglich gewesen, alle Fälle zu bewältigen 
und insbesondere den Fristenkalender so zu führen und 
zu überwachen, wie er unter anderen Umständen, als in 
der gegenwärtigen Kriegszeit, habe geführt werden 
müssen. Das Bemühen, eine weitere Hilfskraft einzu­
stellen, sei vergeblich gewesen. Die einzige Sekretärin 
sei derartig belastet, daß es seit Monaten unmöglich sei, 
eine Abrechnung vorzunehmen und zu erteilen, obwohl 
oft sogar am Sonntag zusätzlich gearbeitet werde. Die 
Versäumung der Frist sei somit durch verschiedene un­
glückliche Umstände verursacht worden, die im wesent­
lichen durch die Kriegsverhältnisse bedingt seien.

Auf eine Verfügung des BG. v. 22. Nov. 1940 hat der 
Bekl. in einem am 2. Dez. 1940 eingegangenen Schrift­
satz v. 28. Nov. 1940 weiter erklärt: Der Fristablauf sei 
ordnungsmäßig im Fristenkalender eingetragen gewesen. 
Die Sekretärin könne sich nicht darauf besinnen daß" 
der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle des BG. am 
26. Okt. 1940 fernmündlich auf den drohenden Fristablauf 
aufmerksam gemacht habe; sie sei in der fraglichen Zeit 
auch durch Ereignisse in ihrer Familie und monatelange 
Überarbeitung kopflos gewesen, und es sei möglich, daß 
ihr der gleichzeitige Ablauf der Fristen zum Nachweise 
der Zahlung der Prozeßgebühr und zur Begründung der 
Berufung nicht zum Bewußtsein gekommen sei und sie 
geglaubt habe, die Einzahlung der Prozeßgebühr ge­
nüge für sich allein, um die Frist zu wahren. RA St 
sei am Sonnabend, dem 26. Okt. 1940, um I0y2 Uhr aus

K. in St. angekommen und am späten Nachmittag de 
27. Okt. schon wieder zurückgefahren. In dieser Zeit se 
er einige Stunden auf dem Büro gewesen. Er habe wa-' 
rend seines Aufenthalts in St. fast ununterbrochen p 
sprechungen gehabt und sei deshalb nicht imstande g 
wesen, den Fristenkalender nachzuprüfen oder die a 
kretärin nach den laufenden Angelegenheiten zu “ 
fragen. Der AnwAss. Dr. F. sei in der Zeit v. 26. 0» 
29. Okt. 1940 in einer Vermögensangelegenhcit sein 
Ehefrau in M. und S. gewesen. Er habe am 28. Okt. 2 
dem Büro angerufen und angefragt, ob etwas Wichtig 
zu erledigen sei. Die Sekretärin habe da£ verneint.

Der KI. hat beantragt, den WiedereinsetzungsantNS
abzuweisen und die Berufung als unzulässig zu ve' 
werfen.

Das BG. hat durch Beschluß v. 17. Dez. 1940 
Antrag des Bekl., ihm gegen die Versäumung der rr 
zur Begründung der Berufung die Wiedereinsetzung 
den vorigen Stand zu gewähren, auf seine Kosten 
rückgewiesen.

Der Bekl. hat gegen die ihm am 19. Dez. 1940 zuge­
stellten Beschlüsse v. 17. und 18. Dez. 1940 am 2. Ja ' 
1941 die sofortige Beschwerde erhoben. ,7

Die rechtzeitig eingelegte und nach §§ 238 Abs. 1» 5, 
Ziff. 1 u. 567 Abs. 3 ZPO. zulässige sofortige Beschvve 
o Un.!c ™~egrijndei. Ein unabwendbarer Zufall, der g|»*d 
§ 233 ZPO. die Wiedereinsetzung in den vorigen Sta 
gegen die Versäumung der Frist zur Begründung 0 
Berufung rechtfertigen würde, liegt nur dann vor, Weu 
die Versäumung der Frist nach den Umständen a 
Falles auch durch die äußerste verständigerweise an 
wendende Soro-f.nlt .....— „„..„»cpii \va_iwendende Sorgfalt nicht abzuwenden gewesen w“.1" 
Dabei steht ein Verschulden des Prozeßbevollmächtig 
ten oder seines Vertreters dem Verschulden der 1^.,, . V A «UUUC15 uem verscnuiaen uu - . ,
gleich. Dem Bekl. ist auch ein Verschulden des AnWA* 
Dr. F zuzurechnen, gleichviel, ob dieser gemäß 8 
RRAO. 1. Verb. m. der VO. zur Vertretung von RA-./ 
18. Sept. 1939 (RGBL I, 1847) zum Vertreter für RA- 
bestimmt oder ob er dem Rechtsanwalt nur zur Leis'“"® 
des Anwärterdienstes überwiesen war, denn dem Anwan 
assessor stehen nach § 13 RRAO. die anwaltlichen { 
fugnisse des Rechtsanwalts zu, dem er überwiesen

157’ 359 [362I ; 162> 84 t86I und RA& lief 166 [167]). Die Frist zur Begründung der Berufung 11 f 
mit dem 28. Okt. 1940 ab. Der AnwAss. Dr. F. ** 
seit dem 24. Okt. 1940 in dem Büro des RA. St..ta%’ 
der RA. selbst war am 26. und 27. Okt. 1940 m e 
anwesend und hat sich während dieser Zeit niem'L 
Stunden auf seinem Büro aufgehalten. Dem RA- cj 
dem AnwAss. war bekannt, daß die Büros des RA- J 
und des RA. Dr. H. gemeinsam zur Zeit nur von eI% 
Angestellten versehen wurden, und sie mußten 51j 
sagen, daß bei so außergewöhnlichen Verhältnissen 
einer so starken Belastung auch bei einer erfahren 
und bewährten Angestellten die Gefahr eines Versen̂  
in der Überwachung des Fristcnlaufes in hohem 
gegeben war. Unter diesen Umständen war es “
Pflicht Sowohl Hoc A nur A cc ixrio rlzir> D A f-zxlhcf. Û*°  11 \ \  wiwatu ^UlMUIlUCn Well -
Pflicht sowohl des AnwAss. wie des RA. selbst, 
allen Umständen den Fristtmkalender einzusehen urw - 
selbst festzustellen, ob nicht etwa eilige Maßnani” " 
zur Verhinderung eines bevorstehenden FristablauJ5 L  
treffen waren. Hinter dieser vordringlichen Au»£ rt--11----1 « •< * . . . .  — -oQjlll*4- -..»».IV* UIVOM VUlUUUgUUICH TfUl“
muhten alle anderen Arbeiten, auch wichtige Bespr̂ c*1 
gen des RA. St. im Hinblick auf die schweren Foie,.e 
einer Fristversäumung zurücktreten, zumal da weder 
Einsicht des Kalenders noch der Entwurf eines etwaig. 
Antrages auf Fristverlängerung besonders viel .Zen 
Anspruch genommen hatte. Dem Bekl. ist zuzuge*5? ’ 
daß die ungewöhnlichen Verhältnisse und Schwief'“ 
keiten der Kriegszeit auch bei der Beurteilung der Frag ’ 
ob ein unabwendbarer Zufall i. S. des § 233 ZPO- 
liegt oder nicht, zu berücksichtigen sind. Von dem KCj 
und entsprechend von dem AnwAss. ist aber auch1 * 
verlangen, daß sie den durch den Krieg verursach'“ 
Schwierigkeiten im Rahmen des Möglichen und Zum“ 
baren durch besondere Sorgfalt Rechnung tragen- y 
Nachprüfung des Fristenkalenders war gerade unter d“ 
im Büro des RA. St. obwaltenden besonderen Verhai 
nissen, die eine reibungslose Erledigung der bürotecli1“ ' 
sehen Arbeit durch die einzige, völlig überlastete Angc'
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bn+̂ e n'cht mehr gewährleisteten, ganz besonders ge- 
u ;en und ging nicht über das Maß des ihnen auch 
Pp u  schwierigen Umständen Zumutbaren hinaus. Der 

cntsgrundsatz, daß der Rechtsanwalt und mit ihm die 
artei für die Versäumung einer Frist durch ein Ver- 
len des geschulten und bewährten Büropersonals nicht 

dp ustehen haben, gilt nur, wenn durch die Einrichtung 
Ü ? Büros und die Überwachung des Personals das Mög- 

lste getan ist, um Versehen auszuschließen. Im gegen- 
artigen pa[je gewährleistete die Einrichtung des Büros 

dp ordnungsmäßige Erledigung der Arbeiten durch 
nur V,n£estellte nicht mehr, und dieser Mangel konnte 
w .uurch eine verstärkte Überwachung ausgeglichen 
haK en' Fudern sie diese Überwachung unterließen, 
Um+1’ Vertretcr des Bekl. nicht die äußerste, den 

uständen des Falles nach verständigerweise zu erfor- 
zuro Sorgfalt aufgewendet, um den Ablauf der Frist 
u Begründung der Berufung zu verhindern. Für ihr 
'«schulden hat der Bekl. nach § 233 Abs. 2 ZPO. 
eitIzustehen.

(RQ-> H.ZivSen., Beschl. v. 3.Febr.l941, 1IB 1/41.)
IN.]

* *

a 22. Rq. _  §§ 256, 323 ZPO. Wird in einem Urteil, durch 
d s m  Rentenurteil aufgehoben wird, kein Zeitpunkt für 
h n,'Wegfall der Rente angegeben, so kann diese erst mit 
p„h ,kraft des Urteils wegfallen. Lauten in einem solchen 
a e Klageantrag und Urteil dahin, daß der Bekl. keinerlei 
jährliche mehr zustehen, so geht das über § 323 ZPO.
: ?ails und enthält gleichzeitig eine negative Feststellung 

von § 256 ZPO.
v Die Bekl. erlitt am 30. März 1930 durch Zusammenstoß 
ein* ZiWe‘ Kraftwagen, in deren einem sie als Fahrgast saß, 
Uh Kopfverletzung. Auf ihre Klage stellte das LG. durch 
d ne>l vom 15. Dez. 1931 die gesamtschuldnerische Scha- 
¡5}Sersatzpflicht der beiden beteiligten Kraftwagenhalter 
uni’ n.ämlich die der jetzigen Kl. im Rahmen des KraftfG.

diejenige der „B. Autobetriebs-AO., in deren Wagen 
aii iTekl. befördert worden war, ohne diese Beschränkung;
. ch sprach ihr das LO. bezifferte Beträge zu, darunter 

Monatsrente von 30 J lJ l bis Ende 1933. Später er- 
teii te sie nocl1 andere Verurteilungen der jetzigen Kl., 

ns wegen Verdienstausfalls, teils wegen Kurkosten, so 
«s Urteil des LG. vom 9. Mai 1936, worin ihr eine Mo- 
atsrente von 45 MJi für die Zeit vom 1. April 1936 auf 

j  e Dauer von fünf Jahren zugesprochen, und das Urteil 
KG. v. 16. Juli 1937, worin dieser Rentenbetrag auf 

Monatlich 60 JIJC erhöht wurde. Alle diese Urteile sind 
^ k r ä f t ig .
i , i e  gegenwärtige Klage stützte die Kl. auf die Behaup­
t e .  daß die Unfallfolgen gänzlich überwunden seien. 
v1® bantragte, die letzgenannten beiden Urteile hinsicht- 
■ cil des Rentenanspruchs aufzuheben und festzustellen, daß 
t  Bekl. keinerlei Ansprüche aus ihrem Unfall mehr zü­
nden. Die Bekl. bestritt, daß die Folgen überwunden 
r?'en, da sie immer noch an Gleichgewichtsstörungen und 
,°Pfschmerzen leide, die ihr die Ausübung ihres Berufes 

t,s Schneiderin beeinträchtigten, und erhob Widerklage auf 
.-•"stattung von Kosten einer Reihe von ärztlichen Behand- 
“Ugen im Betrage von 118 ¿RJl nebst Zinsen. Das LG. 
kannte nach einer Beweiserhebung dahin:

„ K Die Urteile des LG. B. vom 9. Mai 1936 und des KG. 
n??1 6̂. Juli 1937 werden hinsichtlich des Rentenanspruches 
•/^gehoben und es wird festgestellt, daß der Bekl. aus 
s r«n Kraftfahrzeugunfall vom 30. März 1930 keine An- 
Prüche mehr gegen die Kl. zustehen.

Auf die Widerklage hin wird die Kl. verurteut.andie 
118 JUC nebst 4% Zinsen seit dem l.Febr. 1939 zu 

zahlen.
y».?. Die Kosten der Klage trägt die Bekl., die Kosten der 

•Verklage trägt die Kl.
4- Das Urteil ist, soweit es die Widerklage betrifft, vor- 

aufig vollstreckbar.
^ährend die Kl. ihre Verurteilung auf die Widerklage 

nangefochten ließ, legte die Bekl. Berufung ein mit dem 
'//'trage, die Klage abzuweisen. Das BG. verwarf jedoch 
le Berufung als unzulässig, weil die Berufungssumme 

,°n mehr als 500 ¿RJl zur Zeit der mündlichen Verhand- 
Ung vom 30. Aug. 1940 nicht mehr vorhanden gewesen sei.

Das RG. hob das Urteil des BG. auf und verwies die 
Sache an dieses zurück.

Das BG. nimmt an, nur aus § 323 ZPO. sei die Klage 
erhoben und die Entsch. des LG. zur Klage ergangen. 
Für diese Auffassung verweist es auf Schriftsätze beider 
Parteien und auf die Entscheidungsgründe des ersten Ur­
teils. Demgemäß bezieht es dieses Urteil zu 1 nur auf die 
Aufhebung der Rentenzahlungspflicht für die Zukunft und 
mißt der Feststellung, daß der Bekl. aus ihrem Unfall keine 
Ansprüche mehr gegen die Kl. zuständen, keine selbstän­
dige Bedeutung bei, sondern sieht darin nur eine Klar­
stellung der rechtlichen Folge aus der Aufhebung der im 
Vorprozeß ergangenen Urteile. Da nun für den Wegfall 
der Rentenzahlungspflicht weder im Klageanträge noch im 
Urteil des LG. ein Anfangszeitpunkt angegeben ist, insbes. 
nicht — was nach § 323 Abs. 3 ZPO. zulässig gewesen 
wäre — der Zeitpunkt der Klagezustellung, so schließt 
das BG. daraus, daß die Rentenzahlungspflicht erst mit 
Eintritt der Rechtskraft wegfallen solle, und bemißt danach 
den Wert des Beschwerdegegenstandes für die Bekl. Die­
sen Wert berechnet es, da die ihr im Vorprozeß zuerkannte 
Rente mit dem 31. März 1941 endet, für die Zeit der Be­
rufungseinlegung auf 720 JlJl, für die Zeit der mündlichen 
Verhandlung aber nur noch auf 420 ¿RJt. Unter Zugrunde­
legung des Betrages von 500 JiJt, den nach § 7 VÖ. vom 
l.Sept. 1939 (RGBl. I, 1658) i.Verb.m. § 511a ZPO. der 
Wert des Beschwerdegegenstandes übersteigen muß, er­
klärt es die Berufung für unzulässig.

Die Rev. wendet sich in erster Linie dagegen, daß der 
Feststellung die selbständige Bedeutung abgesprochen 
worden ist. Sie findet in der Feststellung den Ausspruch, 
daß der Bekl., auch abgesehen von der ihr im Vorprozeß 
zuerkannten Rente, überhaupt keine Ansprüche mehr zu­
ständen, weder Rentenansprüche für die Zeit nach dem 
31. März 1941 noch Kurkosten, wie diese ihr in früheren 
Urteilen und noch auf die Widerklage im gegenwärtigen 
Rechtsstreit zugesprochen worden seien und weiterhin 
entstehen könnten. Demgemäß nimmt die Rev. an, daß mit 
der Klage aus § 323 ZPO. eine Feststellungsklage aus 
§ 256 ZPO. verbunden worden sei. Sie verweist darauf, 
daß nach der unbestrittenen Behauptung der Bekl. die 
hinter der Kl. stehende Versicherungsgesellschaft die Bekl. 
wiederholt mit einmaliger Zahlung abzufinden versucht 
habe, und macht geltend, bei Ausübung des Fragerechts 
wäre Beweis dafür angetreten worden, daß die Versiche­
rungsgesellschaft noch Ende Juni oder Anfang Juli 1939 
die Bekl. zu bestimmen gesucht habe, gegen eine einmalige 
Abfindung von 1000 ¿RJt auf die Ansprüche aus dem Un­
fall zu verzichten. Die Rev. verweist ferner darauf, daß die 
Kl. selbst eine Kur als nicht mehr erforderlich erklärt 
habe. In zweiter Linie greift die Rev. die Annahme des 
BG. an, daß die Abänderung des Rentenurteils erst von 
der Rechtskraft der in diesem Rechtsstreit ergehenden Ent­
scheidung beantragt und vom LG. ausgesprochen worden 
sei. Sie ist der Meinung, Antrag und Urteil seien auf die 
Zeit seit der Klagezustellung zu beziehen, und halt es 
für bedeutungslos, daß dies nicht besonders zum Ausdruck 
gebracht worden sei.

In diesem zweiten Teil ihrer Begründung läßt sich der 
Rev. nicht folgen. Was sie für ihre Auffassung anfuhrt, 
daß die Kl. die Klagerhebung als den ersten zulässigen 
Zeitpunkt bezeichnet habe, von dem ab sie eine Abände­
rung des Rentenurteils erreichen könne, daß sie mit be­
antragt habe, die Zwangsvollstreckung aus den Vor­
prozeßurteilen einzustellen, daß sie ferner die Vollstreck­
barkeitserklärung für das zur Klage ergangene Urteil 
des LG herbeigeführt, daß sie schließlich die Sicherheit 
von 500' MM geTeistet und die Rentenzahlung vom Februar 
1940 ab eingestellt habe — alles das ist nicht ausschlag­
gebend. Es bleibt nun einmal die Tatsache bestehen, daß 
die Kl. in ihrem Klageanträge keinen Anfangszeitpunkt 
für den Wegfall der Rente angegeben und demgemäß das 
LG. auch in seine Entscheidung keinen Anfangszeitpunkt 
aufgenommen hat. Möchte vielleicht in den Antrag die 
Klagezustellung als Anfangszeitpunkt hineingedeutet wer- 
den&können, *o ist das doch bei der vom LG. getroffenen 
Entscheidung nicht möglich. Die I<1. hatte sich denn auch, 
schon bevor die Bekl. Berufung einlegte, damit abgefunden, 
daß das Urteil des LG. als Gestaltungsurteil erst mit der 
Rechtskraft seine Wirksamkeit erhalte, wie sie in ihrem
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Antrag auf Vollstreckbarkeitserklärung vom 24. Febr. 1940 
ausdrücklich zugab. Gegen die Wertberechnung des BG 
ist daher, soweit sie die Klage aus § 323 ZPO. betrifft 
kein Bedenken zu erheben.

Dagegen ist die erste Revisonsrüge begründet. Das BG 
hat nicht genügend beachtet, daß die Bekl. ihre Ansprüche 
in den Vorprozessen nicht auf die Rente beschränkt, son-

■rlL ai!c“  Ersatz für Heilungskosten gefordert und er- 
reicht hatte, wie dies noch iür ihre im gegenwärtigen 
Rechtsstreit erhobene Widerklage zutraf. Auch die Mög- 
lichkeit künftiger Ansprüche lag nicht fern; hatte doch 
die Bekl in ihrer im August 1937 beim AG. erhobenen 
Klage geltend gemacht, sie bedürfe wegen der Unfallfolgen 
nach ärzthchem Gutachten zur Erhaltung ihrer Arbeits­
fähigkeit eines alljährlichen Erholungsurlaubs. Ebenso war 
mit neuen Rentenansprüchen für die Zeit nach dem 
31. Marzl941 zu rechnen. Alles das mußte ein Interesse der 
Kl. an der von ihr beantragten Feststellung begründen. 
Das BG. hat auch nicht den Wortlaut des Klageantrags 
beachtet, in dem die Kl. neben der Aufhebung der Renten- 
urteile die Feststellung begehrt hat, daß der Bekl. aus 
dem Unfall „keinerlei“ Ansprüche mehr zuständen. Das 
ging über den Antrag auf Aufhebung der Rentenurteile 
hinaus und ließ sich nur dahin deuten, daß die Kl. mit 
der Abänderungsklage aus § 323 ZPO. eine Feststellungs­
klage aus § 256 ZPO. verband. Eine solche und ihre Ver­
bindung mit der Abänderungsklage war unbedenklich zu­
lässig. Diese mit dem Klageantrag begehrte Feststellung 
widersprach nicht etwa der rechtskräftigen, im Urteil vom
15.Dez. r a 1 getroffenen Feststellung, daß die jetzige Kl. 
der Bekl. allen Unfallschaden im Rahmen des KraftfG zu 
ers atten verpflichtet sei. Denn es sollte jetzt nur festge- 
steilt werden, daß die Verpflichtung durch eine neue Tat­
sache, nämlich durch die nach Behauptung der Kl in­
zwischen eingetretene Heilung, ihr Ende gefunden habe
Vogl47 ° r S’ l - 32n2 ?P0- Anm. VIII 4; Rb.: SeuffArch. 

59, 77) Wenn die Parteien die rechtliche Natur dieses mit 
der Abanderungsklage verbundenen Feststellungsantrages 
nicht erkannt und alles unter § 323 ZPO. gebracht haben 
so ist das ein bedeutungsloser Rechtsirrtum. Und ebenso 
kann es nichts ausmachen, wenn das LG., wie es nach 
seiner Urteilsbegründung den Anschein hat, demselben 
Rechtsirrtum unterlegen sein sollte. Heißt es zwar darin, 
die .sfL a“ s §, 333 ZPO. begründet und die Urteile 
vom 9. Mai 1936 und 16. Juli 1937 seien aufzuheben, soweit 
sie eine Verurteilung zur Zahlung einer Rente aussprächen, 
so enthalt die Urteilformel des LG. doch einen weiter- 
gehenden Ausspruch, nämlich außer jener Aufhebung auch 
die Feststellung, daß der Bekl. aus dem Unfal l  — nicht 
nur aus jenen Urteilen — keine Ansprüche mehr gegen die 
Kl. zustanden. Auch diese Feststellung wird durch die in 
den Entscheidungsgründen zum Ausdruck gebrachte An­
nahme gedeckt, daß die Unfallfolgen verschwunden und die 
bei der Bekl. noch vorhandenen Beschw. auf eine ältere 
chronische Erkrankung zurückzuführen seien. Mit dieser 
Feststellung hätte, wenn sie rechtskräftig würde, die Kl 
erreicht, was sie bezweckte, nämlich die endgültige Be­
freiung von allen Ansprüchen der Bekl. aus dem Unfall 
wenngleich es statt „keinerlei Ansprüche“ in dem Urteil 
„keine Ansprüche“ heißt. Darin liegt kein sachlicher Un­
terschied; das LG. hat nicht etwa die Kl. mit einem Teil 
ihres Klageantrages abweisen wollen, es hat anscheinend 
nur die Tragweite des Feststellungsantrages und der dar­
aufhin getroffenen Feststellung nicht erkannt. Würde also 
das Urteil des LG. so, wie es lautet, rechtskräftig und 
wurde alsdann die Bekl. mit neuen Ansprüchen an die I<1. 
herantreten, so könnte diese ihr entgegenhalten es sei 
rechtskräftig festgestellt, daß ihr keine Ansprüche mehr 
aus dem Unfall gegen die Kl. zuständen.

Hiernach ist die Bekl. nicht nur durch die Aufhebung 
der ihr bis zum 31. März 1941 zugesprochenen Rente be­
schwert, sondern auch durch die in der Urteilsformel des 
LG. mitenthaltene, wenn auch nicht besonders begründete 
Feststellung Deren Wert hat der erk. Senat durch beson- 
ocÄn11 J368?  ug na<dl § 18 GKG. für alle Instanzen auf 
3500 JUt festgesetzt. Daraus ergibt sich die Zulässigkeit 
der Berufung, da auch im übrigen keine Bedenken gegen 
die Zulässigkeit bestehen. 6 s

(RG„ VI. ZivSen., U. v. 7. Jan. 1941, V I112/40.) [N.]

23. RG. — § 566 a ZPO. Die Einwilligung nach Abs. 2 
dieser Bestimmung unterliegt dem Anwaltszwang- LUnarlitr-öo’liolio ___ _:  £___ ' _i_z! 'FVl/lÜf'tfHlalucser Desummung unterliegt dem Anwaltszwang. 
nachträgliche Einreichung einer formrichtigen Erklärung 
zum Ersatz einer innerhalb der Rechtsmittelfrist in 
gelhafter Form abgegebenen Einwilligungserklärung hei
den Mangel nicht.

istelhDas angefochtene Urteil ist am 4. Okt. 1940 zuge­
worden. Die Revisionsfrist lief mithin am 4. Nov. 1940 a 
An diesem Tage ist die Revisionsschrift eingegang««' 
Ihr war die Erklärung v. 15. Okt. 1940 beigefügt, m ae‘ 
der Leiter der Landesversicherungsanstalt H. —• °”. 
Mitwirkung eines Anwalts — für die Bekl. die ein' 
willigung in die Übergehung der Berlnst. erklärt hat. e 
ist noch eine Erklärung der RA. P. und S. in H. vom 
1. Nov. 1940 vorhanden, in der diese ebenfalls narne 5 
der Bekl. das gedachte Einverständnis erklärt habe • 
Diese Erklärung ist dem RevG. mit der Eingabe von
1 7  i  o  r~ \__  1 o  i o  * ,

~ ------- * *• '-*'-*** iv tvu . um uci
I7. Dez. 1940 am 18. Dez. 1940 vorgelegt worden.

.................  ' - ' • 9. unterliegt)
mung orte";

i», .utiü rtiiwaiiszwange jKUZ.. iiö, zy4; Urteil 
Senats III 302/30 v. 31. März 1931, abgedr., HRR- W
Nr 1 4ss\ c. i.ik_______ <>> T.-.ru A i

..............1 z  IO  v v i g t a g i

Die Einwilligung nach § 566a Abs. 2 ZPO. 
wie zumal nach Satz 2 Halbsatz 2 der Bestimmung r - 
bar ist, dem Anwaltszwange (RGZ. 118, 294; Urteil ae>
Q on ntn T I f  OAO /OA   O < I f •* .   ̂ .  ,  « 1 X fl D I WO 1ocums iu j u z / ju v. 31. Marz 1931, abgedrs r iK iv  
Nr. 1485). Die Erklärung v. 15. Okt. 1940 erfü llt das S 
setzliche Erfordernis nicht.

Diesem ist auch nicht durch die nachträglicheuiesem ist auch nicht durch die nachträgliche 
reichung der Einwilligungserklärung v. 1. Nov. 1940 ue 
nüge geschehen. Diese Erklärung ist zwar nach ihr 
Datierung innerhalb der Revisionsfrist ausgestellt 
den. sie ist aber erst narH Hprpn Aklanf demden, sie ist aber erst nach deren Ablauf dem R1 
eingereicht worden. Die unzulässig eingelegte und 
halb der Revisionsfrist auch unzulässig gebliebene K _ 
konnte nicht durch dies erst nach Ablauf der Revision- 
fnst eingetretene Ereignis verfahrensmäßig zulässig w« 
den. Auch das ist bereits in den beiden angeführt 
hochstrichterlichen Entsch. dargelegt worden. ,

Gemäß § 554a ZPO. ist das Rechtsmittel daher a 
unzulässig verworfen worden.

(RG., III. ZivSen., Beschl. v. 17. Jan. 1941, III 62/40.)

24. KG. -  §§ 4, 6 GKG.; § 567 ZPO.; VereinfVO. ^  
1. Sept. 1939.

1. Erinnerung gegen einen Kosfenansatz kann nur die' 
jemge Partei (Person) erheben, welche durch den Ans*1* 
unmittelbar als zahlungspflichtig in Anspruch genoflim 
wird, nicht aber, wenn sie — sei es von der Reichskasse’ 
sei es von dem erstattungsberechtigten Gegner — weg*1 
dieser Kosten später in Anspruch genommen wer 
könnte.

2. Die Beschw. gegen einen Gerichtsbeschluß, weich* 
die Niederschlagung von Kosten betrifft, ist Beschw. be."’ 
den Kostenansatz und deshalb nur zulässig, wenn 
Betrag der niederzuschlagenden Kosten (z. Zt.) 200 ™  
übersteigt.

LG. hat die von der Kl. beantragte Niederschlag11”!  
der Gerichtskosten abgelehnt, da kein Fall des §6 v° 
liege.

Die hiergegen gerichtete Beschw. war, ohne daß sfll' 
hch auf sie einzugehen war, als unzulässig zu verwert«■ ■ 
Denn es fehlt an der vorgesehenen Beschwerdesumme.¿Lg 
Senat hat bereits in seiner Entsch. v. 25. Mai 1935 (Jwß 
1935, 2589) auch für Beschw. gegen den Gerichtsbeschj11 ’ 
der eine Niederschlagung aus §6 GKG. ablehnt, die 
Schrift des §567 Abs. 2 ZPO. i. Verb. m. der No^U- 
v. 14. Juni 1932 (RGBl. I, 285) für anwendbar erkljjr ’ 
wonach die Beschw. von einer 50 übersteig«1”*; 
Beschwerdesumme abhing. Dabei ist davon ausgegaßg-l 
daß das Niederschlagungsverfahren des § 6 GKG., soWel_ 
es sich um eine Niederschlagung durch das Gericht halT 
delt, verfahrensrechtlich als Kostenansatzverfahren s,c” 
darstellt, in welchem der Rechtsbehelf der Erinnerung a”
§ 4 GKG. und demgemäß der daselbst vorgesehen̂ ” 
Beschw. gegeben ist. An dieser Auffassung ist auch be 
erneuter Nachprüfung festzuhalten. Denn der Antrag aU* 
Niederschlagung von Gerichtskosten enthält in sich zU" 
gleich eine Bemängelung des Kostenansatzes. Die Nied«' 
schlagung beseitigt, wie der Senat bereits in spiner Entsch- 
v. 20. Okt. 1934 (JW. 1935, 304) ausgesprochen hat, de«
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/tenanspruch des Staates und damit den auf diesen sich 
* Endenden Kostenansatz.

bedeutet nicht etwa nur einen E r l a ß  der Kosten- 
rp . * der Reichskasse i. S. und mit der Wirkung eines 
rirKr^esc.häftlichen Erlasses, so daß der Ansatz zwar 
nanlt die darauf gegründete Kostenschuld aber
pr träglich erlassen würde, in welchem Falle für eine 
bei n?erun& aus §4 OKQ. ebensowenig Raum wäre wie 
c dem Einwand der Zahlung oder der Aufrechnung (so 
sSiiCh* v- U-März 1933: JW. 1933, 2019). Die Nieder- 

“jagung bezweckt und bewirkt vielmehr eine Beseiti- 
dpn j ^es Kostenansatzes, indem sie, einmal aus Grün­den j rvusienansaizes, maem sie, einmal aus muu- 

n der Gerechtigkeit (§ 6 Abs. 1 Satz 1 GKG-), in an- 
Fallen aus Gründen der Billigkeit (§6 Abs. 1 Satz 3 

den ? ’• ^en Kostenanspruch des Staates rückwirkend auf 
• n Zeitpunkt seiner Entstehung vernichtet. Dadurch wirdbe«/ i F vy wirkt, daß der Kostenansatz bereits im Zeitpunkt seiner
l rnahme durch den Kostenbeamten — objektiv — un- 
j^echtigt war. Damit erweist sich also der Antrag auf 
J dfierschlagung rechtlich als ein Fall der Erinnerung 
V-S,»4 GKG. gegen den Kostenansatz und unterliegt das 
t, nähren hierüber den diesbezüglichen Vorschriften.
. 1̂ a« ID nn aIi  n r PI n PT*paj;d®° wie bisher die Zulässigkeit der Beschw. einer

5 
is

den DurchFvÖ v. 4. Okt. 1939 (RGBl. I, 1994) änzuwen-

dip D* Segen die Ablehnung oder der Reichskasse gegen 
ein “ ew'higung der Niederschlagung von der Erreichung 
Jjer 50 3MI übersteigenden Beschwerdesumme abhängig 

r’ demgemäß nunmehr die Vorschrift des § 6 Ziff. 1

Bp" ünd  eine Beschw. nur zulässig, wenn der Wert des 
/ehWerdegegenstandes 200 31 Jl übersteigt. 

ßBies ist hier, wo es sich nur um die erstinstanzlichen 
n r'chtskosten mit 175,70 JU l handelt, nicht der Fall. Die 

schw. mußte daher als unzulässig verworfen werden, 
j fni übrigen würde sie auch deshalb nicht haben durch- 
J/ngen können, weil es an der Legitimation der Kl. fehlt. 
„■Sen diesen Gerichtskostenansatz vorzugehen. Denn nicht
p selbst, sondern die Gegenpartei wird als Schuldner 
pr Gerichtskosten in Anspruch genommen. Nur diejenige 
. "rtei aber, welche in dem Kostenansatz als Schuldner 
p ?e>chnet und demgemäß zur Haftung der Reichskasse 
8apnüber herangezogen wird, die also durch den An- 
im d u n m i 11 e 1 b a r beschwert ist, ist berechtigt, den 
j ” § 4 GKG. vorgesehenen Rechtsbehelf der Erinnerungu « V J J . \V J .  V D l g t O t H t H t U  J .X V V .IJ IO ^ V J L IV X I VIVJL a- j.

Vo ergreifen. Dies ergibt sich aus § 4 selbst, welcher nur 
wn „Erinnerungen des Zahlungspflichtigen oder der 
2Iaatskasse“ spricht. Selbst diejenige Partei, welche als
Weitschuldner der angesetzten kostenschuld in Anspruch 

“kommen werden könnte, aber noch nicht in Anspruch 
rammen wird, ist noch nicht zur Erinnerung gegen 
P,n Kostenansatz befugt (Entsch. v. 6. Okt. 1930 bei 
dlaedeke,  „KostRspr.“  1938 Nr.8). Ebensowenig ist 
a‘es aber diejenige Partei, die mittelbar an dem Kosten- 
nsatz deshalb interessiert ist, weil sie auf dem Um- 

„ ege über die Kostenfestsetzung als Erstattungsschuld- 
rer>n der Gegenpartei aus §91 ZPO. zu denjenigen Ge- 
,chtskosten herangezogen werden kann, welche die Ge- 
W’htskasse von der Gegenpartei — z. B. als Urteilsschuld- 

erster Instanz — verlangt, welche diese Partei aber 
p1* Grund eines späteren Vergleichs von der anderen 
. artei als Übernahmeschuldnerin erstattet verlangen kann 
5!? auch R i t t m a n n - W e n z ,  3 zu §4 GKG.). Das in 
*01chem Falle unzweifelhaft bestehende mittelbare Inter- 
Ase der schließlich erstattungspflichtigen Partei an dem 
•/ostenansatz, der sich unmittelbar nicht gegen sie richtet, 
pWährt aber gleichwohl noch keine Sachbefugnis, sich 
p  Wege der Erinnerung gegen diesen Kostenansatz zu 
Wenden.

(KG., 20. ZivSen., Beschl. v. ll.Febr. 1941, 20 W 259/41.) 
*

,25,  KG. — § 20 Ziff. 2 GKG.; § 13 Ziff. 4 RAGebO. 
¿allt sich nicht eindeutig klarstellen, ob der Inhalt von 
P^akten zwecks Beweises oder nur zur Information des 
(Pr*ckts verwertet worden ist, so entscheidet in Zweifels- 
‘aUen der Zweck der Verwertung: es liegt dann Beweis- 
pjnahme vor, wenn eine streifige Frage geklärt werden 
sollte.

.§§ 104,124 ZPO. Der ArmAnw., der die Festsetzung auf 
Rillen Namen beantragt hat, während gleichwohl auf 
Qen Namen der Partei festgesetzt worden ist, kann im

Wege der Erinnerung (Beschwerde) Abhilfe dann be­
gehren, wenn er zugleich den Kostenansatz selbst be­
anstandet. Sonst kommt nur Berichtigung in Frage.

RA. W. als dem Beklagten im ersten Rechtszuge bei- 
geordneter ArmAnw. hat u. a. die Festsetzung der Be­
weis- und weiteren Verhandlungsgebühr auf seinen Namen 
beantragt. Der UrkB. hat unter Absetzung der Beweis- 
und weiteren Verhandlungsgebühr, weil die beigezogenen 
Vorakten nur zum Zwecke der Information erfordert seien, 
die Festsetzung auf den Namen der Partei vorgenommen. 
Gegen diesen Beschluß hat RA. W. ausdrücklich persön­
lich Erinnerung eingelegt und die Gebührenabsetzung be­
mängelt. LG. ist dem angefochtenen Beschluß beigetreten.

Gegen diesen Beschluß hat RA. W. sofortige Beschw. 
eingelegt.

Zur Frage der Aktivlegitimation des Anwalts zur Stel­
lung von Anträgen und zur Einlegung eines Rechtsmittels 
in dem auf den Namen der Partei vorgenommenen Kosten­
festsetzungsverfahren ist vorweg zu sagen: An sich steht 
dem ArmAnw. in einem Kostenfestsetzungsverfahren, das 
von ihm nicht im eigenen Namen, sondern auf den der 
Partei (oder von der Partei selbst) betrieben wird, ein 
Recht auf Erinnerung und Beschw. im eigenen Namen 
nicht zu (Entsch. des Senats 20 W 5001/34 v. 10. Juli 1934 
bei G a e d e k e , „Kostenrechtsprechung“ 1938 Nr. 434). 
Ebensowenig kann der Anwalt, gemäß dessen Antrag die 
Festsetzung auf den Namen der Partei erfolgt ist, im Wege 
der Erinnerung Abänderung dahin verlangen, daß die 
Festsetzung nunmehr auf seinen Namen vorgenommen 
werde. Denn eine Beschwer des ArmAnw. liegt nicht vor 
(Entsch. 20 W 4450/29 v. 4. Juni 1929).

Anders ist jedoch die Rechtslage dann, wenn der Arm­
Anw. von vornherein die Festsetzung auf seinen Namen 
(§ 124 ZPO.) beantragt hat. Ist dann unrichtigerweise zu­
gunsten seiner Partei festgesetzt worden, so kommt für 
ihn zunächst die Berichtigung (§319 ZPO.) des Beschlus­
ses in Frage (Entsch. 20 W 344/37 v. 23. Jan. 1937 bei 
G a e d e k e Nr. 762). Doch bestehen auch keine rechtlichen 
Bedenken dagegen, daß der ArmAnw. in einem solchen 
Falle jedenfalls dann im Wege der Erinnerung aus § 104 
Abs. 3 ZPO. Abhilfe begehrt, wenn er zugleich die Ent­
scheidung über den Kostenansatz selbst beanstandet und 
auch insoweit eine Änderung des Kostenfestsetzungs­
beschlusses begehrt. Beide Rügen kann er miteinander 
verbinden und so einen zuvorigen Berichtigungsbeschluß 
ersparen. Danach unterliegt hier die Berechtigung des 
Anwalts zur Einlegung der Erinnerung keinen Bedenken. 
Denn sie bringt, indem sie die Einlegung für den An­
walt persönlich hervorhebt, klar zum Ausdruck, daß er 
nicht nur die Absetzung der Beweis- und weiteren Ver­
handlungsgebühr rügen will, sondern zugleich entspre­
chend seinem ursprünglichen Anträge die Festsetzung aus 
§ 124 ZPO. auf seinen Namen verlangt. Demnach ist er 
auch berechtigt, die Beschw. im eigenen Namen zu er­
heben.

Diese auch im übrigen zulässige Beschw. mußte sach­
lich Erfolg haben. Eine Beweis- und weitere Verhand­
lungsgebühr kann für den Anwalt vorliegend nur dann 
entstanden sein, wenn die Vorprozeßakten vom Gericht 
zum Zwecke des Beweises verwertet worden sind. Eine 
solche Verwertung muß nach den Entscheidungsgründen 
des landgerichtlichen Urteils angenommen werden. Es 
handelt sich um einen Auseinandersetzungsprozeß zwi­
schen Gesellschaftern. In einem Vorprozeß hatte der Kl. 
auf Auskunftserteilung gegen den Bekl. geklagt, während 
er jetzt Einwilligung des Bekl. in einen Auseinanderset- 
zungsplan verlangt. Für die Entscheidung dieses Antra­
ges hat das Prozeßgericht in verschiedener Hinsicht auf 
den Vorprozeß zurückgegriffen. Hauptsächlich hat es 
über die Gesellschaftereigenschaft des Bekl., welche in 
Zweifel gezogen worden war, Feststellungen aus dem In­
halt der Vorprozeßakten dahin getroffen, daß nach diesen 
die Gesellschaftereigenschaft nicht in Zweifel gezogen 
werden könne. Diese Feststellung ist im einzelnen an 
Hand verschiedener Stellen belegt worden. UrkB. und LG. 
erblicken darin eine Verwertung der Vorprozeßakten nur 
zum Zwecke der Unterrichtung (Information) des Ge­
richts. Trifft dies zu, so würde in der Tat von einer Be­
weisaufnahme nicht gesprochen werden können, wie der

139*



1108 Rechtsprechung [Deutsches Recht, Wochenausgabe

Senat vielfach, zuletzt in seiner Entsch. 20 W 3587/40 vom
16. Dez. 1940 ausgesprochen hat. Dort sind die Grenzen 
zwischen einer Verwertung der Beiakten zum Zwecke der 
Information oder zum Zwecke des Beweises erörtert wor­
den, so insbes. für den Fall, wenn der Inhalt der Beiakten 
zur Klärung eines jetzt im Prozeß streitigen Punktes be­
nutzt worden ist, dagegen nicht streitig ist, daß die Bei­
akten den Inhalt haben, welchen das Prozeßgericht nun­
mehr für die Würdigung des streitigen Punktes benutzt.

Eindeutig Idar ist die Rechtslage dann, wenn eine 
Partei bestreitet, daß sie sich im Vorprozeß in diesem 
oder jenem Sinne geäußert habe, daß diese oder jene 
Feststellung dort getroffen, daß in dieser oder jener Weise 
dort verfahren worden sei. Greift dann das Prozeßgericht 
auf solche umstrittenen Punkte zur Klärung nunmehr strei­
tiger Punkte zurück, dann steht eine Beweisaufnahme 
außer Frage.

Desgleichen ist die Rechtslage eindeutig klar, wenn 
die Parteien sich darüber einig sind, daß ihr Vorbringen 
im Vorprozeß in dieser oder jener Weise gelautet habe 
und dieses Vorbringen dann vom Gericht seiner Beurtei­
lung des hier streitigen Punktes zugrunde gelegt wird. 
Denn dann ist ohnehin die Benutzung der Beiakten an 
sich entbehrlich, da insoweit unstreitiges Parteivorbrin­
gen vorliegt, das regelmäßig — von demjenigen Verfahren, 
wie z. B. im Eheprozeß, wo auch die Öffizialmaxime 
herrscht, abgesehen, weshalb gerade in Ehesachen häu­
figer als in anderen Verfahren bei Benutzung von Vor­
akten ein Beweisaufnahmeverfahren zu bejahen sein wird 
— keiner beweismäßigen Nachprüfung mehr bedarf. Die 
Heranziehung und Benutzung der Vorakten erfolgt in 
solchem Falle regelmäßig nur, um von den Einzelheiten 
des Vorbringens der Parteien, die nach dem Willen der 
Parteien ohne weiteres als vorgetragen gelten sollen, 
Kenntnis zu erhalten, um so den Parteien das — verfah­
rensrechtlich an sich notwendige — Vortragen im ein­
zelnen zu ersparen.
T.,Pazw'scl?en hegen diejenigen Fälle, in denen sich die 
Klärung einer streitigen Frage nur auf Grund einer 
Reihe einzelner Umstände treffen läßt, welche nicht durch­
weg als unstreitig von den Parteien vorgetragen sind oder 
zu gelten haben. Diesfalls liegt, wenn auch nur ein ge­
ringfügiges einzelnes derartiges Moment aus den Beiakten 
entnommen und vom Gericht verwertet wird, eine Be­
weisaufnahme vor (so bereits die oben angeführte Entsch. 
v. 16. Dez. 1940).

Es ergeben sich aber in der Praxis Grenzfälle, in denen 
sich aus der Entsch. des Prozeßgerichts eine eindeutige 
Feststellung darüber nicht treffen läßt, ob jeder einzelne 
Punkt, der aus den Beiakten herangezogen und verwertet 
worden ist, unter den Parteien unstreitig war. Diese Fälle 
lassen sich kostenrechtlich nur so einer gerechten Be­
urteilung zuführen, daß im Zweifel der Zwe c k  ent­
scheidet, zu welchem die Benutzung erfolgt ist. Ist dieser 
Zweck die Klärung einer streitigen Parteibehauptung 
oder eines anderen streitigen Punktes, dann ist in den 
genannten zwei Fällen von einer Verwertung des Inhalts 
der Beiakten zum Zwecke des Beweises und damit von 
einer Beweisaufnahme auszugehen.

Dabei gilt allerdings die Einschränkung, daß es sich 
nicht ausschließlich um solche Urkunden handeln darf, 
die von den Parteien zu den Vorakten überreicht worden 
waren, von ihnen also aus diesen zurückgefordert und 
dem Gericht zu Beweiszwecken im jetzigen Prozeß 
vorgelegt werden könnten. Denn dann handelt es sich auch 
hier um eine Beweisaufnahme durch Vorlegung von an 
den Händen einer Partei befindlichen Urkunden, für 
welche zwar die gerichtliche Beweisgebühr des § 20 Ziff. 2 
GKG., nicht aber die anwaltliche Beweisgebühr des 813 
Ziff. 4 RAGebO. erwächst (20 Wa 193/36 v. 24. Nov. 1936, 
JW. 1937, 256 bei G a e d e k e Nr. 288).

Im vorl. Falle läßt sich aus den Enfscheidungsgründen 
des landgerichtlichen Urteils zwar mit Sicherheit ent­
nehmen, daß das Prozeßgericht weitgehend auf den In­
halt der Vorprozeßakten zum Zwecke der Klärung der 
umstrittenen Frage der Gesellschaftereigenschaft des Bekl. 
zurückgegriffen hat. Nicht dagegen ist eindeutig klarzu­
stellen, ob alle die benutzten Momente an sich unter den 
Parteien unstreitig waren. Hier muß folglich in Anwen­
dung der vorstehend entwickelten Grundsätze eine Be­

weisaufnahme bejaht werden, durch welche auch die Ad 
waltsbeweisgebühr entstanden ist.

(KG., 20. ZivSen., Beschl. v. 3. Febr. 1941, 20 W 182/414
*

26. KG. — § 30 GKG.; § 521 ZPO. Rücknahme def
Anschlußberufung erst nach dem Verhandlungstermin ia
in keinem Falle mehr die Ermäßigung der Prozeßgcn , 
für die Anschlußberufung eintreten, ohne Rücksicht 
den Verlauf des Termins.

Eine Ermäßigung der gerichtlichen Prozeßgebühr
die zurückgenommene Anschlußberufung kommt nicm 
Frage. Zwar hat der Senat in seiner Entscheidung 
20 Wa 55/40 v. 17. Mai 1940 (DR. 1940, 1211) die »er 
günstigung des §30 GKG. — Ermäßigung der ProZ5 
gebühr im Falle der Rücknahme der Berufung vor *« --- -----  ciYuanuic uci. uciuiuug _____
beraumung des Termins zur mündlichen Verhandlung 
auch für den Fall anerkannt, daß eine Anschlußberut £ 
erst nach Bestimmung des Termins für das Hauptrecnß ucö ic m u iis  iur uas 

och gilt diese Vergünstigung, ” 
die genannte Entscheidung des Senats eindeutig a“
spricht, nur für den Fall, daß die Anschlußberutmuu 
gleichgültig ob es sich dabei um eine selbständige oa 
unselbständige Anschlußberufung handelt, noch vor o 
Termin zur mündlichen Verhandlung zurückgenomm 
wird. Dabei ist die Frage, ob die Rücknahme im ‘ erin__ 
selbst — bis zum Beginn der mündlichen Verhandlung 
ebenfalls noch eine Ermäßigung der Prozeßgebühr 
wirkt, ausdrücklich offen gelassen worden. j ef

Keinesfalls ist jedoch Raum für die Anwendung “ 
Vergünstigung des § 30 GKG. dann noch, wenn die Hin­
nahme der Anschlußberufung erst nach einem stattge11 
ten Verhandlungstermin erfolgt, wobei der Verlauf a 
Termins gleichgültig ist. Es ist rechtlich bedeutungsw» 
ob es in diesem Termin zur Verhandlung gekommen. ’ 
ob streitig oder garnicht, ob zur Sache oder nur w* 
prozeßleitende Maßnahmen verhandelt worden ist oder 
ohnedem von Amts wegen vertagt worden ist, desgleicn 
also auch, ob, wie vorliegend, Versäumnisurteil gegfen « ,
RprTfl Prrranwor, lei rio— A ¡ P  1 31

wie vuiuegeiiu, versaummsurten gcs.‘-"Täf. 
BerKl. ergangen ist. Denn entscheidend ist allein die 
Sache, daß es zu einem Termin gekommen ist, weic 
zur Verhandlung über den Sachstand, wie er sich 1 
Augenblick des Terminsbeginns ergab, bestimmt war. P 
heißt, wenn zwar der Termin lediglich auf die Berm““* 
hin bestimmt war, nachträglich dann aber Anschlußber • 
fung eingelegt worden ist, war dieser Termin ohne 7  
teres zur Verhandlung über Berufung und AnschlußbeI_ 
fung bestimmt. Eine Rücknahme der Anschlußberum’«g 
nach dem Termin würde daher mit den Voraussetzung 
des § 30 GKG. keinesfalls mehr vereinbar sein. rSt

Vorliegend ist die Anschlußberufung aber sogar e j 
zurückgenommen worden, nachdem bereits, nämlich a. 
Einspruch des BerKl. hin, zweiter Verhandlungsterin 
anberaumt worden war.

Die Prozeßgebühr ermäßigt sich somit nicht. .
(KG., 20. ZivSen., Beschl. v. 19. Febr. 1941, 20 Wa l^ 4 ''

Recht der Ostmark
** RG- ~  § 158 ABGB.; § 228 ÖstZPO. Für 
der Kinder (im weiteren Sinne) auf Feststellung der 6,us 
mäßigen Abstammung bedarf es keines Nachweises ein. 
besonderen rechtlichen Interesses an der alsbaldigen i eSe 
Stellung (§ 228 ÖstZPO.). Sie stehen einer StandesklaS 
(nach § 158 ABGB.) gleich.

Die KI. klagen auf Feststellung, daß sie nicht v°n 
Johann E., dem ersten Ehemann ihrer Mutter, abstan̂ n? ’ 
der die Bestreitung der ehelichen Geburt dieser Kind, 
unterließ. Sie führen dazu auch aus, daß Johann E• 
notorischer Säufer ist und auf der Trinkerliste gef*511' 
wird, ferner, daß Johann E. „keineswegs aus moralische 
Gründen die Bestreitung seiner Vaterschaft unterlasse 
hat, sondern offenbar nur zu dem Zweck, um spä‘f, 
gegen die KI. Versorgungsansprüche stellen zu können •

Das Erstgericht wies das Klagebegehren ab, weil ein1- 
derartige Klage nach den geltenden Gesetzen nicht 
lässig sei, stellte aber vorsorglich fest, daß die KL niclr 
von Johann E., sondern vom jetzigen Ehemann der Mut' 
ter, Georg S., abstammen.



ü ^ h rg a n g  1941 H eft 19/201 Rechtsprechung 1109

BQ. ist dagegen der Ansicht, daß das Begehren 
Ir/- n*cht für eine Feststellungsklage nach § 228 ZPO. 
s//gnet sei, weil es sich bei der Abstammung um eine 
a] /sa9,he und nicht um ein Rechtsverhältnis handele, daß 
p/ r diese Klage als Personenstandsklage wegen der jetzt 
derkrenen öffentlich-rechtlichen Bedeutung der Frage 
p//dutmäßigen Abstammung zugelassen werden muß. 
r , dob das angef. Urteil zur Erhebung darüber auf, ob 
L ,ann E. notorischer Säufer sei und auf der Trinker- 
a/ e/tehe, weil diese Umstände das öffentliche Interesse 
die l Klageführung begründen können, welches für 

J?e besondere Klage erforderlich sei.
I Uas RG. hat im Gegensatz zur Rechtslehre (siehe dazu 

3 s '  P 0 h I e> »Die Zivilprozeßordnung“  zu §256 
/L -L11 Nr-1 b und § 644 unter I und II Nr. 1) in seinen 
1 (Wohndichten Entsch. v. 14. Okt. 1937, IV  92/37: JW. 
jS  245, v. 19. Dez. 1938, IV 179/38: RGZ. 159, 58 =  JW.

> 313 (siehe dazu Jonas-Pohle a.a.O., Nachträge 
iS!“ 2. Bande, S. 3, zu § 644 DZPO.), ferner v. 2. Okt.
* v?» VIII 142/39: RGZ. 161, 326 =  DR. 1940, 52 und vom 
als“ ' 1939, VIII 257/39: RGZ. 162,113 die Abstammung 

,ein Rechtsverhältnis angesehen und, daran festhaltend, 
i ^ h in den Entsch. v. 11. März 1940, VIII 772/39: RGZ. 
Dp’ 90 =  DR. 1940, 825, v. 25. April 1940, VIII 785/39: 

163> 399 =  DR. 1940, 1590 und v. 17. Juni 1940, 
J  ! 75/40: ROZ. 164,193 =  DR. 1940,1959 die Klage für 
Massig erklärt.

dieses Rechtsverhältnis ist bürgerlichen Rechtes und, 
Uni es auch öffentlich-rechtliche Einschläge enthält 
p cl Auswirkungen haben kann, in der Regel nicht dem 
pp/Rsweg entzogen. [Die Ausnahme nach § 13 Abs. 3 
J / v .  29. Sept. 1933 (RGBl. I, 685), nach dem 5. Abschn. 
ä/EHVfO v. 21. Dez. 1936 (RGBl. 1,1082) und nach Art. 4 
a/  VO. über die Einführung des Erbhofrechtes im Lande 
/’/erreich v. 27. Juli 1938 (RGBl. I, 935) betrifft nur die 

sondere Frage, ob der Anwärter „deutschen oder 
,anjmesgleichen Blutes“  ist, nicht aber die Frage der 
Vp t mmunS überhaupt. Das in der EHVfO vorgesehene 
. /[ähren kommt auch kaum in Betracht, wenn schon 
n Urteil der ordentlichen Gerichte von der noch zu be- 

rPp^henden Art vorliegt („Ist zweifelhaft“ , § 13 Abs. 3 
0,~/)• Für das Erbhofrecht ist es auch meist belanglos, 
Sch r Anwärter von diesem oder jenem Vorfahren deut- 

a.en oder artverwandten Blutes abstammt.J 
y Auf ein „Rechtsverhältnis“  zwischen dem biologischen 
pat£r und dem von ihm gezeugten Kinde (Jonas-  
-°h 1 e a.a.O. zu § 644 DZPO. unter I) kommt es hier 

sch an> weiI vorläufig nur das „Rechtsverhältnis“  zwi- 
ujen dem Kinde und dem vom Gesetze vermuteten Vater 
'JWeise betroffen werden soll.

30n enn auch in der Entsch. v. 25. April 1940: ROZ. 163, 
=  DR. 1940, 1590 ausgesprochen ist: „Dabei bedarf 

3  Wenn es sich um den Nachweis der arischen Ab­
dämmung handelt, des Nachweises eines anderen als des 
ff1/, öas Kind schon durch den Rassegesichtspunkt ge- 

benen Interesses nicht“ , so darf daraus nicht abgeleitet 
/ eröen, daß zur Feststellungsklage der Kinder (>tn wei- 
p/en Sinn) außer der nach dem jetzigen Stande der 
Gesetzgebung großen Bedeutung der ehesten Kenntnis, 
a?° der ehesten Klar- und Feststellung der blutmaßigen 
■ /stammung überhaupt, noch ein besonderes rechtliches 
V Presse erforderlich ist, ganz abgesehen davon, daß jede 

erzögerung dieser Klarstellung diese erschweren oder 
,Pßal  ganz unmöglich machen kann. Diese Ansicht hat 
inffRG. schon in der oben angeführten Entsch. v. 14. Okt. 
ö?37, IV92/37 (siehe insbes. JW. 1938,247) ausgesprochen. 
J e ¡st um so mehr für das österreichische Recht an- 
l/nehmen, weil das Urteil mit den für diese Klagen ver­
engten verfahrensrechtlichen Sicherheiten für'die Richtig- 

des Urteils (siehe RGZ. 160, 295 =  DR. 1939, 1258
t.nd RGZ. 163, 402) ausgestattet ist. Sie steht damit einer 
/andesklage (nach § 158 ABGB.) gleich. Deshalb ist 
.Uch kaum anzunehmen, daß sich die Verwaltungsbehor- 
, efJ einem mit diesen Sicherheiten ausgestatteten rechts- 
j/äftigen Urteil verschließen könnten (was Jonas-  

°hle a.a.O. befürchtet).
p Es muß aber zugegeben werden, daß diese Klage zur
Abstellung der blutmäßigen Abstammung nur em Be- 
k / i bis zur gesetzlichen Regelung der Wirkungen der 
5‘Utmäßigen Abstammung auf den Familienstand ist. 
u ieser Behelf ist aber vorläufig nicht entbehrlich, weil

auch jetzt schon wenigstens die Fragen der Abstammung 
gelöst werden müssen. Die bisherigen Erfahrungen mit 
diesem Behelf unter Beobachtung der angeführten Sicher­
heiten für die Richtigkeit des Urteils sind gewiß nicht 
unbefriedigend; sie werden sich noch günstiger gestal­
ten, wenn sich die Rspr. der Untergerichte den Ansichten 
des RO. anpaßt.

Da im gegebenen Rechtsfall das erwähnte Interesse 
vorhanden ist, bedarf es keiner Erhebungen darüber, ob 
der Ehemann der Mutter, der bisher als Vater der KI. 
anzusehen ist, irgendwie erbkrank ist.

(RG., VIII. ZivSen., Beschl. v. 19. Febr. 1941. VIII B 2/41.)
[He.[

**  2 8 .  RG. —  §§ 988, 989 ABGB.; § 1 Tschechosl. Ges. 
v. 9. Okt. 1936 (SdGuV. Nr. 262). Ein vertraglicher Auf­
wertungsanspruch aus einer Goldklausel, der sich inhalt­
lich mit einem auf dem Gesetz fußenden Anspruch deckt, 
w ird  nicht dadurch aufgehoben, daß letzterer durch eine 
spätere Gesetzesbestimmung ausgeschlossen wird.

Der Kl. ist mit Wirkung vom 1. Okt. 1934 aus der Firma 
J. B. Nachfolger in D. — der Erstbekl. —, deren Gesell­
schafter er war, ausgetreten. Seine Forderung wurde durch 
außergerichtlichen Vergleich auf 580000 K festgesetzt, 
und die Bekl. — die Firma und deren Gesellschafter — ver­
pflichteten sich zur ungeteilten Hand, ihm dieses Kapital 
zinslos in bestimmten Raten zu zahlen. Am 8. März 1935 
gaben sie folgende Verpflichtungserklärung ab: „Die For­
derung des V. R. (Kl.) soll wertbeständig sein, d. h. alle 
Zahlungen an ihn sollen in solcher Höhe erfolgen, daß sie 
dem Wert von 1 K zu jenem Goldwert derselben entspre­
chen, den die tschechoslowakische Krone im Zeitpunkt 
dieser Vereinbarung hat. Schwankungen im Kurs bis zu 
15 °/o bleiben außer Betracht. Der jetzige Kurs von 1 K (ist 
gleich 0,03715 g Feingold) ist der Wertmesser, nach wel­
chem die Bezahlung zu erfolgen hat. Für den Fall der Ver­
minderung des Wertes der tschechoslowakischen Krone 
oder einer an ihre Stelle im Inlande tretenden Währung 
gegenüber dem vorgenannten Goldwerte haben deshalb die 
Firma J. B. Nachfolger sowie deren Gesellschafter die soli­
darische Verpflichtung, Herrn V. R. eine Aufwertung so zu 
leisten, daß die Leistung im Zeitpunkt der Fälligkeit dem 
oben angeführten Goldwerte der tschechoslowakischen 
Krone gleichkommt.“ Durch das Ges. v. 9. Okt. 1936 über 
die Neuregelung der tschechoslowakischen Währung wurde 
die Krone als Währungseinheit der tschechoslowakischen 
Republik mit mindestens 30,21 und höchstens 32,21 mg 
Feingoldes bestimmt. Durch die Regierungsverordnung 
von demselben Tage wurde der Goldgehalt der Krone in 
diesem Rahmen auf 31,21 mg festgesetzt.

Der Kl. begehrt auf die am 1. April und 1. Okt. 1937 
fällig gewordenen Raten außer dem Betrage von 100 000 K, 
der ihm bezahlt wurde, noch eine Nachzahlung von 
19032 K, weil er sonst nicht den dem vereinbarten Gold­
wert entsprechenden Betrag erhalte. Die Bekl. haben da­
gegen die Klageabweisung beantragt, weil die Goldklausel 
dem Gläubiger kein anderes Recht gebe, als ihm ohnedies 
schon durch § 988 ABGB. zugestanden habe, dieses Recht 
aber durch die rückwirkende Kraft des § 1 Abs. 5 Ges. 
v. 9. Okt. 1936 aufgehoben worden sei. Der Klage wurde 
in allen drei Rechtsgängen stattgegeben.

Die tschechoslowakische Krone, welche durch die Vfg. 
des Ständigen Ausschusses v. 7. Nov. 1929 betreffend die 
endgültige Regelung der tschechoslowakischen Wahrung 
(SdGuV Nr. 166) dahin festgesetzt worden war, daß 1 K 
in ihrem Werte 44,58 mg feinen Goldes gleichkomme, hat 
bereits im fahre 1934 eine Abwertung erfahren; sie wurde 
durch Art. I Abs. 1 Ges. v. 17. Febr. 1934 (SdGuV. Nr. 25) 
in ihrem Wert auf 37,15 mg feinen Goldes herabgesetzt, 
wobei Abs. 3 bestimmte: „Die gemäß Abs. 1 festgesetzte 
tschechoslowakische Krone ersetzt in allen Rechtsverhält­
nissen, die mit der tschechoslowakischen Krone rechnen, 
die bisherige Währungseinheit im Verhältnis 1 zu 1.“ 
Vor der zweiten Abwertung durch das Ges. v. 9. Okt. 1936 
und die Regierungsverordnung von demselben Tage liegt 
die Vereinbarung der Streitteile über die Wertbeständig­
keit der Forderung des Kl., zu deren Gunsten die oben 
erwähnte — unechte — Goldklausel verabredet wurde.

Gegenüber den Aufwertungsansprüchen, welche nach



1110 Rechtsprechung [Deutsches Recht, Wochenausgabe

der ersten Abwertung vom Jahre 1934 auf Grund vertrag­
licher Goldklauseln erhoben wurden, nahm die Rspr. des 
Obersten Gerichts in Brünn zunächst einen ablehnenden 
Standpunkt ein (vgl. Entsch. Nr. 14 920: PragArch. 1937, 
1160), indem sie sich darauf berief, daß das Ges. vom 
17. Febr. 1934, welches das Verhältnis zwischen alter und 
neuer Währungseinheit mit 1 zu 1 bestimmte, auch die 
vereinbarte Goldklausel aufgehoben habe; denn die Ver­
einbarung der Parteien habe der öffentlich-rechtlichen 
Regelung der Währungsverhältnisse, die zwingender Natur 
sei, zu weichen, so daß ein Aufwertungsanspruch unstatt­
haft sei. Allein an dieser Auffassung hielt das Oberste 
Gericht nicht fest, insbes. in der Entsch. Nr. 15638 (Prag­
Arch. 1937, 2103) wurde anerkannt, daß durch Art. I Abs. 3 
Ges. v. 1,7. Febr. 1934 vertragliche Valutaklauseln nicht 
berührt worden seien, daß diese Klauseln nicht nach § 879 
ABGB. ungültig geworden und daß sie auch weiterhin als 
„lex contractus specialis“ bestehen geblieben seien. Die 
Rspr. ist daher schon bei der Auslegung der Bestimmung 
des Art. I Abs. 3 Ges. v. 17. Febr. 1934, welche wörtlich 
der Bestimmung des § 1 Abs. 5 Ges. v. 9. Okt. 1936 ent­
spricht, zu dem Ergebnis gelangt, daß sie die vertragliche 
Valutaklausel nicht berühre, wobei nicht übersehen werden 
kann, daß sich der Gründebericht zu dem ersten Gesetz 
über diese Frage nicht geäußert hatte. Der Gründebericht 
zu dem zweiten Abwertungsgesetz dagegen besagt aus­
drücklich, daß durch die Bestimmung des (§ 1) Abs. 5 in­
ländische oder internationale Verabredungen unberührt 
bleiben, die auf tschechoslowakische Kronen, ausgedrückt 
durch einen bestimmten Goldgehalt, lauten. Auf diesen 
Gründebericht hat sich auch die spätere Entscheidung des 
Obersten Gerichts in Brünn Nr. 15714 (PragArch. 1937, 
2199) ausdrücklich berufen. Wenn nun auch der Gründe­
bericht zu einem Gesetz vor dem Gesetzwortlaut selbst 
in seinem Zusammenhänge mit anderen Gesetzen zurück­
zutreten hat — sofern der Gesetzeswortlaut klar und un­
zweifelhaft ist —, so kann doch nicht unbeachtet bleiben, 
daß der Gründebericht zum zweiten Abwertungsgesetz in 
der ihm zuteil gewordenen Fassung ausdrücklich den in 
den angeführten oberstgerichtlichen Entscheidungen be­
tonten Standpunkt als richtig gebilligt hat und daß das 
zweite Abwertungsgesetz, obwohl dem Gesetzgeber die 
aufgetauchten Zweifel demnach bekannt sein mußten, im 
Gesetze selbst keinen abweichenden Standpunkt zum Aus­
druck gebracht hat.

Die Bekl. weisen vor allem auf die Bestimmung des 
§ 988 ABGB. hin, wonach gesetzliche Münzveränderungen 
ohne Veränderung des inneren Gehaltes auf Rechnung des 
Darleihers gehen und er die Zahlung in der bestimmten, 
gegebenen Münzsorte empfange, daß aber, wenn der 
innere Wert geändert werde, die Zahlung im Verhältnis 
zu dem inneren Werte zu leisten sei, den die gegebene 
Münzsorte zur Zeit des Darleihens hatte. Sie betonen, 
daß die vereinbarte Goldklausel im Wesen nichts anderes 
besage als das, was schon ohne sie kraft Gesetzes gelten 
würde. Dies mag im vorl. Falle ohne weiteres als richtig 
zugegeben werden. Allein daraus können die Bekl. nichts 
für sich ableiten. Wenn die Parteien eine Bestimmung 
nachgiebigen Gesetzesrechts ausdrücklich zum Inhalt ihres 
Vertragswillens machen, so geben sie dadurch zu erkennen, 
daß sie diesen Inhalt ihres Willens unabhängig von dem 
Schicksal der gesetzlichen Bestimmung ihrem Rechtsver­
hältnisse zugrunde gelegt wissen wollen, d. h. daß das, 
was sie vereinbart haben, für die Auslegung und Ord­
nung ihres Rechtsverhältnisses maßgebend sein und blei­
ben soll ohne Rücksicht darauf, ob das Gesetz selbst, 
dem sie jene Bestimmung nachgebildet oder entnommen 
haben, eine Änderung erfährt oder nicht — sofern aller­
dings nicht zwingendes Recht dem entgegensteht. Da­
her ist offensichtlich, daß die Streitteile bei der Verein­
barung im Jahre 1935 die Wertbeständigkeit der Klage­
forderung sichern wollten, auch wenn der dem Gläubiger 
aus §§ 988, 989 ABGB. zustehende Anspruch nicht ge­
geben wäre. Somit kann den Ausführungen der Rev. nicht 
beigepflichtet werden, daß die Vereinbarung einer der­
artigen Goldklausel von vornherein überflüssig sei. Auch 
kann man nichts Auffallendes oder Sinnwidriges darin er­
blicken, wenn ein Anspruch, der bisher sowohl kraft Ge­
setzes als auch kraft Vertrages zwischen den Vertrags­
teilen in Geltung gestanden hat, durch einen nachfolgen­
den gesetzlichen Akt zwar seiner gesetzlichen Geltungs­

grundlage entkleidet wird, trotzdem aber die vertraglich 
Geltungsgrundlage weiterhin beibehält. Das will auc A t. 
BG. sagen, wenn es darauf hinweist, daß aus der A 
hebung der gesetzlichen Bestimmungen durch ein (andere ; 
Gesetz nicht die Aufhebung der mit der nachgiebigen u 
setzesbestimmung übereinstimmenden Vereinbarung 
gert werden könne. Dabei bedarf es keiner weiteren t  
örterung dessen, daß § 1 Abs. 5 Ges. v. 9. Okt. 1930 “ 
Bestimmung des § 988 ABGB. nicht überhaupt aufgehob ’ 
sondern nur die gesetzlichen Ansprüche von Gläubig 
auf Aufwertung aus Rechtsverhältnissen, die mit der ts« 
choslowakischen Krone rechneten, beseitigt hatte. Da 
bleibt nur die Frage zu beantworten, ob sich diese 
Stimmung auch auf vertragliche Aufwertungsansprui 
bezieht. Diese Frage hat das RG. bereits in seiner • ni 
veröffentlichten Entsch. VIII 228/39 v. 13. Nov. 1939 v 
neint; der Gesetzeswortlaut bietet für die Ansicht 
RevKl. keinen zwingenden Anhaltspunkt, und der Grün 
bericht spricht dagegen.

(RO., VIII. ZivSen., U. v. 28. Okt. 1940, VIII 457/39.) 

<= RGZ. 165, 136.)
*

2 9 . RG. -  § 131 österrVVG .; § 126 TschechVVO. V* 
nach diesen Bestimmungen notwendige Zustimmung a 
jenigen, auf dessen Leben die Versicherung genommen ’ 
kann von einer minderjährigen Person nicht selbst „ 
klärt werden, wenn die Versicherung für den Ablebens 
genommen ist, denn dann bezweckt sie nicht seinzU 
Nutzen und gehört deshalb zu den Rechtsgeschäfte». 
denen der Minderjährige die Zustimmung seines Vorm 
des, unter Umständen sogar des VormGer., braucht.

Marie A., die Schwägerin des KI., war am 25. F® rj 
1916 geboren. Am 21. März 1935 stellte sie bei dem Ye‘f 
treter der bekl. Partei B. den Antrag auf Abschluß el".r 
Lebensversicherung, wobei der Kl. die Bürgschaft 
die Zahlung der Prämien übernahm. Nach VerfasSLn 
des Antrages wurde sie über Veranlassung B.s von “ 
Arzt Dr. Josef K. untersucht. Die bekl. Versicherung 
anstalt stellte den Antrag an B. zurück, da er wege» % 
Minderjährigkeit der Marie A. von deren Vor®»i 
unterschrieben sein müsse. B. teilte dies dem Kl. ®

- • \ r i n  0
esund gab auf dessen Frage, pb denn die Unterschrift 

Vormunds unbedingt notwendig sei, die Auskunft, 
ließe sich auch so machen, daß der Kl. als Versieh
rungsnehmer der auf das. Leben der Marie Ä. gen°m®uf 
nen Versicherung den Antrag stelle. Der Kl. gin" a 
diesen Vorschlag ein; es wurde auf dem Antrag |S■ .......................Ä S
einen Pfeil zum Ausdruck gebracht, daß Marie A- 
Versicherungsnehmerin wegfalle und der Kl. als v f 
Sicherungsnehmer auftrete, das Leben der Marie A-
versichert bleibe. Bei dieser Änderung war Marie  ̂
nicht zugegen; sie wurde auch nicht befragt und a« 
nicht neuerlich ärztlich untersucht. Diesen Antrag »a „ 
die bekl. Anstalt an und stellte die Police Nr. 4327°.uie ucki. A nsiau an una stellte die Police Nr.
1. April 1935 aus. Die Versicherungssumme von 2000b 
sollte an Marie A. im Falle sie nach 25 Jahren lebf. cr 
Falle ihres früheren Ablebens aber an den Überbn»8 
der Police auszubezahlen sein. ..

Im Aug. 1936 ist Marie A. gestorben. Der KI. ke ifte  
die Auszahlung der Versicherungssumme, die beklag' 
Anstalt lehnte mit Brief v. 27. Sept. 1935 die Auszahlung 
ab und erklärte ihren Rücktritt vom Vertrag. 0i

Die Klage auf Zahlung des Versicherungsbetrag 
haben beide Untergerichte übereinstimmend deshalb » 
gewiesen, weil Marie A. bei der Antragstellung -llirf, 
schwere Erkrankung an Tuberkulose wissentlich ve 
schwieg, der KI. dies wußte, daher Arglist bei Vertrag® 
abschluß bestanden habe. Das Erstgericht hat das Klag® 
begehren auch aus dem Grunde abgewiesen, da 9' 
in §126 des CS. Gesetzes v. 3. Juli 1934 über den Vß 
sicherungsvertrag SdGuV. Nr. 145/34 geforderte Ein"'1’ 
ligung nicht vorliege. Das BG. hat einen derartig^ 
Fehler nicht angenommen, da einerseits die Marie A- aI\ 
21. März 1935 den Versicherungsantrag unterschrieb !̂ 
hatte und der Vertretung durch Vormund und VormU»»' 
Schaftsgericht nicht bedurfte, weil der Vertrag ,,offei1' 
sichtlich zum Nutzen der Minderjährigen gedacht 
und diese keine Lasten auf sich zu nehmen hatte“ .
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5of°w°hl nach dem östVVG. v. 23. Dez. 1917 (RGBl. 
ijL §131) wie nach im Sudetengau geltenden Gesetz 
l4sn/i^en Versicherungsvertrag v. 3. Juli 1934 (SdGuV. 
fih« 126) wie auch nach dem reichsdeutschen Gesetz 

die Vertragsversicherung v. 30. Mai 1908 (RGBl.261 k , ___ ___ ...
ak -i 's* Versicherung auf das Leben eines anderen 
Zirc Versicherungsnehmers nur dann gültig, wenn die 

Stimmung dieses anderen schriftlich erteilt wird.p. uicbeb anucicu a u m m iu i t i  iu h  v**iv*.
Sie h6* so'cl'e Zustimmung hat Marie A. nicht erteilt. 
4er . a*s Versicherungsnehmerin einen Antrag gestellt, 
surf ?lc^  angenommen wurde. Das österreichische und 
p ..^ndeutsche Gesetz unterscheiden ausdrücklich den 
Bp ’ daß der Versicherungsnehmer sein eigenes Leben 
sich ^hieben versichert, von dem Fall, daß er die Ver- 
ffpufrun2 für den Fall des Ablebens eines anderen ein- 
run *">er Versuch der Marie A., selbst als Versiehe- 
nirhgtSneh.merin einen Vertrag abzuschließen, ist daher 
jn "t gleichzustellen ihrer Zustimmung zu einem Vertrag, 
a„oK r e‘n anderer sich im Fall ihres Todes eine Summe 
^bedingt.
j,Qpjatie A. war zur Zeit, als der KI. den Vertrag schloß, 
u ,” minder jährig und stand unter Vormundschaft. Sie 
Sdp1*6 daher allein gar nicht die nach § 131 ÖstG. § 126 
sink erf°rderliche Zustimmung ^erteilen. Wäre die Ver- 
L .̂ rnng bloß für den Fall eingegangen, daß die Min- 
bpJ-lr‘Se bei Erreichung eines bestimmten Alters eine 
4p dnrmte Summe erhalten soll, so könnte der Ansicht 
der-u zugestimmt werden, daß der Vertrag der Min- 
U 'a‘lrlgen bloß zum Nutzen gereicht und ihr keine 
3uf c1 aoferlegt. Die Gesetze unterscheiden aber die 
lim kleben abgestellte Versicherung von der Versiche- 
den den Ablebensfall. Die letztere bezweckt nicht 
sipl Nutzen des Versicherten, da erst sein Tod den Ver- 
pa,,erungsfall bildet. Wenn ein Fremder sich für den 
Um des Ablebens der Minderjährigen eine Versiche­
re! Summe ausbedingt, so kommt dies einer Spekula- 
e n a.uf den Tod der Minderjährigen nahe, bei der so- 
y.r die Gefahr besteht, daß durch Einwirkung auf den 
.nder jährigen oder durch Gewährenlassen der Eintritt 
J  Versicherungsfalls gefördert werden kann. In einem 
las en f^alf kann es nicht dem Minderjährigen über  ̂
aufS6n .Reiben, durch seine Zustimmung die Spekulation 
hui Se’n Ableben rechtswirksam zu machen. Die Prü- 
u/PSi ob der fremde Versicherungsnehmer vertrauens- 
sti dis ist, ob die Umstände die Erteilung der Zu- 
ä prmung ratsam erscheinen lassen, muß der Vertretung 
p s Minderjährigen überlassen bleiben. Es könnte die 
m age aufgeworfen werden, ob die Zustimmung des Vor- 
n!ü n . genügt oder noch der Genehmigung des Vor- 

ändschaftsgerichts bedarf (§216a BGB.). Jedenfalls 
5 nugt aber die Zustimmung des Minderjährigen nicht. 
„• f Vormund der Marie A. hat von dieser Versicherung 
y 'hts gewußt, er hat keine Zustimmung erteilt, das 

^aiundschaftsgericht hatte keine Kenntnis. 
vJ^hon aus diesem Grund liegt kein gültiger Vertrag 
Ä  so daß das Klagebegehren auf Auszahlung der Ver­

derungssumme unbegründet ist.
(RG., VIII. ZivSen., U. v. 18. Jan. 1941, VIII 481/40.) LN.] 

*
RG. -  § 13 (2) VO. v. 15. Jan. 1940 (RGBl. 1, 19!),; 

•J 4, 13— 15  UberleitungsVO. v. 28. Febr. 1939 (RGBl. 1,
3 . -  .Kein Rekurs gegen Beschlüsse des OLG. in außer- 
i; ®l(>gen Sachen — Ausnahme nur, wenn bei erstinstanz- 
^her Entscheidung durch das O LG . Beschw. (Rekurs) 
n das RG. ausdrücklich zugelassen.
.Nach §13 (2) der VO. v. 15. Jan. 1940 (RGBl. I, 191) 

i nd auf das dem OLG. zugewiesene Verfahren betref- 
®nd die Verwaltung von Unternehmungen in der Ost- 

]: ark die Vorschriften des Gesetzes über das gericht- 
che Verfahren in Rechtsangelegenheiten außer Streit- 

*^hen anzuwenden. Daraus ist zu folgern, daß das Ver- 
anren des OLG. auch als ein Verfahren außer Strert- 
achen i. S. der OberleitungsVO. v. 28. Febr. 1939 (RGBL 

ö338) anzusehen ist. Wenn nun auch die Überleitungs- 
keine ausdrückliche Bestimmung enthält, daß in 

^ßerstreitigen Sachen Rekurse gegen Beschlüsse der 
G. überhaupt ausgeschlossen sind, wie dies mit 

feiner Ausnahme — in §4 A.bs. 3 der OberleitungsVO. 
Ur bürgerliche Rechtsstreitigkeiten ausgesprochen ist,

so läßt sich den §§13—15 OberleitungsVO. doch ent­
nehmen, daß abgesehen vom Falle des § 15 die Entsch.. 
des OLG. in außerstreitigen Sachen eine endgültige sein 
soll. Das muß auch gelten, wenn das OLG. in erster 
Instanz entschieden hat (vgl. RGZ. 161, 286 und 165, 
22), wenn nicht, wie im § 6 der VO. v. 20. April 1940 
(RGBl. I, 671) die Beschwerde (der Rekurs) an das 
RG. ausdrücklich zugelassen ist.

(¡RG., VIII. ZivSen., Beschf. v,5. Febr. 1941, VIII B 3/41.)
[R .l

31. RG. — § 362 ÖstZPO. Erbbiologische Untersuchun­
gen im Vaterschaftsprozeß über die Ähnlichkeit zwischen 
dem vermutlichen Vater und dem Kinde sollen nicht vor 
Vollendung des zweiten Lebensjahres des Kindes erfolgen. 
Verstößt ein Gutachter gegen diese Regel ohne hierfür 
eine Begründung zu geben, so ist sein Gutachten schon 
aus diesem Grunde unvollständig und nach § 362 ZPO. 
ungenügend.

Die Zulässigkeit der Rev. wird von der klagenden 
Partei mit Unrecht bestritten. Da es sich um das Rechts­
mittel gegen das Urteil eines OLG. handelt, ist die Rev. 
i. S. der VO. v. 28. Febr. 1939 (RGBl. I, 358) zulässig. 
Diesbezüglich ist auf RGZ. 164, 45 zu verweisen. Daß 
in erster Instanz ein AG. entschieden hat und daß vor 
und nach der Geltungsdauer des § 29 der VO. (RGBl. 1, 
1939, 1658) die LG. über Berufungen gegen amtsgericht­
liche Urteile endgültig zu entscheiden hatten und haben, 
kann an der Zulässigkeit der Rev. gegen ein oberlandes­
gerichtliches Urteil nichts ändern; diese hat nur in ver­
mögensrechtlichen und in Ehesachen eine Beschränkung 
erfahren.

Die Rev. ficht das Urteil des BG., womit die Fest­
stellung der Vaterschaft durch das Erstgericht bestätigt 
wurde, wegen unrichtiger Beweiswürdigung an, was im 
Revisionsverfahren unzulässig ist, außerdem auch wegen 
Mangelhaftigkeit des Verfahrens und unrichtiger recht­
licher Beurteilung. Die Rev. ist gerechtfertigt.

Der Erstrichter hat wohl auf Grund der Aussage der 
Zeugin F., aber nur unter Berücksichtigung aller aufge­
nommenen Beweise, darunter auch des erbbiologischen 
Gutachtens, als erwiesen angenommen, daß in der maß­
gebenden Zeit ein Geschlechtsverkehr zwischen der Zeu­
gin und dem Bekl. stattgefunden habe. Daraus folgt, 
daß der Erstrichter, wenn etwa das Gutachten des Sach­
verständigen die Zeugung des Kindes durch den Bekl. 
als unwahrscheinlich bezeichnet hätte, möglicherweise 
einen Geschlechtsverkehr des Bekl. mit der Zeugin in 
der maßgebenden Zeit nicht als erwiesen betrachtet hätte. 
Das BG. hat die Zeugin nicht selbst gehört. Wenn das 
BG. die erstrichterliche Beweiswürdigung für unbe­
denklich hält, kann es ihre Ergebnisse ohne Wieder­
holung der Beweisaufnahme übernehmen. Hingegen ist 
das BG. ohne Wiederholung der Beweise nicht berech­
tigt, die Beweise anders zu würdigen, als es der Erst­
richter tat. Dies ist aber im vorliegenden Falle insofern 
geschehen, als das BG. die Feststellung des Geschlechts­
verkehrs in der maßgebenden Zeit ausschließlich auf die 
Aussage der Zeugin stützt, diesem Zeugnisse also ein 
stärkere Beweiskraft beimißt, als das Erstgericht ge­
tan hat. ,

In zutreffender Weise hielt es das Erstgericht für ge­
boten, die Frage, ob der Bekl. als Vater anzusehen ist, 
von einer von Amts wegen angeordneten erbbiologischen 
Untersuchung darüber abhängig zu machen, ob der Bekl. 
das Kind mit Rücksicht auf seine Ähnlichkeit gezeugt 
haben könne. Nun hat das Umversitatsinstitut für ge­
richtliche Medizin in Wien dem Gerichte mitgeteilt, daß 
derartige Untersuchungen grundsätzlich nicht vor Voll­
endung des zweiten, ohne dringende Notwendigkeit nicht 
vor Vollendung des dritten Lebensjahres des Kindes 
durchgeführt werden sollten. Der vom Gericht bestellte 
Sachverständige Dr. T. hat dem Gerichte mitgeteilt, daß 
die Untersuchung des Kindes vor vollendetem ersten 
Lebensjahre nicht möglich sei. Gleichwohl hat er die 
Untersuchung des Kindes zwei Tage vor Vollendung des 
ersten Lebensjahres, nämlich am 25. April 1940, vorge­
nommen. In seinem Gutachten hat sich der Sachverstän­
dige weder über die Vernachlässigung der Von ihm
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selbst aufgestellten Regel, noch über die ihm aus den- 
Akten bekannte Einstellung des Universitätsinstitutes für 
gerichtliche Medizin geäußert. Es bedurfte aber einer 
Aufklärung, aus welchen Gründen der Sachverständige 
Dr. T. in der Frage, in welchem Alter die für die Be­
urteilung der Ähnlichkeit maßgebenden Merkmale beim 
Kinde zu dauernder Ausbildung gelangt sind, anderer 
Meinung ist als das Universitätsinstitut für gerichtliche 
Medizin. Diese Aufklärung mußte der Erstrichter um so 
mehr verlangen, als notorisch ist, daß „mit Rücksicht auf 
Veränderungen in der jugendlichen Körperbildung seitens 
der Mehrheit der Sachverständigen eine Untersuchung 
der Kinder unter li/2 oder besser 2 Jahren überhaupt 
abgelehnt wird“  (DR. ver. mit JW. 1939, 1612). Das 
vorliegende Gutachten ist daher unvollständig und des 
halb ungenügend nach §362 (2) ZPO.

Das Gutachten erscheint auch in seinem Kernsatze 
nicht hinlänglich deutlich. Dieser besagt, daß in 85 von 
100 gleichartigen Fällen der angebliche Vater der Er­
zeuger des Kindes sein wird. Dabei ist nicht erkennbar, 
von wem und auf welche Weise dieser Erfahrungssatz 
.gevvonnen wurde, sowie was der Sachverständige unter 
gleichartigen Fällen versteht, ob etwa darunter nur 
solche Fälle zu verstehen sind, in denen ein Geschlechts­
verkehr zwischen der Kindesmutter und dem angeblichen 
Vater erwiesen ist oder ob unter den ähnlichen Fällen 
auch solche mitverstanden werden, in denen auf die 
Vaterschaft nur aus der Ähnlichkeit geschlossen wird.

Diese Undeutlichkeit macht eine Erörterung des Gut­
achtens in mündlicher Verhandlung notwendig. Es war 
daher eine Wiederaufnahme der Verhandlung nach § 394 
ZPO. unvermeidlich.

Die Ausführungen der Rev. zur rechtlichen Beurtei­
lung enthalten nur eine unzulässige Bekämpfung der 
Bewmswürdigung. Die rechtliche Beurteilung durch das 
BU ist aber insofern verfehlt, als es die Feststellung der 
Vaterschaft damit begründet, daß die Aussage der Zeu­
gin F glaubwürdiger sei als die des Bekl. Das BG. hält 
also den von der Zeugin bekundeten Sachverhalt bloß 
ur wahrscheinlicher als den vom Bekl. bekundeten, 

wahrend eine Verurteilung im Sinne des Klagebegehrens 
nur zulässig ist, wenn das Gericht den den Klage­
anspruch begründenden Sachverhalt für wahr hält.

(RG., VIII. ZivSen., Beschl. v. 15. Jan. 1941, VIII 142/40 )
LN.]

^2. f § 15T 19 TschechGenG.; § 90 Tschech. und
ÖsterrZPO.; §21 ÖsferrGenG.; §171 RZPO. Aus §15

. s' ? J 8™ee“ 9 enG. 'st zu folgern, daß das Vorstands­
mitglied einer Genossenschaft sein Amt jederzeit nieder- 
legen kann. Aus den §§ 15—19 TschechGenG. geht hervor, 
daß die Mitglieder des Vorstandes als Vertreter der Ge­
nossenschaft anzusehen sind, auf die grundsätzlich die 
Bestimmungen des ABGB. über den Bevollmächtigungs- 
yertrag anzuwenden sind (Entsch. des OGH. v. 21. Jan.
mV-d « l emen8> „Samml. v. Entsch. zum
FIGB. Nr. 1869). Die Erklärung eines Vorstandsmitglie­
des, daß es sein Amt niederlege, gilt schon dann als der 
Oenossenschaft zugegangen, wenn sie einem anderen Vor­
standsmitglied zugegangen ist. Das folgt aus einem all­
gemeinen Rechtssatz, der sich sowohl im Rechte der Ost­
mark und der Tschechoslowakei, wie im Rechte des Alt- 
reichs (§171 Abs. 3 ZPO.) findet.

(RG., II. ZivSen., U. v. 27. Nov. 1940, I I 181/30.) [N.]

Reichsarbeitsgericht

** KArbG. — §§ 313, 543 ZPO. Notwendiger Inhalt 
des Urteilstatbestands im Berufungsverfahren. *{*)
,.D®r Tatbestand des angefochtenen Urteils enthält zwar 

un<̂  d‘e Tatsache des Widerrufs der 
eidlichen Erklärung des Kl. sowie einen Hinweis auf die 
Einstellungen der gegen ihn eingeleiteten Strafverfahren. 
Er besteht im übrigen aber nur aus Bezugnahmen, und 
zwar aus solchen auf das erstinstanzliche Urteil, die im 
zweiten Rechtszuge gewechselten Schriftsätze und den 
Inhalt der beigezogenen Akten. Eine Bezugnahme auf das

arbeitsgerichtliche Urteil war nach § 543 ZPO. zwar ~ 
ausgeschlossen und mag daher hingehen, soweit das ers - 
instanzliche Vorbringen der Parteien in Betracht kornrn , 
zumal das BU. zu Beginn der Entscheidungsgründe einige 
über die Grundlagen des Rechtsstreits nachbringt. Indess 
hatten die Parteien im zweiten Rechtszuge, namentm 
angesichts des Widerrufs der eidlichen Aussage des *'• 
und der dafür maßgebenden Tatsachen, ihre Angriffs- u 
Verteidigungsmittel wesentlich erweitert. Nach S 
Abs. 2 ZPO. durfte es insoweit nicht bei der bloßen Bezug 
nähme auf die Schriftsätze bewenden, vielmehr mußten o 
neuen Angriffs- und Verteidigungsmittel — wie es 
obengenannte Bestimmung ausdrücklich verlangt — mr 
Wesen nach hervorgehoben werden, was eine zusanun 
hängende Darstellung voraussetzt; erst dann wäre z 
Abkürzung dieser Darstellung eine Bezugnahme aut “ 
zweitinstanzlichen Schriftsätze zulässig gewesen. Der 1 
bestand des angefochtenen Urteils entspricht diesen A 
forderungen nicht. Er ist aus sich heraus völlig unvei 
ständlich und das Gegenteil von einer Darstellung _ 
Sach- und Streitstands, wie sie in § 313 Abs. 1 Nr. 3 ¿ fr '11 L l I lu  u t i c i l ö l d l l U b ,  W i e  S IC  H l  §  O I O  /x D S .  1 IN A *

verlangt wird, nämlich einer solchen Darstellung, 0 ’ 
wenn sie auch gedrängt sein darf, dennoch den Zusammen 
hang in seinen hauptsächlichen Zügen erkennen *aS t
m u ß  ~~~ T „ i1 __ i.**__i _ i °  «R*

in oemeu lidupisäcniicnen zeugen erneuncu
muß. Derartigen Tatbeständen, die sich durchweg 
formelhaftes Schreibwerk beschränken, muß schon im 
teresse des Ansehens der Rechtspflege entgegengetrew* 
werden. Sie vermögen aber auch die Nachprüfung “ j. 
das RevG. nicht nur zu erschweren, sondern unter u 
ständen sogar zu unterbinden, da das RevG. nach 9 
ZPO. das Parteivorbringen so zugrunde zu legen hat, w 
es aus dem Tatbestände des BU. und den Sitzurigspr°Iü. 
kollen ersichtlich ist. Insoweit bildet der vorl. Tatbestand
r  j  y vu“  Ancui g c id u c  vum g unzureicnenuc,
jedenfalls den gesetzlichen Vorschriften nur unvol 
entsprechende Grundlage, ein Mangel, der von Am 
zu beanstanden ist.

(RArbG., Urt. v. 18. Dez. 1940, RAG 46/40. — I
Anmerkung: Vgl. JW. 1938, 2060 =4 m. Anm. 

machen

doch

** 34. RArbG. — Begriff des gewerblichen Hilfsarbeiter3 
l. S. der Tarifordnung für die Eisen-, Metall- und Efek“ , 
Industrie des Wirtschaftsgebietes Westfalen v. 28. ^  
1937. Begriff des Angestellten.

Die Bekl. führt in G. einen Betrieb, auf den die Tat , 
für die Eisen-, Metall- und Elektroindustrie des 
Schaftsgebietes Westfalen v. 28. Mai 1937 (RArbBl. VI, ’ 
Anwendung findet. In dem Betrieb war es bis vor kuf^E 
Brauch, schulentlassene Jungen, die dort eine Lehrzeit a 
gewerbliche Arbeiter durchmachen wollten, vorerst 
zum Freiwerden einer Lehrstelle als Laufjungen °a„ 
Laufburschen zu beschäftigen. Die Jungen erhielten da ,s 
während dieser Zeit, die die Bekl. im Rechtsstreit a 
„Vorlehre“ bezeichnet hat, eine Vergütung, die der 
das erste eigentliche Lehrlingsjahr vorgesehenen . 
lingsvergütung entsprach. Eine solche „Vorlehre“ % 
auch der Kl. v. 4. April 1938 bis zum 31. März W  
bei der Bekl. durchgemacht. Für diese Zeit ist er in s 
nem Arbeitsbuch als „Laufbursche“ bezeichnet word ’ 
und zwar war er in der Registratur einem BüroV°‘ 
Steher unterstellt. Vom 1. April 1939 an lief dann ,e‘ 
schriftlich abgeschlossener „Lehrvertrag für o-ewerblK” 
Lehrlinge“, der in § 1 eine d r e i  jährige Lehrzeit v?..f 
1. April 1939 bis 31. März 1942, in §4 allerdings W 
v i e r  Lehrjahre eine jährlich gestaffelte „Erziehungsby., 
hilfe“ von 20, 32, 42 und 54 MJl vorsieht. Vom 4. Apn 
1938 bis zum 31. März 1939 hat der Kl. monatlich 
Vergütung von 20 erhalten. Dieser Betrag ist 
dann auch im ersten Lehrjahr als Erziehungsbeihilfe 'veI* 
tergewährt worden. &

Der Kl. hat sich auf den Standpunkt gestellt er seiJ® 
der Zeit v. 4. April 1938 bis zum 31. März 1939 Hms' 
arbeiter i.S. der genannten TarO. gewesen und hätte de_ 
einem solchen zustehenden Tariflohn zu beanspruchen 
habt. Mit der Klage forderte er für die angegebene Ze> 
den Unterschied zwischen dem ihm gezahlten Monatsl0'111 
und dem Tariflohn eines jugendlichen Hilfsarbeiters.
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(je9le ßekl. hält den Anspruch für unbegründet, insbes.
i •weil der Kl. in der angegebenen Zeit gar kein 

* "Erblicher Hilfsarbeiter gewesen sei.
‘e Klage hatte in allen Instanzen Erfolg, 

oh ,!e ^en Rechtsstreit entscheidende Frage ist die, 
, Ä . K 1. in der Zeit v. 4. April 1938 bis zum 31. März 

y Hilfsarbeiter i. S. der Anlage I (Lohnordnung) der 
Lunten TarO. war. Daß die TarO. räumlich und fach- 
den f en .Eririeb her Bekl. erfaßt, ist außer Streit. Für 
I n fachlichen und persönlichen Geltungsbereich ist unter 
12 her TarO. bestimmt:

»Die TarO. erfaßt die Arbeitsverhältnisse der ge­
werblichen Arbeiter einschließlich der Nichtmetallarbei- 
,er in allen Betrieben der Eisen-, Metall- und Elektro- 
‘ndustrie.“

lap S.»Hilfsarbeiter“ i.S. der Lohntabelle will die An- 
he I der TarO. alle Arbeiter angesehen wissen, „die 
j!Jer Facharbeiter noch angelernte Arbeiter sind“ , 

nis,aS 'st havon ausgegangen, daß ein Lehrverhält- 
. in der fraglichen Zeit noch nicht bestanden hat. Es hat 
daß zun'ichst auf Grund der Beweisaufnahme festgestellt, 
hi h er Kl- damals durchweg nur solche — für den Be- 

erforderliche und in diesem Sinn „produktive“ — 
lochen verrichtet hat, die keinerlei Fachkenntnisse er­
leiden. Wie festgestellt, hatte er die eingehende Post 
d0n her Postanstalt abzuholen und die fertigen Postsachen 
j.uhin zu bringen, hatte beim Öffnen der Post zu helfen, 
Sen Ver*e'Re Post zu den einzelnen Abteilungen zu brin- 
ej n’ Schriftstücke in die Akten einzuheften und ähnliche 
ĵ päche Arbeiten, insbes. aber Botengänge, zu verrichten.

Arbeitszeit hat festgestelltermaßen täglich von 7 bis 
leh« hr und von 14.30 bis 18 Uhr gedauert. Eine „Vor- 

e“ hat das BG. deshalb verneint, weil die vom Kl. 
h ^derte Tätigkeit mit seiner erstrebten Ausbildung als 
a er nicht das mindeste zu tun gehabt hätte. Die ihm 
“'getragenen Arbeiten seien entweder solche eines kauf- 
“hnischen Lehrlings oder eben die eines Hilfsarbeiters 

¡Lassen. Da der Kl. damals Lehrling nicht gewesen sei, 
j ¡¡Sse er als Hilfsarbeiter, und zwar Nichtmetallarbeiter 
Ja n ° n ^ r- * 2 ^er ^en her Bekl. geltenden
abri' angesehen werden. Danach habe der Kl. einen un- 
]0l^ngbaren Anspruch auf den tariflichen Hilfsarbeiter-

v^je Rev. will auf das Arbeitsverhältnis des Kl. die als 
to„ 9- weitergeltende Einkommensregelung der Angestell- vten
strie‘n der rheinisch-westfälischen Eisen- und Stahlindu- 

v. 30. Juli 1931 nebst Anlagen angewendet wissen,v  *• JU. J U li 17J  X t ltU o l A iu a g t n  a n i j t  w tu u L i wioov-xij
yOnach für den damals noch nicht 18 Jahre alten Kl. eine 
i ergütung frei habe vereinbart werden können. Dieser 
vi’sjcht kann jedoch nicht beigepflichtet werden. Daß der 
j - >n der fraglichen Zeit „Angestellter“  etwa i. S. des 
,;ngVersG. oder der genannten Einkommensregelung ge­
rben sei, hat die Bekl. in den Vorinstanzen nie behauptet, 
j.Ie Einstellung des Kl. in das Stahlwerk der Bekl. erfolgte 
'streitig zur demnächstigen Ausbildung als Dreher, also 

Ausbildung als gewerblicher Arbeiter. An die Be­
it; "ndung eines Angestelltenverhältnisses hat deshalb wohl 

oniand gedacht. In der Rspr. hat der Begriff des An­
beuten im allgemeinen einen bestimmten Inhalt be- 
, hiirien. Man bezeichnet damit einen Gefolgsmann, bei 
ssen Tätigkeit die gedankliche, geistige Arbeit die 

phänische, mit der Hand geleistete, überwiegt (vgl. 
'/ArbG. 16, 243 = JW. 1936, 2763 72; RArbG. 23, 340/341 

DR. 1940, 2271 « m. Anm. Franke). Davon kann hier 
nacn den getroffenen tatsächlichen Feststellungen keine 
7; de sein. Zu Unrecht nimmt die Rev. an, der Vorder- 
, chter habe die Art der vom Kl. geleisteten Arbeit als 
r'j'niännische bezeichnet. Er hat lediglich gesagt, daß es 
»c[' um in einem kaufmännischen Büro geleistete einfache 
s Tpeit gehandelt habe, die entweder die eines kaufmänni- 
phen Lehrlings oder die eines Hilfsarbeiters sei. Damit 

offenbar nur gesagt sein sollen, daß derartige Arbei- 
l n> wenn sie nicht von den im Büro etwa beschäftigten 
aijEnännischen Lehrlingen miterledigt würden — als 

„■ 'e in ig e  Beschäftigungsart kommt solche Arbeit für 
F'nen kaufmännischen Lehrling überhaupt nicht in 
rage —t dann eben von einem H i l fsa rbe i te r  erledigt 

i ürden. Entscheidend ist freilich, wie die genannte Ein- 
"°>nmensregelung den Angestelltenbegriff aufgefaßt wissen

will. In dem in RArbG. 23, 339 ff. =  DR. 1940, 2271 « 
entschiedenen Fall rechnete die dort maßgebende Tarif­
ordnung auch Gefolgsleute mit „einfachster“ , rein mecha­
nischer Tätigkeit, wie z. B. Bürodiener, Kassenboten und 
Pförtner dazu, sofern sie nur in kaufmännischen Abtei­
lungen beschäftigt waren. Die Gruppeneinteilung der hier 
in Rede stehenden Einkommensregelung (Anlage I) sieht 
aber derart einfachste Tätigkeitsgebiete nicht mit vor. Sie 
zählt in der untersten Angestelltengruppe (K l)  der kauf­
männischen Angestellten als dazu noch zu rechnende 
Kräfte beispielsweise auf: Stücklistenschreiber, Schichten­
buchführer, Frachtbriefschreiber, Lohnkarten- und Stück- 
listenaufrechner, Schreiber für Hand und Maschine und 
den „vorgenannten Angestellten gleichzubewertende Hilfs­
kräfte“. Die vom Kl. festgestelltermaßen ausgeübte Tätig­
keit läßt sich aber alledem nicht gleichstellen, von einer 
eigentlich „kaufmännischen“  Tätigkeit läßt sich schon gar 
nicht reden, auch wenn sie in einem kaufmännischen 
Büro geleistet worden ist. Hiernach scheidet die von der 
Rev. herangezogene Einkommensregelung der Angestell­
ten in der rheinisch-westfälischen Eisen- und Stahlindu­
strie für eine Beurteilung des vorl. Falles aus.

Damit ist nicht ohne weiteres gesagt, daß der Kl. den 
geforderten Hilfsarbeiterlohn zu beanspruchen hat. Dazu 
zwingt auch nicht etwa ohne weiteres die allgemein ge­
haltene Geltungsvorschrift der TarO. v. 28. Mai 1937 unter 
I 2: „Die Tarifordnung erfaßt die Arbeitsverhältnisse der 
gewerblichen Arbeiter einschließlich der Nichtmetallarbei­
ter in allen Betrieben der Eisen-, Metall- und Elektroindu­
strie.“ Wenn der Kl. wirklich eine sog. „Vorlehre“ durch­
gemacht, d. h. mit Rücksicht auf die bevorstehende eigent­
liche Lehrzeit besondere Unterweisungen bekommen hätte 
derart, daß seine Tätigkeit sich von der eines gewöhn­
lichen Hilfsarbeiters wirklich unterschieden hätte, so 
könnte sehr wohl ein von der Tarifordnung nicht erfaßtes 
Beschäftigungsverhälinis in Frage kommen (vgl. die zum 
Abdruck in der amtlichen Sammlung bestimmte Entsch. 
RAG 81/40 v. 16. Okt. 1940: DR. 1941, 461). Das trifft aber 
hier nicht zu. Von irgendeiner Vorbildung für den Dreher­
beruf ist nirgends die Rede. In seiner Annahme, daß es 
sich bei der Tätigkeit des Kl. um wirkliche Hilfsarbeiter­
tätigkeit gehandelt, habe, hat sich das BG. offensichtlich 
gestützt auf die Aussage des von ihm als Zeugen ver­
nommenen Abteilungsleiters W., der bekundet hat, daß die 
Arbeiten des Kl. jetzt, da die Lehrlinge allgemein sofort 
die eigentliche Lehre begännen, von Invaliden oder Lauf­
burschen verrichtet würden, die „regelrechten Hilfsarbei­
terlohn“ 'erhielten. Das steht in Einklang mit der vom 
Erstrichter eingeholten Auskunft der Industrie- und Han­
delskammer in B., wonach es in der hier in Betracht 
kommenden Industrie stets üblich gewesen ist, Laufbur­
schen des Bürobetriebs mit dem Hilfsarbeiterlohn der 
TarO. der Eisen-, Metall- und Elektroindustrie zu ent­
lohnen. Ebenso deckt sich das vom BG. gefundene Er­
gebnis mit der von ihm eingeholten Auskunft des zustän­
digen Reichstreuhänders der Arbeit v. 10. April 1940, die 
es für die Anwendung der genannten Tarifordnung auf 
den vorl. Fall für unerheblich erklärt, daß der Kl. die 
Tätigkeit eines Laufburschen nur vorübergehend aus­
geübt hat, um auf diese Weise die vom Betriebe vor­
gesehene Voraussetzung zur Übernahme in ein Lehrver­
hältnis zu erfüllen.

Hiernach muß der Klageanspruch, dessen Höhe nicht 
bestritten ist, als begründet angesehen werden.

(RArbG., Urt. v. 11. Dez. 1940, RAG 117/40. — Essen.) 
*

** 35. RArbG. — Eine Abschlußvergütung kann unter be­
sonderen Umständen ein zusätzliches Entgelt für die in der 
Vergangenheit geleisteten Dienste sein. Im allgemeinen 
ist sie aber eine Sondervergütung i. S. einer Anerkennung 
für das Ausharren im Dienste des Unternehmers, die dem 
Gedanken der gegenseitigen Treupflicht im Arbeitsverhält­
nis entspringt. Grobe Verstöße des Gefolgsmanns gegen 
seine Treupflicht berechtigen deshalb den Unternehmer, 
die Zahlung einer vertragsmäßigen Abschlußvergütung 
zu verweigern.

Der Kl. war seit dem 1. Nov. 1926 bei der Bekl. als An­
gestellter, zuletzt als Geschäftsführer tätig. Nach dem Tode 
des früheren Inhabers, des Vaters der jetzigen Inhaberin,
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wurde sein Dienstverhältnis durch Vertrag vom 10. Mai 
1033 neu geregelt. Er sollte u. a. eine Weihnachtsvergütung 
von 600 ¿RM und eine Abschlußvergütung von 1200 ¿KM 
erhalten. Letztere sollte nach Aufstellung der Jahresab­
schlußbilanz fällig sein, auf Wunsch jedoch auch in monat­
lichen Raten von 100 ¿KM abgehoben werden können. Sein 
Urlaub betrug 20 Tage. Am 8. Nov. 1939 wurde der KL, 
nachdem er am 6. Nov. seinen Jahresurlaub von 20 Tagen 
angetreten hatte, wegen angeblicher Aufhetzung des Per­
sonals, Verleumdung und Herabsetzung der Inhaberin und 
ihres Ehemannes, Untergrabung der Oefolgschaftsmoral 
fristlos entlassen.

Der Kl. erhob Klage und verlangte u. a. noch Urlaubs­
geld, einen anteiligen Betrag seiner Weihnachtsvergütung 
und den seiner Beschäftigung im Jahre 1939 entsprechen­
den Teil der Abschlußvergütung.

Das LArbQ. hat ebenso wie das ArbO. die Klage abge­
wiesen. Die Rev. war erfolglos.

Das BQ. hat auf Grund der Beweisaufnahme festgestellt, 
daß der Kl. zu Angestellten und Vertretern der Bekl. mehr­
fach davon gesprochen habe: Die jetzige Inhaberin habe 
ihren Mann aus dem Hause geekelt und zu anderen Frauen 
etrieben, damit sie einen Scheidungsgrund habe; in erster 
he hätte sie keine Kinder gewollt, jetzt würde sie wahr­

scheinlich keine mehr bekommen, da sie es vorher ge­
schlechtlich zu toll getrieben habe. Auch ihr Vater habe 
häufig mit seiner Sekretärin zusammen geschlafen und mit 
seiner Tochter in D. um die Wette gehurt. Die jetzige In­
haberin sei geizig, sie stecke alles Geld ein, würde immer 
reicher, der Mann rauche dicke Zigarren, tue nichts, als 
sich in ein warmes Nest zu setzen.

Die Rev. macht nur geltend, daß diese Feststellungen 
die Verweigerung der Äbschlußvergütung nicht rechtfer­
tigen könnten. Denn der in RArbG. 22, 88 = DR. 1940, 
515 20 und RArbG. 22, 125 für das Urlaubsrecht aufgestellte 
Grundsatz, daß der Gefolgsmann, der seine Treupflicht 
selbst gröblich verletzt und einen Grund zur fristlosen 
Entlassung gegeben habe, nicht von dem Unternehmer 
seinerseits die Erfüllung der Treu- und Fürsorgepflichten 
verlangen könne, sei auf seinen Anspruch auf Abschluß­
vergütung nicht anwendbar, da diese nach dem Sinn und 
Wortlaut des Vertrages vom 10. Mai 1938 ein Teil des 
Gehaltes sei. Das ergebe sich einmal daraus, daß sie nicht 
von dem Ergebnis des Jahresabschlusses abhängig ge­
macht, weder nach dem Umsatz oder dem Gewinn be­
messen sei, noch ihrer Höhe nach in das Ermessen des 
Betriebsinhabers gestellt, sondern ein für allemal auf eine 
bestimmte Summe festgelegt sei, vor allem aber daraus, 
daß sie in monatlichen Raten von 100 ¿KM abgehoben 
werden könne. Es sei lediglich ein Zufall, daß er sie nicht 
laufend abgehoben habe, und deshalb könnten die bis zu 
seiner Entlassung fällig gewesenen Teilbeträge von 100 ¿KM 
nicht nachträglich verweigert werden.

Indessen zwingen diese Umstände, wie das LArbG. mit 
Recht angenommen hat, nicht dazu, die Abschlußvergütung 
als ein reines Entgelt für die bisher geleisteten Dienste 
anzusehen, sie sprechen im Gegenteil eher dagegen. Denn 
die Abschlußvergütung hat zwar wegen der verschiedenen 
Handhabung keine einheitliche Bedeutung (RArbG. 20, 
55 — JW. 1938, 285040 m. Anm.), sie kann auch ein zu­
sätzliches Entgelt für die in der Vergangenheit geleisteten 
Dienste sein. Da sie aber gesondert neben dem Gehalt 
gewährt und erst am Jahresabschlüsse fällig wird, an 
diesen Zeitpunkt geknüpft ist, müssen schon besondere 
Umstände vorhanden sein, wenn sie dem Gehalt gleich­
gestellt und wie dieses ein reines Entgelt für die geleisteten 
Dienste sein soll. Im allgemeinen wird sie vielmehr eine 
Sondervergütung, eine Belohnung für die im vergangenen 
Jahr geleisteten Dienste und eine Anerkennung für das 
Ausharren im Dienste des Unternehmers sein sollen. Sie 
entspringt dem Grundgedanken der Betriebsgemeinschaft, 
den Gefolgschaftsmitgliedern, die durch ihre Tätigkeit zu 
dem Jahresergebnis beigetragen haben, eine Anerkennung 
ihrer treuen und erfolgreichen Mitarbeit zu geben, sie da­
durch auch künftig zu besonderen Leistungen anzuspor­
nen. Dies ist insbes. dann der Fall, wenn sie auf einen be­
stimmten Betrag festgelegt und nicht, wie die Gewinn­
beteiligung (Tantieme), in Anteilen des Umsatzes oder des 
Gewinnes bemessen und dadurch von dem Jahresergebnis 
abhängig gemacht ist. Denn es soll eben bei gering be­
zahlten Angestellten oder bei Beträgen, die, wie vorliegend,

nur ein kleiner Teil dieses Gehaltes (V*) ist, die Belo*in  ̂
für die geleisteten Dienste nicht schon dann entia > 
wenn einmal im Jahr kein Gewinn erzielt wird, daM 
gemeinen diese Gewinnerzielung von Umständen abna g > 
die von den Leistungen des einzelnen Gefolgsmannes 
abhängig sind. Der Betriebsinhaber soll in solchen 
auch einmal ein Opfer bringen, zumal er bei lan*> . Qfl 
dauernden oder größeren Verlusten, die für ihn s 
lange vorhersehbar sind, die Änderung der Anstell » 
bedingungen durch Kündigung herbeiführen kann,..(,.ne 
gegen würde ein plötzlicher Fortfall der Sonderverg 
bei Angestellten mit geringerem Einkommen zu g ^  
Schwierigkeiten in ihrer Lebenshaltung führen, aa 
Angestellte in der Regel bei Anschaffungen und .¡.„„¡r 
nähme von Verpflichtungen mit dieser Sondervergu * 
rechnet, er aber den Verlauf des Geschäftsganges n ^  
gemeinen nicht vorhersehen und sich rechtzeitig au 
Fortfall der Vergütung einstellen kann. Eine Abschi ^¡e 
gütung, für die solche Bedingungen gelten, ist ebens 
die Weihnachtsvergütung (RArbG. 22, 91 -  DK. ‘
40822) ihrem inneren Wesen nach ein Ausfluß der n 
und Fürsorgepflicht des Unternehmers. An diesem i 1 . (s 
Wesen der Abschlußvergütung wird auch dadurcn 
geändert, wenn zugunsten des Gefolgsmannes, um 
gleichmäßige Lebensführung zu erleichtern, die za B 
in mehreren Teilen oder von regelmäßigen Vorscm^ 
vorgesehen wird. Diese Besonderheiten mögen tu ‘ 
Frage bedeutsam sein, ob ein Angestellter, der vor  ̂
Schluß der Jahresrechnung aus den Diensten aV.sRSCp Rh­
einen Anspruch auf die volle oder eine anteilmäßig. 40
Schlußvergütung hat (RArbG. 20, 55 = JW. KJ38. 1 ent- 
m. Anm.), sie sind aber ohne Belang für die hier z“ en 
scheidende Frage, ob gröbliche Verstöße des Kl- 8 ^ef 
seine Treupflicht den Unternehmer zur Verweigerung . 
noch nicht ausgezahlten Abschlußvergütung bere * ^  
Dieses Recht folgt aus dem Grundgedanken, auf detI äny 
Arbeitsverhältnis nach heutiger Anschauung beruht, 
lieh der gegenseitigen Treupflicht (RArbG. 22, 90).

Das LArbG. hat daher mit Recht die hier verein a 
Abschlußvergütung nicht als ein zusätzliches Entgelt, Ro­
dern als eine Treuprämie angesehen und deshalb uDg 
spruch auf die Abschlußvergütung nach der Entia ¿1. 
abgewiesen, da in dem festgestellten Verhalten des 
allerdings eine sehr grobe Verletzung der einem bei » 
mann, namentlich dem Geschäftsführer, obliegenden 
pflicht liegt. , .

(RArbG., Urt. v. 18. Dez. 1940, RAG 145/40. -  Düsä 
dorf.)

*

** 36. RArbG. — Gemäß § 18 Abs. 2 Kriegswirtscb^ 
v. 4. Sept. 1939 ist der Unternehmer befugt, bei Dmsf?.c(,en 
des Betriebs im Zusammenhang mit kriegswirtsebam g 
Maßnahmen einem Gefolgsmann auch ohne ^hnd*gitcO 
eine andere Tätigkeit zuzuweisen; kraft Gesetzes f ^  
dann die für die neue Tätigkeit maßgebenden Lohn» ¡, 
Darüber, ob die Kriegswirtschaftsverhältnisse die Z 
sung einer anderen Tätigkeit notwendig machten. j ef 
scheidet das Gericht und nicht der Reiclisireuhände* 
Arbeit. Für die Gerichte bindend ist nur eine Entschei ^  
des Reichstreuhänders darüber, welcher Lohn dem jeö 
folgsmann nach dem Wechsel der Beschäftigung zu z us.2 
ist. Begriff des „maßgebenden“ Lohnes i. S. von § l8 A 
Satz 1.

Der Schwerkriegsbeschädigte Kl. ist bei der Bekl-, eVu- 
Lederwarenfabrik, seit dem 8. Aug. 1933 beschäftig1, 
nächst war er etwa ein Jahr lang als Hilfsarbeit« ^  
Stundenlohn tätig, dann etwa zwei Jahre lang im .( 
mit Pressen von Schachtkappen und dann vier JaJ1.'Tord- 
Verputzen und Herrichten von Belederungen. Sein AKK . 
verdienst betrug in den letzten Jahren durchschni' '
1 tKM die Stunde. Mit Schreiben vom 29. Jan. 1940 } s 
die Bekl. ihm mit, daß sie durch Umstellung des Betn 
auf die Verhältnisse des Krieges gezwungen sei, ihn 
jetzt ab hauptsächlich an der Schneidemaschine 
Stundenlohn zu beschäftigen. Sie kündige ihm daher 
Akkordbeschäftigung zum 10. Febr. 1940. Bis dahin za _ 
sie ihm zum Ausgleich 1 ¿KM die Stunde, vom 12. re 
1940 ab nur noch den Tariflohn von 0,67 ¿KM die Stun 
zuzüglich 0,08 ¿KM Leistungszulage. Mit Schreiben vo
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|2.feJ?r- wan(*te die Bekl. sich an den Reichstreuhänder 
bet. i r Anfrage, ob sie, ohne sich strafbar zu machen, 
c>ugt sei, den Kl., der bisher im Akkord gearbeitet und 
-nr als den Tariflohn verdient habe, eine Leistungs- 

067^zjVOn ®>08 auf den Tarif- und Stundenlohn von 
10 F zu zahlen. Der Treuhänder erwiderte darauf am 
i »:r. r-> er habe keine Bedenken gegen die Zahlung einer
¡h'p^Hgszulage von 0,08 ¿RJl, da eine solche Zulage in 
/ein Betrieb allcremein iihlirh sei- einen höheren Stun-

j7eistung
denn ^etrie1̂  allgemein üblich sei; einen höheren S 
er [-11 dürfe s'e dem Kl. aber nicht zahlen, selbst wenn 
29 l l uher 'm Akkord mehr verdient habe. Später am 
f«n 31 1940 hat der Treuhänder dieses Schreiben zurück- 
jLt0rnmen> da auf Grund einer Prüfung in dem Betriebe 
der^D6̂ * se‘> daß die Zuweisung des Kl. zu einer an- 
Wi« Pescl>äftigung nicht durch die Umstellung auf kriegs- 
j,j mähliche Erfordernisse bedingt und die Bekl. daher 
vr; oerechtig-t sei, von den Befugnissen des § 18 Abs. 2 

.iegswirtschVO. Gebrauch zu machen.
Vo«6/  ver'angt Fortzahlung seines Durchschnittslohnes 
sein 1 die Stunde mit der Begründung, die Kündigung 
beito.r Arbeitsbedingungen hätte der Zustimmung des Ar- 
beriSalntes ur,d der Genehmigung der Hauptfürsorgestelle 
es U-r u ®e‘ dem Schreiben des Reichstreuhänders handele 
f. ?lcn nur um eine Auskunftserteilung, nicht um eine 

zun& des Lohnes. Mit der Klage verlangt er 50 ¿RJl 
nderverdienst für die Zeit seit dem 11. Febr. 1940. 
¿“treffend geht das LArbG. davon aus, daß eine Ände- 

der Arbeitsbedingungen mangels Einverständnisses 
Unri Vf Kügsmannes nur durch ordnungsgemäße Kündigung 
den i euabschluß des Arbeitsvertrages herbeigeführt wer- 
16 oolnn RAG 201/32 v. 2. Nov. 1932: ÄrbRSamml. 
sei’ri u- a-)> und daß der Unternehmer auch auf Grund 
(je les Weisungsrechtes dem Gefolgsmann nicht eine an- 
karf “ eschäftigung, einen anderen Arbeitsplatz zuweisen 
w;n "> wenn dessen Einkommen dadurch beeinträchtigt 
In  (RArbG. 23, 270 [274] = DR. 1940, 1855 »•), es sei 
om0’ er dazu durch Vertrag, Betriebsordnung, Tarif- 
duru11? °der Gesetz besonders ermächtigt ist. Daß ihr 

ch Vertrag oder Betriebsordnung ein solches Recht ge­
l l  n sei, hat die Bekl. nicht behauptet. Auch die für den 
- | Maßgebende RTarO. für die Lederwarenindustrie vom1 I
-Juli 1538 (RArbBl. VI, 789) gibt ihr in § 8 Abs.2 nur 

• ..........................  *” * J J—
, -»is _  _  _  _____ ______ __ _o
Rn j^ l -  mit Schreiben vom 29. Jan. 1940 ausgesprochene
'Und 1 Crnti^ f «li 1 n rlA r 7 ’n c ti mmiltlCT HPT

i'f,Befugnis; ständige Akkordarbeiter vorübergehend, das 
j  b's zu 14 Tagen, in Zeitlohn zu beschäftigen. Die von

H ud'gung konnte aber wegen fehlender Zustimmung der 
4 ̂ Puürsorgestelle und des Arbeitsamtes eine Änderung 

f Arbeitsbedingungen nicht herbeiführen.
‘"dessen war die Bekl., wie das LArbG. mit Recht an- 

|/"°mmen hat, auf Grund des § 18 Abs. 2 Kriegswirtsch- 
befugt, dem Kl. auch ohne Kündigung eine ander- 

'uge Beschäftigung zuzuweisen. Denn danach gelten, 
nn Betriebe oder Verwaltungen neu errichtet oder um- 

? stellt werden oder Arbeiter und Angestellte nach Inkraft- 
a„ .n der Verordnung eine andere Tätigkeit als zuvor 
jusuben, die Lohn- und Gehaltssätze, die für gleichartige 

Riebe oder Verwaltungen Geltung haben oder für die 
steh6 ^'dgkeit maßgebend sind. Es soll also mit der^Um-
__ „ des Betriebes oder der Zuweisung einer anderen
;eschäftigung infolge der Kriegsverhältnisse auch zugleich 

c,ne Änfiß,-,,™ T «hne einireien niese BestimmungWill
seitj

Änderung der Löhne eintreten. Diese Bestimmung 
„ . gerade die bisherigen gesetzlichen Hemmungen be- 
dl ‘gen, die einer sofortigen Anpassung des Betriebes an 
e / Kriegsverhältnisse entgegenstanden, auch wenn da- 

rch den Arbeitern und Angestellten gewisse Nachteile 
Wuchsen. Denn auch sie haben, wie es in dem Vor- 

(¡UUch zu der Verordnung heißt, alle ihre Kräfte zur Ver­
jüng  zu stellen und dadurch die Fortführung eines ge-

ri^ffke Opfer zu bringen. Daß gerade die Bestimmung 
. s §18 Abs. 2 die Beseitigung der Kündigungsfristen und 
p nstigen Hemmungen bezweckt, nehmen auch die beiden 

nasse des RArbM. zur Anwendung des § 18 Abs. 2 an,
vlml'ch der Erlaß v. 27. Nov. 1939 (RArbBl. I, 527) betr. 
5 eJ>altungsanordnung auf Grund des § 5 Satz 1 der 
>; PurchiBest., zum Abschnitt III (Kriegslohne) der 
J^gswirtschVO. v. 12. Nov. 1939 (RGBl. I, 2WS) nnd ■der 
t rJ.aß v. 11. April 1940 betr. Auslegung des § 18 Abs. 2VT- v- 11. April 1940 betr. Auslegung des 9 l» Abs. 2 
iJ'egswirtschVO. (RArbBl. I, 187). In dem ersteren ist 
i"Jer h) in § 1 ausdrücklich gesagt, daß kraft Gesetzes die 

r die neue Tätigkeit maßgebenden Lohnsätze gelten,

wenn Arbeiter und Angestellte eine andere Tätigkeit als 
zuvor ausüben, während in dem letzteren in Abs. 5 eine 
Kündigung für nicht erforderlich erklärt wird. Daß aber 
hier die anderweitige Beschäftigung des Kl. im Zusam­
menhang mit kriegswirtschaftlichen Maßnahmen erforder­
lich war, stellt das LArbG. in rechtlich einwandfreier 
Weise fest.

Mit Recht hat das LArbG. angenommen, daß darüber, 
ob die Voraussetzungen des § 18 Abs. 2 gegeben sind, 
nicht der Reichstreuhänder, sondern im Streitfälle die Ge­
richte zu entscheiden haben, da nach Satz 2 daselbst der 
Reichstreuhänder nur bei Zweifel darüber, welche Lohn- 
und Gehaltssätze in Frage kommen, Bestimmungen tref­
fen soll. Für die Gerichte bindend ist somit nur eine Ent­
scheidung des Reichstreuhänders darüber, welcher Lohn 
dem Arbeiter und Angestellten nach Wechsel seiner Be­
schäftigung zu zahlen ist, nicht aber die Feststellung, ob 
die Kriegswirtschaftsverhältnisse eine Änderung der Be­
schäftigung erfordern und ob die Zuweisung einer ander­
weitigen Beschäftigung zulässig war. Eine Bestimmung 
des Lohnes in diesem Sinne hat aber, wie das LArbG. mit 
Rechts ausführt, der Reichstreuhänder nicht getroffen. Die 
Bekl. hat bei ihm nur angefragt, ob sie, ohne sich strafbar 
zu machen, einen Zuschlag von 8 Rpf. auf den Tariflohn 
von 0,67 zahlen könnte, dagegen in keiner Weise an­
gegeben, welche neue Tätigkeit der Kl. ausüben sollte. 
Denn die Angabe, daß sie ihn jetzt als Hilfsarbeiter be­
schäftigen wolle, war so allgemein, daß der Treuhänder 
keine Entscheidung darüber treffen konnte, welcher Lohn 
für diese neue Tätigkeit in Frage kam. Dafür hätte es 
vielmehr einer Kennzeichnung der Tätigkeit im einzelnen, 
wie vor allem auch von Angaben darüber bedurft, welchen 
Lohn die bisher an diesem Arbeitsplatz Beschäftigten er­
hielten. Da somit eine Entscheidung des Treuhänders über 
den dem Kl. zu zahlenden Lohn fehlt, mußte das Gericht 
selbst Feststellungen darüber treffen, welcher Lohn bisher 
für die neue Tätigkeit des Kl. maßgebend war. Diese Ent­
scheidung ist dem Gericht durch Satz 2 des § 18 Abs. 2 
KriegswirtschVO. nicht etwa entzogen, da eine Bestim­
mung über die Aussetzung des Rechtsstreits bis zu einer 
Entscheidung des Treuhänders nicht getroffen ist.

Nicht frei von Rechtsirrtum ist jedoch die Annahme, 
daß dem Kl. für die Tätigkeit an der Zuschneidemaschine 
ein Stundenlohn von 95 Pfg. zustehe. Dem Kl. ist, wie das 
LArbG. feststellt, die Fortzahlung seines bisherigen Ak­
kordverdienstes nicht zugesagt worden. Nach § 18 Abs. 2 
KriegswirtschVO. tritt nun aber an Stelle des bisherigen 
Lohnes nicht der für die Leistungen eines bestimmten Ar­
beiters angemessene, sondern der für diese Tätigkeit maß­
gebende Lohn. Maßgebend für eine Tätigkeit i. S. des § 18 
Abs. 2 kann nur der Lohnsatz sein, der für diese Tätigkeit 
ein für allemal gilt, der ohne Rücksicht auf die besonderen 
Fähigkeiten des einzelnen Gefolgsmannes sich nach sach­
lichen Merkmalen richtet. Das wird in erster Lime der 
in einer Tarifordnung oder Betriebsordnung für diese 
Tätigkeit bestimmte Lohn sein, da solche allgemeinen An­
ordnungen nur auf die Leistungen und Fähigkeiten eines 
Durchschnittsarbeiters, nicht aber einzelner bestimmter 
Personen abstellen können. Ein solcher maßgebender Lohn 
kann sich auch daraus ergeben, daß in ständiger Übung 
für eine bestimmte Tätigkeit ein über die Mindestlohne 
hinausgehender Lohnsatz gezahlt wird, sei es, daß mehrere 
hintereinander an demselben Arbeitsplatz tätige oder 
mehrere gleichzeitig mit derselben Arbeit beschäftigte 
Gefolgsleute denselben Lohn erhälten hnben und erhalten. 
Denn gerade die Zahlung desselben Lohnes an eine unbe­
stimmte Anzahl mit dieser Arbeit Beschäftigte zeigt daß 
der Lohn nach sachlichen Merkmalen und nicht mit Rück­
sicht auf einen oder wenige bestimmte Arbeiter bemessen 
worden ist. .

Da jeder Anhalt dafür fehlt, daß für diese Tätigkeit sonst 
ein anderer Lohn in ständiger Übung gezahlt worden ist, 
kann der Kl. nur den tariflichen Mindestlohn verlangen. 
Der Kl. hat aber sogar 75 Pfg., also den Facharbeiterlohn, 
erhalten, obwohl er selbst kein gelernter Facharbeiter ist 
und nach den Feststellungen des BU. weder seine jetzige 
Tätigkeit noch auch seine frühere Tätigkeit, die auch von 
ungelernten Mädchen ausgeführt wird, Facharbeit ist, er 
also nicht etwa einem Facharbeiter i. S. des § 6 Abs. 3 S. 2 
der Tarifordnung gleichzustellen ist.

Die Zahlung dieses Lohnes verstößt auch nicht gegen
140*
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§ 3 der 2. DurchfBest. zum Abschnitt III (Kriegslöhne) 
der KriegswirtschVO. v. 12. Okt. 1939 (RGBL I, 2028). Die 
Verringerung des bisherigen Verdienstes des Kl. durch 
Zuweisung einer anderen Tätigkeit ist nach § 3 i. Verb. m. 
§ 1 Abs. 2 zulässig. Man kann auch nicht sagen, daß die 
Bekl. durch Zuweisung dieser Arbeit gegen ihre Treu­
pflicht verstoßen hat, indem sie dem Kl. ohne betriebliche 
Gründe eine erheblich geringer bezahlte Arbeit zuge­
wiesen hat (vgl. den angeführten Erlaß des RArbM. vom 
11. April 1940). Denn nach den Feststellungen des BU. 
mußte der Bekl. die bisher an den Zuschneidemaschinen 
beschäftigten gelernten Sattler wegen Zuteilung größerer 
Heeresaufträge in der Sattlerei beschäftigen und dem Kl. 
die Zuschneidetätigkeit übertragen, weil diese nur von 
einem eingearbeiteten Lederarbeiter, nicht von jedem neu 
eingestellten Hilfsarbeiter, ausgeübt werden kann. Diesen 
an die Tätigkeit zu stellenden erhöhten Anforderungen 
hat die Bekl. dadurch Rechnung getragen, daß sie dem 
KL auf seinen tariflichen Stundenlohn als Hilfsarbeiter 
eine Zulage von 8 Rpf. gewährte, so daß er den tarif­
lichen Stundenlohn eines Facharbeiters erreichte. Anderer­
seits war die Bekl. durch die Lohnstopbestimmungen ge­
hindert, dem KL etwa seinen bisherigen Akkorddurch­
schnittsverdienst weiter zu zahlen, da dieser nur auf eine 
besondere Fertigkeit zu Mehrleistungen zurückzufiihren 
ist, die bei der Tätigkeit an der Zuschneidemaschine nicht 
zu erwarten waren.

Der Anspruch des Kl. auf Fortzahlung seines bisherigen 
Akkorddurchschnittsverdienstes oder eines höheren Loh­
nes, als er erhalten hat, ist somit nicht begründet. Deshalb 
war in Abänderung des angefochtenen Urteils seine Be­
rufung gegen das klageabweisende Urteil des ArbG. zu­
rückzuweisen.

(RArbG., Urt. v. 18. Dez. 1940, RAG 132/40. — Duis­
burg.)

Preußisches Oberverwaltungsgericht
37. §§ 1, 2 Ges. für banpolizeiliche Zuständigkeiten vom 

15. Dez. 1933 (GS. 491).
Baurecht. Befreiung (Dispens).
In der vorbehaltlosen Erteilung der Bauerlaubnis für 

einen dem materiellen Baurecht widersprechenden Bau 
liegt nicht ohne weiteres die Gewährung einer Befreiung 
(eines Dispenses) von den außer acht gelassenen baurecht­
lichen Bestimmungen. Eine Baubefreiung kann regelmäßig 
nicht stillschweigend, sondern nur ausdrücklich erteilt 
werden.

Charakter und Anfechtung der einer Baubefreiung bei­
gefügten Bedingung oder Auflage.

Dem KL wurde auf seinen Antrag von dem Ober­
bürgermeister die Bauerlaubnis für den Bau einer Garage 
auf seinem Grundstück erteilt, ohne daß dabei ein Ver­
stoß gegen die BauO. erwähnt wurde. Später erließ der 
Oberbürgermeister auf Anweisung des RegPräs. an den 
KL eine Verfügung folgenden Inhalts: Bei der Genehmi­
gung zum Bau der Garage sei ein Rechtsirrtum unter­
laufen. Die Garage verstoße gegen § 8 BauO., weil der 
erforderliche Abstand von der Straßengrenze (20 m) 
nicht innegehalten sei. Es werde jedoch mit Zustimmung 
des RegPräs. von dieser Bestimmung Befreiung .erteilt 
unter der Bedingung, daß die Garage tiefer gelegt 
werde, und zwar dergestalt, daß sie die anschließende 
Grenzmauer an der Seite des Nachbargrundstücks nicht 
überrage. Er werde aufgefordert, den Umbau der Garage 
vorzunehmen.

Das BezVerwGer. wies die Klage ab.
Die Rev. des KL hatte keinen Erfolg.
Allerdings ist die Entsch. des BezVerwGer. insofern 

nicht frei von Rechtsirrtum, als das BezVerwGer. im 
vorliegenden Fall das Verwaltungsstreitverfahren nicht 
für zulässig erachtet hat. Es hat übersehen, daß die an- 
gefochtene Verfügung des Oberbürgermeisters nicht 
lediglich die Gewährung einer Befreiung (eines Dispen­
ses) ausspricht. Diese Verfügung setzt sich vielmehr 
aus drei Teilen zusammen: der Zurücknahme der für die 
Garage erteilten Bauerlaubnis, der Gewährung einer Be­
freiung unter einer „Bedingung“  und der Forderung des 
Umbaus der Garage. Zum mindesten der erste und der
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dritte dieser drei Teile stellen sich als polizeiliche 
fügungen dar, gegen die dem Betroffenen die im ij 
VerwG. geordneten Rechtsmittel gegeben sind, nai“ 
die Beschwerde und die Klage im Verwaltungsstreu 
fahren.

Von diesen drei Teilen hat das BezVerwGer. nur den
undzweiten in den Kreis seiner Erörterungen bezogen, . 

zwar ohne zu prüfen, ob die in der Verfügung s sj 
„Bedingung“  wirklich als eine (echte) Bedingung 
Rechtssinne oder als eine Auflage anzusehen ist- 
eine Auflage ein neben der erteilten Erlaubnis oder ¡I)C 
freiung selbständig bestehendes Gebot und damit 
für sich allein anfechtbare polizeiliche Verfügung P 
stellt, so würde, falls eine Auflage vorliegt, auch .-„¡rr
weit die Klage im Verwaltungsstreitverfahren zu
sem.

Wegen dieses Rechtsirrtums hatte das Ô .G. ^
Sache ohne Bindung an die sonst dem RevG... in 8 u 
LVervvG. gesetzten Beschränkungen in freier Prutung t 
beurteilen. Dabei ergab es sich, daß sie spruchre

Was zunächst den die Zurücknahme der Bauena u 
enthaltenden Teil der Verfügung betrifft, so ist n. . 
folgendes zu bemerken: Nach §42 Abs. 1 Budlist 
Pol VerwG. ist die Zurücknahme oder nachträgliche 
Schränkung einer polizeilichen Erlaubnis dann zU‘ ¡jer. 
wenn ihre Erteilung dem bestehenden Rechte w ¡j 
sprach. Das trifft im vorliegenden Fall zu. Denn ^  
der zwingenden Vorschrift des § 8 BauO. dürfen m , 
hier in Betracht kommenden Baustufe II b, wenn 1T 
gebäude nicht an eine seitliche Nachbargrenze “ e 
gebaut sind, Nebengebäude an dieser Nachbarg . 
erst in einem Abstand von 20m von der Bauflucn 1 
errichtet werden. Besteht, wie im vorliegenden r 
noch keine Baufluchtlinie, so ist, wie. das BezVcrw- ß 
zutreffend ausgefuhrt hat, dieser Abstand sinng eri 
von der Straßengrenze an zu bemessen. Nun erre 
die Seitenlangen des Grundstücks des Kl. unS. .|jC- 
nirgends dieses Maß von 20 m. Für die an einer ^  
bigen Stelle des Grundstücks auf der Nachbargrenz. 
errichtende Garage hätte es mithin in jedem Falle \,e- 
Befreiung (eines Dispenses) von dieser Vorschru 
dürft. hier.

An einer solchen Befreiung mangelt es aber 
Ausdrücklich ist sie, wie unstreitig ist, nicht Sfe' ¡ner 
worden. Auch liegt nicht etwa, wie der KL w s eirle 
Klage behauptet, in der erteilten Baugenehmigung. eö 
stillschweigende Befreiung. Denn in der Vorbehalt.1 
Erteilung der Bauerlaubnis für einen dem materi 
Baurecht widersprechenden Bau kann nicht schon 
weiteres die Gewährung einer Befreiung von den ‘ 5 
liehen materiellen Bestimmungen gefunden werden .̂ 3̂ 
Entsch. des OVG. v. 20. Juni 1935: JW. 1935, 3412/^‘ j. 
Es ist davon auszugehen, daß eine Befreiung ,.r0 Cti 
jnäßig nicht stillschweigend, sondern nur ausdruc  ̂  ̂
erteilt werden kann. Dazu führt schon die Erwagu “ 
daß im Streitfälle das Vorliegen oder Nichtvorl 
einer Befreiung zweifelfrei feststellbar sein mun> ¡nC 
derartige Feststellung aber unmöglich ist, wenn * $ 
Anhaltspunkte dafür vorliegen, ob eine an sich für r 
Bauantrag erforderliche Befreiung, die vielleicht: bjg 
nicht beantragt war, gewährt ist oder nicht. Auch « a 
das der Baupolizeibehörde nach § 42 Ab§. 1 Buchst“ 
PolVerwG. zustehende gesetzliche Recht des ' ^ i c gaü' 
einer dem bestehenden Recht widersprechenden u. 
erlaubnis hinfällig werden, wenn jede derartige 
erlaubnis als eine die erforderliche Befreiung enthalt 
und damit dem geltenden Recht entsprechende a”ftj„ 
sehen sein würde; das aber würde bei dem gegen« ^  
gen Stande der Gesetzgebung, nach der die BaUgen 
migungsbehörde auch für die Gewährung oder V '  ̂
gung von Befreiungen zuständig ist, der Fall sein .
zu einem Ergebnis führen, das dem Willen des (
VerwG. widerspricht (vgl. § 2 Abs. 1 des Gesetzes u g 
baupolizeiliche Zuständigkeiten v. 15. Dez. 1933 L j  
491]). Die vom Gerichtshof vertretene Auffassung g 
auch offenbar den AusfBest. v. 10. Febr. 1934 des I *̂ 3̂3 
Finanzministers zum genannten Gesetz v. 15. Dez. 1 ,. 
zugrunde, wenn dort in Ziff. 16, 17 u. 18 gesagt
„Liegt ein Antrag auf Erteilung einer Befreiung Jffl „
sammenhang mit einem Bauantrag vor, so hat die P
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Senehmigungsbehörde in jedem Falle ihre Entsch. in 
t’orm eines Beschlusses zu treffen... Aus dem Be- 
sncl'luß muß hervorgehen, von welchen Vorschriften der 
^ 0 .  und gegebenenfalls unter welchen Bedingungen 
. e Befreiung erteilt wird. Wird die Befreiung erteilt, so 
lst auch in dem Bauschein anzugeben, auf welche Vor- 
Triften sich die Befreiung erstreckt. Wird die Be frei­
es versagt oder wird sie unter Bedingungen erteilt, so 
]at die Baugenehmigungsbehörde den Dispensbeschluß 

Bauherrn zuzustellen“  (MBliV. 1934, 254; Kays er, 
«Die baupolizeilichen Vorschriften, III 2“ ).
, 9a, wie die Akten ergeben, eine ausdrückliche Be- 
feiung von der Vorschrift des § 8 BauO. in der Tat 
nicht erteilt worden ist, so widersprach die für die Ga- 
9 p  ohne diese Befreiung erteilte Bauerlaubnis des 
Oberbürgermeisters dem geltenden Recht. Die Baupoh- 
eibehörde war daher nach § 42 Abs. 1 Buchstabe a I ol- 
erwQ. zur Zurücknahme dieser Bauerlaubnis berech­

net. Unter diesen Umständen bedurfte die weitere vom 
ezVerwGer. erörterte Frage keiner Prüfung, ob es sich 

Herbei um eine Befreiung von Bestimmungen hinsicht- 
eli der Bauweise (geschlossene, offene Bauweise) i. a. 

I.°n §2 Abs. 2 des Gesetzes über baupolizeiliche Zü­
g ig k e ite n  v. 15. Dez. 1933 handelt und ob demgemäß 
!e Baugenehmigungsbehörde für die Gewährung einer 

atvvaigen Befreiung die Zustimmung des RegPräs. hatte 
'nholen müssen.

,1.0er zweite Teil der angefochtenen Verfügung enthält 
le Gewährung einer Befreiung. Eine Befreiung als„ , uewahrung einer Betreiung. eine aio

.ölehe unterliegt zwar überhaupt nicht der Anfechtung 
!? Verwaltungsstreitverfahren. Im vorliegenden Fall ist 
,!e Befreiung aber an die „Bedingung“  geknüpft, daß 
°le Garage in näher angegebener Weise tiefer gelegt 

'Ho i» ...i.ii. __ _• nt-« niriA prntp“ Renin-Garage in naher angegeoener wei^c ucici 
; erde. Handelte es sich hierbei um eine echte Bedin- 

so würde diese für sich allein ebenfalls nicht an- 
ä ftbar sein, wenn diese Einschränkung dagegen als 

anzusehen wäre, d. h. wenn die Polizei die Be- 
euing an sich erteilen, daneben aber noch eine beson- 
?re Anforderung stellen wollte, so wäre die Auflage 
!̂n daneben selbständig bestehendes Gebot und damit 

?ine für sich allein anfechtbare polizeiliche Verfügung 
V.cholz,  „Handbuch des gesamten öffentlichenGrund- 
TUcksrechts“ , Bd. I S.77, 78). Welche dieser beiden 
f^glichkeiten hier vorliegt, brauchte aber nicht ent- 
,c*jieden zu werden, denn die in der „Bedingung* ent- 
"a*tene Forderung des Umbaus ist in dem dritten Teil 
„eF angefochtenen Verfügung selbständig zum Ausdruck 
gePfacht, stellt daher für sich eine nach § 45 PolVerwG. 
®nfechtbare polizeiliche Verfügung dar und ist daher 
Schon aus diesem Grunde zu prüfen. 
p Auch dieser dritte, den entsprechenden Umbau der 
Garage verlangende Teil der polizeilichen Verfügung er- 
^ s  sich als rechtmäßig, da die Garage, wie oben aus- 
pffihrt, den im 8 8 BauO. vorgeschriebenen Abstand 

innehält und daher gegen das geltende Recht ver- 
'°ßt. Die Baupolizeibehörde war daher berechtigt, 

§?gen den unrechtmäßigen Bau vorzugehen, und hatte 
vollständige Beseitigung der Garage verlangen kon- 

£en. Wenn sie von der Erhebung dieser einschneidenden 
orderung abgesehen und statt dessen weniger verlangt 

la9 nämlich die Tieferlegung der Garage, so lag dies 
Hu,r im Interesse des KL, der eine Unterbringungsmog- 
lchkeit für einen Kraftwagen auf seinem Grundstuck zu 
laben wünschte. Durch diese eingeschränkte Forderung 
jyurde er also keineswegs in seinen Rechten beeintrach- 
“ gt. Wenn er wider Erwarten die gänzliche Beseitigung 

Garage ihrer Tieferlegung vorgezogen hatte, so 
Datfe es ihm freigestanden, dies gemäß § 41 Abs. z batz J 
fo iyerwQ. vor Xblauf der Klagefrist der Baupolizei an- 
Ubieten. Das hat er aber nicht getan. Auch jetzt noch 
st ihm ein solches Angebot und seine Durchführung 
“Hverwehrt, sofern die Polizeibehörde sich damit emver- 
standen erklärt.
. Gie angefochtene polizeiliche Verfügung war hiernach 
lc“t zu beanstanden. . . „  ,,
Die vom j„  (jer pev- erwähnte inzwischen in Kratt 

getretene RGaragenO. kommt für die Entsch. des vor- 
Pßenden Falles nicht in Betracht, denn Gegenstand der 
ntsch. ist lediglich die Frage, ob die angeiochtene po- 
2eiliche Verfügung zu der Zeit ihres Erlasses berech­

tigt war, und zu diesem Zeitpunkt galt die RGaragenO. 
noch nicht.

(PrOLG., Urt. v. 28. Sept. 1939, IV C 133/38.)
*

38. Verwa l tungss tre i t ve r f  ahren. Baurecht. 
Rechtskraft. Baugenehmigung.

Wenn die Polizei, nachdem eine polizeiliche Verfügung 
durch die Entscheidung eines Verwaltungsgerichts rechts­
kräftig aufgehoben worden ist, eine neue Verfügung 
unter anderem Datum, aber sonst mi t  demsel­
ben Inhal t  erläßt, so muß das Verwaltungsgericht auch 
die Rechtmäßigkeit der neuen Verfügung in sachlicher 
Hinsicht prüfen; es ist dabei durch die Wirkungen der 
Rechtskraft nicht daran gehindert, eine von der ersten ab­
weichende Entscheidung zu treffen (vgl. RVerwBl. 60, 361 
=  DR. 1939, 1024). „  ...

Handelt es sich bei der aufgehobenen Verfügung um die 
Versagung einer beantragten Bauerlaubnis, so kann die 
neue Versagungsverfügung ohne Rücksicht darauf ergehen, 
ob neben dem — nicht zurückgezogenen — ursprünglichen 
Antrag nochmals ein neuer Erlaubnisantrag gestellt ist.

Die Kl. beantragte bei der Baupolizei die Genehmi­
gung zur Anbringung eines Werbeschildes an dem 
Brückengeländer einer Eisenbahnunterführung. Der Ober­
bürgermeister (Baupolizei) lehnte diesen Antrag durch 
Verfügung v. 8. Mai 1937 ab, weil § 6 b der Ortssatzung 
gegen die Verunstaltung der Stadt W. entgegenstehe 
und Werbeschilder an Eisenbahnunterführungen beson­
dere Gefahrenpunkte für den Kraftfahrzeugverkehr bil­
deten. _ , ,

Auf die von der Kl. nach erfolgloser Beschwerde er­
hobene Klage setzte das BezVerwGer. durch Bescheid 
v. 27. Aug. 1937 die angefochtene polizeiliche Verfügung 
v. 8. Mai 1937 und den Beschwerdebescheid des Bekl. 
außer Kraft, da das Werbeschild weder gegen verkehrs­
polizeiliche Vorschriften noch gegen baurechtliche Be- 
Stimmungen (§ 24 der BauO. für den Stadtkreis W; § 1 
BaugestaltungsVO. v. lO.Nov. 1936; VerunstaltungsG. 
von 1907 und §6 der Ortssatzung gegen Verunstaltung 
der Stadt W.) verstoße. , ,

Die von dem beklagten RegPräs. gegen diese Entsch. 
eingelegte Rev. wies das OVG. ohne sachliche Nach- 
prüfung wegen verspäteter Rechtfertigung des Rechts­
mittels zurück. . „  , ,

Die Kl. wiederholte nunmehr „der Ordnung halber 
ihren Antrag, die Anbringung ,des Werbeschildes zu ge­
nehmigen. Durch Verfügung v. 1. Juni 1938 versagte dar­
auf der Oberbürgermeister (Baupolizei) erneut unter Be­
rufung auf § 6 der Ortssatzung gegen Verunstaltung der 
Stadt W. und § 1 BaugestaltungsVO. die Genehmigung, 
weil das Schild durch seine Form, seine und
Art der Anbringung das Orts- und Straßenbild beein­
trächtige und sich nicht einwandfrei der Umgebung

eitDieekl. erhob nochmals Beschwerde und nach deren 
Zurückweisung Klage im Verwaltungsstreitverfahren

Das BezVerwGer. setzte durch Bescheid v 27. Juli 
1938 auch die polizeiliche Verfügung v. 1. J“ “  J *»8 
außer Kraft. Es führte aus, die rechtskraftip Entsch. 
des BezVerwGer. v. 27. Aug. 1937 binde durch ihre Reel ts- 
kraftwirkung die Parteien insofern, als die Baupolizei 
zwar nach Aufhebung der ersten Versagung S S 
über den Genehmigungsantrag der KL neu zu entschei­
den habe, dabei aber eine Versagung der Erlaubnis nicht 
auf solche Gründe stützen dürfe, deren Anwendung in 
der rechtskräftigen Entsch. v. 27. Aug. 1937 gemißbil- 
ligt worden sei. Da sowohl der Oberbürgermeister als 
der Bekl die erneute Versagung der Baugenehmigung 
nur auf solche in der Entsch. des BezVerwGer. vom 
27 Aug 1937 gemißbilligten Grunde gestutzt hatten, so 
seien sowohl die Versagungsverfügung als auch der Be­
schwerdebescheid unrechtmäßig und unterlägen daher 
der Aufhebung.

Die Rev. des Bekl. hatte Erfolg.
Allerdings schaffen die Urteile der Verwaltungsgerichte 

nach ständiger Rspr. des OVG. nicht nur förmliche, son­
dern auch inhaltliche Rechtskraft (OVG. 81, 365; 76, 
399- von B ra u e h i t s c h , „Verwaltungsgesetze für 
Preußen“ , Bd. I 24. Aufl., S. 133). Die Wirkung der 
inhaltlichen Rechtskraft tritt aber nur dann ein, wenn
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der Gegenstand, die zur Enfsch. stehende Rechtsfrage 
und die Parteien dieselben sind wie in dem rechtskräftig 
entschiedenen Rechtsstreit (OVG. 76, 399; von B rau­
ch i tsch a. a. O.). Diese Voraussetzungen sind dann 
nicht erfüllt, wenn die Polizei, nachdem eine polizei­
liche Verfügung durch rechtskräftiges Urteil des Ver­
waltungsgerichts aufgehoben worden ist, eine neue poli­
zeiliche Verfügung gleichen Inhalts erläßt. Denn bei 
der Anfechtung einer polizeilichen Verfügung im Wege 
des Verwaltungsstreitverfahrens istGegenstand der Anfech­
tung stets nur die bestimmte polizeiliche Verfügung eines 
bestimmten Datums. Die zur Entsch. stehende Rechts­
frage ist lediglich, ob diese Verfügung im Zeitpunkt 
ihres Erlasses rechtmäßig ergangen ist. Die Rechtskraft 
der auf die Anfechtung einer polizeilichen Verfügung er­
gehenden verwaltungsgerichtlichen Entsch. betrifft da­
her auch nur die Rechtmäßigkeit dieser bestimmten poli- 
zeil. Verfügung und stellt nicht etwa darüber hinaus ein 
bestimmtes Rechtsverhältnis mit bindender Wirkung für 
die Parteien fest (von Brauch i tsch  a. a. O. S. 134). 
Die Polizei kann deshalb eine von ihr erlassene, durch 
rechtskräftiges Urteil des Verwaltungsgerichts für recht­
mäßig erklärte Polizeiverfügung, ohne an diese Verfü­
gung gebunden zu sein, jederzeit außer Kraft setzen und 
an ihrer Stelle eine neue Verfügung erlassen, deren 
Rechtmäßigkeit dann auf die Klage des Betroffenen im 
Verwaltungsstreitverfahren selbständig nachzuprüfen ist, 
ohne daß das Verwaltungsgericht seinerseits dabei an 
die über die frühere Verfügung erlassene Entsch. ge­
bunden wäre (OVG. 100, 306). Ebenso ist die Rechts­
lage, wenn die erste Verfügung nicht durch die Polizei 
selbst, sondern durch Entsch. des Verwaltungsgerichts 
außer Kraft gesetzt wird. Auch eine solche Entsch. des 
Verwaltungsgerichts steht dem Erlaß einer neuen poli­
zeilichen Verfügung, die, abgesehen von ihrer anderen 
Datierung, denselben Inhalt wie die erste hat, nicht ent­
gegen. Die Rechtmäßigkeit dieser zweiten Verfügung 
ist dann im Verwaltungsstreitverfahren, da sich die 
Rechtskraftwirkung nicht auf die Gründe der ersten 
Entsch. erstreckt, von neuem selbständig nachzuprüfen 
(vgl. RVerwJBl. 60, 361, 362, 363 =  DR. 1939, 1024). 
Hiernach kann die Polizei, da sich die Versagung einer 
Bauerlaubnis als polizeiliche Verfügung darstellt, wenn 
ihre erste yersagungsverfügung durch Urteil des Ver­
waltungsgerichts aufgehoben worden ist, unter einem 
neuen Datum, aber mit derselben Begründung eine neue 
Versagungsverfügung erlassen. Diese Möglichkeit ist 
nicht davon abhängig, daß zuvor neben dem — nicht 
zurückgezogenen — ursprünglichen Antrag ein neuer 
Antrag .auf Erteilung .der Bauerlaubnis gestellt wird. 
Vielmehr kann die Baupolizei den ersten Bauantrag, der 
infolge der im Rechtsmittelweg erfolgten Aufhebung der 
ersten Ablehnungsverfügung unerledigt ist, durch eine 
neue Verfügung mit derselben Begründung ablehnen. 
Eine solche Verfügung kann dann von dem Antragsteller 
wiederum im Verwaltungsstreitverfahren angefochten 
werden und muß von den Verwaltungsgerichten ohne 
Bindung an die über die erste Verfügung erlassene Ent­
scheidung erneut in sachlicher Hinsicht auf ihre Recht­
mäßigkeit nachgeprüft werden.

Wenn die Kl. gegenüber diesem Ergebnis einwendet, 
daß es zu einem Leerlauf der Tätigkeit der Verwaltungs­
gerichte führen würde, so trifft das nicht zu. Praktisch 
wird die Polizeibehörde regelmäßig nur dann eine rechts­
kräftig aufgehobene polizeiliche Verfügung durch eine 
neue Verfügung gleichen Inhalts ersetzen, wenn sie — 
sei es wegen Veränderung der tatsächlichen Verhält­
nisse oder aus rechtlichen Erwägungen — einen be­
stimmten Anhalt für die Annahme hat, daß die zweite 
Verfügung nicht aus denselben Gründen wie die erste 
von den Verwaltungsgerichten außer Kraft gesetzt wer­
den wird. Andererseits wäre es ein untragbares Ergebnis, 
wenn eine im Interesse der Volksgemeinschaft erforder­
liche polizeiliche Verfügung deshalb für die Zukunft 
möglicherweise verhindert werden könnte, weil eine 
gleichlautende Verfügung früher von einem Verwaltungs­
gericht rechtskräftig außer Kraft gesetzt worden ist. 
Diesem Recht der Baupolizei, jederzeit einen Bauantrag 
auch nach rechtskräftiger Aufhebung ihres ablehnenden 
Bescheids nochmals mit derselben Begründung „abzu-
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lehnen und so gegebenenfalls eine erneute Nachjyufu £ 
dieser Begründung .durch die Verwaltungsgerichte 
beizuführen, steht andererseits die Befugnis des d 
herrn gegenüber, einen abgelehnten Bauantrag, a 
wenn seine Klage gegen die ablehnende Verfügung 
Verwaltungsstreitverfahren rechtskräftig abgewiesen > 
ohne irgendwelche Abänderung zu wiederholen 
ebenfalls eine erneute sachliche Prüfung des unve 
derten Antrags durch die Polizeibehörden und die 
waltungsgerichte zu fordern (RVerwBl. 60, 361 — .,
1939, 1024). Auch der Bauherr wird aber schon 
Rücksicht auf den Kostenpunkt nur dann ein ern 
Verfahren über die Baugenehmigung in Gang sei i 
wenn er einen Anhalt zu haben glaubt, daß die tntscii. 
dem zweiten Verfahren anders als im ersten ausfallen 

Geht man von diesen Grundsätzen aus, so ergibt. >
daß die Auffassung des BezVerwGer. über die Ke 
kraftwirkung seines Bescheids v. 27. Aug. 1937 men jn 
trifft. Die Baupolizeibehörde wollte, da das OV •. . 
dem Vorprozeß die Rev. wegen des formellen Gru 
der verspäteten Rechtfertigung zprückgewiesen n > 
eine sachliche Nachprüfung ihrer Ablehnungsgr 
durch das OVG. herbeiführen. Hieran war sie mcm, 
das BezVerwGer. annimmt, durch den im Vorproze ^ 
gangenen rechtskräftigen Bescheid des BezVerwyer- 
27. Aug. 1937 verhindert. Sie konnte vielmehr 01 ,Ke!) 
neute Ablehnungsverfügung y. l.Juni 1938 auf dies 
Gründe wie die erste Verfügung v. 8. Mai 1937 stu 
Dabei war es unwesentlich, ob diese erneute Abien1 . - 
sich auf den ursprünglichen Baugenehmigung^ ,.,en 
oder auf den zweiten „der Ordnung halber“  g^st * 
Antrag beziehen sollte. Das BezVerwGer. durfte ,in<7s- 
einer nochmaligen sachlichen Prüfung der Ablennu 
gründe nicht durch den Hinweis auf die Recu. nach 
seines Bescheids v. 27. Aug. 1937 entziehen. Da. ht' „  Er­
das Urteil des BezVerwGer. auf rechtsirrtümlichen -  
wägungen beruht, so war die Sache von dem „„„den 
ohne Bindung an die sonst für die Revlnst. gf p^hei 
Beschränkungen frei zu prüfen (§94 LVerwO.)- 
ergab sich, daß sie zur Entsch. reif ist. ffen

Es folgen Ausführungen, daß das Werbescfuld g * ■
§ 1 BaugestaltungsVO. verstößt, die ergangene P0' ter 
liehe Verfügung daher rechtmäßig und die Klage ej 
Aufhebung der Entsch. des BezVerwGer. abzuweisen 

(PrOVG., Urt. v. 22. Juni 1939, IV C 125/38.
* d

30* Baurecht. Befreiung. Wagenwaschplatz. Treu 110 
Glauben. yon

Die für ein Bauvorhaben gewährte Befreiung -ne 
einer Vorschrift des materiellen Baurechts gilt nicht 
weiteres für das ganze Baugrundstück, sondern nur 
den geplanten, nach Art und Umfang bestimmten ‘ ¡, 
Aus dem Zusammenhang mit dem Bauvorhaben ergm* . ^  
der Umfang, in dem die Befreiung als erteilt zu Sophien 

Ein bezahlter hoher Bauland-Kaufpreis begründet^ ¡|Ci
Anspruch auf Gewährung baupolizeilicher Sondervor

Bad i'- 
rvier

lauO. die offene Bauweise v0JjeIi

Der Kl. ist Eigentümer eines Grundstücks in ßadfei,v' »X». »Ol L.lgv.lUUlHC.1 V.1UV.3 VJ1 UlRIOlUtlVO *** ’/iftv'J

Das Grundstück liegt in dem sogenannten Kurvt ‘ 
in dem nach der BauO. die offene Bauweise v° /■ 
schrieben ist und nur solche Gebäude errichtet wer
dürfen, die ausschließlich oder überwiegend ^ ° en. 
Erholungs-, Kur-, Bade- und ähnlichen Zwecken d‘e' e. 
Anlagen und Betriebe, die schädliche Dünste, una 
nehme Gerüche, starken Rauch oder Ruß verbreite11’ eg 
rausche erregen, Gefahren, Nachteile oder Belästigung .*D I pl-
für die Nachbarschaft oder für das Publikum 
führen können, sind unzulässig. Jedoch können nac* t. 
BauO. Ausnahmen gemacht werden, wenn das 0,1 j £p 
liehe Wohl nicht geschädigt wird. Nach eingehen
Verhandlungen wurde dem Kl. die baupolizeiliche ¡, 
nehmigung zur Errichtung eines Wohn- und Aus5̂ 
lungsgebätides mit Kraftwagenunterstellräumen ert ,er 
nachdem ihm von den angeführten Vorschriften 
BauO. mit Zustimmung des RegPräs. Befreiung gewra 
worden war.

Bei der Bauausführung legte der KI. auf dem an seine
Nachbargrundstücke angrenzenden Bauwich einen he 
nierten Wagenwaschplatz an. Durch polizeiliche y e.r. e. 
gung untersagte der Bürgermeister als Ortspol>zel 
hörde die Benutzung des Bauwichs als Autowaschplaiz-
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.Die hiergegen erhobene Klage wies das BezVerwGer. 
aö' Die Rev. des Kl. hatte keinen Erfolg.

wie das BezVerwGer. zutreffend dargelegt hat, dürfen 
iut dem Grundstück des Kl. nach der BauO. andere 
Rhaude als solche, die überwiegend Wohn-, Erholungs-,
Kur- Bade- und ähnlichen Zwecken dienen, nicht er- 
^htet werden. Wenn dem KI. von dieser Bestimmung 
eitle Befreiung erteilt ist, so gilt diese Befreiung keines­
wegs schlechthin für das ganze Grundstück. Sie ist viel- 

ehr eng verknüpft mit dem Bauvorhaben, für das sie 
eantragt und erteilt ist. Nur im Zusammenhang mit 
mem bestimmten Bauvorhaben kann die Baupolizei- 
ehorde prüfen, welche Auswirkungen die beantragte 
eireiung für die Volksgemeinschaft zur Folge haben 

t lr.t’ Und ob und in welchem Umfange danach eine _Be- 
eiung des einzeinen von den für alle anderen verbind- 

Rc|.'eu Vorschriften überhaupt zugelassen werden kann, 
der Auslegung einer Befreiung muß daher stets von 
.Bauvorhaben ausgegangen werden, für das sie er- 
ist, d. h. von dem Inhalt des Genehmigungsantrages,

‘i  er sich in den Bauunterlagen, vor allem den Bau- 
‘ Innungen und Lageplänen, darstellt.
. wie das BezVerwGer. zutreffend hervorgehoben hat, 
J  ‘n der Bauzeichnung, die als Anlage zum Bauschein 
d11 Bestandteil der Baugenehmigung geworden ist, der 
"auwich nicht als Wagenwaschplatz, sondern als garten- 
dali‘g genutzte Fläche dargestellt. Mithin kann auch die 
bp erteilte Baugenehmigung nur auf eine Anlage 

,zugen werden, zu deren gewerblichen Teil der Bau- 
y'ch nicht gehört. Es kommt hinzu, daß in den Befrei- 
(."^bedingungen Nr. 4 u. 5 ausdrücklich gefordert ist, 
ali ein Abstand von '5 (bzw. 3) m von der Nachbar- 

s“rn?-e eingehalten und die Garagen in ihren Rück- und 
hiia rontcn ais vollwertige Straßenansichten ausge- 

'net werden. Hieraus geht hervor, 1. daß die Befrei- 
nur für eine Anlage erteilt ist, die den vorgeschrie- 

,„"en Abstand von der Nachbargrenze innehält, mit 
Teeren Worten, daß der Bauwich in die genehmigte 
niage nicht einbezogen werden darf, 2. daß die Bau- 

benehmigungsbehörden besonderen Wert darauf gelegt 
•men, dem Bauvorhaben des Kl. auch den Nachbar- 

p Vndstücken gegenüber ein gefälliges Aussehen zu 
»!ren- Da aber eine Gebäudeschauseite mit ihrem Vor- 
g ‘ande eine architektonische Einheit bildet und in einer 
snfac e mit Vorgarten anders gestaltet sein muß als ohne 
dart n> 80 ist auch aus dieser Forderung zu entnehmen, 
fp/ . der Bauwich nicht als Hof-, sondern als Garten- 
hp'a angelegt werden sollte, ebenso wie auch für die 
e*den Straßenfronten ein Vorgarten vorgeschrieben war.

Recht hat das BezVerwGer. ausgeführt, daß der 
rl1, durch die Anlegung des Waschplatzes gegen den 
V.ri>ndsatz von Treu und Glauben verstoßen hat. Daß 
?le.Scr Grundsatz auch das öffentliche Recht beherrscht, 
qat das OVG. wiederholt ausgesprochen (OVG. 101, 94, 
d Und die dort angeführte Rspr.). Er ist nicht nur von 
A-u Behörden gegenüber den Volksgenossen, sondern 
i,-enso auch von den Volksgenossen gegenüber den Be- 

fden zu befolgen. Ob der Kl. von vornherein beab- 
t.'Uigt hat, den Bauwich in die gewerbliche Ausnut- 
ung seines Grundstücks einzubeziehen oder ob er die- 

En. Plan erst nachträglich gefaßt hat, kann dahingestellt 
“ ‘e>ben. In keinem Fall war er berechtigt, die ihm durch 
h °ßes Entgegenkommen der Behörde ausnahmsweise 
v^ilügte gewerbliche Anlage eigenmächtig zu er-

k Der Einwand, daß die Befestigung einer Hoffläche 
C]„Inf genehmigungspflichtige Bauarbeit sei, greift nicht 

rch. Denn auch soweit eine baupolizeiliche Genehmi- 
rfUug nicht vorgeschricben ist, muß doch die Errichtung 
j; Benutzung aller baulichen Anlagen sowie überhaupt 

e Benutzung aller in einem geschützten Gebiet liegen- 
r^u Grundstücke den Vorschriften des geltenden Bau- 
- cuts entsprechen. Die BauO. verbietet aber in dem 
ri e' Kiurviertel die Errichtung, Erweiterung oder Ein- 
.''ntung störender Anlagen ganz allgemein, auch wenn 
azu keine baulichen Anlagen erforderlich sind Da 

,, IT1 Kl. von dieser Vorschrift nur eine räumlich be- 
h cnzte Befreiung erteilt worden ist, so bedeutete jede 
Sre.n Dahmen der Befreiung überschreitende Erweiterung 
e,ner Anlage eine Verletzung des bestehenden Rechts.

Die Frage, ob die Befestigung des Waschplatzes eine 
bauliche Anlage i. S. des § 1 Aa BauO. darstellt oder 
nicht, bedurfte daher keiner Erörterung.

Unerheblich ist auch die Behauptung des KL, daß sein 
Nachbar durch das Wagenwäschen nicht gestört werde. 
Es kommt.nach der BauO. nicht darauf an, ob ein Be­
trieb im Einzelfalle Belästigungen herbeiführt, sondern 
ob er sie nach allgemeiner Erfahrung herbeiführen k a n n. 
Dies ist aber bei einem gewerblich benutzten Waschplatz 
zweifellos der Fall.

Dem Kl. ist hiernach mit Recht die Benutzung des 
Bauwichs als Autowaschplatz verboten und die Geneh­
migung des dafür vorgesehenen Entwässerungsanschlus­
ses abgelehnt worden.

Wenn sich der Kl. eines fortschrittlichen Geistes 
rühmt, der es ihm ermöglicht habe, einen teuer bezahl­
ten Bauplatz mit einer Anlage rentabel zu gestalten, 
so kann er damit .sein Vorgehen nicht beschönigen. 
Die baupolizeilichen Vorschriften sind mit Rücksicht auf 
das Allgemeinwohl erlassen worden. Wo sie die bau­
liche Ausnutzung der Grundstücke einschränken, sind 
sie zugleich ein Hemmschuh für allzu hoch getriebene 
Baulandpreise. Die Volksgemeinschaft, deren Einrich­
tungen die Baulandeigenschaft erst ermöglichen, hat 
kein Interesse daran, daß der einzelne Grundeigentümer 
aus seinem Grundstück einen übermäßigen privaten Ge­
winn zieht. Dabei ist es unerheblich, ob der Gewinn 
dem bauenden Grundeigentümer selbst zufließt oder ob 
der Bauende durch Zahlung eines zu hohen Preises dem 
Vorbesitzer die Sicherstellung des Gewinnes erst er­
möglicht hat. In keinem Falle kann ein solches pri­
vates Gewinnstreben einen Anlaß zur Gewährung .bau­
polizeilicher Sondervorteile oder gar ein Recht auf 
solche Vorteile geben. Derartigen Auffassungen gegen­
über muß vielmehr mit Nachdruck auf den national­
sozialistischen Grundsatz „Gemeinnutz geht vor Eigen­
nutz“  hingewiesen werden.

An dieser Sach- und Rechtslage hat auch die nach 
Erlaß der angefochtenen polizeilichen Verfügung ergan­
gene RGaragenO. v. 17. Febr. 1939 (RGBl. I, 219), auf 
die sich der Kl. in der Revisionsstufe noch berufen hat, 
nichts geändert. Sie gibt insbesondere keinem Grund­
eigentümer das Recht, in einem reinen Wohngebiet nach 
eigenem Gutdünken gewerbliche Anlagen zu errichten 
oder zu erweitern. Vielmehr ist es nach wie vor allein 
Sache der Baupolizeibehörden, über die Zulassung sol­
cher Ausnahmen von Fall zu Fall nach pflichtmäbigem 
Ermessen Beschluß zu fassen. Im übrigen kommt die 
RGaragenO. für die Entsch. des vorliegenden Rechts­
streits schon aus dem Grunde nicht in Betracht, weil es 
sich hier nur darum handelt, ob die angefochtene polizei­
liche Verfügung rechtsgültig erlassen worden ist. Dafür 
kann aber nur das zur Zeit ihres Erlasses geltende, 
nicht das heutige Recht maßgebend sein.

(PrOVG., Urt. v. 25. Mai 1939 IV C 66/38.)
*

40. Wegerecht. Inanspruchnahme. Widmung nicht 
durch bloße Duldung des Verkehrs.

Bevor ein Weg durch die Widmung sämtlicher Beteilig­
ten als öffentlicher entstanden ist, kann die von einem Be- 
teiligten ausgesprochene Widmung w iderru fen werden.

Der Kl ist Eigentümer eines Hotelgrundstücks an der 
A-Straße’ in Bad O. An der Ostseite des Hotelgebäudes 
befindet sich ein Anbau, in dem mehrere Laden einge­
richtetsind. Die Straßenfluchtlinie und die Bauflucht­
linie fallen mit der Hausfront zusammen. Zwischen der 
Fluchtlinie und dem Fahrdamm der A.-Straße befindet 
sich ein 8 m breiter Geländestreifen, der durch einen 
Bordstein nach dem Fahrdamm zu abgeschlossen ist. 
Von diesem Streifen steht der entlang der Haus­
front gelegene Teil in einer Breite von 3,60 m im Eigen­
tum des KL, während der Rest der Stadt O. gehört und 
als Bürgersteig dient. Im Jahre 191S ließ der KI. den 
ihm gehörigen Geländestreifen vor der Fluchtlinie mit 
Platten belegen. Das westliche Stück dieses Gelände­
streifens, das vor dem Hotelgebäude selbst liegt, wurde 
durch Efeuwände oder Gitter gegen den Bürgersteig .ab­
geschlossen; bei dem östlichen Stück, das vor dem An­
bau liegt, fehlt eine solche Abgrenzung.



1120 Rechtsprechung [Deutsches Recht, Wochenausgafo

Im Nov. 1936 stellte der KI. bei der Stadt Bad O. den 
Antrag auf Erteilung der Baugenehmigung für „die An­
lage einer Vorgartengrenze vor dem Ladenanbau“ . Da­
nach sollten auf dem bisher nicht abgegrenzten öst­
lichen̂  Stück des vor der Fluchtlinie liegenden, dem Kl. 
gehörigen Oeländestreifens drei schmale Grünflächen an 
der Grenze zum Bürgersteig angelegt und auf den Grün­
streifen vier Laternen aufgestellt werden. Der Landrat 
erklärte eine Baugenehmigung nicht für erforderlich.

Der Bürgermeister von Bad O. teilte nunmehr dem 
KI. mit, daß die Stadtgemeinde O. die Unterhaltungs­
pflicht für den Geländestreifen vor dem Ladenanbau 
übernehme. Am folgenden Tage nahm der Bürgermeister 
ferner durch ein weiteres an den Kl. gerichtetes Schreiben 
diesen Geländestreifen als öffentlichen Weg in Anspruch.

Der KI. erhob nach erfolglosem Einspruch gegen 
diese Inanspruchnahme bei dem KrVerwGer. Klage im 
Verwaltungsstreitverfahren. Der streitige Geländestrei­
fen sei kein öffentlicher Weg; er habe nicht uneinge­
schränkt dem öffentlichen Verkehr, sondern zu einem 
sehr erheblichen Teil den privaten Bedürfnissen des 
Kl. oder der Mieter des Ladenanbaus gedient, die auf 
dem Streifen Fahrradständer und Ansichtskartenständer 
aufgestellt hätten.

Nachdem das KrVerwGer. die Klage abgewiesen hatte, 
hob auf die Berufung des Kl. das BezVerwGer. die an- 
gefochtene polizeiliche Anordnung des Bekl. auf.

Die Rev. des Bekl. hatte keinen Erfolg.
Das BezVerwGer. hat zunächst zutreffend dargelegt, 

daß es sich bei der angefochtenen Maßnahme des Bekl. 
um die Inanspruchnahme eines Weges für den öffent­
lichen Verkehr gemäß § 56 Abs. 1 ZustG. handelt. Denn 
nach der Rspr. des OVG. ist Inanspruchnahme i. S. des 
§ 56 Abs. 1 ZustG. die — ohne Verbindung mit einem 
bestimmten Ge- oder Verbot ausgesprochene — aus­
drückliche, an eine bestimmte Person gerichtete Erklä­
rung der Wegepolizeibehörde, daß sie den Weg für den 
öffentlichen Verkehr anfordere (OVG. 99, 130 und 102, 
193; RVerwBI. 58, 536 u. 905, 906; 59, 904, 905 =  JW. 
1938, 3004). Eine solche Erklärung hat der Bekl. gegen­
über dem Kl. in der den Gegenstand des Streitverfahrens 
bildenden Mitteilung an den Kl. abgegeben.

Dem BezVerwGer. ist auch darin beizutreten, daß es 
zweifelhaft sein kann, ob eine Widmung des streitigen 
Geländestreifens für den öffentlichen Verkehr von dem 
Grundstückseigentümer überhaupt jemals erklärt worden 
ist. Eine ausdrückliche Erklärung liegt nicht vor. Es 
könnte sich also nur um eine stillschweigend durch 
schlüssige Handlungen abgegebene Erklärung handeln. 
Das KrVerwGer. hat sie daraus entnommen, daß der 
Grundstückseigentümer den streitigen Geländestreifen, 
dessen Benutzung für den dort herrschenden starken 
Straßenverkehr erforderlich sei, mit Platten belegt und 
den allgemeinen öffentlichen Verkehr dort jahrelang 
widerspruchslos geduldet, auch kleine Schäden des Plat­
tenbelags ausgebessert habe. Demgegenüber ist darauf 
hinzuweisen, daß nach der ständigen, auch neuerdings 
festgehaltenen Rspr. des Gerichtshofs aus der bloßen 
Duldung eines öffentlichen Verkehrs noch nicht auf eine 
Widmung des Weges durch den Eigentümer zu schließen 
ist, selbst wenn der Weg für diesen Verkehr an sich 
unentbehrlich sein sollte (JW. 1938, 141; OVG. 71, 349; 
72, 335; Drews,  „Preußisches Polizeirecht“ , Bd. li 
S. 285). Aus der Pflasterung und Instandhaltung ist eine 
Widmung ebenfalls nicht zwingend zu folgern, da solche 
Maßnahmen auch an Privatwegen im privaten Interesse 
des Eigentümers vorgenommen werden können. Eine 
solche Annahme liegt hier um so mehr nahe, als der 
Kl. den streitigen Wegeteil lange Zeit hindurch in einer 
den Gemeingebrauch überschreitenden Weise für sich 
benutzt hat.

Es ist jedoch nicht zu beanstanden, wenn das 
VerwGer. die Frage, ob der streitige Geländestr 
von dem Wegeeigentümer dem öffentlichen Verken s 

- - i  ---- J — '-L '•  belassen und ausgwidmet worden ist, dahingestellt gelassen um* = 
führt hat, daß eine etwaige Widmung desWegeea 
tiimers vor Erlaß der angefochtenen polizeilichen 1 
nähme zulässigerweise widerrufen worden sei. Dem gr 
VerwGer. ist zunächst darin beizutreten, daß es di 
kiärung des Widerrufs einer etwaigen Widmung ^Klärung ues wiaerruts einer etwaigen 
Wegeeigentümers in dem Antrag des Kl. gesehen 
ihm die „Anlage einer Vorgartengrenze“  aut dem \ n. 
tigen Wegestreifen zu gestatten. Allerdings kam di 
legung eines Vorgartens im Rechtssinn nicht in = Q 
denn Vorgärten im gesetzlichen Sinne gibt es nur > 1 . „
von den Baufluchtlinien verschiedene Straßenflucm1
bestehen (B a l tz -F ische r ,  „Preuß. Baupohzeir
6. Aufl., S.361; Scholz,  „Handbuch des ist
öffentlichen Grundstücksrechts“ , Bd. I, S. 126). U 
hier nicht der Fall; bei dem Grundstück des KL ^  
Bauflucht- und Straßcnfluchtlinie zusammen. - ¡p-en 
KI. brachte, indem er erklärte, daß er den ihm gen b 
Grundstücksstreifen als Vorgarten ansehe und ihn k Je- 
die Straße abgrenzen wolle, zum Ausdruck, daß ver. 
sen Grundstücksstreifen fiir seine privaten ZwecK 
werten und nicht als Teil der öffentlichen Straße wie 
allgemeinen Verkehr widmen wolle. Wenn der KU ^  
in der Revisionsschrift behauptet wird und nnc ^  
Umständen anzunehmen ist, dabei den Willen ” , ĵ-ün- 
dem streitigen Geländestreifen, soweit er nicht als , 
fläche angelegt werden sollte, weiter im eigene11 * ,
esse und im Interesse seiner Ladenmieter den 
meinen yerkehr zu dulden, so würde eine solctie 
düng, wie oben dargclegt, nicht ohne weiteres ^  
Widmungswillen des KI. ergeben; sie würde 
ausschließen, daß der Antrag des KI. auf Genehmig 
der „Vorgartengrenze“  als Widerruf einer etvv b 
Widmung auszulegen ist. ¿es

In Übereinstimmung mit der bisherigen Es,Pr' ejter 
OVG. und den Darlegungen des BezVerwGer. ist ,,iöSsig 
anzuerkennen, daß ein Widerruf der Widmung zU vfa 
ist, bis der öffentliche Weg durch die Widmungse* s. 
rung sämtlicher Beteiligten entstanden ist (Gertnuung 
hausen-Seydel ,  „Wegerecht und WegeverW31 
in Preußen“ , 1. Bd., 4. Aufl., S. 7). Das BezVerwUC“  
in Anwendung dieses Grundsatzes einwandfrei 1 . ef 
stellt, daß im vorliegenden Fall der Widerruf ^ ^demetwaigen Widmung zulässig war, weil er VOj . u Vinter 
erklärt worden ist, bevor die Stadtgemeinde die *-6 
haltung des Weges übernommen und damit als . ¡»ft 
unterhaltungspflichtige ihrerseits die Widmung P 
hatte. vor

Im übrigen besteht auch kein Anhalt für ein1 
dem Widerruf des Kl. erfolgte Widmung der ' 
Po l ize ibehörde .  Eine solche Widmung ist zU
sondere nicht, wie das KrVerwGer. meint, dar1 ^  
sehen, daß die Wegepolizeibehörde im Jahre 1" ¿cs 
von dem Kl. vorgenommene teilweise Pflasterung ^ e 
Bürgersteigs geduldet hat. Da diese Pflasterung .^j 
Wegeverhältnisse verbesserte, so bestand für die ¡nl
kein Grund, ihr zu widersprechen, auch wenn 11 ^ e0  
Privateigentum stehende Geländestreifen nien1 von.
öffentlichen Verkehr gewidmet wurde. Das vyclt gtrei; 
dem KrVerwGer. angeführte Verbot, den streitig6” |jZei 
fen für Privatzwecke zu benutzen, ist von der * ¡,011 
erst nach dem Widerruf der Widmung ausgesprü 
worden. . ,-g.cn

Es ist also ein öffentlicher Weg auf dem 
Geiändestrcifen, da eine Widmung für den öffetltl,jZei- 
Verkehr fehlt, nicht entstanden, und die WegePd als 
behörde war nicht berechtigt, diesen Geländestrei‘e 
öffentlichen Weg in Anspruch zu nehmen.

(PrOVG., Urt. v. 25. Mai 1939, IV C 82/38.)

Schri i t le.tung: Erich Schmidt, unter Mitarbeit der Rechtsanwälte Dr. Helmut Seydel, Rudolf Hensen 
Kudolt Leppin (z. Z. bei der Wehrmacht), sämtlich Berlin W 35, Lützowufer IST Fernruf: 213718. — Für die » 
zeigen verantwort l ich: Hans Ncumann-Hofer, Berlin. Anzeigenabteilung Berlin W 35, Lützowufer 1811- \
ruf: 224086. Verlag: Deutscher Rechtsverlag GmbH., Berlin W 35, Hildebrandstr. 8. Fernruf: 224054; Leipzig 
Inselstr. 10, rernrui: 72566; Wien I, Riemergasse 1. Fernruf: R 27216. Es gilt die Anzeigenpreisliste Nr. 2 vom »•

tober 1939. Druck: Oscar Brandstetter, Leipzig.



Sot^büdjet unb ©efefecätejtouöflaben,

die Hukt MöaqeH
■frotibclärcdjt, äütrtfc^aftätest, SlrbcitS* 

©teuerrecfjt, ©ef eUfcßaf törcdjt, 
tfirbtjofrcrf)t, SiäbcftonbStc^t Staats« unb 
®eth)altunflörcd)t, 2Dcbtfenr«$t, Patentrecht

®e3ug auch burcf) gutgeführte ©udjfjaubluiigen

U n f e t c  be t oä l j r t en

Die wdäßikheH
für Slmt, ^rojig, Petrieb

9 t c d ) t ö f b « e f l c t  b e r  SB i r t f d» a f I 
2) c u t f d) e § © t c u c t b l a l t  
© teue rred it fp red iun f l  in  f tat tei form

©er langen  S ic  Sonberbrud fad je !

Dcrlag Dr. Otto Schmidt ßG., ßöln, ßonfohous

o e m n ä c h s t  e r s c h e i n t  d a s  l a n g  e r w a r t e t e  S t a n d a r d w e r k !

DR. ERWIN PICHLER -DREXLER
O B E R S T A A T S A N W A L T  I N  L I N Z  | D O N A U

STRAFRECHT IN DER OSTMARK
höchstgerichtlichen Entscheidungen. Drei auch einzeln erhältliche Bande.

Band 1: Die österreichische Strafprozeßordnung samt einem Anhang ®  2̂ ‘ D a ^ s t e t
n u iifr und ausführlichem Sachregister. Etwa 400 Seiten Din A 5 . Preis etwa 12 R M  Band 2 . Das oster 
teichische Strafrecht samt einem Anhang Novellen zum Strafgesetz und ausführlichem Sachregister.
Etwa 260 Seiten Din A 5. Preis etwa 9 RM. Band 3: Die strafrechtlichen Nebengesetze. In Vorbereitung.
Dem Rechtswahrer in der Ostmark eine auf dem neuesten Stande befindliche und mit zahlreichen Anmerkungen und 
Verweisungen versehene Textausgabe des heute noch in der Ostmark geltenden materiellen und formellen Strafrechts 
in die Hand zu geben ist Aufgabe dieses von einem berufenen Sachkenner bearbeiteten Werkes. Auch Behord n 
und Dienststellen werden dieses erste umfassende Oesamtwerk begrüßen, das eine oft empfundene Lucke ausfu .

Alle durch die Reichsgesetzgebung ersetzten bzw. abgeänderten Beslimmungen sind ‘^  ^ ^  ¿ X f t fn  
hoben und alle höchstgerichtlichen Entscheidungen verarbeitet worden so daß Jaenehie,Stia^waltechM^ 
Rechtsanwälte und sonstige Kreise, die eine zuverlässige Gesetzesausgabe zur Hand haben müssen,

Werke nicht vorübergehen können.

Z u  b e z i e h e n  d u r c h  d e n  B u c h h a n d e l  o d e r  d i r e k t  v o m  V e r l a g

D e u t s c h e r  R e c h t s v e r l a g  G. m.  b. H., B e r l i n  • L e i p z i g  • W i e n
Berlin W 35, Hildebrandstraße 8
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kraft Gesetzes gelten dann die für die neue 
Tätigkeit maßgebenden Lohnsätze. Darüber, 
ob die Kriegswirtschaftsverhältnisse die 
Zuweisung einer anderen Tätigkeit notwen­
dig machten, entscheidet das Gericht und 
nicht der Reichstreuhänder der Arbeit. Für 
die Gerichte bindend ist nur eine Entschei­
dung des Reichstreuhänders darüber, wel­
cher Lohn dem Gefolgsmann nach dem 
Wechsel der Beschäftigung zu zahlen ist. 
Begriff des „maßgebenden“ Lohnes i. S. von 
§18 Abs. 2 Satz 1. RArbG.: DR. 1941 1114 
Nr. 36

Preußisches Oberverwaltungsgericht
§§ L 2 Ges. für baupolizeiliche Zustän­

digkeiten v. 15. Dez. 1933 (GS. 491). Bau­
recht. Befreiung (Dispens).

In der vorbehaltlosen Erteilung der Bau­
erlaubnis für einen dem materiellen Bau­
recht widersprechenden Bau liegt nicht ohne 
weiteres die Gewährung einer Befreiung 
(eines Dispenses) von den außer acht ge­
lassenen baurechtlichen Bestimmungen. Eine

Baubefreiung kann regelmäßig nicht still­
schweigend, sondern nur ausdrücklich er­
teilt werden. PrOVG.: DR. 1941, 1116 
Nr. 37

Verwaltungsstreitverfahren. Baurecht. 
Rechtskraft. Baugenehmigung.

Wenn die Polizei, nachdem eine polizei­
liche. Verfügung durch die Entscheidung 
eines Verwaltungsgerichts rechtskräftig auf­
gehoben worden ist, eine neue Verfügung 
unter anderem Datum, aber sonst mit dem­
selben Inhalt erläßt, so muß das Verwal­
tungsgericht auch die Rechtmäßigkeit der 
neuen Verfügung in sachlicher Hinsicht 
prüfen; es ist dabei durch die Wirkungen 
der Rechtskraft nicht daran gehindert, eine 
von der ersten abweichende Entscheidung 
zu treffen (vgl. RVerwBl. 60, 361 = DR. 
1939, 1024).

Handelt es sich bei der aufgehobenen 
Verfügung um die Versagung einer be­
antragten Bauerlaubnis, so kann die neue 
Versagungsverfügung ohne Rücksicht dar­
auf ergehen, ob neben dem — nicht zurück­

gezogenen ursprünglichen Antrag 
inals ein neuer Erlaubnisanfrag ges 
PrOVG.: DR. 1941, 1117 Nr.38 

Baurechf. Befreiung. Wagenwasc P 
Treu und Glauben. ge.

Die für ein Bauvorhaben gewä r {eriel- 
freiung von einer Vorschrift des ¡¡¡r 
len Baurechts gilt nicht ohne weiter f(jr 
das ganze Baugrundstück, s0'ld.eT1'V.nLr be- 
den geplanten, nach Art und Ui1 
stimmten Bau. Aus dem Zusamin̂  ^
mit

innen oau. rvus ucm ~ 
dem Bauvorhaben ergibt ŝ no“(ejitals e zu

fang, in dem die Befreiung 
gelten hat. , , izän[preisEin bezahlter hoher Bauland-Ka
begründet keinen Anspruch am u prQVö.; 
baupolizeilicher Sondervorfede.
DR. 1941, 1118 Nr. 39 ^

Wegerecht. Inanspruchnahme. ergehrs-
nicht durch bloße Duldung des 

B.»o, ein Weg « f
sämtlicher Beteiligten als priem jjjgien 
standen ist, kann die von cinern wer- 
ausgesprochene Widmung wider*“ ^  
den. PrOVG.: DR.

Sk Bewerbungen auf Zifferanzeigen stets mit der 
Ziffernummer kennzeichnen; auch auf dem Um-

__  schlag, dort am besten in der linken unteren Ecke,
# !•»  ■ mit Buntstift umrahmt.

Bei Bewerbungen auf Stellenanzeigen niemals Ori- 
ginalzeugnisse, sondern mit Namen und Adresse 
gekennzeichnete Zeugnisabschriften beifügen. Auf 
Lichtbildern müssen Name und Adresse auf der 
Rückseite vermerkt sein. Unter „Einschreiben“  oder 
„Eilboten“  eingesandte Bewerbungen können nur 
als „Einschreiben“ - oder ,,Eilboten“ -Briefe weiter­
gesandt werden, wenn das Porto hierfür beigefügt 
ist. Diese Art Briefe und mehrere Bewerbungs­
schreiben auf verschiedene Zifferanzeigen dürfen auf 
dem äußeren Umschlag die Ziffernummer nicht tra­
gen; sie sind nur an die Anzeigenabteilung zu richten.

die viergespaltene 4®Anzeigenpreis
mm-Zeile 45 Rpf.; für Verleger- und! r 
Verkehrsanzeigen 56 Rpf; für Stelle^ ^
einspaltige Gelegenheitsanzeigen 2 3  RP ’’ f. 
Familienanzeigen und Nachrufe i5 ^.f.: 
Ziffergebühr für Stellenangebote f 5 °  
für Stellengesuche und Gelegenheitsan 0

50 Rpf’ „ der
Anzeigenschluß: jeweils der D o n n e rs ta g ^

Vorwoche, nur für eilige Stellenan'/>eig(̂ ^ js 
wenn Raum noch zur V erfügung steht, ]
der Montag der Erscheinungswoche.

Zahlungen für Anzeigenbeträge zzzzz" atif ĉafmages 
Scheckkonto des Deutschen Rechtsve 
GmbH. — Berlin Nr. 45176.--------  <(.0* i “ '

j^Anzeigen-Abteilung“  Deutscher Rechtsverlag GmbH., Berlin W  35, Lützowufer18, Fernruf 22 40

Offene Stellen f e f  :j j j"• • • • • •• • • • • •• • ---

Vertreter
für die Monate Juli u. August 1941

gesucht.
Langjähriger, erfahrener Büro­
vorsteher vorhanden. Gcfl. An­
gebote mit Honorarford, erbeten 

Dr. H u s c h k e , 
Rechtsanwalt und Notar,

G 1 e i w i t z O/S., Moltkestr. 6.

Ferienvertreter
für Juli—August für rheinische 
Landgerichfspraxis

gesucht.
Dr. G r o b e I , 
Rechtsanwalt,

W.-Elberfeld, Turmhof 4.

Ferienvertreter
auf 4 Wochen Juni-Juli für beide 
Fächer

gesucht
mit Erfahrungen im Notariat. 

Rechtsanwalt und Notar 
H a e s e 1 e r , 

Senf fenberg, N./L.

Uriaubsvertreter
für Anwalts- und Notariatspraxis 
für die Zeit von Ende Mai bis
10. Juli 1941

gesucht.
Dr. H ampe l ,  

Rechtsanwalt und Notar,
B e r n b u r g.

Für unsere Rechfsanwalfs- und 
Notariatspraxis

Vertreter
(Rechtsanwalt , Assessor 
oder auch Anwaltsasscssor) 
b a l d m ö g l i c h s t  

gesucht.
Aussicht auf langfristige Beschäf­
tigung gegeben.

Bens und Karehnke, 
Rechtsanwälte, 

Danzig,  Dominikswall 4.

W e rd e t M itg l ie d  
d e r  N SV.

Vertreter
für Notariat in Großstadt  im 
Warthegau für Monat Juli 1941 

gesucht.
Angebote mit Gehaltsangabe unter 
A. 1545 an Anzeigen-Abteilung 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin 

W 35, Liitzowufer 18.

Wegen Einberufung 
treters gewandter

Vertreter gesU
und Not<*rRechtsanwalt 1 n iG

Rudol f  Haberm» 
Ebers waldc ( 11 

Alsenplatz 1 • 1 eld011

Pertreter
von Oberlandesgerichtsanwalt und Notar im O s1 c 

ab sofort oder später gesucht-
Übernahme der Praxis nach ca. 6 Monaten möglich’ f 
geböte unter A. 1541 an Anzeigen-Abteilung, E>cU,s 

Rechtsverlag, Berlin W 35, Lützowufer 18-

Bürovorsteher
oder älterer Gehilfe

mit Kenntnissen des Notariats­
faches zur Vertretung auf 4 bis 
6 Wochen

gesucht.
Angebote mit Gehaltsai^priiehen 
und Mitteilung des Antrittstermins 
und der Dauer der Vertretungs­
möglichkeit erbeten an

Rechtsanwalt und Notar 
Dr. B o h 1 i n g ,

S a y d a (Erzgeb.), 
über Freiberg (Sachsen) 2.

Suche s o f o r t  oder - ■ 
tüchtige StenotyP1® e|lPf-

für Notariatsbüro. OuKArbel
nisse und selbständig^ V fe? 
itn Notariat erwünscht- jjet. 
für die Herreise werden 
Angebote mit kurzem Le .^b' 
und Lichtbild sowie ZcUK 
schritten erbittet taf,

Horst  Kol lpack,
Li tzmannstadU

Adolf-Hitler-Straße u  ’ 
Fernruf 22793.



A M o r
ftr Verwaltungs- und Qrunderwerbsbearbeitung 

z,lni sofortigen Eintritt

gesucht.
^ergütung, Urlaub usw. nach der seit dem 1. April 
'Ü38 gültigen Tarifordnung für Angestellte im 
öffentlichen Dienst. Schriftliche Bewerbung mit 
^benslauf, Zeugnisabschriften, Nachweis der 
ai'ischen Abstammung und Angabe des frühesten 

"frittstermines sind zu richten an:

Reichsautobahnen 
Oberste Bauleitung Frankfurt (M)

‘n Frankfurt (M), Hohenzollern-Anlage 35

Sekretärin,
^'e Steno- und Maschinenschrift vollkommen be- 
errscht, für angenehmeTätigkeit in Treuhandpraxis

nach Berlin gesucht.
^°glichkeit zur Einarbeit in Buchführung gegeben. 

ngebote mit den üblichen Angaben unter A. 1542 
an Anzeigen-Abteilung Deutscher Rechtsverlag, 

Berlin W 35, Lützowufer 18. ‘

Atn Per f ek t e
die Waltsstenotypistin,
:cÄ h zu Biirovorsteherge- 
% (D- uerange/.ogen werden 
üste k r°v9rsteher vorh.), nur 
Schk es' Nichtige Kraft, sudit 

‘""valt Dr. Karl Kühne,
V a i . Berl in W35>^yon-Schröder-Straße 8.

sÜ *1Reigen-Preisliste Nr. 2

Anwaltsstenotypistin
um 1. J u 1 i oder f r ü h e r  

gesucht.
H e l m ,

Rechtsanwalt und Fachanwalt 
für Steuerrecht, 

P o s e n ,  
Königsplatz 6 a.

N ihrä itt; werden am ehesten durch

c<HeStellenanzeige in der Fachpresse gefunden
Das ist eine alte Tatsache, die sich gerade jetzt immer 
wieder bewahrheitet. tt
Deshalb sind in unserer Zeitschrift „Deutsches Recht in 
Ausgabe für Ausgabe — auch in der vorliegenden Folge 
Stellenangebote enthalten, Anzeigen, in  denen Volljuristen 
und juristisch vorgebildete Kräfte gesucht werden.
#Der leere Platz“ hieß unser Werbedruck, den w ir einer der 
ätzten Ausgaben beilegten. Er zeigt im besonderen einige 
der am meisten verwandten Anzeigengrößen für Stellen­
angebote und -gesuche und beweist, daß die Kosten tur 
die Veröffentlichung von Stellenanzeigen in unserer Zeit­
schrift niedrig sind.
Wenn Ihnen eine Arbeitskraft fehlt (oder Sie selbst viel­
leicht eine S te lling suchen), dann füllen Sie bitte den 
Bestellschein aus und schicken Sie die Anzeige gleich 
au uns ein, damit wir sie in der nächsten Ausgabe ver­
öffentlichen können. Im anderen Fall heben Sie bitte aen 
Werbedruck so auf, daß Sie ihn bei Bedarf gleich finden.

ûisöier Redifsverlag 0. m. b. n.

p f  Jliij: Gesuchte Stellen

Dr. jur.
40 Jahre, Leiter aufgel. Wirtsch. Org., nach Erled. kriegswirt- 
schaftsrechtl. Sonderauftrags nicht mehr voll ausgefüllt, sudit 
leitende Dauerstellung in Wirtschaft, Industrie oder Verband. 
Erstklass. Zeugnisse u. Ref. von Mitgl. oberster Reichsbehörden. 
Angebote mit Gehaltsangabe unter A. 1539 an Anzeigen-Ab- 
teilung Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, Lützowufer 18.

Bürovorsteher
aus dem Anwalts- und Notariatsfach,zu- 
letzt als Abteilungsleiter in der Industrie 
tätig, m it langjäbr. Praxis u. guten Um­
gangsformen sowie Erfahrungen u. a. im 
Rechts-, Personal-, Grundst.-Hypothe- 
ken-, M iet- u. Pacht-, Steuer- u. Regi­
stratur-Wesen, selbständiger Arbeiter, 
guter Organisator u. Verhandlungsleiter, 
soziales Verständnis sowie Gewandtheit 
im Behördenverkehr, sucht, gestützt 
auf Ia Referenzen, anderweitigen

Wirkungskreis.
Offerten unter A. 1544 an Anzei­
gen-Abteilung Deutscher Rechtsverlag, 
le rlin  W 35, Lützowufer 18.

Bürovorsteher,
edig, firm und selbst. Arbeiter, 
Wahn- u. Klagewesen, Kostensach. 
usw., in einer Praxis üb. 11 Jahre, 
seitüber20 Jahren Bürovorsteher, 
Steno 200 Silben in der Minute u. 
lott Maschine, firm in Buchhalt.,

sucht Stellung
auch a. Alleinkr., Rheinl. bevorz., 
a.n. Beding., Gehalt nach Überein­
kunft. Angeb. u. A.1543 a. Anzei­
gen-Abteilung Deutscher Rechts­
verlag, Berlin W35, Lützowufer 18.

Bürovorsteher,
selbständig, beide Fächer firm,

sucht
neuen Wirkungskreis (Anwalt­
schaft u. Industrie). Gehaltsange­
bote unter A. 1538 an Anzeigen- 
AbteilungDeutscherRechtsverlag, 
Berlin W35, Lützowufer 18.

Anwaltssekretärin,
Bürovorsteherin, beide Fächer, 
allererste Referenzen u. Zeugnisse, 
selbst. Arbeiterin mit langjährig. 
Praxis su cht entsprechend. Posten 
in Düsseldorf oder Köln, auch 
bei Versicherung oder Industrie. 
Angebote unter A. 1440 an Anzei­
gen-Abteilung Deutscher Rechts­
verlag, Berlin W35,Lützowuferl8.

Bremerin,
2P/2 Jahre, Reifeprüfung, englische und 
spanische Dolmetscherpiüfung auf 
Fremdsprachenschule, Kurzschrift und 
Maschinenschreiben ausgebildet, Führer­
schein 3 b, kinderlieb,

sucht
Pflichtjahrstelle in S t a d t  oder L a n d  
Angebote unter A. 1537 an Anzei­
gen-Abteilung Deutscher Rechtsverlag, 
Berlin W 35, Lützowufer 18.

Eine Anzeige 

in dieser Größe, 30 111m 

einspaltig, kostet 6.90 RM

jjji Bekanntmachungen verschiedener Art üjj

Reichsrecht
Pfundtner-Neubert, neuwertig, auf 
neuestem Stand,inSammelmappen 
geordnet, verkäuflich. 
Angebote: Fern ruf Berlin 671682.

R  «  cl» < » w  a h r c r !
Gewissenhafte Erledigung von 
Ermittlungen, Beobachtungen 
und Auskünften durch

D E T E K T IV

«RAEOER
Berlin w 9Humckä(t,

fj/UtdätmöthbeißeH,
Individuell, erfolgsicher: t7 02 72
S tu d ie n ra t Lang er, B erlin  SW 68

Oränienstr. 113/14

Die B ücher
bee öeutfrtjen Redjtooerlages er<> 
halten © ie  in  jeher 29ud)ljanb!una, 
K ata log unb p ro fpe fte  liefern tu lr 
au f IHunftt) fo ften loo unb b ire ft 
¿eutfd jc i' Hed)töt>erlag 

3 e t l in  U0 3S — HOien i

31ntíquacífcHcé Angebot:
!B(i>23..Sonimentar ». m-SRÖten. 8- 1984/86 9Cb. (143.-) 5 «  6 0 .-
JHcichsflcfchblott. l ‘JÖ0-l‘>39 (ab 1922 i i .  I nnb I I ) ............... cicb. ^3)1 280.
¿Uoricnfibrift, 3urijt-, 1900-1938 (ab 1936 in öeften)........... geh. 913)1 200 .-

S©ir taufen:
tfntfdiriim itßen 6. 916. i«  Str#ffad)ni,
Tohrbml) her SntfdKitmnflcn in ’Huflci. ii. fretu). »erhhtsb« rieft, 
(fbermoner u. Dlsbnufett,' StvafBefcftfommentore,
«joIMamnter, '«rd)io fü r S trafredjt,
3>eutfd)es Strafrcd)t 1934 ff.

3. Sdffocit jcv S o r t i m e n t  / © e r l i n  8
Jftinsfiftfdie Strafe 18 / gernípvcdjer 121167/68 

«iidihniibluuB unft ftn tinun rin t fü r jHcrfjtä- un» ®Mvtftf)itft8M)iffcnfrf)a}ten

A n z e i g e n - A b t e i l u n g

Berlin W 35, LUfzowuler 18
Fernruf: 224086

I ,  ,  O  ist jeweils dev Donnerstag der V o rw o d ie !
A nzeige ns cm Ui» Deutscher Rechtsverlag G. ni. b. H., An­
zeigen-Abteilung, B e rlin  W  35, L ü tzow u fe r 18, T e l.224086



Das

S b l i h a n

Schreibband 
ist ein

Sparband,
denn es ist 

>f arbverdicht et <.
Es ha t e ine  lange 

Lebensdauer und is t 
preiswert im Gebrauch

Zu beziehen durch 
die Fachgeschäfte

G Ü N T H E R  W A G N E R - H A N N O V E R

Der  f ü h r e t :
Je mehr die onOere Hielt fleht. Daß Diefco 

+  große öolh eine einjige Gemcinfthaft Iß, +  
um fo mehr mirD fie einfehen, toie aue> 

ßd)t0loo ihr Beginnen fein muß.

niuttcr roeiß Gefchciö!
ßcin WunDcr; Denn roer Dae fiauohaltegcID 
zerrinnen ficht, öcr meiß, ioao GeiD roert ift 
unD ioao man Damit anfangen hann. Deo- 
halb ift IRutter lehr Dafür, Daß Vater baree 
6 elD für Dae Alter unö für feine Cleben 
fichcrftcllt unö Deshalb frühzeitig unD in ge- 
ftinDen tagen eine gute Cebeneoerficherung 
abfehiießt.Auch fie mähltroegenDcrfparfamcn 
unmittelbaren „ hannooerfeben Werbung" 
unD toegen Der frühzeitigen, hohen Ceiftun» 
gen Des „hannooerfdien Getolnnplanea" Die

^jannooerfdit ¿cbensocrftchmmg
auf Gegenfei t lgheft  zu fiannooer  
normale preußifcher ßeamten-Vereln 
Poftanfchrift: fiannooer i . Poftfach 50 bn

eine Cebenauerficherung, 0 ic freuöe macht

3ch bitte, ohne mich zu oerpflichten, um Dhre Druchfachen 
über £ebene« /  fiinDer»/ penfione-Renten-Verficherung
na Hie:________

* ' * * * • • __________________________ ___________ 8tt> am:_______________

Ort:

______ - __________________ ___________________ Straß» nr.:
6 bn

Dr. Dr. Oollmnr flcffncr

R affe  unD p o lit ih  Im 

ü to a ta b ü rg e rre d it
Rassisch-völkische und politische Voraussetzungen 

der Ausübung staatsbürgerlicher Rechte
i n  D e u t s c h l a n d  u n d  i m  A u s l a n d e

Der bekannte Autor bietet einen vollständigen 
Überblick mit erschöpfenden Literaturangaben über 
die Ein- und Ausbürgerungspolitik des Deutschen 
Reiches, der europäischen und der äußerem o- 
päischen Staaten. Daß die rassischen Voraus­
setzungen besonders eingehend behandelt sind, ver 

steht sioh am Rande.

Preis kart. RM, 3.60, Leinwand RM. 4.20

Zn beziehen durch den Buchhandel 
oder direkt vom Verlag
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